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Preisbildung, Monopol und Spekulation beim städtischen Boden* 
Ein Beitrag zur Diskussion um die Bodenrechtsreform 


Helga Fassbinder 


Durchschnittliche Bodenpreissteigerungen von 1 000 % innerhalb von 10 Jahren in 
Ballungsgebieten (1); Gewinne durch Widmungsänderung von landwirtschaftlicher 
in städtische Nutzung des Bodens in Höhe von 50 Milliarden innerhalb von 10 
Jahren (2); innerstädtische Sanierungen in fast jeder größeren Stadt, die Wohngebie- 
te in Geschäfts- und Verwaltungsareale verwandeln (3), märkieren das Ausmaß an 
räumlichen Bewegungen in den industriell entwickelten Regionen und die Proble- 
me, die sich in diesem Zusammenhang aus dem privaten Grundeigentum und seiner 
spezifischen gesellschaftlichen Einbindung und Absicherung ergeben. Die Literatur, 
die diese Phänomene beschreibt, ist mittlerweilen zahlreich, insbesondere die Nach- 
richtenpresse wartet nahezu täglich mit Spekulationsgeschichten und Skandalen, 
horrenden Gewinnen der Grundbesitzer (‚Jeden Morgen, wenn er aufwacht, ist 
Baron Finck um eine Million reicher“), Erpressungen gegenüber Gemeinden und 
neuerdings auch Zusammenbrüchen spekulativer Bauvorhaben auf. Eine Vielzahl 
von Bürgerinitiativen und Protestgruppen werden durch die Folgen von Bodenpreis- 
steigerung und Bodenspekulation aktiviert, auch die Gewerkschaften sehen hier 
eines der Hauptprobleme bei der Verteuerung der Lebenshaltung und Verschlechte- 
rung der Lebensbedingungen (4). Soviel Unruhe an der Basis hat auch seine Reflexe 
bei den offiziellen Verwaltern der Politik gezeitigt: Mit Pressekonferenzen und 
Interviews des Städtebauministers, beauftragten Kommissionsberichten, Verlautba- 
rungen von Parteien, Kirchen, Städtetag, Maklerverband, Wohnungsbaugesellschaf- 
ten und Bauindustrie wird dem Volk ins Bewußtsein gedrängt, daß man sich inzwi- 
schen überall höheren Orts mit den Problemen beschäftigt und auf Abhilfe sinnt. 


* Beitrag zur Tagung des Arbeitskreises ‚Lokale Politikforschung‘ im Rahmen des Hambur- 
ger Kongresses der Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft im Oktober 1973. 
(Die Beiträge diescs Arbeitskreises werden im Frühjahr 1974 in einem Sammelband 
‚Lokale Politikforschung‘, hrsg. v. R.-R. Grauhan, bei Fischer-Athenäum crscheinen.) 


1) M. TIEMANN, Die Baulandpreise und ihre Entwicklung, in: Der Städtetag 11/1970, 
S. 571; vgl. auch Emil RECHTZIEGER, Privates Grundeigentum und Bodenpolitik in der 
BRD, in: DWI-Berichte 5/1971, 8. 22 £. 

2) Süddeutsche Zeitung vom 15. 7. 1972 

3) In den Jahren 1971-73 wurden vom Bund im Rahmen des Bundesprogramms nach dem 
StBauFG 344 Sanierungsvorhaben gefördert. Süddeutsche Zeitung vom 19./20. 5. 1973 

4) Heinz Oskar VETTER, der auf dem Gewerkschaftstag 1973 der IG Holz und Kunststoff 
in Freiburg die Forderungen der Gewerkschaften formulierte, nannte an zweiter Stelle 
seines Katalogs die Kommunalisierung des Bodens in den Ballungsgebieten, s. Handels- 
blatt vom 6. 9. 1973 


1 Probleme des Klassenkampfs Nr. 10 1 


Die wissenschaftliche Behandlung des Bodenproblems 


Die allenthalben beteuerte Bedeutung des Bodenproblems steht allerdings in einer 
merkwürdigen Diskrepanz zur wissenschaftlichen Behandlung dieses Themas. 

Schon auf de: !i5ene einer grundlegenden theoretischen Durchdringung der 
Stellung des Bodens im Zusammenhang der gesellschaftlichen Reproduktion klafft 
ein absolutes Vakuum. Die neuere bürgerliche Volkswirtschaftslehre schenkt dem 
Boden, obwohl ihm als einem der drei Produktionsfaktoren eine erstrangige Bedeu- 
tung zugesprochen worden ist, so wenig Beachtung, daß man, wie Hans MÖLLER 
feststellt, „aus den Lehrbüchern und dem sonstigen wirtschaftswissenschaftlichen 
Schrifttum den Eindruck (gewinnt), als ob ein Bodenproblem heute nicht mehr 
bestünde“ (5). Wenn man diesen Zustand damit erklärt, daß die Bodenprobleme 
„nur noch zu einem kleinen Teil auf dem Gebiet der reinen Theorie‘ lägen, sie 
vielmehr auf einer, offensichtlich als von der „reinen Theorie“ getrennt gedachten 
Ebene der „wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Gestaltung der Bodenverwen- 
dung und damit des Bodeneigentums“ (6) angesiedelt sieht, so ist damit der An- 
spruch einer wisschenschaftlichen Herleitung praktischer, in den Wirtschaftsprozeß 
eingreifender Maßnahmen aufgegeben, der in der deutschen Nationalökonomie im- 
nierhin einmal bestand, und der Zustand des Pragmatismus bei der Behandlung des 
Bodenproblems auch ‚wissenschaftlich‘ sanktioniert. Das Bodenproblem ist in den 
Bereich von Wirtschafts- und Sozialpolitik verwiesen, die damit Befaßten sind folge- 
richtig Männer der politischen Praxis: Kommunalpolitiker, Verwaltungsbeamte, 
Landes- und Bundesminister, Staatssekretäre, Ministerialräte etc. (7). 

Die zahlreichen Veröffentlichungen zum Bodenproblem folgen in ihrem Auf- 
bau und der Behandlungsweise der Themen durchgängig demselben Muster: der 
Erörterung verschiedener möglicher staatlicher Maßnahmen zur Bekämpfung negati- 
ver Folgen der Bodenordnung auf der Ebene des Steuerrechts, des Planungsrechts, 
der gemeindlichen Bodenvorratspolitik, des Enteignungs- und Entschädigungsrechts, 
die jeder Autor entsprechend seiner persönlichen Einschätzung von Ursache und 
Wirkung akzentuiert, werden Einleitungen vorangeschickt, die die Dringlichkeit des 
Problems vor Augen führen, oder auf seine historische Dimension verweisen, oft mit 
dem Stoßseufzer, daß es im landesfürstlich-absolutistischen Städtebau noch nicht 
existiert habe und erst mit der Liberalisierung des Eigentumsbegriffs entstanden sei 
(leider allerdings ohne daß die nützliche Naivität eines solchen Gedankens in der 
Frage nach der Funktion des Grundeigentums in einer kapitalistischen Gesell- 


5) Hans MÖLLER, Der Boden in der politischen Ökonomie. Wiesbaden 1967, S. 6 

6) Ebd.,$.7 

7) Autoren mafsgebender Veröffentlichungen zu Problemen des städtischen Bodens (die 
Reihe ließe sich fortsetzen): Werner ERNST (Staatssekretär), Willi BONCZEK (Beigeord- 
neter der Stadt Essen), Friedrich HALSTENBERG (Staatssekretär und Chef der Staats- 
kanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen), Louis STORCK_ (Staatssekretär), Willy 
ZINKAHN (Ministerialrat), Walter BIELENBERG (Ministerialrat) u. a.: auch die jüngere 
Generation von Bodensachverständigen setzt diese Tradition fort: Peter CONRADI 
(MdB), Hartmut DIETERICH (städtischer Direktor in Stuttgart), Volker HAUFF (MdB). 
Volker SCHREIBER, Ulrich PFEIFFER (Bundesministerium f. Wohnbau) 


to 


schaftsform fruchtbar gemacht würde) (8). 

Die spärlich erschienenen Arbeiten kritischer und marxistischer Autoren be- 
handeln das Bodenproblem nicht grundsätzlich anders, wenn auch bei ihnen der 
Akzent mehr auf einer ausführlichen Beschreibung empörender Zustände liegt, und 
die geforderten Maßnahmen weitreichender, aber auch globaler sind (9). Während 
die bürgerlichen Thevrei:se: Ger Bodenpolitik sich damit beschäftigen, in. ert 
Sandkastenspiel die möglichen Folgen möglicher Maßnahmen zu runden. dessen 
Spielregeln in den herrschenden Machtstrukturen beschrieben sind, und die Politi- 
ker diese Beschäftigung fortsetzen in geschickter propagändistischer Verwendung 
prospektiver Ergebnisse (und damit ihrerseits versuchen, die Determinanien des 
Spiels zu beeinflussen), haben die Linken und Marxisten den Part der Mahner und 
Moralisten übernommen. Wenn auch bei ihnen zum Teil an die Marxschen Katego- 
rien der Grundrente erinnert wird, und damit ein begrifflicher Zusammenhang zur 
Analyse der Kapitalbewegung wenigstens umrissen ist, bleibt diese Ebene der Dar- 
stellung doch durchweg rein abstrakt und so unvermittelt zu den empirischen Er- 
scheinungen, daß hier dieselben Fehler in der Bestimmung der Erscheinungsformen 
auftauchen wie bei der: bürgerlichen Autoren: Die städtischen Bodenpreissteigerun- 
gen gelten als das Ergebnis von zufälligem oder berufsmäßigem Spekulantentum, 
der Unvermehrbarkeit und damit Monopolstellung des Bodens und der Bodenkon- 
zentration in Händen von Banken, Versicherungen und Handelskapital. Denn diese 
scheinen die Verödung der Cities, die Vertreibung der Innenstadtbewohner, die 
Mietpreisexplosionen verschuldet zu haben. Kennzeichnend ist, daß als Ursache der 
Misere angesehen wird, was mit den Händen greifbar scheint: die Privilegien der 
Grundeigentümer und die Weise, in der sie sie ausnützen, die Bodenspekulation. 

Entsprechend der fehlenden Analyse werden Reformvorschläge als moralische 
Forderung erhoben, ohne daß eine klassenanalytische Auseinandersetzung mit ihren 
Folgen (10), die von den bürgerlichen Autoren in ihrem realpolitischen Pragmatis- 
mus immerhin noch geführt wird, auch nur ansatzweise unternommen würde. Will 
man nicht den Irrtum begehen, Radikalität eo ipso für etwas Progressives einzu- 
schätzen, läßt sich ein qualitativer Unterschied zwischen Vorschlägen zur Boden- 


8) Ausführliche Literaturzusammenstellung (240 Titel) in STADTBAUWELT 27/1970, 
5.236 f. 

9) Vgl. Werner HOFMANN, Bodeneigentum und Gesellschaft — Theorie und Wirklichkeit, 
in: Bodenordnung? , hrsg. v. Folker SCHREIBER, Stuttgart 1969, ebenso in: Sanierung 
— für wen?, hrsg. v. Büro f. Stadtsanierung Berlin-Kreuzberg, Berlin 1969 und 1970; 
Rainer NEEF, Die Bedeutung des Grundbesitzes in den Städten, in: Kursbuch 27, Berlin 
1972; Michael RATZ, Bodenpolitik in der BRD, in: Demokratie und Recht 1/1973, 
ebenso: Köln 1973; Emil RECHTZIEGLER, Privates Grundeigentum und Bodenpolitik 
in der BRD, in: DWI-Berichte 5/1971 

10) _Verschärfte Enteignungsmöglichkeiten, Besteuerung etc. treffen nicht nur das professio- 
nell ‚schmarotzende‘ Grundeigentum, sondern ebenso die kleinen Eigentümer. Dieser von 
den Maßnahmen zu verschonen, hieße aber, die Waffe gegen das Grundeigentum weitge- 
hend entschärfen, da gerade auch die beiläufig betriebene Ausnutzung der Wertsteigerung 
der kleinen Eigentümer die bekannten dysfunktionalen Folgen hat. Eine rigorose Reform 
der Bodenordnung muß sich jedenfalls dem Problem stellen, daß das Bodeneigentum eine 
wichtige Rolle als Sparbüchse für Notfälle und als Altersversorgung für kleine Einkom- 
men spielt. 


rechtsreform von linken und bürgerlichen Autoren nicht ausmachen (11). Der aber 
könnte aufgrund der spezifischen Stellung des Grundeigentums zu Kapital und 
Arbeit nur in einer politischen, die Stellung der verschiedenen gesellschaftlichen 
Klassen und ihrer Fraktionen zum Bodeneigentum innerhalb der gegenwärtigen 
Klassenauseinandersetzungen reflektierenden Bestimmung von Forderungen beste- 
hen. 

Zieht man ein Fazit, so bleibt gemeinsam ein hilfloser Reformpragmatismus 
und eine erhebliche Unklarheit über die Stellung des Privateigentums an städtischem 
Grund und Boden und seine Auswirkungen auf den gesellschaftlichen Reproduk- 
tionszusammenhang unterm Kapitalverhältnis. Wird das städtische Grundeigentum 
und die damit aufgeworfenen Probleme trotz ihrer Unübersehbarkeit von der deut- 
schen bürgerlichen Wirtschaftswissenschaft gar nicht mehr thematisiert und fraglos 
als ein Gegenstand der Politik verstanden, so wird es andererseits von der marxisti- 
schen politischen Ökonomie entweder ebenso gar nicht zur Kenntnis genommen 
oder aber als erledigt betrachtet mit der kategorialen Bestimmung der Grundrente 
alseinem Abzug vom Mehrwert. 

Dieser Zustand ist verständlich bei der marxistischen Theorie: Mit Ausnahme 
von ENGELS Streitschrift gegen die proudhonistische Lösung der Wohnungsfrage, 
die in Grundzügen auch die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten entwickelt, die das 
städtische Bodenproblem hervorbringen, hat sich die marxistische Wissenschaft die- 
ses Problems nicht angenommen (12). Zwar hat MARX in der Kritik der Ricardo- 
schen Rententheorie die kategoriale Bestimmung des Grundeigentums im System 
der politischen Ökonomie entfaltet und auch einige Hinweise auf die besonderen 
Bedingungen des städtischen Grundeigentums gegeben (13), doch wurden aufgrund 
der vom Klassenkampf gesetzten Prioritäten die Rentenkategorien nur hinsichtlich 
des agrarischen Grundeigentums weiterentwickelt (14). 


Die Behandlung des städtischen Bodens in der deutschen Nationalökonomie der 
Jahrhundertwende 


In der bürgerlichen Wirtschaftswissenschaft hingegen war das städtische Grundeigen- 
tum über ein Vierteljahrhundert eines der wichtigsten Themen, mit dem sich die 
Päpste der derzeitigen Nationalökonomie wie Gustav SCHMOLLER, Adolf WAG- 


11) Vgl. die partielle Übernahme der bislang radikalsten Forderung nach Kommunalisierung, 
die von den Jusos aufgestellt wurde. in der Form der Trennung von Nutzungs- und 
Verfügungseigentum durch den Deutschen Städtetag und eine Reihe von SPD-Politikern. 
Vgl. die Beratungsergebnisse des Arbeitskreises „Bodenrecht‘ der 17. Hauptversammlung 
des Deutschen Städtetages Anfang Mai 1973 in Dortmund, in: Neue Schriften des Deut- 
schen Städtetages, Bd. 29. Stuttgart 1973 

12) Friedrich ENGELS, Zur Wohnungsfrage, erschien als Folge von drei Artikeln 1872 im 
‚Volksstaat‘. MEW Bd. 18, Berlin 1971 

13) Vgl. v. EINEM, FASSBINDER, LANG, RINKLEFF, Grundeigentum und Grundrente in 
der Theorie der politischen Ökonomie, in: ARCH+ 17/1973 

14) Vgl. Karl KAUTSKY, Die Agrarfrage, Stuttgart 1899, und die zahlreichen Arbeiten 
LENINs zur Agrarfrage, insbesondere „Das Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der 
ersten russischen Revolution von 1905 bis 1907“, in: Werke Bd. 13, Berlin 1970 


NER und Lujo BRENTANO auseinandersetzten. An denselben Fragestellungen und 
Begriffen, die auch heute Gegenstand der Diskussion über das Bodenproblem dar- 
stellen: Bodenpreissteigerungen, Bodenspekulation und ihre Auswirkungen auf Mie- 
ten und Städtebau, haben sich um die Jahrhundertwende ausführliche Kontroversen 
entzündet, in deren Verlauf die begriffliche Bestimmung dieser Erscheinungen er- 
heblich weiter getrieben wurde als die heutige verwirrende Unklarheit der damit 
verbundenen Vorstellungen vermuten ließe (15). Es nimmt daher wunder, daß diese 
Diskussion so sehr in Vergesenheit geraten konnte und die gelegentlichen Hinweise 
darauf, daß das Bodenproblem nicht neu ist in Deutschland, immer nur die Boden- 
reformbewegung um Adolf DAMASCHKE zitieren, die ab 1890 mit viel publizisti- 
schem Aufwand sich dieses Themas bemächtigt hatte. So interessant und untersu- 
chenswert als Beispiel einer kleinbürgerlich-egalitaristischen Bewegung des Antiso- 
zialismus die Bodenreformbewegung gerade angesichts neuer Strategien von Woh- 
nungseigentum und Mietkauf für die Masse der Lohnab"äpeigen heute wieder ist, so 
wenig hat sie etwas beigetragen zur wissenschaftlichen Analyse des städtischen 
Grundeigentums. Ihre Theoriebildung bestand unter ihrem eigentümlichen politi- 
schen Interesse ausschließlich in einer eklektizistischen Montage von Theorieversatz- 
stücken, die das Grundeigentum zum Angelpunkt der Welt hochstilisierten (16). 
Parallel aber zu dieser populistischen Bewegung beschäftigte sich innerhalb und im 
Umkreis des Vereins für Socialpolitik eine ausgedehnte wissenschaftliche Diskussion 
mit denselben Erscheinungen von städtischem Wachstum, Bodenpreissteigerungen, 
Bodenspekulation und Wohnungselend. Neben den bereits erwähnten Größen 
SCHMOLLER, WAGNER und BRENTANO war eine große Zahl namhafter deut- 
scher Nationalökonomen der Zeit wie Paul VOIGT, EBERSTADT, v. INAMA- 
STERNEGG, Andreas VOIGT, v. MANGOLDT, SEIBT u.a. beteiligt. Das Spek- 
trum der vertretenen Positionen war entsprechend weit und reichte von Ansätzen, 
deren Moralismus und sozialreformerischer Pragmatismus den Bodenreformern und 
der konservativen Sozialistenbekämpfung nicht fern standen (EBERSTADT, 
SCHMOLLER) über eher technokratische Vertreter der jüngeren historischen Schu- 
le (v. INAMA-STERNEGG) bis zu späten Ricardianern wie Andreas VOIGT (17). In 
ihren besten Arbeiten, in denen immer noch versucht wird, die Erscheinungsformen 
des städtischen Bodenmarktes aus den Kategorien der Ricardoschen Rententheorie 
und Wertlehre zu erklären, besitzt diese Diskussion ein beachtliches und m. E. heute 


15) Einige wichtigere Arbeiten etwa Lujo BRENTANO, Wohnungszustände und Wohnungs- 
reform in München, München 1904. Adolf WAGNER, Wohnungsnot und städtische Bo- 
denfrage. Soziale Streitfragen. Berlin 1901. Adolf WEBER, Über Bodenrente und Boden- 
spekulation in der modernen Großstadt, Leipzig 1904, ders., Boden und Wohnung, Leip- 
zig 1908. K. Th.v. INAMA-STERNEGG, Städtische Bodenpolitik in alter und neuer 
Zeit, Wien, Leipzig 1895; weitere Titel s. unten 

16) Vgl. v. EINEM, FASSBINDER, LANG, RINKLEFF, Die Entwicklung von der sozialktiti- 
schen Bodenreformbewegung zur reformistischen Bodenpolitik, in: ARCH+ 17/1973 

17) Auch Friedrich ENGELS, der 1887 in 2. Auflage seine Aufsätze zur Wohnungsfrage neu 
eingeleitet und überarbeitet herausgegeben hatte, wurde von dieser gelehrten Diskussions- 
runde als Vertreter des „intransigenten Sozialismus‘‘ immerhin zur Kenntnis genommen. 
S. R. EBERSTADT, Grundsätze städtischer Bodenpolitik, in: Jahrbuch f. Gesetzgebung, 
Verwaltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reich, hrsg. v. Gustav Schmoller, Leipzig, 
17. 3g. 1893, S. 1201, Fußn. 2 


nicht wieder erreichtes Niveau (18). 

Dies erklärt sich aus einem fruchtbaren Zusammentreffen einer Reihe von 
Momenten: In den drei Jahrzehnten nach dem deutsch-französischen Krieg erlebte 
Deutschland einen industriellen Aufschwung, der es von einem zurückgebliebenen 
Absatzmarkt der großen Industrienationen England und Frankreich zu einer kapita- 
listischen Macht ersten Ranges emporsteigen ließ (19). Die Städte erlebten in die- 
sem Zusammenhang ein explosionsartiges Wachstum, in dessen Verlauf alle Formen 
von Wohnungsnot, Mietpreissteigerungen, Bodenspekulation, Stadterweiterung und 
Sanierung der alten Zentren in Erscheinung traten, die mit dem Bodenproblem auch 
heute verbunden sind. Eine Vorstellung über das Ausmaß der zu bewältigenden 
Folgen dieser Expansion gibt die Angabe von H. BECHTEL (20), daß der gesamte 
Bevölkerungszuwachs in Deutschland von 1871 bis 1910 in Höhe von 24 Millionen 
allein den Stadtgemeinden zugekommen ist, wovon wiederum die Hälfte auf die 48 
Großstädte des Reichs entfiel. (Der Anteil der städtischen Bevölkerung an der Ge- 
samtbevölkerung stieg in diesem Zeitraum von 36 % auf 60 %.) Die Folgen dieses 
städtischen Wachstums waren um so chaotischer, als es eine völlig unvorbereitete 
liberalistische Planungsgesetzgebung traf, die sich auf die minimalsten Regelungen 
des Katastrophenschutzes beschränkt hatte und die Aufgaben der Stadtplanung 
weitgehend in ästhetischen Richtlinien für die Privatinitiative sah (21). 

Aufgrund dieser Umstände traten naturgemäß die räumlichen Auswirkungen 
und Begleiterscheinungen der kapitalistischen Produktionsweise weit schärfer und 
ungemilderter in ihrer ökonomischen Gesetzmäßigkeit zutage als dies heute, unter 
einer Vielzahl modifizierender staatlicher Eingriffe in den Bau- und Planungssektor 
der Fall ist. So verzerrte weder eine restriktive, die Art der baulichen Nutzung und 
ihre Intensität festlegende Bebauungsplanung noch eine staatliche Subventionierung 
bestimmter Bauvorhaben und Bodenkäufe (Sozialer Wohnungsbau, $ 7 b EStG, Re- 
investitions-Paragraplı 6 b EStG für Bodenverkäufe von Betrieben etc.) den Nieder- 
schlag der Konkurrenz in de:Bodennutzung und folglich die Bodenpreisentwick- 
lung. Diese nahezu ungemilderte Härte, in der sich die kapitalistische Stadtentwick- 
lung dieser Periode vollzog, bot für eine materialistische Analyse, die in ihrem 
theoretischen Instrumentarium auf die im englischen Manchester-Kapitalismus von 
Ricardo entwickelten Begriffe eingeschränkt war, die denkbar beste Voraussetzung, 
trotz der Unzulänglichkeit des Begriffsapparats dennoch zu brauchbaren Ergebnis- 
18) Eine zusammenhängende historische Entwicklung der Theorie des städtischen Grund- 

eigentums in Deutschland, die den Zustand der derzeitigen Behandlung des Bodenpro- 

biems aus bestimmten politischen und theoretischen Gewichtungen der deutschen Natio- 
nalökonomie heraus erklären und in deren Rahmen auch die im folgenden angesprochene 

Diskussion um die Jahrhundertwende eingeordnet werden könnte, soll, da sie den Rah- 

men dieses Aufsatzes sprengen würde, einer späteren Darstellung vorbehalten bleiben. 

19) Vgl. dazu Jürgen KUCZYNSKI, Die Bewegung der deutschen Wirtschaft von 1800 bis 
1946, 18 Vorlesungen, Meisenheim 1948, S. 88 ff.: ders., Studien zur Geschichte des 
Kapitalismus, Berlin 1957,8. 208 tf. 

20) Heinrich BECHTEL, Systematik der Siedlungsplanung in Deutschland, in: Beiträge zur 
städtischen Wohn- und Siedelwirtschaft. Schriften des Vereins für Socialpolitik, 177. Bd.. 
München, Leipzig 1930,$. 340 

21) I1bd., S. 341 f. Zur Entwicklung des Bau- und Planungsrechts s. ZINKAHN-BIELEN- 
BERG, Kommentar zum Bundesbaugesetz, München 1969 


sen zu kommen, da sie, indem sie den Staat als vermittelndes Moment weitgehend 
außer acht ließ, keine wesentliche Abstraktion von der realen Bewegung vornahm. 

Hinzu trat ein weiteres begünstigendes Moment, das dieser Analyse ihre not- 
wendigen empirischen Vorarbeiten erleichterte und in vielen Punkten abnahm: das 
spezifische mikroempiristische Theorieverständnis der in den Jahrzehnten un: die 
Jahrhundertwende vorherrschenden wirtschaftswissenschaftlichen Richtung der ‚Hi- 
storischen Schule‘, das im detaillierten und gewissenhaften Erfassen und Sortieren 
der vielfältigen historischen Erscheinungen die hauptsächliche Aufgabe der Natio- 
nalökonomie sah, hatte eine Fülle von ergiebigen Materialsammlungen und Beschrei- 
bungen veranlaft, die gerade hinsichtlich der Erfassung von Bodeneigentumsverhält- 
nissen, hypothekarischer Belastung, Bodenpreisentwicklung und Grundstücksver- 
kehr, gemessen an der heutigen Dürftigkeit vorhandener Untersuchungen und stati- 
stischer Angaben, einen unvorstellbaren Fundus darstellen (22). Wehrte sich die 
historische Schule auch aufs heftigste gegen alle begriffliche, abstrakte Deduktion, 
so ist es doch gerade der Existenz von letzten Resten der von ihr bekämpften 
„Ricardoschen Scholastik“ (SCHMOLLER) zu verdanken, daß ihre Arbeiten in der 
Diskussion um die analytische Durchdringung der Phänomene des Bodenmarktes 
fruchtbar gemacht werden konnten. Diese Diskussion im Umkreis des Vereins für 
Socialpolitik übertraf die gegenwärtige Behandlung des Bodenproblems nicht nur an 
Reichhaltigkeit des Materials und empirischen Kenntnissen diverser Zusanımenhän- 
ge zwischen städtischem Boden und Formen der Kapitalverwertung (Hiypothekenge- 
schäft, Baukapital); ihre besondere Qualität besteht insbesondere darin, daß zumin- 
dest ansatzweise herausgearbeitet wurde, in welcher Weise die Gesetze der Kapital- 
verwertung bei den Manipulationen mit städtischem Boden durchschlagen und da- 
mit, über das abstrakte Beschwören der Rentenkategorien hinaus, Vermittlungsstu- 
fen eines Zusammenhangs zwischen den widersprüchlichen und, wie esscheint, mit 
dieser Kategorie gar nicht zu fassenden Erscheinungsformen des Bodenmarktes be- 
schrieben wurden. 


Ansatzpunkte für die Analyse des städtischen Bodens 


Für eine marxistische Untersuchung der mit dem städtischen Grundeigentum aufge- 
worfenen Probleme scheint mir ein Anknüpfen an dieser Diskussion und einigen, in 
ihrem Verlauf formulierten Positionen in mehrfacher Weise notwendig und nütz- 
lich: Hauptgegenstand der Kontroverse im Verein für Socialpolitik war cine Defini- 
tion der Ursachen der Bodenpreissteigerungen und eine Bestinnmung der Bodenspe- 
kulation in diesem Zusammenhang. Genau diese Fragen aber sind es, die auch in der 
22) Eine gute zusammenfassende Darstellung des wissenschaftlichen Selbstverständnisses der 
Historischen Schule gibt G. SCHMOLLER in seiner Berliner Rektorats-Antrittsrede mit 
dem Thema: Wechseinde Theorien und feststehende Wahrheiten im Gebicte der Staats- 
und Sozialwissenschaften und die heutige deutsche Volkswirtschaftsichre, in: G. Schmol- 
ler, Über einige Grundfragen der Socialpolitik und der Volkswirtschaftsichre, Leipzig, 
1898. Eine marxistische Kritik der Historischen Schule s. beiN. BUCHARIN, Die politi- 
sche Ökonomie des Rentners, Berlin 1926, S. 11 ff. (Nachdruck unter dem Tite!: Das 
Elend der subjektiven Wertichre, Frankfurt 1972) 


heutigen Diskussion ungeklärt geblieben sind und über die eine babylonische Be- 
griffskonfusion herrscht. Michael RATZ 2. B. definiert Spekulationsgewinn als Pro- 
fit aus Wertsteigerung, zu der der Grundeigentümer nichts beigetragen hat, und 
scheint in sämtlichen privat angeeigneten Bodenpreissteigerungen den Ausdruck 
einer „Bodenspekulation als Dauerzustand‘“ zu sehen (23): damit würde er die Dif- 
fentialrente und die ihre Steigerung bedingenden Momente mit Spekulation 
schlechthin in eins setzen. Werner HOFMANN redet davon, daß die Steigerung der 
Baubodenpreise Ausdruck der Entwicklung der Baubodenrente zu einer besonderen 
Form von Kapitalgewinn sei (24), womit er eine Definition in den Kategorien der 
politischen Ökonomie schon verlassen hat. Ein weiterer vielfach ungeklärter Punkt 
ist der Begriff des Monopols am Boden, wobei die Bestimmung des Bodenmonopols 
als des allgemeinen Monopols einer Klasse und das Monopol an einem besonderen 
Bodenstück, das aus bestimmten Gründen Liebhaberwert besitzt, ständig durchein- 
andergehen. 

So begreiflich es ist, angesichts der Handgreiflichkeit und Dringlichkeit der 
aufgehäuften Probleme nicht auf eine exakte wissenschaftliche Analyse warten zu 
wollen, um politische Forderungen zur bürgerlichen Reformdiskussion zu formulie- 
ren, so läuft gerade diese Vorgehensweise Gefahr, in der Sackgasse eines nıorali- 
schen Refornıpragmatismus zu enden, der unfreiwillig dazu dient, ausschließlich die 
Hindernisse einer technokratischen Reform im Interesse der großen Kapitale zu 
beseitigen. 

Es scheint mir daher geboten, bei der Auseinandersetzung mit den Mißstän- 
den der Bodenordnung und ihrer Reform einen Schritt zurückzugehen und erst die 
begriffliche Klärung der beherrschenden Erscheinungen aufzuarbeiten. 

Zu diesem Zweck abeist die in der deutschen Nationalökonomie um die 
Jahrhundertwende geführte Diskussion nicht nur ein nützlicher Leitfaden, der die 
Analyse in der Kritik schon aufgearbeiteter Positionen abkürzen kann, auch ihr 
Reichtum an emipirischem Material kann einen gravierenden Mangel der heutigen 
Untersuchungen ausgleichen (die nicht ohne Grund hauptsächlich mit der Aneinan- 
derreihung von Einzelfällen operieren), sobald wir uns bewußt machen, wo die 
Parallelen und wo die Unterschiede zwischen beiden Phasen städtischer Erweiterung 
und Umstrukturierung liegen. 

Das hervorstechendste und die damaligen Nationalökonomen wie Sozialrefor- 
mer in gleicher Weise beunruhigende Merkmal des städtischen Wachstums und der 
damit verbundenen Veränderung der vorhandenen städtischen Struktur im letzten 
Viertel des 19. Jahrhunderts war die Verdrängung der alten ein- und zweigeschossi- 
gen Wohnhausbebauung durch das fünfgeschossige Wohnhochhaus, die Mietskaser- 
ne. Die damit verbundenen Probleme lagen in erster Linie in der Verschlechterung 
der Wohnsituation, die diese dichtere Bebauung mit sich brachte, da außer feuerpo- 
lizeilichen Vorschriften keine Restriktionen hinsichtlich des Ausmaßes der bauli- 
chen Ausnutzung der Grundstücke gemacht wurden. Die gleichzeitigen Prozesse der 
Umwandlung von Wohngebieten in Geschäftszentren waren demgegenüber ver- 
gleichsweise geringfügig, was der damaligen Stufe der Entwicklung der gesellschaftli- 


23) M.RATZ.a.a.0.,S.9 
24) W. HOFMANN,a.a.0.,S. 243 
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chen Produktion bzw. der Kapitalakkumulation entsprach, in der der Ausbau der 

Produktion von Produktionsmitteln eine unbestrittene Vorrangstellung im Industri- 

alisierungsprozeß einnahm. 

Im Gegensatz dazu ist heutiges Kennzeichen der städtischen Umstrukturie- 
rung nicht das Wachstum der Einwohnerzahl in den alten Stadtstrukturen, sondern 
gerade umgekehrt deren Verminderung durch die Vertreibung der Wohnbevölke- 
rung aus den Innenstädten im Gefolge der Expansion von Handel, Dienstleistungen 
und Verwaltung, wobei der progressive Ausbau dieser Bereiche des gesellschaftli- 
chen Reproduktionsprozesses notwendig geworden ist, um der verschärften unglei- 
chen Entwicklung von Produktionssphäre und der Sphäre der Zirkulation und Di- 
stribution, die immer mehr zu einem Hemmnis für die Kapitalverwertung wird, 
entgegenzuwirken (25). 

Entsprechend wird in der heutigen Behandlung des Bodenproblems die Bo- 
denspekulation für die Verdrängung der Wohnbebauung (also der alten Mietskaser- 
nen) durch Geschäfts- und Verwaltungsbauten verantwortlich gemacht, während 
damals die Bodenspekulation als die Ursache für den Mietskasernenbau und die 
damit einhergehende Verschlechterung der Wohnsituation angesehen und verfolgt 
wurde. Sind die äußeren Anstöße der Untersuchung der Phänomene städtischer 
Bodenpreissteigerungen und der Stellung des städtischen Grundeigentums im gesell- 
schaftlichen Reproduktionszusanrmenhang also verschieden, so folgen sie dennoch 
denselben ökonomischen Gesetzen und verlangen als Voraussetzung zu ihrer Beur- 
teilung dieselbe begriffliche Analyse. 

Eine Reihe von Untersuchungen über die „Wohnungsnot der ärmeren Klas- 
sen“ und die Bodenpreisexplosionen in den europäischen Großstädten waren in den 
80er Jahren und vor allem um die Jahrhundertwende erschienen (26). Über die 
Berliner Bodenpreisentwicklung hatte der Berliner Privatdozent Paul VOIGT sehr 
ausgedehnte Studien gemacht, die Bodenbesitzverhältnisse, Bodenkaufpreise, Bau- 
kosten, Mieten, Besteuerung und die auf Bauwesen und Städtebau bezogenen staat- 
lichen Eingriffe bis zurück in die Gründungszeit des 13. Jahrhunders verfolg- 
ten (27). Für das 19. Jahrhundert förderte Paul VOIGT, dem durch Protektion von 
SCHMOLLER und Finanzminister MIQUEL sonst unzugängliche Quellen offenstan- 
den, Material über Bodenpreisentwicklungen zutage, die denjenigen der deutschen 
Großstädte nach dem II. Weltkrieg durchaus vergleichbar sind (28). So betrug nach 
25) Vgl. Robert KATZENSTEIN, Technischer Fortschritt, Kapitalbewegung, Kapitaltixie- 

rung, Berlin 1971,58. 82 ff. 

26) Vgl. Schriften des Vereins für Socialpolitik, Bde. 30/31 (1886) und Bde. 94/95/96 
(1901), darin Untersuchungen über die Bodenpreisentwicklungen in Prag, Wien, Berlin, 
Frankfurt, Straßburg, Leipzig etc. 

27) Paul VOIGT, Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und seinen Vororten. Eine Unter- 
suchung ihrer Geschichte und ihres gegenwärtigen Standes. 1. Teil hrsg. v. Institut für 
Gemeinwohl zu Frankfurt a. M., Jena 1901. Eine ausführliche Rezension von Gustav 
SCHMOLLER, in: Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im 
Deutschen Reich, hrsg. von G. SCHMOLLER 25. Jg., Leipzig 1901,8. 1113 ff. 

28) In den letzten 10 Jahren war die Steigerungsrate der Bodenpreisentwicklung in den 
westdeutschen Großstädten allerdings ca. doppelt so hoch wie die von P. VOIGT berich- 


teten. Das ist nicht etwa dem Umstand geschuldet, daß in früheren Zeiten alles weniger 
kostete, sondern ganz materialistisch dadurch zu erklären, daß die heutigen Bodenpreis- 
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VOIGTS Berechnung der Gesamtwert der Charlottenburger Grundstücke und Ge- 
bäude im Jahre 1861 rund 16 Millionen Mark, im Jahre 1880 etwa 80 Millionen 
Mark und 17 Jahre später bereits 700 Millionen Mark. Noch großartiger sind die 
Bodenpreissteigerungen am Kurfürstendamm: Der Gesamtwert des Grund und Bo- 
dens betrug 1860 100000 Mark, 1870 200000 Mark und 1898 bereits 
50 Millionen Mark, was eine Steigerungsrate von | : 500 im Zeitraum von 25 Jahren 
bedeutet. Für die gesamten Berliner Vororte veranschlagte VOIGT in summarischer 
Berechnung die im Zeitraum von 1887-98 eingetretene Wertsteigerung des Grund 
und Bodens mit rund 1 Milliarde Mark. 

Was sind die Ursachen derartiger Preissteigerungen? Dieses Problem beschäf- 
tigte nicht nur die sozial motivierten Bodenreformer, sondern wurde ebenso für die 
wissenschaftliche Fachdiskussion der Nationalökonomie in dem Jahrzehnt um die 
Jahrhundertwende zu einer „bedeutenden Streitfrage“ (Gustav SEIBT). Die dabei 
vertretenen Positionen lassen sich in drei Gruppen fassen: die I. von den Anhängern 
der Historischen Schule und der sozialethischen Richtung der Nationalökonomie 
vertretene Position sah die Ursache des Übels in der preußischen Bauordnung und 
der dadurch begünstigten Bodenspekulation; die 2. Position, die in diesem Streit 
von ihren Gegnern als naturrechtlich-individualistisch bezeichnet wurde und sich 
selbst auf die Smith-Ricardosche klassische Theorie berief, leitete die Bodenpreis- 
steigerungen aus dem rapiden städtischen Wachstum ab: die 3. Position, die haupt- 
sächlich bei den Bodenreformern Anklang fand, machte das private Eigentum an 
Grund und Boden für diese Erscheinungen verantwortlich. 

Wir wollen im folgenden zunächst die Argumentationen der ‚Sozialrechtler‘ 
und ‚Historiker' darstellen, die in vielen Punkten Parallelen zu heute verbreiteten 
Auffassungen zum Bodenproblem aufweisen und gerade in ihrer spezifischen Zu- 
spitzung und Verabsolutierung von Einschätzungen der Ursachen und Lösungsmög- 
lichkeiten einen guten Einstieg zur Auseinandersetzung mit dem „Bodenproblem“ 
geben. Danach wollen wir die Kritik der Ricardianer an dieser Auffassung referie- 
ren, in der bereits wesentliche Grundzüge eines materialistischen Verständnisses der 
ökonomischen Gesetze, die die Verteilung und Nutzung des Bodens regulieren, 
entwickelt werden, um dann in einem dritten Schritt in Auseinandersetzung mit 
dieser Position die Rentenkategorie, wie sie MARX im ‚Kapital‘ hauptsächlich an- 
hand des agrarischen Grundeigentums entwickelt hat, für das städtische Grundeigen- 
tum zu präzisieren und die hier auftretenden Erscheinungsformen von Bodenpreis 
und Bodenspekulation in einen logischen Erklärungszusammenhang zu fassen. Von 
hier aus wird dann auch in der Klärung des logischen Verhältnisses zwischen Kapi- 
tal, Grundeigentum und Lohnarbeit und der historischen Bedingungen der ökono- 
mischen Realisierung des Bodenmonopols bestimmt werden können, in welcher 
Weise das Privateigentum am Boden verantwortlich gemacht werden kann für die 
städtischen Bodenpreissteigerungen. 


sprünge weitgehend auf Nutzungsänderungen von Wohnbebauung in Geschäfts- und Ver- 
waltungsbauten zurückzuführen ist, während die damaligen Preissteigerungen lediglich 
Ausdruck einer intensiveren Wohnbebauung als zuvor (5 statt 2 Geschosse) waren. 


Erklärungsmodell: Spekulation als Ursache städtischer Bodenpreissteigerungen 


Paul VOIGT hatte in seiner oben erwähnten Untersuchung der Berliner Bauordnung 
die Hauptschuld an der Bodenpreissteigerung zugesprochen, da sie die intensive 
Ausnutzung des Bodens durch die Mietskaserne begünstigt habe (29). 

Diese Ansicht wurde von einer ganzen Anzahi von Nationalökonomen wie 
EBERSTADT, SCHMOLLER, MEWES, BRENTANO u.a. geteilt. Sie beruht auf 
folgenden Überlegungen: Der Berliner Bebauungsplan weist mit seinen breiten 
Straßen und tiefen Blocks Grundstücke aus, die sich am wirtschaftlichsten mit 
einem geschlossenen Besatz durch vielgeschossige Wohnhäuser nutzen lassen. Einer 
solchen Nutzung setzt die Berliner Bauordnung keine Schranken entgegen: die 
mögliche Nutzungsintensität treibt aber die Bodenpreise in die Höhe, was ihrerseits 
wiederum die Mieten verteuert. Daraus entwickelt sich ein circulus vitiosus: Das 
Bauland ist zu teuer, als daß es anders als mit Mietskasernen bebaut werden könnte, 
und weil es so intensiv bebaut werden kann, wird sein Preis so hoch geschraubt. 
Andere Faktoren, wie die von den Bodenreformern hervorgehobene Eigentumsfrage 
erscheinen dagegen nebensächlich. So schreibt R. EBERSTADT, der markanteste 
und einseitigste Vertreter dieser Auffassung: „Es ist von minderer Bedeutung, wer 
der Eigentümer des Wohnlandes ist, ob Staat, Gemeinde oder Private: vielmehr ist es 
die jeweils verwaltende Behörde, welche durch ihre Maßregeln den Wert und die 
Verwendung des Wohnlandes endgültig bestimmt und festlegt‘ (30). 

Diese Anschuldigungen gegen die verwaltenden Behörden meinen freilich 
nicht, daß der Staat durch seine planenden Maßnahmen oder durch die Gestaltung 
des Bau- und Planungsrechts auf die Mietskaserne als bewußte Zielsetzung hinge- 
wirkt habe. Der Vorwurf lautet vielmehr eher umgekehrt, daß der Staat durch eine 
Politik des laisez-faire in der Stadtplanung, durch ungenügende gesetzliche Be- 
schränkungen, die den Boden der Profitgier der Spekulanten zur intensivsten Aus- 
nutzung überließen, eine Entwicklung zu schlechten Wohnverhältnissen und hohen 
Mieten habe ihren Gang gehen lassen. In der Tat hat die Stadt Berlin versucht, ihre 
Infrastrukturplanung aus Gründen der Kostenersparnis auf ein Minimum zu redu- 
zieren. Sie hatte bis 1876 keine gesetzliche Möglichkeit, den Grundbesitzern die 
anfallenden Kosten für Straßenbau und Versorgungsnetze als Anliegerkosten antei- 
lig abzuverlangen. Als sie dieses Recht endlich erhielt, war die Stadterweiterung 
schon so sehr zum Geschäft von Kapitalgesellschaften geworden, daß die Stadt ihre 
zurückhaltende Planungspraxis nur wenig änderte. Auch blieb weiterhin grundsätz- 
lich die Möglichkeit bestehen, außerhalb der Bauzonen in privater Regie Stadterwei- 
terung zu betreiben (31). 


29) Allerdings blieb gerade die Darstellung der Berliner Entwicklung im 19. Jahrhundert 
wegen VOIGTs Tod fragmentarisch, das Vorhandene beschränkt sich hauptsächlich auf 
eine statistische Darstellung. 

30) Rudolf EBERSTADT, Grundsätze städtischer Bodenpolitik, in: Jahrbuch für Gesetzge- 
bung. Verwaltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reich, hrsg. v. G. SCHMOLLER, 
Leipzig 1893, S. 1194 

31) Vgl. ZINKAHN/BIELENBERG, Kommentar zum BBauG, a.a.O., ebenso: Ho. FASS- 
BINDER/LENSING/KRAU u.a., Berliner Arbeiterviertel, TeilI, Berlin 1970, S. 151 ff. 
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Die Kritik von EBERSTADT, seinen Vorläufern und Anhängern bringt die 
geübte gesetzgeberische Abstinenz und das intensiv bebaute Erscheinungsbild der 
Städte in ursächlichen Zusammenhang. Ihre These lautet: Intensivere Bodennut- 
zung hat höhere Bodenpreise zur Folge und dadurch wiederum höhere Mieten: diese 
Art von Bodenpreissteigerung aber könnten die Behörden verhindern, wenn sie in 
der Wahrnehmung ihrer Planungsrechte nur eine wenig iniensive Ausnutzung der 
Grundstücke zuließen. 

Wenn man bedenkt, daß EBERSTADT u.a. Berlin damit auf die Stadtgestalt 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit ihren ein- bis zweigeschossigen „Fami- 
lienhäusern' festnageln wollte, dann mutet dieser Appell an die Verwaltung recht 
reaktionär an. Entkleidet man ihn jedoch seiner spezifischen gesellschaftspolitischen 
Zielvorstellung, dann bleibt übrig eine auch heute vielfach angestellte Überlegung, 
daß nämlich der Staat bzw. dessen lokale Agentur, die Stadtverwaltung, auf die 
Gestaltung der Städte entsprechend bestimmten, aus den Bedürfnissen ihrer Bewoh- 
ner entwickelten Zielsetzungen mittels seiner planerischen Hoheitsrechte einzuwir- 
ken habe, wofür gegebenenfalls auch neue gesetzliche Grundlagen zu schaffen wä- 
ren. Die derzeitigen Vorschläge zur Bodenrechtsreform, bis hin zum weitestgehen- 
den einer Kommunalisierung des städtischen Bodens, gehen zweifelsohne ebenso 
von der Möglichkeit einer derartigen Lösung der städtischen Bodenprobleme aus. 

Welche Implikationen es hätte. wenn der Staat solche Aufgaben übernehmen 
würde, wurde in der damaligen Diskussion mit den Ricardianern jedoch nicht weiter 
erörtert, da deren Erkenntnisinteresse primär auf eine Auseinandersetzung mit dem- 
jenigen Teil der EBERSTADTschen These abzielte, in der Einschätzungen über die 
Auswirkungen der Marktgesetze auf die Bodenpreise getroffen wurden. Sie griff 
deshalb lediglich die These über die mietpreissteigernde Wirkung der Bodenpreisstei- 
gerungen auf. Da auch uns primär an der Klärung der grundlegenden ökonomischen 
Mechanismen gelegen ist, werden wir die Frage der Einflußmöglichkeiten der Ge- 
setzgebung vorerst beiseite lassen. 

Die Vorstellungen über die Ursachen der Mietpreissteigerungen bereicherte 
EBERSTADT noch um eine eigene Bodenspekulationstheorie, die ebenfalls ihre 
heutigen Parallelen besitzt. EBERSTADT hielt die Bodenspekulation für eine quali- 
tativ neue und beherrschende Erscheinung des Bodenmarkts; in ihr sah er, neben 
einer unzureichenden Stadtplanung, die zweite gewichtige Ursache der Bodenpreis- 
steigerungen. Sie sei in der Lage, durch künstliche Verknappung des Angebots die 
Bodenpreise in künstliche Höhen zu treiben, die dann, damit das im Boden angeleg- 
te Kapital seine adäquate Verzinsung findet, zu Mieterhöhungen führten. Diese Art 
von Bodenpreissteigerung will er streng unterschieden wissen von den natürlichen, 
auf die verschiedene Lagegunst zurückgehenden Bodenpreisdifferenzen, die durch- 
aus im Prozeß städtischen Wachstums im Steigen begriffen sein könnten, denn im 
Gegensatz zu spekulativen Preissprüngen vollzöge sich dieser Vorgang in einem steti- 
gen Prozeß. „Die Standortsrente konstatiert die Tatsache, daß ein Grundstück im 
Centrum einen höheren Wert hat als in den Außenbezirken. Indes die Entstehung 
und Entwicklung dieser Grundstücksrente ist eine so stetige, daß sie wohl zum 
Gegenstand einer Kapitalsanlage, niemals aber der eigentlichen Bodenspekulation 
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werden kann“ (32). Die Bodenspekulanten aber seien nur interessiert an plötzlichen 
hohen Preissprüngen. Um diese ins Werk zu setzen. genüge es, im Umkreis der 
Städte durch Geländeaufkauf einen möglichst großen Teil des Baulands zusammen- 
zubringen und durch dessen Zurückhaltung vom Markt das Angebot zu verknappen. 
EBERSTADT vergleicht diese Vorgehensweise anschaulich mit der ‚Zernierung' der 
mittelalterlichen Kriegsführung, die die Belagerung einer Festung eingeleitet hat. 
Auf dem zurückgehaltenen Boden werde dann, oft auf freiem Feld, mit dem Bau 
von Massenmietshäusern begonnen. Dadurch erreiche sofort der umliegende Boden 
einen künstlich in die Höhe getriebenen Preis und auf dem verteuerten Boden sei 
dann nur noch dieser Massenmietshausbau möglich. ja darüber hinaus werde der 
Bodenpreis durch diese Praktiken so übertrieben erhöht. dafs auch das alte durch- 
schnittliche Mietniveau in den darauf errichteten Neubauten überschritten werde. 
EBERSTADT und Lujo BRENTANO fanden für diese Vorgänge die Formel: Der 
Druck der Bodenspekulation geht von außen nach innen und preßt die Bevölkerung 
zusammen (33). 

Ähnliche Vorstellungen, wenn auch weit deskriptiver und nicht zu einem 
Theoriegebäude verdichtet, sind heute landläufig und lassen sich bei vielen Autoren 
finden. Als Beispiel sei Michael RATZ zitiert: „(Die Bodenspekulanten) warten 
darauf, daß ihr Grund und Boden durch die Planung ötfentlicher oder privater 
Vorhaben im Preis steil in die Höhe springt. Da die öffentlichen Planungen nicht 
geheim ablaufen, nimmt die Bodenspekulation jede Wertsteigerung vorweg. Fabri- 
ken, Wohnungen, Bäder usw. müssen überall gebaut werden. Wird ein solches Vor- 
haben bekannt, dann wird in der Regel dessen Verwirklichung so lange hinausgezö- 
gert, bis die Käufer des Bodens {meist die Gemeinden) den verlangten Wucherpreis 
bezahlen. Entscheidend ist der jeweils zuletzt geltende Verkehrswert. Andere kau- 
fen Grund und Boden in riesigen Mengen auf und horten ihn. Soll dann ein privates 
oder öffentliches Vorhaben verwirklicht werden, diktieren sie den Preis. Konkur- 
renz brauchen sie angesichts der Rodenknappheit und der umfangreichen Planungs- 
kosten nicht zu befürchten. Der erzielte Wucherpreis dient dann bei weiteren Vor- 
haben wieder als Ausgangspunkt neuer Spekulationen“ (34). 

Ebenso wie bei EBERSTADT ist Ausgangspunkt solcher zunächst äußerst 
wirklichkeitsnah und plausibel wirkender Erklärungen des Zustandekommens der 
hohen städtischen Bodenpreise eine vage Vorstellung darüber, daß beim städtischen 
Boden der Monopolcharakter eine besondere Wirkungsweise habe. Da im Gegensatz 
zum agrarischen Grundeigentum beim Bauboden die ökonomische Realisierung des 
Monopols völlig losgelöst vom Zusammenhang zum Produktionsprozeß angesehen 
wird, erscheint hier das Bodenmonopol als ein rein willkürliches Machtinstrument in 
der Hand der Grundbesitzer und die Höhe ihrer Gewinne scheint lediglich abzuhän- 
gen von ihrer Ausdauer und Geduld bis zu dem Zeitpunkt, an dem der ‚ausgehun- 
gerte‘ Nicht-Bodenbesitzer bereit ist, jeden „diktierten Wucherpreis” zu zahlen. 


32) R.EBERSTADT. Grundsätze ....,a.a. 0.,S. 1195 

33) R.EBERSTADT. Zur Preisbildung der Bodenwerte. Bericht zum VI. Internationaler 
Wohnungskongreh. Berlin 1903, S. 11 f.: ebenso in: Die Spekulation im neuzeitlichen 
Städtebau, Jena 1907,8. 26 f. 

34} M.RATZ, Bodenpolitik ....a.a.0..8.9 
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Auch EBERSTADT meint, daß durch die Bodenspekulation zu dem natürlichen 
Monopol am Boden als einem unvermehrbaren Gut noch ein künstliches hinzutrete, 
wodurch ersteres in seiner Wirkung verschärft werde (35). Maßnahmen zur Verhin- 
derung der Bodenspekulation erscheinen konsequenterweise den Vertretern derarti- 
ger Vorstellungen als die vordringlichste Aufgabe, um die negativen Erscheinungen 
des neuzeitlichen Städiebaus zu beseitigen. 


Die Ricardianische Kritik an der Spekulationsthese 


Heftigste Kritik erwuchs dieser Theorie von einer Reihe von Nationalökonomen wie 
MITHOFF, LEXIS und insbesondere dem Frankfurter Professor Andreas VOIGT, 
der sich am ausführlichsten mit der durch EBERSTADT vertretenen Bodenspekula- 
tionstheorie auseinandersetzte. VOIGT, der sich auf RICARDOs Rententheorie be- 
zieht und von ihr her Erscheinungsformen des städtischen Bodenmarktes beurteilt, 
formuliert die Kritik an der EBERSTADTschen Position im wesentlichen richtig 
und kommt auch auf einer noch sehr konkreten, wenig begrifflich durchdrungenen 
Ebene zu weitgehend richtigen Einschätzungen der Erscheinungsformen, ohne aller- 
dings die Probleme auf ihren Kern, d.h. auf die innere Struktur der bürgerlichen 
Produktionsweise zurückzuführen. Aufgrund ihrer Konkretheit bilden seine Ausfüh- 
rungen jedoch ein ideales Mittelglied zwischen einer dem bürgerlichen Bewußtsein 
naheliegenden Interpretation der erscheinenden Oberfläche, wie sie EBERSTADTs 
Theorie verkörpert, und der Analyse des zugrundeliegenden Wesens. Wir werden uns 
also im folgenden bei der Kritik dieser Theorie an die von VOIGT entwickelten 
Positionen halten (36) und diese selber dann im 3. Teil in der Entfaltung der Marx- 
schen Kategorien einer kritischen Auseinandersetzung unterziehen und weiterent- 
wickeln. 

Den Kern der Kontroverse zwischen EBERSTADT und VOIGT kann man in 
folgenden zwei Fragen fassen: 1. Sind die Preissteigerungen des Bodens in und um 
die Großstädte Begleiterscheinungen einer — mehr oder weniger notwendigen — In- 
tensivierung der Bodenausnutzung, oder haben die Bodenpreise eine über das hier- 
durch zu rechtfertigende Maf3 hinausgehende, selbständige Aufwärtsbewegung, die 
durch bestimmte, korrigierbare Einflüsse wie Planungsgesetzgebung, Privateigentum 
am Boden, spekulative Manipulationen und ähnliches hervorgerufen ist? Steigen 
also die Bodenpreise proportional zu ihrer Nutzungsintensität oder können sie sich 
Jlurch bestimmte Einwirkungen dauerhaft überproportional erhöhen? Und als 2.: 
Was ist das Bodenmonopol und welche Rolle spielt es in diesem Prozeß? 

Entgegen EBERSTADTSs Spekulationstheorie heben VOIGT, MITHOFF u.a. 
als erste und wichtigste Ursache die agglomerationsbedingten Steigerungen der 
Nachfrage hervor, da durch das zunehmende städtische Wachstum die Lagegunst der 
35) R.EBERSTADT, Zur Preisbildung der Bodenwerte,a.a.O.,S. 11 
36) s. Andreas VOIGT, Die Bodenbesitzverhältnisse, das Bau- und Wohnungswesen in Berlin 

und seinen Vororten, in: Neue Untersuchungen über die Wohnungsfrage in Deutschland 


und im Ausland, 1. Bd., Schriften des Vereins für Socialpolitik, Bd. 94, Leipzig 1901, 
S. 150 ff.: ders. zus. mit Paul GELDNER. Kleinhaus und Mietskaserne, Berlin 1906 
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städtischen Grundstücke vergleichsweise ansteigt. So betont MITHOFF. daß ..die 
Lage des städtischen Bodens, der Standort, im wesentlichen allein für die Grundren- 
te in Betracht kommt... Die auf den günstigst gelegenen Grundstücken errichteten 
Häuser haben einen höheren Gebrauchs- und Tauschwert als ganz die gleichen mit 
gleichem Kapitalaufwand auf ungünstiger gelegenem Terrain erbauten. weil sie den 
Vorzug der günstigeren Lage besitzen” ı37;,. 

Es sei dieser höhere Gebrauchs- und Tauschwerrt, der sich in einem höheren 
Bodenpreis auswirke. Es sei daher falsch. die steigenden Bodenpreise mit dem Wir- 
ken von Spekulation begründen zu wollen. „Es ist” vielmehr, wie insbesondere 
A. VOIGT hervorhebt. „die notwendige, unabwendbare Folge eines durchaus objek- 
tiven Vorgangs, der immer stärkeren Ausnutzung des Bodens. namentlich in vertika- 
ler Richtung, durch Vermehrung der Stockwerkszahl des Gebäudes“ (38). Nach 
VOIGT wird der Bodenpreis durch zwei Faktoren bestimmt: 

1. durch die „technische“ Ausnutzbarkeit des Bodens, die durch den Stand der 
Bautechnik, der Feuersicherung, der Hygieneanforderungen etc. gesetzt ist, 
und als deren Maßstab die Bauverordnungen fungieren. 

durch die Art der wirtschaftlichen Nutzung. d.h. seiner tatsächlichen Ver- 
wendung und seiner Verwendbarkeit für die verschiedenen wirtschaftlichen 
Zwecke Wohnen, Läden, Büros. Werkstätten. 

Zwischen beiden Faktoren besteht eine Wechselwirkung. die sich darin zeigt. ‚daß, 
wo durch Bauordnung oder Bausitte der technischen Ausnutzung des Bodens be- 
stimmte Schranken gesetzt sind oder sonstige Umstände bestimmte wirtschaftliche 
Benutzungen vorschreiben bzw. ausschließen. dadurch der Bodenwert bis zu einem 
gewissen Grad bestimmt wird, während umgekehrt wo der Bodenwert schon mehr 
oder weniger feststeht, gewisse Bebauungs- und Benutzungsarten ausgeschlossen 
sind und dann also nicht diese den Wert regulieren, sondern der Wert die Benut- 
zung, so daß eine bauliche Anlage von bestimmtem Zweck. eine Fabrik z. B., sich 
ihren Standort gemäß den bestehenden Bodenwerten wählen muß“ (39). 

Das primäre und eigentlich bestimmende Moment aber istnach A. VOIGT in 
allen Fällen nicht der Bodenpreis, wie EBERSTADT meint, sondern die Miere oder 
sonstigen Erträge der darauf errichteten Gebäude. „Also nicht weil der Bodenwert 
steigt, steigen die Mieten, sondern umgekehit. weil ein höherer Mieterirag zu erzie- 
len ist, stellen sich die Bodenwerte auf die dem Ertrag enisprechende Höhe“ (40). 

Wenn nun EBERSTADT u.a. registrieren, daß die städtischen Bodenpreise 
steigen und daraus eine Theorie entwickeln, die in der Bodenspekulation die Ursa- 
che aller Preissteigerung des Bodens findet, so unterlaufen ihnen zweierlei Fehler: 
erstens ist ihnen nicht die vorrangige Bedeutung der — prinzipiell auch von ihnen 
anerkannten — Bodenpreissteigerung infolge der Entwicklung der Produktivkräfte 
und des städtischen Wachstums klar. VOIGT erklärt diesen Mechanismus folgender- 
maßen: „Der Bodenpreis hat ohne Zweifel seine selbständige unaufhaltsame Bewe- 


[697 


37)  s. Schönbergs Handbuch, 3. Aufl., Artikel Grundrente S 168. zit.n. EBERSTADT. Grund- 
sätze der städtischen Bodenpolitik, a. a. O.,S. 237 

38) A. VOIGT. Die Bodenbesitzverhältnisse ....a.a.O©.,5. 239 

39) 2.2.0.,5. 232 

40) a.a.0.,8.231 
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gung. Was ist die Ursache davon? Keine andere ist denkbar als die steigende Aus- 
nutzung des Bodens, zuerst durch landwirtschaftliche und gärtnerische Kultur, dann 
als Standort von Wohnhäusern, von industriellen, kaufmännischen und sonstigen 
Etablissements, als Unterlage von Wegen, Straßen, Eisenbahnen usw. Die Steigerung 
des Bodenwertes wird daher auch kein Ende erreichen, solange der wirtschaftliche 
Sinn des Menschen neue und rentablere Verwendungsarten des Bodens ausfindig 
macht. Weit entfernt, an sich eine beklagenswerte Erscheinung zu sein, ist die Höhe 
des Bodenwerts im allgemeinen vielmehr das sicherste Zeichen fortgeschrittener 
wirtschaftlicher Kultur‘ (41). (Die Frage allerdings, ob und in welcher Weise der 
Niederschlag des technischen Fortschritts in der Erhöhung der Bodenwerte abhän- 
gig ist von den Produktionsverhältnissen, also inwieweit die kapitalistische Produk- 
tionsweise durch Verschärfung der disproportionalen Entwicklung von Stadt und 
Land zu einer Erhöhung der Bodenwerte beiträgt, die über die beschriebene techno- 
logisch bedingte Gesetzmäßigkeit hinausgeht, wird von VOIGT als einem bürgerli- 
chen Materialisten nicht weiter reflektiert.) 

Wichtig ist hier die Feststellung, daß die zunehmenden Investitionen in den 
Boden, und zwar nicht nur in das jeweils betrachtete, einzelne Bodenstück, sondern 
in den gesamten Boden einer städtischen Region durch alle private und öffentliche 
Bebauung, also die Infrastrukturinvestitionen in ihrer Gsamtheit, den ‚Wert‘ des 
Bodens erhöhen (42). Diese Wertsteigerungen aber können in großen Metropolen 
gigantische Ausmaße annehmen, ohne daß es sich hierbei um Spekulationspreise 
handeln müßte. 


Die Frage des Monopols am städtischen Boden 


Als zweites verkennen die Anhänger der EBERSTADTschen Theorie das Wesen des 
Baubodenmonopols und der Bodenspekulation, wenn sie meinen, Spekulation 
könne einen dauerhaft überhöhten Bodenpreis zustandebringen. Basis dieser Theo- 
rie ist bei EBERSTADT das Monopol am Grund und Boden, das beim städtischen 
Boden, wo der Nachfrager keine Wahlmöglichkeiten habe, durch planvolles Zurück- 
halten vom Markt soweit ausgenützt werden könne, daß es diese überhöhten Preise 
erzielt. 

VOIGT hingegen bezweifelt nicht nur die Existenz eines besonderen städti- 
schen Baubodenmonopols, sondern sieht auch die ökonomische Macht des Boden- 
monopols, die immer wieder mit dem Hinweis auf die ‚Unvermehrbarkeit‘ dieses 
Produktionsfaktors beschworen wird, eingeschränkt lediglich auf den Akt der Zulas- 


41) a.a.0.,5. 249 

42) „... Endlich ist zu berücksichtigen, daß als ein Bestandteil des sogenannten Bodenwer- 
tes auch diejenigen Wertzuwächse erscheinen müssen, 
die nicht spontan durch die natürliche Ausdehnung des Baulandes entstanden sind, son- 
dern den Straßenbauten. Kanalisationsanlagen und ähnlichen Kapitalaufwendungen ihre 
Entstehung verdanken, einerlei ob diese von öffentlichen Körperschaften getragen oder 
nachträglich von den Besitzern der Grundstücke als Beiträge wieder erhoben worden 
sind.‘ a.a.O..8. 251 
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sung eines nichtbodenbesitzenden Nutzers zum Boden überhaupt, auf die Möglich- 
keit also, den Zugang zum Boden zu verweigern. Hat dieser Zugang aber erst einmal 
stattgefunden, /reten die einzelnen Bodenstücke miteinander in Konkurrenz. 

In dieser Argumentation können wir unschwer Berührungspunkte mit der Marx- 
schen Rententheorie, seiner Theorie des Bodenmonopols und dessen ökonomischer 
Realisierung in der absoluten Grundrente entdecken wir werden später darauf 
zurückkommen. Die Frage allerdings, wie über die den geseilschaftlichen Monopol 
einer Klasse am Boden geschuldete Rente hinaus die Differentialrenten (oder in 
ihrer gesellschaftlichen Erscheinungsform, die Bodenpreise) in der Konkurrenz der 
Böden untereinander in ihrer Höhe festgelegt werden, bestimmt VOIGT ungenau, 
oder vielmehr: das, was er für eine Bestimmung hält, ist nur die richtige Beschrei- 
bung der Prozesse, über die sich das zugrundeliegende gesclischaftliche Verhältnis 
zwischen Kapital, Grundeigentum und Arbeit durchsetzt: „Im besonderen und ein- 
zelnen... hängt die tatsächliche Gestaltung der Bodenwerte, hängen die Preise des 
Bodens, wie bei anderen Gütern, vom Angebot und der Nachfrage ab, also bei 
städtischen Wohnungen von der Lebhaftigkeit der Bautätigkeit auf diesem Gebiete 
und von der Stärke des Zuzugs. Die Preise können, je nach Konjunktur, auch unter 
oder über den Werten stehen. Sie sind es, welche die Spekulation vorübergehend 
ungebührlich in die Höhe treiben kann, aber schließlich ist es doch immer der 
sogenannte reelle, d.h. auf objektiver Basis beruhende Wert, der die Preise be- 
stimmt, und zu den: sie wieder zurückkehren“ (43). (Die Frage, wie sich der ‚Wert“ 
des Bodens, um den der Preis pendelt, definiert, da er janicht durch darin vergegen- 
ständlichte Arbeit bestimmt ist, bleibt bei diesen Überlegungen vorläufig offen.) 

Welche Auswirkungen hat nun das Monopol am Boden auf diese Preisentwick- 
lung? Lediglich die, daß die Grundbesitzer mittels des Monopols ihrer Klasse am 
Boden als einer unverzichtbaren Voraussetzung der Reproduktion diese „Wertstei- 
gerungen‘‘ des Bodens in ihre Taschen leiten können. Diese Gewinne etwa der 
Unvermehrbarkeit des Bodens zuschreiben zu wollen, scheint VOIGT hinsichtlich 
des Baubodens unverständlich, denn das Dogma von der Unvermehrbarkeit des 
Produktionsfaktors Boden, das immer wieder in der bürgerlichen Literatur auf- 
taucht, scheint ihm gerade beim städtischen Boden falsch: „Der Boden ist, wenn 
auch nicht produzierbar, so doch in seinem Verwendungszweck wandelbar, und so 
kann man jederzeit Bauland aus Ackerland gewinnen. Die Menge des Baulandes ist 
in anwachsenden Städten in fortwährender Vermehrung begriffen. Es ist genau in 
demselben Maße vermehrbar wie die Häuser selbst, die auf ihm gebaut werden“ 44). 
433 a.a.0.,S8. 231f. Auch ENGELS hat hinsichtlich des Häuserbaus den ökonomischen 

Mechanismus in derselben Weise beschrieben: „... wir haben es mit einem ganz gewöhn- 

lichen Warengeschäft zu tun, und dies Geschäft wickelt sich ab nach den ökonomischen 

Gesetzen, die den Warenverkauf überhaupt regeln, und speziell den Verkauf der Ware: 

Grundbesitz“ (Die Wohnungsfrage, MEW Bd. 18, Berlin 1971,S. 216 
44) Die Bodenbesitzverhältnisse ...,a.a. O.,S. 233. Auf diesen Sachverhalt hat in der gegen- 

wärtig in der BRD laufenden Diskussion auch Werner ERNST mit dem Hinweis aufmerk- 

sam gemacht, dabs der Bauboden „insbesondere angesichts der zurückgehenden Bedeu- 
tung der Landwirtschaft und des verhältnismälsig geringen Anteils, den der Bauboden am 
gesamten Boden überhaupt in Anspruch nimmt, fast beliebig vermehrbar (ist)“. Werner 

ERNST, Dice Reform des städtischen Bodenrechts als Aufgabe der Gesetzgebung, in: 

ERNST/BONCZEK, Zur Reform des städtischen Bodenrechts, Hannover 1971,S. 6 
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VOIGTs Position kann man entgegenhalten, daß eine prinzipielle Vermehrbar- 
keit des Baubodens nicht über das Faktum hinweghelfe, daß der Boden einer be- 
stimmten Lage unersetzlich sei, und es wenig hilft, daß grundsätzlich Bauland vor- 
handen ist, wenn cs nicht «bo bestimmten Voraussetzungen erfüllt, die der Anleger 
braucht. Dieses Argument klingt im ersten Moment einleuchtend, bezieht diese 
Richtigkeit des Augenscheins jedoch aus der unzulässigen Vermischung zweier ge- 
trennt zu behandelnder Fälle: einmal der schr wohl auftretende Fall vom Monopol- 
besitz an einem aus ganz bestimmten Bedingungen unersetzbaren Grundstück (das 
etwa für Erweiterung bereits vorhandener Anlagen benötigt wird, dessen Verweige- 
rung zu immiensen Verlagerungskosten zwingen würde etc.), und zum anderen der 
gewöhnliche Fall der Bodennutzung, bei der für den Anleger durchaus mehrere 
Möglichkeiten bestehen, die vergleichbar sind und von denen ihm keiner größere 
Nachteile bringen würde. Diesen Normalfall meint VOIGT, wenn er schreibt: „Zwar 
ist der Boden bestimniter Lage unvermehrbar, doch ist er darum nicht unersetzbar. 
Welcher Geschäftsmann ist denn tatsächlich auf eine ganz bestimmte Lage angewie- 
sen? Im allgemeinen wird das sehr selten sein. Geschäfte der meisten Art finden wir 
in allen Teilen der Stadt, nicht bloß in den spezifischen sogenannten Geschäftsla- 
gen. Der betreffende Geschäftsmann hat also die Wahl zwischen verschiedenen La- 
gen. allerdings solchen von verschiedener Qualität, aber darum auch von verschiede- 
nem Preis... Die bessere, frequentiertere Lage ist teuerer, bringt aber auch größe- 
ren Umsatz, die geringere Lage hat weniger Verkehr, gleicht diesen Mangel aber 
durch Wohlfeilheit aus. Es wird die Sache des Mieters sein, zu erwägen, was für ihn, 
bei dem besonderen Charakter seines Geschäfts, das Vorteilhaftere ist“ (45). Einer 
solchen Beschreibung der Konkurrenz der einzelnen Lagen fehlt hier nur die Herlei- 
tung der Renthöhen aus dem Surplusprofit, der mit der jeweiligen Lage erzielbar ist. 
Die Erwägungen des Mieters, von denen VOIGT spricht, stellen dann das ordentli- 
che Kalkül eines Kapitalisten dar, der die Forderungen der Grundbesitzer in Rela- 
tion setzt zur Erhöhung seines Umsatzes und der Senkung der Kosten auf der 
angebotenen Lage. Die Wirkung des Monopols am Boden (immer verstanden als das 
Monopol einer Klasse am gesamten Grund und Boden) würde sich damit als be- 
grenzt auf die oben bereits genannte Zulassung zum Boden und die dafür erhobene 
Rentenforderung erweisen. Damit aber wäre die Reichweite des Monopols der 
Grundbesitzer zu Ende, insbesondere würde ihnen das Monopol nicht ersparen, 
miteinander in Konkurrenz zu treten. 

Zur Spekulation als etwaiger Ursache für Preiserhöhungen stellt er klar: „So 
wenig wie aus dem bloßen Besitz, läßt sich aus der Spekulation auf den Wertzu- 
wachs ohne weiteres eine Ursache der Wertsteigerung des Bodens ableiten. Mit dem 
Namen Bodenspekulation bezeichnet man in unklarer Weise oft jeden Erwerb von 
Bauland oder Hausgrundstücken, der mit der Hoffnung auf Wertsteigerung und mit 
der Aussicht auf dessen Realisierung verbunden ist. Daß ein solcher bloßer Wunsch, 
und wäre er noch so lebhaft, den Preis des Bodens nicht zu heben vermag. bedarf 
keines Nachweises, und doch spricht man oft kurzweg von der Spekulation, die den 
Preis in die Höhe treibe, als wenn der Wunsch allein genüge. Von dem Käufer des 
Bodens, der doch im allgemeinen auch überzeugt sein muß, daß der Boden den vom 
45) VOIGT/GELDNER, Mietskaserne und Kleinhaus. a. a. O..8. 174 
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Verkäufer ersehnten Wert habe, ist selten die Rede. Ersterer kann aber nur einen 
Preis verlangen, den der Käufer noch für rentabel hält“ (46). Immer wieder insistiert 
VOIGT darauf, daß der Bodenpreis in Relation zu dem kapitalistischen Kalkül des 
Käufers auf einen Profit mittels des Bodens bestinimt wird. „Jeder der Wohnungs- 
kategorien entspricht eine mehr oder weniger eng umschriebene Zahlungsfähigkeit 
der entsprechenden Mieter für eine bestimmte Höhe der Miete, jedem geschäftlichen 
Zwecke eine mehr oder minder bestimmte Rentabilität des betreffenden Unterneh- 
mens und damit auch hier die Summe, welche es für Miete oder Kauf anlegen 
kann‘ (47). Allerdings besteht durchaus die Möglichkeit, daß Käufer und Verkäufer 
zu einer unrealistischen Einschätzung über den Wert eines Grundstückes kommen, 
„aus irgendwelchen Gründen eine übertriebene Meinung von dem Bevölkerungszu- 
wachs einer Stadt oder der baulichen Entwicklung eines Bezirks (hegen), und da- 
durch das spekulative Kapital zu einer für den Augenblick zu weit gehenden Nach- 
frage nach Baugrundstücken dort veranlaßt wird.“ 

Für diesen Fall gesteht dann VOIGT eine wirkliche Steigerung der Bodenprei- 
se durch Spekulation zu. Gleichzeitig aber weist er nachdrücklich darauf hin, daß 
sich derartige spekulativ überhöhte Preise nicht halten lassen und korrigiert werden, 
wenn sich die Gewinnerwartungen nicht realisieren lassen. Z. B. erlebte Berlin in 
den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts eine derartige Hausse (und man kann hinzufü- 
gen, daß wir gerade am Ende einer vergleichbaren Hausse stehen, die aus der über- 
triebenen Erwartung an das Eigentums-Wohnungs-Geschäft herrührt). Ohne die 
mythische Größe des gierigen Grundbesitzers bemühen zu müssen, erklärt VOIGT 
nüchtern: „Die Höhe der Mieten und entsprechender Bodenpreise in den 70er Jah- 
ren war verursacht durch den außerordentlichen Zudrang der Bevölkerung zur 
neuen Reichshauptstadt. Ohne diesen hätte kein Spekulant die Mieten so zu erhö- 
hen vermocht. Sie fielen daher auch wieder rapid, als gegen Ende der 70er bis 
Anfang der 80er Jahre der Zudrang nachließ und die Bautätigkeit den Bedarf reich- 
lich befriedigt hatte. Als darauf wieder seit 1883 die Nachfrage stieg, hoben sich 
auch die Mieten wieder und damit die Bodenpreise‘“ (48). 


Zwei Beispiele städtischer Bodenpreisentwicklungen 


Bevor wir VOIGTs Argumentation weiter verfolgen, wollen wir aus dem von 
VOIGT präsentierten Material zwei Beispiele herausgreifen, um daran das bisher 
Gesagte zu illustrieren. VOIGT zeigt an zwei ganz verschiedenen Bodenpreisent- 
wicklungen, daß - im Gegensatz zu der Vorstellung von EBERSTADT und seinen 
Anhängern (und Nachfahren) - Bodenpreissteigerungen die Folge potentieller und 
erwarteter Profitsteigerungen sind, daß aber, wenn diese Profitsteigerungen nicht 
eintreten, die Bodenpreise wieder sinken und der Käufer eben einen Verlust hinneh- 
men muß, vor dem ihn auch kein noch so heftiger Wunsch, die Mieten dem Boden- 
preis anpassen zu können, bewahrt. 

46) VOIGT. Die Bodenbesitzverhältnisse .. .,a.a. O.,S. 234 


47) 2.a.0.,8. 231 
48) a.a.0.,$. 232 
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Der erste Fall. die Geschichte des Berliner Hausvogteiplatzes ist außerordent- 
lich spannend: Über ein Jahrhundert hinweg verfolgte VOIGT die Kaufpreise der 
anliegenden Grundstücke und zeichnete den Prozeß der Citybildung und Vertrei- 
bung der Wohnbevölkerung durch private Sanierung nach, wobei, wie deutlich wird, 
selbst exorbitante Bodenpreise, wie sie üblicherweise als Spekulation denunziert 
werden, ganz in Relation bleiben können zu den mit zunehmendem städtischen 
Wachstum und Herausbildung eines Geschäftszentrums möglichen Profiten. 

Am Ausgang des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts betrug der Bodenwert 
am Hlausvogteiplatz zwischen 3 und 32 Mark/qm, im Durchschnitt der bekannten 
Kaufpreise etwa I1 Mark. Allerdings diente der Platz schon zu dieser Zeit zum Teil 
gewerblichen Zwecken, wenn auch die Wohnungen noch bis in die Mitte des 
19. Jahrhunderts weit überwogen. In den 50er Jahren betrug der durchschnittliche 
Bodenpreis 46 Mark/qm, die Nutzung war durch Aufstocken der Gebäude, Errich- 
tung von Hinterhäusern, Ausbrechen von Läden etc. erheblich intensiver geworden, 
die gewerbliche Nutzung weit dominanter. Bei Einführung der Gebäudesteuer 1865 
hatten die zehn Grundstücke samt der darauf stehenden Gebäude bereits einen Wert 
von 250 000 Mark. Der Bodenwert betrug 56% des Gesamtwertes. Der qm-Preis 
schwankte zwischen 72 und 430 Mark und lag im Durchschnitt bei 136 Mark. „Eine 
rege Spekulationstätigkeit setzt in den 60er Jahren ein und erreicht in den 70er 
Jahren ihren Höhepunkt. In den Gründerjahren wurden für Grundstücke am Haus- 
vogteiplatz Preise bezahlt, die zum Mieterträgnis in gar keinem Verhältnis standen 
und für die erst die Miet- und Ertragssteigerungen in den 80er Jahren ein sicheres 
Fundament schufen. Der Charakter der Grundstücke ändert sich jetzt erheblich: 
Der Wohnzweck tritt noch mehr wie bisher zurück, der Geschäftszweck dagegen in 
den Vordergrund: nicht nur die Parterreraume dienen als Läden, Comptoire und 
Lagerräume, auch schon der erste und zweite Stock beginnen sich in Geschäftsräu- 
me zu verwandeln. Die Mieterträge wachsen daher bedeutend‘ (49). 1880 beträgt 
der durchschnittliche Preis pro qm 348 Mark, das Minimum 168, das Maximum 
740 Mark. Der Bodenwert macht jetzt 71 % der Gesamtsumme aus. 

Sehr interessant wegen der Parallelen zu heutigen Prozessen innerstädtischer 
Umstrukturierung und Sanierung ist die Beschreibung des Schicksals des Hausvog- 
teiplatzes während des industriellen Aufschwungs in den 80er und 90er Jahren. 
„Eine vollständige Umgestaltung erfuhr der Hausvogteiplatz während der 80er und 
90er Jahre, wo die Damenmäntelkonfektion, die, schon früher hier durch einige 
Firmen vertreten, jetzt hier ihr Hauptquartier aufschlug. Die alten Gebäude, die 
bisher wenigstens in ihren oberen Stockwerken für Wohnzwecke eingerichtet gewe- 
sen waren, wurden fast sämtlich niedergerissen und durch moderne Geschäftshäuser 
ersetzt. Nur zwei Gebäude sind aus älterer Zeit stehen geblieben, von denen das eine 
noch ganz den alten Zustand bewahrt hat. Das hat es dadurch zu büßßen gehabt, daß 
sein Nutzwert von 1865 1895 von 700 auf nur 17 900 Mark gestiegen ist, während 
ein zweites, ähnliches nur etwas größeres Haus, das die Modernisierung mitgemacht 
hat, im gleichen Zeitraum seinen Nutzungswert von 19500 auf 152000 Mark 
erhöht hat. Das glänzendste finanzielle Resultat erzielte mit der Umwandlung ein 
Grundstück, das 1865 einen Wert von 400 000 Mark gehabt hatte. Es wurde 1893 
49) 2.2.0..8.25 
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für 1524 000 Mark zum Abbruch verkauft. Sein Mictertrag hatte 1892 69 000 
Mark betragen, sein Nutzungswert war mit 58 000 Mark festgesetzt worden. Der 
Gebäudewert des nunmehr errichteten Neubaues ist auf 700 000 Mark ... zu veran- 
schlagen, so daß der neue Besitzer 2 200 000 2 300 000 Mark im ganzen aulgewen- 
Jet hatte. Die Neuschätzung des Nutzungswerts ergab jetzt aber 152 000 Mark, so 
daf das neue Grundstück auf 3 200 000 Mark eingeschätzt werden muß. Der Ge- 
winn des Unternehmers durch den Umbau betrug also rund eine Million 
Mark‘ (50). 

Im Jahre 1895 hatten die neun Grundstücke (zwei waren inzwischen ver- 
schmolzen) einen Gesamtwert von 13,53 Mill. Mark, von denen 77% auf den Bo- 
denwert entfielen (51). 

Das Gegenstück zum Hausvogteiplatz, bei dem im großen und ganzen die 
Bodenpreisentwicklung ein rcales Spiegelbild der dort zu erwirtschaftenden Gewin- 
ne war, bildet die Lübbener Straße. Hier zeigt sich deutsch, daß nicht etwa, wie 
EBERSTADT behauptete, der Bodenpreis Jie Miethöhe bestimmt, sondern der 
Hausbesitzer, wie jeder andere Besitzer ciner Warc auf dem Markt, seinen Preis im 
Spiel von Angebot und Nachfrage einregulieren muß. 

Die Lübbener Straße liegt im Arbeiterviertel Kreuzberg in der Nähe des Gör- 
litzer Bahnhofs. Sie wurde 1872 1877 von vornherein als Arbeiterwohnstraßßce nach 
einheitlichem Plan mit der typischen Arbeitermietskasernc erbaut und verda ıkt ihre 
Entstehung der Spekulationsperiode der Gründerjahre (52). Die Straße ent:zickeite 
sich nicht entsprechend den Erwartungen ihrer Erbauer. Mit hohen Micitpreisen 
wurde begonnen, in wenigen Jahren ging sie um 20 30 % zurück: cine Ausnahme 
machte lediglich cin Haus, in dem ein Laden eingerichtet worden war. Die Folge 
war cin häufiger Besitzerwechsel (67 mal innerhalb von 25 Jahren), sechs Grund- 
stücke kamen unter den Hammer. Die Wohnungsmieten blicben noch in den 90er 
Jahren, obwohl sie in den 80er Jahren allgemein in Berlin beträchtlich gestiegen 
sind, hinter den Anfangsmieten aus den 70er Jahren zurück. Die Bodenpreise sind in 
diesem Zeitraum nicht gestiegen, wie VOIGT errechnet (53), eher etwas zurückge- 
gangen, was dem Zurücksinken der Mieten entspräche und darauf hindeutete, daß 
die Anfang der 70er Jahre gezahlten Bodenpreise insofern spekulativ überhöht 
waren, als sic von einer Verzinsung ausgingen, die sich dann in der Realität nicht als 
Jurchsetzbar erwies. 

An der Lübbener Straße läßt sich exemplarisch ablesen, wie Bodenspekulation 
zustandekommt und wieweit ihr Einfluß reicht: als Folge einer Überschätzung der 
Nachfrage werden die Käufer dazu verleitet, immer höhere Bodenpreise zu zahlen. 
Erweist sich die Einschätzung der mit dem Grundstück erzielbaren Rendite als 
trügerisch, sinken die Preise wieder auf ihr normales Nivcau, oft sogar darunter, 
erholen sich nur langsam und erreichen bzw. übersteigen oft erst in längerer, u.U. 
Jahrzehnte dauernden Entwicklung die alten Höhen. „Darin dürfte wohl“, meint 


50} a.a2.0.,5. 194. Diese Zahlen demonstrieren eindrucksvoll die Härte und Unausweichlich- 
keit der ökonomischen Mechanismen, die die Sanierungen durchsetzen. 

5) Vgl. Tabelle a. a. O.,S. 195 

52) 2.2.0.,8.196. 

53) 2a.a.0.,8.201 


VOIGT, „der schlagendste Beweis liegen, daß die Spekulation an sich die Preise 
dauernd nicht zu erhöhen vermag. Nur der Umstand, daß es nicht die Tatsachen 
sind, welche die Preise bestimmen, sondern die Meinung des Publikums - der Käu- 
fer wie der Verkäufer uber die Tatsachen, vermag die Preise zeitweilig ungebühr- 
lich hoch treiben" (54). 


Das ‚künstliche‘ Monopol am städtischen Boden 


Was nun die Künstliche Verknappung des Baubodens im Umkreis der Städte durch 
spekulatives Zurückhalten anbelangt, so solien zur Beurteilung derartiger Möglich- 
keiten hier lediglich einige generelle Anmerkungen gemacht werden, ohne auf die 
ausführlichen Kontroversen hierzu, nämlich ob und in welcher Stadt bislang solche 
Ringbildungen beobachtet worden seien (55) einzugehen. Denn diese Art von Mo- 
nopolbildung kommt zustande aufgrund von gleichartigen Handeln der Bodenbesit- 
zer, erwächst also aus rein historischen Konstellationen und entspringt nicht einer 
ökonomischen Gesetzmäßigkeit der kapitalistischen Produktionsweise auf einer be- 
stimmten Stufenleiter. Der Unterschied zu dem oben beschriebenen allgemeinen 
Monopol der Grundbesitzerklasse am Boden liegt also in der Zufälligkeit des Zu- 
standekommens solcher Monopolbildungen. 

Einmal scheint die Möglichkeit, daß es gelänge, wesentliche Teile des Stadt- 
randbodens so weit bei wenigen, auf preissteigernde Verknappung hin koordinierten 
Besitzern zusammenzubringen, wenig wahrscheinlich, wodurch erst die Ringbil- 
dung, die die Preise unnatürlich ansteigen läßt, eintreten könnte. Eine nur teilweise 
Monopolisierung des Stadtrandbodens aber könnte durchaus einfach mit einer 
‚Riehtungsänderung’ der räumlichen Entwicklungstendenz der Stadt in ihrer Wir- 
kung zunichte gemacht werden. Doch selbst eine vollkommene Monopolisierung des 
Stadtbodens müßte, wenn sie diese Situation mit entsprechenden Preissteigerungen 
ausnützen wollte, damit rechnen, dat dieses Verhalten einfach mit Abwanderung 
der Nachfrage beantwortet wird. Denn wird der Boden aufgrund derartiger mono- 
polistischer Preisverzerrungen in einer Stadt zu teuer, gerät diese Stadt mit Sicher- 
heit in Gefahr, ihre Konkurrenzfähigkeit als Standort gegenüber anderen Städten zu 
verlieren. Damit wäre die Konkurrenz der Grundbesitzer auf der Ebene der verschie- 
denen Städte erneut wirksanı geworden diese durch Monopolisierung national zu 
beseitigen, dürfte wohl kaum möglich sein (50). 

Gewichtiger als die gezielte Monopolisierung des Baulandes ist das Verhalten 
kleiner Grundbesitzer oder großer Unternehmen, die ihr Bauland liegen lassen, ent- 
weder weil ihnen selbst das Kapital fehlt, es zu bebauen oder weil dieses Land zu 


54) 2.2.0.,8.235 

55} Vgl. EBERSTADT, Die Spekulation im neuzeitlichen Städtebau, a.a. ©., S.9 ff. u. 
S. 79 ff.: ders., Tatsächliche Berichtigungen zu der Schrift von Andreas Voigt und Paul 
Geldner .Kleinhaus und Mietskaserne‘; Gustav SEIBT, Kleinhaus und Mietskaserne, in: 
Jahrbuch für Gesetzgebung. Verwaltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reich, hrsg, 
v.G. SCHMOLLER. Leipzig 1905,8. 1115 ff. 

56) Vel. VOIGT, Die Bodenbesitzverhältnisse . . .,.a.2.0..8. 237 


Expansionszwecken offen bleiben muß. Immer dann aber, wenn es sich bei dem 
Bodenbesitzer um einen berufsmäßigen Bodenspekulanten handelt, dürfte er, darauf 
weist VOIGT nachdrücklich hin, daran interessiert sein, seinen Boden möglichst 
bald einer Bebauung zuzuführen, weil gerade dieser Preissprung, nicht der Hausbau 
selbst, für ihn den außergewöhnlichen Gewinn darstellt. Gerade hier aber schen 
EBERSTADT und seine damaligen und heutigen Kombattanten die Spekulanten am 
Werk, die derartige Preissprünge zwischen Ackerland und Bauland hervorbringen. 
Hierzu erklärt VOIGT: „Gewiß steigern sie (die Spekulanten - d. Verf.) den Wert 
ihres Bodens, aber diese Steigerung wäre ohne ihre Bemühungen um die Er- 
schließung des Bodens doch mit der ersten Bebauung gekommen, also nur etwas 
später‘ (57). Auch gesteht VOIGT zu, daß durchaus Manipulationen denkbar sind, 
die den Übergang des Bodens vom Ackerland in Bauboden überhaupt erst ins Werk 
setzen, so daß Gegenden bebaut werden, die die naturwüchsige Stadtentwicklung 
erst in Jahrzehnten oder möglicherweise gar nicht erreicht hätte. Der Effekt sei aber 
nicht der, daß die Grundstückspreise dadurch eine unnatürliche Höhe erreichen, 
sondern lediglich, daß sich der Sprung zu Baulandpreisen in bestimmten Gebieten 
damit schneller vollziehe. Negativ sei ein solcher Vorgang aber schon deswegen 
nicht einzuschätzen, weil sein einziger Nebeneffekt ein gewisser Druck auf das 
Angebot und damit am ehesten noch eine preisdämpfende Wirkung sein könnte. In 
Anbetracht von VOIGTs Argumention wäre demnach nicht die Höhe der Preisstei- 
gerungen zu beklagen, die, wie wir später noch ausführlicher darstellen werden, 
zwangsläufig durch die zu erwartende Nutzung bestimmt wird, sondern, in wessen 
Taschen die Gewinne aus dieser Wertsteigerung fließen. Das aber ist nicht cin Pro- 
blem der Bodenspekulation, sondern des privaten Eigentums an Grund und Boden. 


Zusammenfassung der historischen Kontroverse 


Brechen wir hier, nachdem wir die wesentlichen Fragen in der damaligen Diskussion 

berührt haben, ab und fassen als Ergebnis ihre richtigen Aussagen zusammen: 

1.  Preissteigerungen des städtischen Bodens sind Ergebnis des Agglomerations- 
prozesses: Höhere Bevölkerungsdichte, steigende Nachfrage und höhere 
gesellschaftliche Investitionen in den Boden sind als Ursache höherer Ertrage 
aus einem Grundstückmaßsgebend für entsprechende Bodenpreise. 


2. Das Bodenmonopol ist wirksam lediglich als allgemeine Anlageschranke für 
Investitionen auf dem Boden und hat mit den Bodenpreissteigerungen nichts 
zu tun. 

3. Die Spekulation ist beim Boden nicht anders wirksam als bei den Warenge- 


schäften: sie nutzt Preiswechsel aufgrund vorübergehender Einflüsse aus, ohne 
die Preisentwicklung nachhaltig beeinflussen zu können. 


57 a.a.0.,5.238 


Die Vorstellumg vom städtischen Boden als Kapital und die theoretischen Folgen 


Allerdings: Diese richtigen Feststellungen über die Auswirkungen der Marktgesetze 
auf den Bauboden sind gewonnen unter einer falschen oder zumindest ungenauen 
begrifflichen Bestimmung des Grundeigentums. Denn die uneingeschränkte, nicht 
relativierte oder kommentierte Anwendung des Wertbegriffs auf den Boden indi- 
ziert, daß VOIGT trotz seiner Ricardianischen Denkweise die unter seinen Zeitge- 
nossen übliche Bestimmung des städtischen Grundeigentums als Kapital und damit 
auch als Ware übernommen hat. Es ist zwar durchaus richtig, wenn VOIGT den 
Vorgang der Preisbestimmung in den Kategorien von Angebot und Nachfrage be- 
schreibt und die Subjektivität der Preisbestimmung hervorhebt. Falsch ist jedoch, 
das Gravitationszentrum, um das der Preis pendelt, als Wert zu bezeichnen, da der 
Boden ja keine vergegenständlichte Arbeit, sondern in seiner physischen Gestalt 
eine natürlich vorhandene Produktionsvoraussetzung darstellt. 

Nun entsteht aber gerade beim städtischen Grundeigentum, das auf einem 
entwickelten gesellschaftlichen Niveau schr wohl einer Reihe von Voraussetzungen 
bedarf, um als Bauland genutzt werden zu können, besonders leicht die Illusion, 
daß cs sich hier um ein Produkt menschlicher Arbeit handelt, oder zumindest, daß 
der Anteil an investierter Arbeit (in Form von Straßen, Ver- und Entsorgungsan- 
schlüssen etc.) so groß sei, daß städtischer Boden bereits Kapitaleigenschaft gewon- 
nen habe. Diese Vorstellung hat in der deutschen Wirtschaftswissenschaft Tradition. 
Dazu trug nicht nur der Einfluß Henry CAREYSs (58) bei, der das Grundeigentum 
schlechthin zu Kapital erklärte, sondern auch die Position von RODBERTUS (59), 
der sich zwar streng als ein Nachfolger der klassischen politischen Ökonomie von 
SMITH und RICARDO verstand, dennoch aber sich dem Augenschein der hohen 
städtischen Investitionen nicht verschließen Konnte und hinsichtlich des Baubodens 
die Kapitalqualität anerkennen wollte. Seither hat sich diese Vorstellung in der 
bürgerlichen Wirtschaftswissenschaft festgesetzt und prägt auch allen gegenwärtigen 
bürgerlichen Arbeiten über den städtischen Boden die sich daraus ergebenden spezi- 
fischen Probleme und Erkenntnisbarrieren auf. Recht deutlich wird das an der 
Frage der Unvermehrbarkeit des Bodens, auf die wir auch oben bei EBERSTADT 
und VOIGT gestoßen sind. Diese für jeden unvoreingenommenen Menschen eigent- 
lich unsinnige Vorstellung, daß der Bauboden unvermehrbar sein soll, ist Folge 
unreflektierter Übernahme des Dogmas vom Kapitalelement Boden, das in dem 
Versuch, dem Boden Warencharakter zuzusprechen, die dabei ganz offensichtlich 
auftauchenden Schwierigkeiten mit der Beschreibung von ‚Besonderheiten‘, die die- 


58) Henry Charles CAREYs Hauptanliegen war es, vine völlige Harmonie aller Interessen, so 
auch zwischen den Grundbesitzern und den Kapitalisten nachzuweisen. was er mit der 
Leugnung der Existenz der Grundrente bewerkstelligen zu können meinte. CAREY hatte 
großen Einfluß auf eine Reihe von deutschen Nationalökonomen wie RÖSLER, DÜH- 
RING, WIRTH und die deutsche Freihandelsschule. Zur Kritik an CAREY s. Karl 
MARX, Briefe an ENGELS vom 19. Nov. 1869 und 26. Nov. 1869. 

59) Johann Karl RODBERTUS, Soziale Briefe an Kirehmann. Dritter Brief: Widerlegung der 
RICARDOschen Lehre von der Grundrente und Begründung einer neuen Rententheorie. 
Berlin 1851. Mit RODBERTUS” Rententheorie hat sich MARX vingehend in den Theo- 
rien über den Mehrwert Bd..2, MEW 26.2, 8. und 9. Kap. auseinandergesetzt. 


se Ware auszeichnet, wie besagter Unvermehrbarkeit und auch der ‚Nichttranspor- 
tierbarkeit‘ umschiffen muß (60). 

Ohne dieser verkehrten Vorstellung eine ausführliche Darstellung der Katego- 
rie des Grundeigentums gegenüberzustellen - das ist an anderer Stelle gesche- 
hen (61) — soll doch kurz das Verhältnis von Grundeigentum, Kapital und Arbeit 
umrissen werden, um dessen ökonomische Materialisation in der Rente (bzw. deren 
Erscheinungsform, dem Bodenpreis) abgrenzen zu können gegen das, was diesen 
bürgerlichen Theoretikern richtig einzuordnen so schwer fällt: die Investitionen in 
den Boden. 


Das logische Verhältnis von Grundeigentum, Kapital und Arbeit und das städtische 
Grundeigentum 


Das Verhältnis von Grundeigentum, Kapital und Arbeit muß vom Prozeß der Her- 
ausbildung der kapitalistischen Produktionsweise her betrachtet werden. Vorausset- 
zung der kapitalistischen Produktionsweise war die Verwandlung der leibeigenen 
Bauern in doppelt freie Lohnarbeiter durch das Bauernlegen, die Loslösung der 
Bauern von ihrer Scholle und ihre ‚Befreiung‘ aus dem feudalen Abhängigkeitsver- 
hältnis, das den Bauern unmittelbar gewissermaßen als Bestandteil der Scholle dem 
Grundherrn zugeordnet hatte. Dieser Prozeß aber kam in Gang mit der Zersetzung 
des feudalen Grundeigentums durch das sich mit der Durchsetzung der Ware-Geld- 
Beziehung herausbildende Kapital und seine Umwandlung in ‚modernes‘ kapitalisti- 
sches Grundeigentum, das statt Leibeigener Lohnabhängige beschäftigt. In diesem 
Prozeß der Umwandlung in modernes Grundeigentum wird der Lohnarbeiter ge- 
schaffen, das kapitalistische Grundeigentum ist daher Voraussetzung und gleichzei- 
tig Geburtshelferin der kapitalistischen Produktionsweise. 

Das Kapital hat mit seiner Einwirkung auf das feudale Grundeigentum dop- 
peltes bewirkt: Zum einen hat es die alten sozialen und politischen Abhängigkeits- 
und unmittelbaren Herrschaftsverhältnisse aufgelöst und in Beziehungen von Waren- 
besitzern verwandelt und damit die Agrikultur den Bedingungen der kapitalistischen 
Produktionsweise unterworfen. Gleichzeitig aber hat es dadurch eine Aufspaltung 
des alten feudalen Grundherren in einen kapitalistischen Produzenten, der sein 
Kapital in der Agrikultur anlegt, und in einen Grundbesitzer, der die Verfügung über 
die Erde in seinem Besitz monopolisiert hat, hervorgebracht. Der Rechtstitel des 
Grundbesitzers an der Erde schafft einerseits den aller Produktionsmittel entblöß- 
ten, nur noch seine Arbeitskraft besitzenden Lohnarbeiter, andererseits tritt der 
Grundbesitzer auch dem Kapitalisten gegenüber „als eine fremde Macht und 


60) Das Gespenst des Bodens als Kapital ist übrigens unter den zeitgenössischen linken Arbei- 
ten auch zu finden: Werner HOFMANN redet z. B. vom „Kapitalelement Boden“, das 
die Besonderheit aufweise, „daß es nicht, wie produzierte Kapitalobjekte vermehrt, d.h. 
akkumuliert werden kann“, a. a. O.,$. 238 

61) v. EINEM/FASSBINDER/LAND/RANKLEFF, Grundeigentum und Grundrente...., 
a.a.0. 


Schranke... bei seinen Anlagen in Grund und Boden” (6?) und kann sich mit 
Erfolg einen Teil des von den Arbeitern geschaffenen Mehrwerts aneignen. 

Dieser Teil vom Mehrwert, den das Grundeigentum allein kraft seines 
Rechtstitels einsteckt und auch auf dem schlechtesten und entlegensten Boden dem 
Anleger abverlangt, ist die absolure Grundrente. Diese Rente ist die okonomische 
Form des Monopolbesitzes an der Erde, „und daher richtig. daß keine absolute 
Rente existieren würde, wenn die Produktion einzig durch das Kapital reguliert 
würde. Sie entsteht gerade da. wo die Bedingungen der Produktion den Grund- 
eigentümer die Macht geben, der exclusive regulation of production by capital 
Schranken zu setzen“ (63). 

Auf der Basis der absoluten Rente erheben sich dann die Differentialrenten, 
mittels derer der Grundeigentümer diejenigen Surplusprofite abschöpft, die der be- 
sonderen Fruchtbarkeit oder Lagegunst eines Bodens geschuldet sind. 

Wie wirkt sich dieser allgemein beschriebene Mechanismus der ökonomischen 
Realisierung dieses gesellschaftlichen Verhältnisses nun beim städtischen Boden 
aus’? VOIGT, der die Wirkung der Marktgesetze auf das Grundeigentum bemer- 
kenswert richtig beschrieben hat, zeigt hier die Grenze seiner Erkenntnisfähigkeit, 
die ihm dadurch blockiert ist, daß er für den Bauboden die klassische Rententheorie 
nicht anerkennt oder nicht entwickelt. VOIGT registriert natürlich, daß je nach 
Nutzung der Boden verschiedenen Preisklassen zugehört (z.B. hebt er hervor, dafs, 
wie seine Untersuchungen zeigen, die Höchstpreise für Geschäftsboden in Berlin 
zwischen 3 000 und 4 000 Mark/qm liegen, die Wohngrundstücke hingegen auch in 
den besten Lagen 200 Mark/qm kaum erreichen). Auch macht er durchaus noch 
einen. im Gegensatz zu den unter seinen Zeitgenossen üblichen Erklärungsmodellen, 
weitergehenden richtigen Ansatz, indem er darauf hinweist, daf der Preis sich bei 
Geschäften nach der Rendite bestimme. Doch bleibt er an dieser Stelle stehen: Statt 
den nächsten Schritt der Analyse zu unternehmen, nämlich das Verhältnis der Höhe 
des Bodenpreises und des Unternehmerprofits aufzuschlüsseln mit der Bestimmung 
der Rente als vom Grundeigentümer annektiertem Surplusprofit, konstruiert er aus 
den in empirischen Bestandsaufnahmen zu beobachtenden Preissprüngen zwischen 
den verschiedenen Nutzungsarten die Gesetze eines Stufenmodells: auf der ersten 
Stufe steht das Rohbauland, auf der zweiten das Wohnbauland, die dritte wird vom 
Geschäftsboden gebildet — womit sich VOIGT selbst auf die Stufe der Historischen 
Schule begeben hat, die im Klassifizieren und Systematisieren ihre Arbeitsinhalte 
sieht, ohne den Anspruch der kategorialen Durchdringung zu heben (64). 

Dieses klägliche Ende von VOIGTs vielversprechenden theoretischen Ansät- 
zen und der Kette richtiger Aussagen nimmt nicht wunder: die falsche Bestimmung 
des städtischen Bodens als Kapital mußte ihm dieErienntnisse dessen verschließen, 
was nicht in Erscheinungsformen der Oberfläche zu fassen ist, sondern der Ebene 
der inneren ökonomischen Gesetze angehört. Nicht von ungefähr taucht in VOIGTs 
Abhandlung nie der Begriff Rente auf, vielmehr ist ausschließlich vom Bodenpreis 
die Rede, der Form, in welche gekleidet die Rente in Erscheinung tritt. 

62) MARX, Das Kapital Bd. III, MEW 25,8. 770 


63) Ders., Theorien über den Mehrwert, Bd. 2, MEW 26.2,5. 328 
64) VOIGT,a.a.0..5. 228. 
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Der Bodenpreis als Mystifikation der Rente 


Eine derartige vulgärökonomische Verkürzung ist natürlich dann besonders nahelie- 
gend, wenn die Rente nirgends, nicht einmal in Gestalt der Bodenpacht sichtbar 
wird, sondern in der Regel der Grundeigentümer auch noch als Kapitalist auftritt. 
der gleichzeitig ein Kapital (sei es nun ein Gebäude mit Mietwohnungen, sei es ein 
produzierendes oder ein Handelskapital) auf seinem Boden verwertet. Diese fast 
durchgängige Identität zwischen Grundeigentümer und Baukapitalisten hat zur Fol- 
ge, daß die Rente beim städtischen Boden nicht mehr in der Form der noch als 
Rente identifizierbaren Pacht in Erscheinung tritt, sondern als Bodenpreis. Ver- 
deckt aber bereits die Pacht die Besonderheiten der Bestandteile, die in sie einge- 
hen, so verdeckt der Bodenpreis noch zusätzlich das Gemeinsame aller Rententeile 
(also absoluter, Differential- oder reiner Monopolrente): daß sie nämlich alle auf 
Aneignung eines Teils des gesellschaftlichen Mehrprodukts durch den Monopolisten 
einer Produktionsvoraussetzung beruhen. Denn mit der Zusammenfassung dieser 
Bestandteile als Bodenpreis kann der Boden verkauft werden, und „für den Käufer 
erscheint daher sein Anspruch auf Rente nicht umsonst erhalten, und ohne die 
Arbeit, das Risiko und den Unternehmungsgeist erhalten, sondern als zu seinem 
Äquivalent bezahlt. Ihm erscheint, wie schon früher bemerkt, die Rente nur als Zins 
des Kapitals, womit er den Boden und den Anspruch auf die Rente erkauft 
hat‘ (65). 

Auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft stellt sich der Boden daher 
als Ware dar, wie jedes andere Produktions- oder Konsumtionsmittel als Ware auf- 
tritt. Der Preis des Bodens bestimmt sich scheinbar auf dem Warenmarkt nach dem 
„Wert“ im Spiel von Angebot und Nachfrage. Dieser „Wert“ ist aber in Wahrheit 
nicht vergleichbar den Werten der anderen Waren, ist nicht vergegenständlichte 
menschliche Arbeit, sondern nur ökonomischer Ausdruck eines gesellschaftlichen 
Verhältnisses: der Macht einer Klasse, den Erdboden in ihrem Besitz zu monopoli- 
sieren. Dieses Verhältnis erscheint unmittelbar in der Rente und in deren kapitali- 
sierter Form als Bodenpreis. Der Bodenpreis ist in Wirklichkeit der Kaufpreis nicht 
des Bodens, sondern der Kaufpreis der Rente, die als Zins auf ein imaginäres Kapital 
aufgefaßt wird, dessen Größe im Prinzip nach dem üblichen Zinsfuß zu berechnen 
ist. 


Einflüsse auf die Bodenpreisbewegung — Einordnung der Spekulation 


Freilich treten in der Praxis eine Reihe von Faktoren auf, die ihren Niederschlag im 
Bodenpreis finden und diese gradlinige Relation zur Rente überlagern. Unter ihnen 
sind vorwiegend politisch bedingte Bodenpreiseinflüsse von denjenigen abzugrenzen, 
deren Zusammenhang mit der aus dem Bodenbesitz fließenden Revenue ökono- 
misch bestimmt werden kann. Diese wiederum sind zu unterscheiden in solche, die 
die Rentenbestandteile im kategorialen Sinn betreffen, und jene Fremdbestandteile, 


65) MARX. Das Kapital Bd. 3,a.a. 0.,S. 638 


die nicht eigentlich Rente, sondern die in Wirklichkeit Zins auf ein in den Boden 
investiertes Kapital darstellen. Lassen wir die politischen Einflüsse auf den Boden- 
preis wie staatliche Subventionierung des Bodeneigentuns über Steuervergünstigun- 
gen, Kreditsubventionen. inflationsbedingte Flucht in die Sachwerte und ähnliches 
beiseite (obwohl sie sicher nicht gering einzuschätzen sind, jedoch können sie erst 
auf der Basis der ökonomischen Einflüsse und dann sinnvoll nur im Zusammenhang 
politischer Strategien der Vermögensbildung, Mittelstandspolitik etc. untersucht 
werden) und beschränken wir uns auf Bodenpreiseinflüsse, die auf Veränderungen 
der eigentlichen Rente zurückgehen, und auf diejenigen ökonomischen Einfluß- 
größen, die ein Steigen des Bodenpreises bewirken, das von der Bewegung der Rente 
unabhängig ist. Beginnen wir mit dem letzteren: 

Man hat empirisch beobachtet, daß seit Mitte des vorigen Jahrhunderts die 
Bodenpreise überproportional angestiegen sind. Dieser Vorgang ist sicher zum 
großen Teil darauf zurückzuführen, daß „der Zins des dem Boden einverleibten 
Kapitals wächst‘ (66). Darunter sind einmal diejenigen Investitionen in den Boden 
zu verstehen, die gesellschaftlich vorgenommen worden sind (Infrastrukturanlagen), 
deren Verzinsung vom Grundeigentümer angeeignet wird, zum anderen bereits abge- 
schriebene Kapitalinvestitionen, die entweder vom Grundeigentümer in seiner 
Eigenschaft als Häuserkapitalist selbst angelegt worden waren, oder die ein früherer 
Pächter in noch brauchbarem Zustand hinterlassen hat. Die daraus flieffende Verzin- 
sung existiert als Bestandteil seiner Revenue, ohne Rente im eigentlichen Sinn zu 
sein, und erhöht den Bodenpreis als Kapitalisierung der aus dem Bodenstück gezoge- 
nen Gesamtrevenue. 

Eine weitere, ohne Vermittlung über die Rente aus der Wertbewegung ent- 
wickelte Erklärung für Steigerungen des Bodenpreises gibt MARX mit dem Hinweis 
auf den Zusammenhang zur Bewegung der Profitrate, wodurch der Bodenpreis stei- 
gen kann, ohne daß die Rente steigt, „nämlich durch das bioße Fallen des Zins- 
fußes, welches bewirkt, daß die Rente teuerer verkauft wird, und daher die kapitali- 
sierte Rente, der Bodenpreis, wächst" (67). 

Einflüsse auf Bewegungen des Bodenpreises aus Bewegungen der Rente resul- 
tieren beim städtischen Boden auch aus dem Prozeß permanenter Agglomeration 
und Umstrukturierung — ein Aspekt, den auch VOIGT immer wieder betont hat. 
Der Bevölkerungszustrom in die Ballungszentren hat nicht nur eine erhöhte Nach- 
frage nach Boden für Zwecke aller Art im Gefolge (Wohnen, und sämtliche Wohn- 
folgeeinrichtungen, ebenso Niederlassungen von Produktionsstätten, die ein Arbeits- 
kräftepotential vorfinden, von Handel, Dienstleistungen und Verwaltungen entspre- 
chend der vergrößerten Einwohnerzahl): die wachsenden Zentren „bedienen“ auch 
immer größere Einzugsgebiete, der Grad an ‚Kultiviertheit‘, an öffentlichen und 
privaten Investitionen in den Boden steigt, und alle diese Momente tragen zur 
Steigerung der abschöpfbaren Rente und damit zum Steigen des Bodenpreises bei. 
Allerdings korrespondiert eine aus solchen Wurzeln stammende Aufwärtsbewegung 
der Bodenpreise in den Ballungsgebieten möglicherweise, nämlich falls es sich hier 
nicht um eine absolute nationale Bevölkerungszunahme handelt, mit einer Abnah- 


66) MARX, Das Kapital Bd. 3.a. a. O.,S. 785 
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me an Einwohnern und Investitionen in zurücksinkenden Gebieten, deren Boden- 
preise entsprechend ebenso sinken. 

Dieser Wachstumsprozeßß und zusätzlich noch der damit verknüpfte perma- 
nente Umstrukturierungsprozeß der Städte bringt ein gewisses Moment der Unsi- 
cherheit in das Verhältnis von Rente und Bodenpreis. Denn nur noch in Ausnahme- 
fällen liegt dem geforderten oder gebotenen Bodenpreis eines Grundstücks der ak- 
tuelle Rentertrag der vorhandenen Nutzung zugrunde. In aller Regel ist preisbestim- 
mend bereits eine potentielle Nutzung, die mit einer wachsenden Nachfrage rech- 
net. Ist bereits die Einschätzung der künftigen Nachfrage ein Unsicherheitstaktor, so 
tritt dazu noch die Unsicherheit einerseits hinsichtlich Planungsentscheidungen der 
Stadtverwaltung, sei es direkt die Ausnutzung des Grundstücks betreffend, oder die 
Planung öffentlicher Einrichtungen, deren Auswirkungen das Grundstück tangieren: 
andererseits konımen schwer abschätzbare /nvestitionsentscheidungen anderer Kapi- 
talisten hinzu, die ebenfalls das Gesamtgefüge verändern und damit auf die poten- 
tielle Rente einwirken können (68). 

Damit aber sind eine Reihe von Unwägbarkeiten auf den Plan getreten, die 
Anlaß zu unterschiedlichen Einschätzungen, vorsorglichen Käufen und preistreiben- 
den Tendenzen geben, denn nicht nur muß jeder Käufer für die ihm vorschwebende 
Nutzung eine individuelle Ertragsrechnung mit einer Reihe von imaginären Größen 
anstellen (und kann sich dabei verkalkulieren, wie gegenwärtig etwa der Berg unver- 
käuflicher Eigentumswohnungen illustriert), er ist auch gezwungen, die mögliche 
Standortwahl anderer Kapitale seines Sektors, ebenso wie die fremder Zweige, die 
Einflüsse auf die Qualität seines Standorts ausüben können, und darüber hinaus die 
städtische und regionale Gesamtplanungskonzeption unter der drohenden Verknap- 
pung des zentral gelegenen städtischen Bodens reflektieren. 

Auf dieser Ebene ist, wie wir oben in VOIGTs Argumentation bereits verfolgt 
haben, die ‚echte‘ Spekulation‘ angesiedelt. Und darüber hinaus ist hier das Feld 
aller denkbaren landläufigen Vorstellungen über das, was der Bodenpreis und seine 
mehr oder weniger heftigen Bewegungen seien. Wir haben eingangs bereits erwähnt, 
daf& vielfach Bodenspekulation als allgegenwärtige Erscheinung des Bodenmarktes 
vermutet wird und nicht eingegrenzt wird auf das, was sie tatsächlich nur sein kann: 
Gewinn aus außerordentlichem Preiswechsel, der nicht mehr vermitteit ist mit der, 
den jeweiligen Bodenbedingungen geschuldeten Möglichkeit von Surpolusprofitpro- 
duktion. Das Faktum, daf das arbeitslose Einkommen des Grundeigentümers in 
seiner Arbeitslosigkeit genau dem ebenso arbeitslosen Einkommen des Spekulanten 
ähnelt, das aus purem Preiswechsel in der Zirkulationssphäre stammt, scheint 
schnell Anlaß genug, beides, die Revenue des Grundeigentümers und den Spekula- 
tionsgewinn, in eins zu setzen. Mit derartigen Vorstellungen aber negiert man, daß 
der Bodenpreis überhaupt anders als subjektiv bestimmt sei, und negiert damit den 
inneren gesetzmäßigen Zusammenhang der Rente zur Kapitalverwertung. Damit 
werden alle Erscheinungen des Bodenmarktes reduziert auf eine Ebene der All- 
macht der Grundeigentümer, durch deren Monopol an der Produktionsvorausset- 
68) Über die Schwierigkeiten der Investitionsrechnung von Unternehmen hinsichtlich der 


Entwicklung des Grundstücksbedarfs vgl. Helmut KOCH. Probleme der Investitionspla- 
nung, in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, 39. Jg.. 12/1969. S. 771 
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zung Boden der Preis unbegrenzt hoch getrieben werden kann: einer wissenschaftli- 
chen Analyse ist der Ansatzpunkt entzogen. 

Das ist um so fataler, als gerade Überlegungen zur Reform der Bodenordnung 
nur dann überhaupt das Niveau eines moralischen Appells verlassen können, went 
die ökonomischen Zusammenhänge bestimmer Elemente des Bodenpreises und der 
Grad ihrer gesellschaftlichen Bedingtheit benannt werden können im Fall der 
Bodenspekulation z.B. wenn das spekulative Moment der Bodenpreisbildung, das 
wie jede Spekulation als ein die Wertbewegung in Hektik und Stockungen versetzen- 
der Srorfaktor auch von den Kapitalisten ungern gesehen ist, abgegrenzt werdeı 
kann von der eigentlichen Differentialrente. Während nämlich die Spekulation ein- 
zudämmen durchaus im Bereich des Machbaren liegt, würde eine exakte Analyse der 
Differentialrente, des bestimmenden Elements der Bodenpreisgestaltung, eine herbe 
Enttäuschung bringen für all diejenigen Reformideen, die wie die eingangs genann- 
ten Bodenreformer in der Verstaatlichung umstandslos das Heilmittel gegen die 
Herrschaft der monströsen Bodenpreise in den Städten suchen. 


Die Bedeutung der wissenschaftlichen Analyse für die Beurteilung von Reformvor- 
schlägen am Beispiel der Verstaatlichung des Grundeigentums 


Wir haben eingangs als drittes der Erklärungsmodelle des städtischen Bodenpro- 
blemis die Position der Bodenreformer und der ihnen nahestehenden Nationalöko- 
nomen wie Adolf WAGNER genannt, die das Privateigentum am Boden in den 
Mittelpunkt gerückt hat. Da sich gerade an der Frage der Verstaatlichung exempla- 
risch demonstrieren läßt, welche Bedeutung eine von der Entfaltung der Rentenka- 
tegorie ausgehende Analyse für die wissenschaftliche Untersuchung der Erschei- 
nungsformen und ihres inneren Verhältnisse zueinander besitzt, wollen wir im fol- 
genden die logischen Implikationen der Verstaatlichung darstellen und damit deut- 
lich machen, dafi bereits auf der logischen Ebene die Reichweite einer sozialen 
Bodenreformistrategie, die mit dem Instrument der Verstaatlichung das Problem der 
hohen städtischen Bodenpreissteigerungen an der Wurzel packen will, eng begrenzt 
Ist. 

Wir haben oben beschrieben, daß’das Grundeigentum einmal eine unverzicht- 
bare Rolle bei der Herausbildung der kapitalistischen Produktionsweise gespielt hat. 
Sobald das Kapital jedoch voll entwickelt ist, gerät es in Gegensatz zum Grund- 
eigentum: „Das Kapital geht aus der Zirkulation hervor und setzt die Arbeit als 
Lohnarbeit, bildet sich so aus und als Ganzes entwickelt, setzt es das G rundeigen- 
tum, sowohl als seine Bedingung wie als seinen Gegensatz‘ (69). Denn hat das 
Kapital einmal seinen Zweck erreicht, ist es voll ausgebildet und ebenso das Grund- 
eigentum ganz in kapitalistisches, Lohnarbeit beschäftigendes verwandelt, betrach- 
tet es das Grundeigentum als bloße Beschränkung seines Profits, da es keine Not- 
wendigkeit für die Produktion darstellt. „Alles, was für sie (die kapitalistische Pro- 
duktionsweise) nötig ist, ist, daß der Grund und Boden nicht common property ist, 
dafi er der Arbeiterklasse als ihr nicht gehörige Produktionsbedingung gegenüber 
69}  MARX, Grundrisse der politischen Ökonomie, Berlin 1953, S. 189 
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steht, und dieser Zwang wird vollständig erreicht, wenn er Staatseigentum wird. der 
Staat also die Grundrente bezieht” (70). 

Die Anlageschranke für den Boden in ihrer ökonomischen Form als Rente ist 
für die Kapitalisten einerseits ein Ärgernis, da sie den Profit schmälert, gleichzeitig 
aber erfüllt sie den Zweck, die Lohnarbeiter vom Grund und Boden und damit von 
den natürlich vorhandenen Produktionsmirteln fernzuhalten. 

Der Zweck nun. die Arbeiter von der Erde als Produktionsmittel fernzuhalten 
und sie in ihrem Lohnarbeiterdasein gefesselt zu halten, kann jedoch auch o/ıne 
ökonomische Schranke, die ja auch die Kapitalisten trifft. bewirkt werden: nämlich 
durch ein allgemeines Gesetz des Staates: durch Übergang des Grundeigenrums an 
den Staat. Die Verstaatlichung bedeutet, daß das ökonomische Verhältnis wieder 
zurückgeführt wird in ein politisches, gesellschaftliches, oder wie MARX es aus- 
drückt: daß ‚.die bürgerliche Gesellschaft in andrer Weise das mittelaltrige System. 
aber als die vollständige Negation desselben, reproduziert‘ (71). Damit aber würde 
die absolure Grundrente wegfallen. Nicht wegfallen allerdings würden die Differen- 
tialrenten: Die Differentialrenten basieren auf Sondervergünstigungen über jene Be- 
dingungen hinaus, die der schlechteste Boden gewährt. Ihre Höhe wird bestimmt 
von dem Produktionsvorteil, den sie zu erwirtschaften gestatten. Hat der bürgerliche 
Staat nun das Grundeigentum in seine Hand übernommen, so muß er, da das Kapi- 
talverhältnis nicht aufgehoben ist und Gegenstand und Standort der Produktion 
sich weiter über die Aonkurrenz vermitteln, den Boden demjenigen überlassen, der 
die meiste Pacht dafür zu entrichten in der Lage ist. Die Höhe dieser Pachtbeträge 
stellt also nichts anderes dar als diyum ihren Sockel von absoluter Grundrente 
verringerte alte Rente, also die reinen Differentialrenten, oder auch in einzelnen 
Fällen, wo die Pachtlust allein dem Nachfragenden gusto des Käufers folgt. reine 
Monopolrente. Damit aber würden die hohen städtischen Bodenpreise lediglich 
durch entsprechend hohe Pachtbeträge ersetzt. 

Lassen wir noch einmal A. VOIGT sprechen: „Keine Wirtschaftsordnung 
kann den Wert des Bodens beseitigen oder unterdrücken. Denken wir uns den 
gesamten Boden an eine kommunistische Gesellschaft ausgeliefert, so wird diese die 
im kapitalistischen System ausgebildeten Werte und Wertunterschiede im wesentli- 
chen anerkennen müssen, denn es hätte auch dann keinen Sinn, einen günstig gelege- 
nen, vorteilhafter zu benutzenden Boden nicht höher zu bewerten bzw. für seine 
Benutzung nicht ein höheres Äquivalent irgendwelcher Art zu verlangen, als für 
einen ungünstig gelegenen. Die Unterschiede der Lage aber lassen sich nun einmal 
nicht beseitigen. Ebenso ist es selbstverständlich und durch keine Wirtschaftsord- 
nung zu beseitigen, daß ein in irgendeiner Weise stärker ausnutzbarer, also höheren 
Ertrag liefernder Boden wertvoller ist als der minder ertragsreiche“ (72). Damit 
wird immerhin so viel deutlich, daß nicht schon eine Verstaatlichung die innerstad- 
tische Nutzungshierarchie aufheben würde mit all ihren negativen Folgen für die 
Lebensbedingungen der Lohnabhängigen. sondern erst die Verwirklichung einer Pla- 
nung, die an die Stelle der Konkurrenz um den Boden bestimmte politisch motivier- 
70)  MARKX. Theorien über den Mehrwert, Bd. 2.a.a. O.,S. 38 


71)  MARKX. Grundrisse der politischen Ökonomie, a. a. O., 5. 190 
72) VOIGT. Die Bodenbesitzverhältnisse... .,a.a.O.,5. 249 
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te Prioritäten durchsetzt. 

Dennoch besitzt auch unter Marktbedingungen eine Verstaatlichung des 
Grundeigentums für die Kapitalistenklase erhebliche Vorteile: „Die Abschaffung 
des Grundeigentums im Ricardoschen Sinn, nämlich seine Verwandlung in Staats- 
eigentum. so daß die Rente an den Staat statt an den Landlord gezahlt wird, ist das 
Ideal, der Herzenswunsch. der aus dem innersten Wesen des Kapitals hervorwächst. 
Das Kapital kann das Grundeigentum nicht abschaffen. Aber durch seine Verwand- 
lung in Rente (die dem Staat gezahlt wird), eignet es sie sich als Klasse zur Bestrei- 
tung seiner Staatsausgaben an, eignet es sich also auf einem Umweg an, was es 
direkt nicht festhalten kann“ (73). 

Welches Interesse besitzt die Arbeiterklasse am Übergang des Grundeigentums 
an den Staat? MARX spricht hinsichtlich der Negation des Grundeigentums durch 
das Kapital von einem „negativen Übergang“. „Die Negation von seiten des Kapitals 
ist nur Formveränderung zu seiner Alleinherrschaft‘“ (74). Die Negation von seiten 
der Arbeiterklasse hingegen ist nichts anderes als „versteckte Negation des Kapi- 
tals““. Denn einerseits ist der Beweggrund für die Arbeiterklasse die Verringerung 
von Steuern und Mieten, die dem Arbeiter den Lohn hinterrücks wieder aus der 
Tasche stehlen, andererseits aber auch die „Vereinfachung des Verhältnisses“ zwi- 
schen Kapital und Lohnarbeit durch die Beseitigung eines überflüssigen und schma- 
rotzend dazwischentretenden Dritten. Von der Negation der Arbeiterklasse her be- 
trachtet spricht MARX daher von einem „positiven Übergang“, da die Arbeiterklas- 
se die Zerschlagung des großen Grundeigentums verlangt, um der Lohnarbeit zu 
entrinnen und selbständiger Produzent zu werden: denn mit der Infragestellung des 
Grundeigentums als Privateigentum an einer Produktionsvoraussetzung ist zugleich 
auch die Infragestellung des Privateigentums schlechthin und damit die Trennung 
der unmittelbaren Produzenten von den Bedingungen ihrer Arbeit aufgeworfen. 
Gerade hier aber setzt das politische Kalkül der Kapitalisten ihrer Sehnsucht nach 
der logisch richtigen Beseitigung des Grundeigentums eine Grenze: ‚In der Praxis 
fehlt jedoch die Courage, da der Angriff auf eine Eigentumsform - eine Form des 
Privateigentums an Arbeitsbedingungen — sehr bedenklich für die andre Form 
würde. Außerdem hat der Bourgeois sich selbst territorialisiert‘ (75). 

An diesem Punkt angelangt müßte nun die eigentliche Untersuchung des Bo- 
denproblems in seiner konkreten historischen Form beginnen. Was wir bis jetzt 
geleistet haben, war Vorarbeit dafür: die Entfaltung der wesentlichen Begriffe auf 
der Basis der Werttheorie. Aufzuzeigen, wie durch den historischen Entwicklungs- 
prozeß der kapitalistischen Produktionsweise diese Bestimmungen durch Einwir- 
kungen verschiedener Momente (wie etwa der Eingriffe des Staates mittels Steuern, 
Subventionen, planungsrechtlichen Restriktionen oder Leistungen, der Bemächti- 
gung des Bodens als eines Anlagefelds durch hochkonzentrierte Kapitale etc.) modi- 
fiziert werden und in der realen Bewegung des historischen Prozesses vielfältige 
Erscheinungsformen annehmen, wäre Aufgabe der weiteren Analyse. 


.73) MARX, Theorien über den Mehrwert, Bd. 3, $. 464 
74) MARK, Grundrisse der politischen Ökonomie, a.a.O..S. 190 
75) MARX, Theorien über den Mehrwert. Bd. 2, S. 39 
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Neue Momente in der Klassenbewegung 1973 in der Metallindustrie 


Redaktionskollektiv Gewerkschaften* 


Vorbemerkung 


Der folgende Versuch einer Analyse der spontanen Streikbewegung in der Metallin- 
dustrie in diesem Jahr erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Es ging vor 
allem darum, die Momente herauszuarbeiten, welche die Niederlagen in diesen 
Kämpfen bedingen. Diese Momente werden als Schwächen der gegenwärtigen Ver- 
fassung der Gewerkschaftsorganisation entwickelt. Denn die produktive Verarbei- 
tung dieser Niederlagen scheint uns eine wesentliche Bedingung von Lern- und 
Veränderungsprozessen innerhalb der Gewerkschaft zu sein. Eine vollständige Ana- 
lyse müßte aber dem Anspruch gerecht werden, gleichzeitig die vorwärtsweisenden 
Momente herauszuarbeiten. Diese werden zwar im‘Aufsatz kurz zu umreißen ver- 
sucht, bedürfen aber einer genaueren Analyse, die aber nur durch eine historische 
Behandlung der Entwicklung der Gewerkschaftsorganisation möglich scheint. In 
einem späteren Aufsatz soll die Frage nach den weitertreibenden Momenten der 
Klassenbewegung dieses Jahres dann direkt aufgenommen werden, und zwar im 
Zusammenhang mit der Frage nach der Entstehung und der Tragfähigkeit der gegen- 
wärtigen Vorstellungen von Demokratisierung der Gewerkschaft, von betriebsnaher 
Tarifpolitik und Stärkung der Stellung der betrieblichen Vertretungsorgane (der 
Vertrauenskörper) innerhalb der gewerkschaftlichen Organisation. Denn da die Fra- 
ge nach den weitertreibenden Momenten dieser Klassenbewegung als Frage nach 
den Entwicklungsansätzen der Gewerkschaft zur Klassenorganisation am Ende des 
Aufsatzes gestellt wird, wird es notwendig sein, die innerhalb der Gewerkschaft 
selbst entwickelten Konzepte, welche die notwendige Auseinandersetzung mit der 
Politik der IG-Metallführung eflektieren, zu untersuchen (1). 

Mit dem Lohnabschluß von 8,5 % zu Beginn dieses Jahres hat die IG-Metall 
gerade jene selbständige Bewegung in den Betrieben in Gang gesetzt, welche sie seit 
den Septemberstreiks 1969 sorgsam zu verhindern suchte. Weil sie im Winter nicht 
den Streik ausrief zur Erkämpfung der von den Arbeitern geforderten Lohnerhö- 
hungen, kämpften die Arbeiter in den einzelnen Betrieben ohne Unterstützung und 
ohne Legitimierung durch die Gewerkschaftsführung. Dabei hat der Kampf der 
Arbeiter gegen das Kapital bei gleichzeitig verstärktem Verharren ihrer Klassenorga- 
nisation, der Gewerkschaften, in der sozialpartnerschaftlichen Politik, im Vergleich 


* Thomas Mitscherlich/Christel Neusüß in Diskussion mit dem Redaktionskollektiv 

2) Der nachstehende Beitrag nimmt Probleme wieder auf, die wir im letzter Aufsatz „Zum 
Zusammenhang von Kapitalakkumulation, Veränderungen in den Formen der Profitpro- 
duktion und der Rolle neuerer Entlohnungsmethoden in der BRD“ (PROKLA Nr. 4 und 
5) entwickelt hatten. Er stützt sich u. a. auf Diskussionen im Rahmen von „express"-Ar- 
beitskonferenzen und auf die im „express“, im Gewerkschaftsspiegel, in „Arbeiterpoli- 
tik“ veröffentlichten Berichte. 
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zu den Septemberstreiks 1969 ein verändertes Gesicht bekommen. 

In dem ersten Streik nach der Tarifrunde, dem Streik in einen traditionellen 
Avantgardebetrieb der Stahlindustrie bei Hoesch, sind schon exemplarisch die Mo- 
mente enthalten, welche die Klassenbewegung im weiteren Verlauf des Jahres als 
neue Stufe der Entwicklung gegenüber den Septemberstreiks kennzeichnen. Wäh- 
rend 1969 Betriebsrat und Vertrauensleute den Streik initiiert hatten, geht er dies- 
mal als spontane Arbeitsniederlegung von der Feineisenstraße, also von den niedrig 
bezahlten Schichten der Arbeiter im Betrieb aus. Die betrieblichen linken Gewerk- 
schaftskader werden vom Streik überrascht, und da es ihnen nicht gelingt. den 
Streik zu organisieren, müssen sie ihn erfolglos unter dem Druck der IG-Metall-Füh- 
rung abbrechen. Der Streik wendet sich zum einen gegen das Spaltungsmanöver der 
Betriebsleitung, die den Sinn der linearen Lohnerhöhung durch Zuschläge zu den 
oberen Lohngruppen in sein gerades Gegenteil verkehrt. Zum anderen kritisiert er 
unmittelbar die Politik der IG-Metall: den Lohnabschluß unterhalb der in der Urab- 
stimmung aufgestellten Forderung und ohne breite Zustimmung der Mitglieder (2). 
Indem auf der Erfüllung der ursprünglichen Forderung bestanden wird, demon- 
striert ein einzelner kampfstarker Betrieb seine Nichtunterwerfung unter das zentral 
ausgehandelte Ergebnis. Daß der Streik scheitert, liegt wohl nicht zum wenigsten 
daran, daß er, im Unterschied zu 1969, keine Bewegung in anderen Betrieben 
auslöst. Aber nicht nur das. Schon einen Tag nach Beginn des Streiks 1969 bei 
Hoesch beschließt die Verhandlungskommission der IG-Metall, die Tarifverhandlun- 
gen für die Stahlindustrie vorfristig einzuleiten. Demgegenüber verurteilt Eugen L.o- 
derer den Streik 1973 mit dem Argument, die Hüttenarbeiter hätten „sich und der 
Gewerkschatt durch ihre Aktionen Schaden zugefügt‘ (3). 

Fassen wir die neuen Momente, welche im Hinblick auf die spätere Streikbe- 
wegung hier zuerst sichtbar werden, zusammen: 

l. Im Unterschied zu 1969 kommt es 1973 nicht zu einer geschlossenen Welle 
von Streiks. Der Hoesch-Streik unmittelbar nach dem Tarifabschluß hat keine 
auslösende Funktion. 

2. Der Widerspruch zwischen der Politik der IG-Metall-Führung und ihren Mit- 
gliedern arbeitet sich schärfer heraus. Die Kampfbereitschaft der Arbeiter wird 
nicht mehr in eine Machtposition der Gewerkschaft bei den Verhandlungen 
mit dem Kapital umgesetzt. 

3: Im Streik zeigen sich Grenzen der gegenwärtigen Politik der linken betriebli- 
chen Gewerkschaftskader. 

4. Die Politik der Gewerkschaftsführung und die Schwäche einzelbetrieblicher 
Kämpfe wird vom Kapital unmittelbar in die Stärkung der eigenen Machtposi- 
tion, in Zersplitterung und in Niederlagen der Streikbewegung umgesetzt. Das 
Kapital hat seit 1969 im bewußten Klassenkampf von oben außerordnetlich 
gelernt. 

5. Die Streikinitiative verlagert sich auf die unteren Schichten der Lohnarbeiter. 

2) In der Urabstimmung sprachen sich 66,6 % der abstimmenden Arbeiter gegen das Ergeb- 
nis aus. In Einzelbetrieben wie bei Hoesch war die Abstimmungsniederlage der 1G-Me- 
tall-Führung noch weit höher. 

3) Gewerkschaftsspiegel Nr. 5/1973, S. 11 und 13 
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Die Inhalte der Streikbewegung nehmen, wie noch zu zeigen sein wird, einen 

neuen Charakter an. 
Im folgenden soll versucht werden, diese Momente, wenn auch nicht der Reihe 
nach, genauer zu entfalten, um die Punkte kennzeichnen und als Fragen herausar- 
beiten zu können, die die Schwäche der gegenwärtigen Gewerkschaftsbewegung in 
der BRD ausmachen. Denn um eine Schwäche handelt es sich in der Tat: Trotz der 
scheinbar günstigen konjunkturellen Situation sind die Kämpfe gerade in den Groß- 
betrieben länger, härter und erfolgloser als 1969 (4). Die Unnachgiebigkeit des Ka- 
pitals gegenüber Kämpfen und deren Zersplitterung führt zu Niederlagen z.B. bei 
Hoesch und Klöckner, zu verschwindend geringen Ergebnissen z. B. bei Rheinstahl 
und Küppersbuch (AEG). Wo das Kapital einen Spielraum zur politischen Strategie 
hat, nutzt es ihn aus, um den Arbeitern durch Niederlagen die Nutzlosigkeit und 
Ohnmacht von Kämpfen einzubleuen. Nur dort erzielen Streikbewegungen ver- 
gleichsweise schnelle Erfolge, wo Klein- und Mittelbetriebe aufgrund ihrer ökonomi- 
schen Situation (z.B. Lieferbedingungen, gute ‚Ertragslage‘) zu Zugeständnissen 
gezwungen werden können. Wurde in den Septemberstreiks schon nach Kurzer 
Streikdauer den Forderungen in den meisten Fällen nachgegeben (5), konnte die 
Gewerkschaft zudem die unmittelbar während der Streikbewegung vorzeitig aufge- 
nommenen Tarifverhandlungen erfolgreich zuendeführen, so stellt sich 1973 ein 
weitgehend verändertes Bild dar. 


4) Den Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Kapitals und der Lage der Arbeiter- 
klasse im Gang der Akkumulation haben wir im Aufsatz „Zum Zusammenhang von 
Kapitalakkumulation... ‘“, a.a.O., bis hin zu den neuerdings sich entwickelnden lang- 
fristig stagnativen Tendenzen der Akkumulation zu entwickeln versucht. Eine genauere 
Analyse der gegenwärtigen Situation müfste untersuchen, wieweit die von Semmler/Hoff- 
mann in: Kapitalakkumulation, Staatseingriffe und Lohnbewegung, PROKLA Nr. 2, 
theoretisch entwickelten Momente der Form widersprüchlicher Kapitalakkumulation, wo 
diese selbst nur noch auf der Grundlage von Stagnation bzw. Senkung des Lebensnivcaus 
der Arbeiterklasse und progressiv sich entwickelnder Arbeitslosigkeit stattfindet, sich 
heute herauszuentwickeln beginnen. 

5) IMST (Hrsg.), Die Scptemberstreiks 1969, Frankfurt a.M. 1969. „Allgemein ist infolge 
der konjunkturellen Entwicklung der ökonomische Spielraum der Konzerne größer gc- 
worden. Deshalb besteht in einer unmittelbaren Kampfsituation die Neigung, relativ 
schnell zu materiellen Zugeständnissen bereit zu sein.“ (Ebd., S. 358) 
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Die Streikbewegung wird zersplittert 


Die Bedingungen, die die Kämpfe 1969 als spontane, nicht gewerkschaftlich organi- 
sierte, entscheidend hervorgebracht hatten, resultierten aus Tarifverträgen, welche 
am Ende der Krise mit außerordentlich langen Laufzeiten und nur niedrigen Lohn- 
erhöhungen abgeschlossen worden waren (6). Es kam 1969 zu einer geschlossenen 
Welle von Streiks, welche in gewerkschaftliche Tarifverhandlungen mündete. Zum 
ersten Mal wurde von den Arbeitern die Erfahrung der eigenen Stärke und eines 
Aktionsspielraums ohne die Gewerkschaft gemacht. Die Kämpfe selbst bildeten so 
erst die Grundlage dafür, daß sich in den Betrieben ein Bewußtsein von der Möglich- 
keit solcher Kampfformen herausbildete. Doch schienen sie in den nächsten Jahren 
zunächst nicht weiter notwendig. Die Abschlüsse 1970 (zwischen I0 % und 12,9%) 
wurden als mit der Gewerkschaft erkämpfte Erfolge aufgefaßt, und auch der Tarif- 
kampf 1971 wurde noch als wenn auch weniger erfolgreicher, so doch als gewerk- 
schaftlicher Kampf begriffen (Streik in Nordwürttemberg - Nordbaden Ende 1971). 
(7) Angesichts der Laufzeit von 13 Monaten und der rapide ansteigenden Inflations- 
raten hatten große Teile der Arbeiter für 1973 einen gewerkschafilich organisierten 
Streik erwartet. So konnte der Tarifabschluß von 8,5 % Anfang 1973 im Gegensatz 
zu früheren Abschlüssen von seiten der streikbereiten Arbeiter und auch der betrieb- 
lichen Gewerkschaftskader nur als ein bewußtes Hintergehen der eigenen Interessen 
durch die Gewerkschaftsführung wahrgenommen werden. 

Doch die allgemein besonders im Ruhrgebiet erwartete und 2. T. erhoffie, für 
den Sommer bzw. Herbst prognostizierte neue und mächtige Streikwelle trat in 
dieser Form nicht ein. Zunächst gelang es dem Kapital, die Stahlindustrie von der 
metallverarbeitenden Industrie abzuspalten. War 1969 ausschließlich im Stahlbe- 
reich gekämpft worden, so wurde es für die Unternehmer direkt nach dem Tarifab- 
schluß 1973 notwendig, die ‚traditionelle® Kampferfahrung der Arbeiter in den 
Stahlbetrieben für eine allgemeine Streikbewegung unwirksam zu machen. So wur- 
den Befriedungsversuche in den ‚traditionellen’ Vorreiterbetrieben direkt nach dem 
Abschluß 1973 durch Sonderzulagen unternommen. Die Widersprüchlichkeit der 
gewerkschaftlichen Tarifpolitik wird während dieser Zeit in der Beurteilung der 
betrieblichen Zulagen durch Loderer deutlich: er spricht „vom Wildwuchs in den 
Betrieben“ und betont gleichzeitig, daß die IG-Metal! bei dem Kapital nicht um 
neue Verhandlungen nachsuchen wird. Die Kritik an dem „‚Betriebssyndikalismus““ 
hatte sich traditionell gegen rechte Betriebsräte gerichtet, die durch Betriebsverein- 
barungen über höhere Effektivlöhne die gewerkschaftliche Tarifpolitik unterliefen, 
indem die Belegschaften von kapitalkräftigen Betrieben aus der Taritbewegung vor- 
zeitig herausgebrochen worden waren. Doch in diesem Fall richtete sich die Kritik 
von Loderer nicht gegen die Betriebsräte. sondern gegen die Vertrauensleute, wie 
etwa bei Hoesch, die nicht bereit waren, die Interessen der Arbeiter zu vernachläs- 


6) Der Tarifvertrag vom 1. 1. 1967 bis zum 1.4. 1968 erbrachte eine Erhöhung von ] 9 ir. 
Der Tarifvertrag, der für die Dauer vom 1. 4. 1968 bis 31. 12. 1970 vorgeschen war, 
erbrachte eine Lohnerhöhung für 1968 von 4 ©, für 1969 von 3%. 

7) Bei Hovsch war es damals schon zu emer Protestdemonstration gegen den überhasteten 
Abschluß durch die 1G-Metall in der Stahlindustrie gekommen. 
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sigen. Der Abschluß von 8,5 % hatte bewußt der „betriebssyndikalistischen” Ten- 
denz Vorschub geleistet; die reale Einkommenssteigerung in der Metallindustrie 
-- nach Angaben der Kapitalseite lag bereits im ersten Quartal 1973 mit üpeı 
11% über der gewerkschaftlichen Forderung. Loderer spricht hier nicht von einem 
„Vertragsbruch‘ durch das Kapital, das ohne Kündigung der Tarifverträge Zulagen 
bezahlt, oft ohne Forderung der Belegschaften oder des Betriebsrates besonders an 
jene, die in den Jahren zuvor die Kämpfe entfacht hatten, also an die Facharbeiter. 
Mit einer solchen Argumentation hätte er eine Forderung nach Neueröffnung der 
Tarifverhandlungen begründen können (8). Nachden: seit April des Jahres aus einer 
Fülle von Betrieben und Ortsverwaltungen Forderungen der Vertreterversammlun- 
gen und betrieblichen Vertrauenskörper nach Entfristung der Tarifverträge, nach 
zusätzlichen Tarifvereinbarungen, nach gewerkschäftlichen Verhandlungen zum 
Ausgleich des Preisanstiegs an die IG-Metall-Leitung herangetragen worden waren, 
finden im Mai Spitzengespräche mit Gesamtmetall statt. In ihnen wird der Stahlin- 
dustrie eine Teuerungszulage von 280 DM zugestanden, nicht aber den Betrieben 
der metallverarbeitenden Industrie (9). Dies, obwohl die Streikbewegung in den 
Einzelbetrieben schon begonnen hat und trotz der sicheren Erwartung weiterer 
Streiks. Auch wenn hier unterschiedliche Profitbedingungen in den einzelnen Bran- 
chen und zwischen den Betrieben angenommen werden, so ist andererseits doch 
klar, daß Gesamtmetall bewußt die Strategie verfolgt, die kampfstarken Betriebe 
der stahlverarbeitenden Industrie von einer erwarteten Streikbewegung in der ge- 
samten Metallindustrie abzuschneiden; d.h. hier wird schon die Strategie „Eine 
Lektion erteilen“ geplant. 

Die Wahrscheinlichkeit einer Streikinitiative verschob sich damit auf die me- 
tallverarbeitende Industrie, also auf eine viel stärker von Mittelbetrieben bestimmte 
Branche und auf Belegschaften mit wesentlich geringerer Kampferfahrung und ge- 
ringer entwickelten betrieblichen Kadern. Diese Struktur der metallverarbeitenden 
Industrie erschwert die spontane Vereinheitlichung einer Streik bewegung. 

So kommt es z. B. in Nordbaden/Nordwürttemberg schon in der ersten Jah- 
reshälfte zu den meisten Streiks. 1969 hatten dort keine Streiks stattgefunden. Im 
ersten Quartal 1973 waren hier die meisten betrieblichen Zulagen schon bezahlt 


8) Im späteren Verlauf wird das Argument des Wildwuchses dirckt gegen die aktiven Ver- 
trauensleute verwendet, indem gesagt wird, als Funktionäre der IG-Metall seien sie ver- 
pflichtet, sich an die Tarifverträge zu halten und die Tarifautonomic nicht zu unterlau- 
fen, da ansonsten die Organisation regreispflichtig gemacht werden könnte. Betriebsräte 
stimmen mit dieser Argumentation der Mafßsregelung und der Entlassung in etlichen 
Fällen zu. 

9) Die Einschätzung Loderers, in der mcetallverarbeitenden Industrie seien die Ergebnisse 
der Tarifrtunde mit Befriedigung aufgenommen worden, mag wohl zu diesem lirgebnis 
beigetragen haben, erwies sich aber offensichtlich als völlig falsch. Übrigens wurden auch 
die Ergebnisse dieser Spitzenverhandlungen, aber auch ihre Form {nicht einmal Hinzuzic- 
hung der Tarifkommission) durch den Streik bei Mannesmann/Huckingen und bei Rhein- 
stahl/Duisburg kritisiert. Zudem kamen die massenhaften Forderungen nach Entfristung 
der Tarifverträge, nach einer gewerkschaftlichen Vereinbarung einer Teuerungszulage etc. 
sowohl von den Vertrauensleuten der Stahl- als auch der metallverarbeitenden Industrie. 
Die Forderungen wurden von Mitte April bis Mitte Mai an die Gewerkschaftsleitung 
gerichtet (vgl. dazu Berichterstattung im „‚express“ und im „Gewerkschaftsspicgel“). 
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worden. Bei Daimler-Benz bekamen die Facharbeiter unmittelbar nach dem Tarifab- 
schluß bis zu 6 % zusätzliche Lohnerhöhungen, ausgehandelt vom rechten Betriebs- 
rat. Nachdem in dem einen Betrieb eine Zulage gewährt wurde, begannen die Beleg- 
schaften in Nachbarbetrieben sich Zulagen zu erkämpfen. Als die Verhandlungen 
um cine Teuerungszulage auf Bundesebene für die metallverarbeitende Industrie 
kein Ergebnis brachten (10), häuften sich die Streiks. Dabei kam es aber nur in 
Mannheim zu einer Welle, wo in 22 Betrieben zur gleichen Zeit gestreikt wurde, 
wobei hier betriebliche und örtliche Gewerkschaftsfunktionäre den Kampf um Zu- 
lagen unterstützten, um die Gewerkschaft zu einer tariflichen Absicherung der Zula- 
gen zu zwingen. (Übrigens war Daimler-Benz wiederum durch eine erneute Zulage 
als potentieller Streikbetrieb herausgebrochen worden.) Damit war die Bewegung in 
Nordbaden/Nordwürttemberg ausgelaufen. 

Der Anfang der zweiten Jahreshälfte war gekennzeichnet durch eine große 
Anzahl von Streiks in den verschiedensten Teilen der BRD. Um nur einige zu 
nennen: VW/Kassel, Karmann/Osnabrück, Vulkanwerft/Bremen, Klöcknerhütte/- 
Bremen, Hella/Lippstadt. Diese Kämpfe bildeten jedoch keine einheitliche Streik- 
welle. Bei dem Avantgardebetrieb Klöckner kommt es zu einer Niederlage (11). So 
hat das Kapital die Möglichkeit, streikende Belegschaften hinzuhalten oder offensiv 
gegen sie vorzugehen. Indem der Juli keine geschlossene Streikbewegung brachte, 
verstärkte sich in Einzelbetrieben die Tendenz, ohne eigene Aktion durch den Be- 
triebsrat Zulagen aushandeln zu lassen, selbst wenn sie einem nicht ausreichend 
erschienen. Nach den Sommerferien kam es dann in Nordrheinwestfalen nach fast 
eimeinhalb Wochen Streik bei Pierburg/Neuss und nach fünf Tagen Streik bei 
Küppersbusch/Gelsenkirchen durch den Streik bei Opel (12) in über 40 Betrieben 
zum Streik, wobei jedoch in der gleichen Zeit in weit über 200 Betrieben ohne 
Aktionen Teuerungszulagen ausgehandelt werden (13). Das Kapital konnte so die 


10) Die Verhandlungen wurden entgegen den Forderungen um Teuerungszulage aus den 
Betrieben um eine Anhebung des Urlaubsgeldes geführt, was tarifrechtlich damit be- 
gründet wurde, daß so das Kapital im nächsten Jahr auch noch die Erhöhungen zahlen 
müsse. 

ID Der Klöcknerstreik im Juni ist ähnlich wie der Hoeschstreik zu sehen. Hier kam es kurz 
nach der taritlichen Zulage von 280 DM zu dem Kampf, nachdem die Arbeiter in der 
Vulkanwerft in Bremen einen Erfolg erreicht hatten. Dabei versuchte das Unternehmen 
die Schwächen im Verhältnis zwischen Betriebsrat und Belegschaften auszunutzen. Der 
SPD-Arbeitsdirektor war wesentlich daran beteiligt. Bei Klöckner hatte sich in der Beleg- 
schaft gegenüber dem Betriebsrat das Verstindnis herausgebildet, sich auf ihre starke 
Interessenvertretung auch in der aktiven Organisierung des Streiks ein Stück weit verlas- 
sen zu können und von daher selbst nicht unmittelbar aktiv an der Durchführung des 
Streiks teilzunehmen. So war einerseits die Identifikation mit den Streikmalßßnahmen 
unterentwickelt, andererseits boten die fehlende unmittelbare Kommunikation und Ent- 
scheidungsfähigkeit der Streikenden der Unternehmensleitung die Möglichkeit, durch 
Tricks (scheinbare Wiederaufnahme der Arbeit) und Drohungen die Arbeiter zu verwir- 
ren (vgl. genauer: „Arbeiterpolitik“, 14. Je., Nr. 4, Oktober 1973). 

12) Excmplarisch für das Verhalten des Kapitals in der Automobilindustrie ist, dafs bei Opel 
gestreikt wird, während bei VW und BMW unverzüglich Zulagen gewährt werden. 

13) Dazu noch zwei Beispiele: bei Küppersbusch in Gelsenkirchen ist die AEG erst nach fünf 
Tagen zu einem Zugeständnis bereit: 180 DM. Einige Wochen später werden im gesamten 
Konzern 200 DM gewährt, so dafs die Arbeiter bei Küppersbusch weitere 20 DM ohne 
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Widersprüche in der Bewegung als auch die Widersprüche in der gewerkschaftlichen 
Tarifpolitik ausnützen. Die Auseinandersetzung bei Ford‘Köin. die mit einem orga- 
nisatorischen Desaster endet, ist dabei die offensichtlichste Erscheinung (14). 


14) 


Kampf erhalten. Bei Opel geschieht ähnliches: nach dem Streik werden 180 DM bezahlt 
(plus einem Vorgriff von 100 DM auf das Weihnachtsgeld) und nach einigen Tagen 
werden weitere 100 DM zugestanden. zu einem Zeitpunkt also. als dieser zusätzliche 
Betrag nicht mehr in der Öffentlichkeit und damit in den anderen Betrieben diskutiert 
werden kann. 

Die beiden großen Streiks bei Opel’Bochum und Ford ’Köln zeigen dabei im Verhalten 
der IG-Metall sehr ähnliche Mornente. Bei Opel sind die unteren Schichten der Arbeiter 
noch zum größeren Teil deutsche Kollegen: aufgrund der Krise im Bergbau. Der Betriebs- 
ratsvorsitzende führt hier gezwungenermaßen die Verhandlungen. wobei er die Streiken- 
den zugleich in der Öffentlichkeit ditfamiert. Die Verhandlungen werden sofort auf 
Konzernebene geführt. wodurch sie der Kontrolle durch die Streikenden entzogen sind 
und am Ende die Belegschaften des Konzerns (Bochum Rüsselsheim Kaiserslautern) ge- 
geneinander ausgespielt werden und der Streik so auf Bochum reduziert bleibt. Nach drei 
Tagen kommt es zu einem Ergebnis. das von den Streikenden abgelehnt wird. doch die 
Belegschaft hat nun kein Organ. das verhandeln kann, sie vertrauten auf die Vertrauens- 
leute und einige aktive Betriebsräte, die jedoch im Betriebsrat in der Minderheit sind. 
Betriebsrat und Geschäftsleitung erzwingen jetzt die Aufnahme der Arbeit. Der Betriebs- 
ratsvorsitzende spricht davon. daß die Streikenden seine Verhandlungen stören würden 
und schüchtert die Vertrauensleute mit dem Argument ein. der Streik sei gewerkschafts- 
schädigend. Der Streik wurde so am vierten Tag abgebrochen. Bei Ford operieren der 
Betriebsrat und die Geschäftsleitung in ähnlicher Weise. Wo bei Opel die Streikfront 
nicht offensichtlich auseinanderbricht. zerfällt sie hier schr schnell in zwei Teile. Wäh- 
rend bei Opel die Arbeiter im Werk blieben und die Unternehmensleitung hiergegen 
keinen Angriff durchführt. um die Streikschiehten nicht bezahlen zu müssen. schlietst 
Ford das Werk, um den Streik zu spalten. Die Organisation greift dagegen nicht ein, 
sondern man hofft auf ein Totlaufen der Bewegung. Die Halle, von der die Bewegung 
ausgegangen war. bildete sofort eine Streikleitung. die sich jedoch während des Kampfes 
entscheidend änderte. Der Betriebsratsvorsitzende verlagerte die Verhandlungen bewusst 
von der Werksebene auf die Konzernebene, um sich der Kontrolle zu entziehen. Die 
Forderungen lehnte er als „utopisch“ ab. Damit war der Vertrauensleutekörper gespal- 
ten. Die Streikleitung kämpfte um die Anerkennung durch den Betriebsrat und Legalisie- 
rung des Streiks durch diesen. Hierdurch entfremden sich Betriebsrat und Streikleitung. 
wie auch die ausländischen und deutschen Kollegen. Durch die Werksschließung wird der 
Streik jetzt fast ausschliefslich durch die türkischen Arbeiter getragen. (Die Forderung 
nach der Legalisierung des Streiks resultiert aus der Möglichkeit in der Türkei. die der 
Gewerkschaft nachträglich die Legalisierung des Streiks erlaubt.) Die deutschen Arbeiter, 
die nicht in der Streikleitung adäquat vertreten sind. orientieren sich an dem Betriebsrat. 
Die Vertrauensleute, in der Mehrzahl deutsche Kollegen, bleiben inaktiv. Ihre einzige 
Aktivität, am vierten Streiktag eine Demonstratien zu organisieren. um wieder die Initia- 
tive zu erlangen, wird von dem Betriebsratsvorsitzenden hintertrieben. indem er ihnen 
verschweigt, dafs auch an diesem Tag das Werk geschlossen bleibt. Die Vertrauensleute 
sehen andererseits micht ihre Aufgabe in der direkten Auseinandersetzung — es kommt 
nicht einmal zu einer Vertrauensleuteversammlung -. sondern orientieren sich mehr an 
der Aufgabe, die betriebsnahe Tarifpolitik in der Organisation durchzusetzen. Auch bei 
ihnen hat das Argument verfangen, dafs sie als Funktionäre an die Friedenspflicht gebun- 
den sind. Die Streikleitung begeht dann einen weiteren schweren Fehler. indem sie das 
Angebot, zusammen mit dem Betriebsrat und der Geschäftsleitung zu verhandeln, ab- 
lehnt. Die letzte Möglichkeit. die deutschen und ausländischen Kollegen wieder zu einer 
A.ktionseinheit zurückzuführen. war damit verloren gegangen. So kann, wie bei Opel, die 
Geschäftsleitung und der Betriebsrat nach dem Verhandlungsergebnis hier die Arbeitsauf- 
nahme gewaltsam erzwingen. 
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Während dieser Streikwelle kündigen IG-Metall und Gesamtmetall ein Spitzenge- 
spräch an. Doch durch die Zersplitterung und Spaltung der Klassenbewegung durch 
das Kapital. die durch die Politik der IG-Metall möglich wurde. versanden diese 
Verhandlungen zwangsläufig. da die Bewegung. die von den Betrieben ausging. leizt- 
lich gebrochen war. da kein über den Einzelbetrieb übergreifendes Moment für die 
Vertrauensleute und Belegschaften ersichtlich war. 

Ein die Strategie des Kapitals kennzeichnender Punkt scheint uns die Tatsa- 
che zu sein, dafs es in den Verhandlungen im Mai der Gewerkschaftsführung keine 
Zugeständrisse in Bezug auf die metallverarbeitende Industrie macht. Damit nutzt 
das Kapital die mangelnde Bereitschaft der IG-Metallführung. die beginnenden 
Sireiks zu unterstützen und in eine Verhandlungsposition gegenüber dem: Kapital 
umzusetzen. zur Zersplitterung der Streikbewegung. Es gesteht damit aber auch der 
Gewerkschaft keine durch Zugeständnisse erreichte Integrationsfunktion mehr zu. 
sondern treibt sie in eine Position. wo sie sich den Arbeitern gegenüber vor allem als 
Disziplinierungsinstrument darstellt. Die auf betrieblicher Ebene mit den Betriebsrä- 
ten ausgehandelten Zugeständnisse sind das weitere Moment der Zersplitterung der 
Lohnbewegung. Sie stärken zudem die Position unternehmensfreundlicher Betriebs- 
räte und wirken damit auch wieder in Richtung einer Schwächung der Gewerk- 
schaft als potentieil vereinheitlichender Organisation der Arbeiter. 

Dabei hatte sich allerdings die Gewerkschaftsführung von vornherein in eine 
Situation gebracht. wo die von ihr beanspruchte Repräsentation der Gewerkschafts- 
einheit nur noch als von ihren Inhalten verselbständigte Form propagiert werden 
konnte: Gewerkschaftseinheit nicht als Machtpotenz der Arbeiterklasse gegenüber 
dern Kapital zur Sicherung ihrer Reproduktionsbedingungen, sondern als Machtpo- 
tenz der bürgerlichen Gesellschaft zur Festlegung der Arbeiter auf eine das Kapital- 
wachstum und die Stabilität’ des Gesamtsystems begünstigende Forderungspolitik. 
Der Versuch der Gewerkschaft, den aus den Betrieben kommenden Forderungen für 
die Tarifrunde 1973 eine lohnpolitische Stillhaltepolitik entgegenzustellen und sie 
ohne Rücksicht auf die Kampfbereitschaft der Arbeiter durchzusetzen, entspricht 
auf der anderen Seite die Unfähigkeit, den betriebsegoistischen Tendenzen, wie sie 
gerade von rechten Betriebsräten repräsentiert werden, entgegenzutreten. Auf der 
23. Ordentlichen Bezirkskonferenz der IG-Metall in Essen weist Loderer darauf hin, 
„daß sich die IG-Metall ‚gegen ein Auseinanderklaffen von tariflichen und betriebli- 
chen Entlohnungsbedingungen‘ wehren müsse. ‚Die Tätigkeit der Betriebsräte darf 
sich nicht von der Organisation entfernen, sondern müsse in ein schlüssiges Konzept 
gewerkschaftlicher Betriebspolitik eingebettet werden." Gegen unberechtigte Kritik, 
gegen Alleingänge von Funktionären müsse die Gewerkschaft offensiv vorge- 
hen“ (15). Über den Hoesch-Streik berichtet der Gewerkschaftsspiegel: „Eugen Lo- 
derer... nimmt eine ablehnende Haltung zu den Aktionen der Hoesch-Arbeiter ein. 
Er erklärt, die Hüttenarbeiter hätten ‚sich und den Gewerkschaften durch ihre 
Aktionen Schaden zugefügt‘. Die Streikenden haben für diese Haltung kein Ver- 
ständnis und kontern mit der Frage, ob es nicht vielmehr unzureichende Tarifab- 
schlüsse seien, die den Gewerkschaften Schaden zufügten“ (16). In anderem Zusam- 


15}  Ruhr-Nachrichten, Zeitung für Gelsenkirchen. Nr. 98 
16)  Gewerkschaftsspiegel, Nr. 5/1973, 8.13 
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menhang wiederum warnt Loderer vor dem .innerbetrieblichen Wildwuchs’ bei der 
Entlohnung. Indem die Politik der Gewerkschaftsführung sich nach den Stabilitäts- 
zielen der SPD richtet, gibt sie dem Kapital freien Raum. die Gewerkschaftsorgani- 
sation durch Zugeständnisse auf betrieblicher Ebene zu schwächen. gibt sie dem 
Kapital die Möglichkeit, Kämpfe in Niederlagen umzuwandeln. damit aber selbst 
wieder die Verhandlungsposition der Gewerkschaft für Tarifverhandlungen zu un- 
tergraben. 


Die Widersprüche zwischen der Politik der IG-Metall-Führung und den Arbeiterinte- 
ressen kommen klarer zum Ausdruck 


Nachdem wir versucht haben, die Niederlagen und die Zersplitterung der Streikbe- 
wegung aus der bewußten, die Politik der Gewerkschaftsführung ausnützenden Stra- 
tegie des Kapitals zu begründen. solles im folgenden darum gehen. die neuen Inhalte 
der Streikbewegung als Grundlage des 1973 klar hervortretenden Widerspruchs zwi- 
schen Gewerkschaftspolitik und Arbeiterinteressen darzustellen. 

Nachdem die IG-Metall darauf verzichtet hatte, den bestehenden Spielraum 
für Lohnerhöhungen auszunutzen im Glauben nämlich, sie könne als Verwalter des 
Preises der Ware Arbeitskraft der SPD-Regierung einen niedrigen Preis als Stabili- 
tätsopfer präsentieren, ohne Rücksicht auf die Lage und Kampfbereitschaft der 
Arbeiter und die Konjunktur des Kapitals, da wird ihr sowohl vom Kapital (durch 
betriebliche Lohnzugeständnisse), als auch von den kämpfenden Arbeitern vorexer- 
ziert, daß sie nicht in der Lage ist, den Preis der Ware Arbeitskraft als gesamtwirt- 
schaftliche Größe zu planen. Die Fiktion der Gewerkschaftsführung. den Lohn als 
gesamtwirtschaftliche Einkommens- und Verteilungskategorie politisch verwalren 
und damit sich selbst zum Instrument staatlicher Wirtschaftspolitik machen zu 
können, schlägt sich in zunehmendem Widerspruch zwischen Gewerkschaftsführung 
und Teilen der Arbeiterklasse nieder. 

Daß der Lohn Ausgangspunkt des Klassenwiderspruchs und der Klassenaus- 
einandersetzung ist und nicht einfach eine makroökonomisch, durch zentrale Tarif- 
verhandlungen zu manipulierende Rechengröße unter anderen, darauf wird die Ge- 
werkschaft zunehmend auch durch den Inhalt der Kämpfe verwiesen. Schon im 
Hoesch-Streik wird durch das Pochen auf die lineare Lohnerhöhung sichtbar, dafs 
die Arbeiter ihre Forderungen gegenüber dem Kapital an den Bedürfnissen der 
Reproduktion der Arbeitskraft, an ihren eigenen Lebensbedürfnissen orientieren. 
Die Arbeiter berufen sich hier nicht mehr auf tradierte Vorstellungen ‚leistungsge- 
rechter‘ Entlohnung. Nicht zufällig fällt die Distanzierung der IG-Metallführung 
vom Hoesch-Streik mit ihrer Kritik an den betrieblichen Gewerkschaftern zusam- 
men, welche die lineare Lohnforderung in die Tarifrunde eingebracht hatten. Und 
in der Tat ist die Linie der Gewerkschaftsführung, den Lohn als gesamtwirtschaftli- 
che Einkommenskategorie verwalten zu wollen, nur auf der Basis der Vorstellung zu 
begründen, im Lohn erhalte der Produktionsfaktor Arbeit seinen ‚gerechten‘ Anteil 
an dem von ‚den Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital‘ gemeinsam pro- 
duzierten Produkt. Wenn demgegenüber die Klassenbewegung des Jahres 1973, aus- 
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gehend von der Verteidigung der linearen Lohnerhöhung bei Hoesch. weitergeführt 
durch die Kämpfe um die Ausdehnung des Urlaubs für ausländische Arbeiter bei 
Karmann Osnabrück. verallgemeinert über die Kämpfe um Tewerungszulage, seinen 
Hohepunkt findend im Kampf vor allem der türkischen Arbeiter bei Ford um 1 DM 
für alle, Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Verminderung der Bandgeschwindig- 
keit. 6 Wochen Urlaub. Rücknahme der Entlassungen. wenn sich so die Klassenbe- 
wegung inhaltlich auf die Reprodukrionsbedingungen der Arbeitskraft bezieht, die- 
yüber dem Kapital einfordert: dann muß die an Einkonimensgrößen im 
r Wirtschaftspolitik orientierte, i: diesem Sinn also bürgerli- 
kschaftsfühning sich in Widerspruch zum Klasseninhalt der 
‚okonomischen' Kämpfe setzen. 

Konnten die Septemberstreiks von 1969 also noch mehr oder weniger fraglos, 
d.h. ohne Veränderungen der entwickelten gewerkschaftspolitischen Linie, in die 
tradierte Politik der Gewerkschaftsfürhung eingebaut werden, indem sich die formu- 
lierten Lohnforderungen an den gestiegenen Gewinnen orientierten, sich selbst auf 
die von Wirtschaftsminister Schiller propagierte Soziale Synımetrie‘ (17) beziehen 
konnten, so entwickelt sich in der sich ausweitenden Orientierung der Arbeiterfor- 
derungen an ihrer Reproduktion der Widerspruch zur offiziellen bürgerlichen Ge- 
werkschaftspolitik weitaus schärfer. Dieser Widerspruch läßt sich in zweierlei Rich- 
tung fassen: Zum einen wenden sich die Streiks gegen die zur Reallohnstagnation 
bis hin zur Reallohnsenikung führende Politik der IG-Metall. sofern diese sich auf die 
gesamte Lolmhoöhe bezieht. Zum anderen wird zunehmend durch die Streiks auch 
praktisch eine Politik der Gewerkschaft kritisiert, welche die Bedingungen der An- 
wendung der Arbeitskraft dem einzelnen Kapitalisten überläfit. Dies wird besonders 
beim Ford-Streik deutlich. Aber auch in anderen betrieblichen Streiks werden For- 
derungen gegen die Anwendung bestimmter Lohnsysteme, gegen Akkorderhöhung 
etc. formuliert (18). In zwei Punkten also erweist sich die historisch herausgebilde- 


In Vel. IMSF. Die Septemberstreiks 1969. a.a.O.. S. 2381. Zwar liegen der Streikbewe- 
gung auch Erfahrungen von Arbeitsintensivierung und Produktionssteigerung ohne 
Rücksicht auf die Arbeiter und ohne entsprechende Lohnerhöhung zugrunde, doch setzt 
sich diese Erfahrung noch nicht in spezifische Forderungen um. 

18) Hier eine vorläufige Aufstellung von Forderungen. welche sich auf Arbeitsbedingungen, 
die Reproduktion der Arbeiter. die Deklassierung der unteren Arbeiterschichten. Lohnsy- 
steme etc. richten! 

25. %.. Hoesch-Rochrenwerke AG-Barop. Unzufriedenheit mit Lohnfindungsprinzip und 
Prämiensystem: 

26. 1.-8. 3.. Mannesmann/Huckingen, Verbesserung des Prämiensystems und der Ar- 
beitsbedingungen: 

4.-7.5., Karmann’Osnabrück, 4 Wochen Betriebsurlaub für ausländische Arbeiter (Por- 
tugiesen und Spanier stieiken): 

15.-16. 5.. Heidelberger Schnellpresse Wiesloch. 6 Wochen statt bisher 4 Wochen zusam- 
menhängenden Urlaub (Spanier streiken): 

19.-22. 5., John Deere/Mannheim, zunächst Änderung der Akkordregelung. dann Lohn- 
forderung: 

10. 8.. Fernsehapparäatefabrik Philipp/Krefeld. Rücknahme der Erhöhung der Tagespro- 
duktion! 

13.-20. 8., Pierburg AG/Neuss, Teuerungszulage. Aufhebung der Leichtlohngruppe 2 
(vor allem ausländische Arbeiterinnen): 
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te, auf die Gesamtiohnbewegung unter Berücksichtigung einkommenspolitischer Ge 
sichtspunkte hin orientierte Politik der !G-Metall hier als überholt! sie wird zum 
einen durch die inflationäre Entwicklung unterlaufen. zum anderen durch die Fä- 
higkeit des Kapitals. Mehrarbeit im en. durch die verschiedenster 
Formen der Intensivierung der Arbeit abzupressen. Dais hierbei die drohende Ar- 
beitsplatzunsicherheit zusätzlich als nee Mittel der Auspressung von 
Mehrarbeit vom Kapital eingesetzt wird. zeigt ebenfalls der Zusammenhang von 
Arbeitsintensivierung und Entlassungen. welche den Ausgangspunkt des Ford- 
Streiks bilden (19). 

In unserem letzten Aufsatz (!Ö} waren wir zu dem Resu 
ich die Beschränkung der Lohnrate. die Arbeitsplatzunsicherh 


‚ lag ymmen. dal 


seko 
ind d lie wachsen- 


21.8., Maschmenfabrik F. Tacke Rheine. Vorgabezeitverkurzungen: 

22.-27.8.. Opel’Bochum. Teuerungszulage von 300 DAX. ein Tag mehr Urlaub für Son 
derschichten. Weihnachtsgeld auf Grundlage von 185 Stunden. bezahlte Pause von 30 
Minuten! 

24.-30. 8.. Ford 'kKoln. vgl. Fußnote 19; 

24-29. 8.. Philipps Aachen. Teuerungszulage. Erhöhung des Stundenlohn: Wegfall der 
Lohngruppe 2. Wegfall der Samstagsschicht: 

24.8.. Vereinigte Schlüsselnerke Solingen. 1 DM. Senkung des Akkords. 

19) in der Halle. in welcher der Streik begann. wurde nach Angaben der Arbeiter trotz 
Abwesenheit von ca. 40 ‘ der Arbeiter die Produktion nur um 23 7 heruntergeschraubt. 
Zudem seien zu dieser Zeit Stopper an den Bändern erschienen. Es bestand also die 
Befürchtung. dab die Unternehmensleitung die Entlassung der Arbeiter unter vorge 
schobenem Grund zum Anlats einer weiteren Steigerung des Arbeitstempos für die Übrig- 
gebliebenen ausnutzen würde. In einem Fiugblatt des IG-Metali- Vertrauenskörpers war 
schon Mitte August vermutet worden. dafs ..in Zukunft noch mehr Druck auf die betrof- 
tenen Kollegen und Kolleginnen” ausgeübt werden würde. Ein „.Mister” des englischen 
Fordmanagements hatte die „Unverschämtheit” besessen. „aus Gründen der Kostener- 
sparnis die Reduktion der „Überstunden auf ein Minimum... bei gleichzeitiger Reduk- 
tion der Planstellen” zu fordern. Die DKP-Zeitung ‚Der Prüfstand’ spricht von 574 Ent- 
lassungen im August mit dem vorgeschobenen Grund des unentschuldigten Fehlens. Sie 
gcht davon aus. dab zum einen ein gezielter Personalabbau. zum anderen Disziplinierung 
der Belegschaft damit beabsichtigt sei. Die Arbeiter muisten demnach mit einiger Sicher- 
heit annehmen. dafs die Entlassungen auf ihrem Rücken ausgetragen würden. So ist es 
kein Zufall. dats ihre Solidarität mit den entlassenen Kollegen. Ausiösungsmoment des 
Streiks. unmittelbar verknüpft war mit der Forderung nach Verminderung des Arbeits- 
tempos. Insgesamt nimmt der innere Zusammenhang der Forderungen solchen Vorstel- 
lungen jegliche Grundlage. welche die Kampfinhalte von Streikbewegungen in qualitati- 
ve, auf die Arbeitsbedingungen gerichtete. potentiell revolutionäre auf der einen und 
quantitative, nur auf den Lohn gerichtete. das System stabilisierende Forderungen auf 
der anderen Seite auseinanderdividieren wollen. Gerade für die unteren Arbeiterschich- 
tem, welche in den niedrigsten Lohngruppen eingestuft sind. di? Arbeiterschichten also. 
welche im Fortgang der Akkumulation des BRD-Kapitals sich mehr und mehr mit auslän- 
dischen Arbeitern. mit Frauen. mit proletarisierten Bauern aus dem Umkreis der groisen 
Industriezentren auffüllen. aber auch jungen Arbeitern. ist die Trennung eine leere Ab- 
straktion. Die allgemeine Niedrigkeit des Lohns. jetzt noch zusammengenommen mit den 
hohen Inflationsraten. erzwingt selbst wieder Leistungssteigerung. Überstunden. Akkord- 
schinderei. Diese Erfahrung, zusammengenommen mit der an den Entlassungen demon- 
strierten Unsicherheit des Arbeitsplatzes. bilden die Grundlage der Forderungen des 
Ford-Streiks. In ihnen. vorgetragen vor aliem von den türkischen Arbeitern. wird ver- 
sucht. den beschriebenen Zirkel zu durchbrechen. 

20} Vgl. Anmerkung I) 


4a 
on 


de äArbeitsbelastung als allgemeine Probleme der Arbeiterklasse in der BRD in 


“apital bilden. Damit seien die zukünftigen Probleme für die gewerk schaftliche 
nvertretung der Arbeiter gestellt. die zugleich die politische Artikulierung 
der Arbeiterklasse gegenüber dem Kapital und dem Staat befördern werden. Gleich- 
zeitig waren wir davon ausgegangen. dafs ein solcher Prozeß angesichts der Zusam- 
mensetzung der Arbeiterklasse in der BRD (ausländische Arbeiter und Frauen bil- 
den einen großen Anteil der am niedrigsten bezahlten und von der Arbeitsintensi- 
vierung am schwersten betroffenen Schichten der Lohnarbeiter in der BRD) und im 

k auf den gegenwärtigen Zustand der Gewerkschaftsorganisation in sich 


Nun fällt an der Streikbewegung 1973 folgendes ins Auge: Im Unterschied zu 
wo die Streikinitiative vor allem von der Schicht der Facharbeiter aus- 
(21). übernehnien in diesem Jahr die unteren Schichten der Arbeiterklasse in 
en Betrieben die Streikinitiative. Dies gilt schon für den Hoesch-Streik, ent- 
wickelt sich dann abe weiter als Streikinitiative und zunehmende Kampfbereitschaft 
gerade der ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter bei Karmann/OÖsnabrück, John 
Deere Mannheim. Hella;Lippstadt. Pierburg’Neuß und Ford/Köln. Die Initiative 
Funktion dieser Schichten prägt gleichzeitig die neue Militanz der Kämpfe. Die 
Militanz und die Formen. in denen die ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter 
die Streiks führen. bildet andererseits partiell die Grundlage von Konflikten mit 
deutschen Arbeitern. welche vom Kapital — bei Ford ganz offensichtlich mit Unter- 
stüczung des Betriebsrats — zur Spaltung zwischen deutschen und ausländischen 
Arbeitern und zum brutalen Polizeieinsaiz gerade gegen die ausländischen Arbeiter 
ausgenützt wird. Der Gegensatz zwischen traditioneller. sozialdemokratisch orien- 
tierter Gewerkschaftspolitik und Arbeiterinteressen wird in dieser Streikbewegung 
am vehementesten von den ausländischen Arbeitern formuliert. Es zeigt sich hier 
ein weiteres entscheidendes Problem der Gewerkschaft in der BRD: die mangelnde 
Orientierung der gewerkschaftlichen Interessenvertretung auf die Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen der unteren Schichten der Lohnarbeiter. der ausländischen Arbei- 
ter und der Frauen. sowie die Strategie des Kapitals, diese Schwäche für sich zur 
Spaltung der Arbeiterklasse auszunutzen. Die beschämendste Niederlage der Ge- 
werkschaft in diesen Kämpfen stellt die Kooperation von Unternehmensleitung, 
Teilen des Betriebsrats und der Vertrauensleute und Polizei gegen die türkischen 
und Teile der deutschen Arbeiter bei Ford dar. 

Im Prozeß der Entwicklung der Klassenkämpfe aufgrund der Bedingungen, 
denen die Arbeiter im Akkumulationsprozeß des Kapitals gegenwärtig unterliegen, 
sind also Möglichkeiten für das Kapital enthalten, von vornherein zu versuchen, die 
Vereinheitlichung der Arbeiter als die wesentliche Aufgabe jeder Klassenbewegung 
zu hintertreiben. Diese Möglichkeit basiert auf der vom Kapital teils bewußt produ- 


"e 


21) IMSF (Hrsg.). Die Septemberstreiks 1969. a.a.O. ..Unter berufsspezifischen Gesichts- 
punkten sind in der Mehrheit der Betriebe qualifizierte Arbeitergruppen die tragenden 
und treibenden Kräfte des Streiks.” (Ebd., $. 240) 
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zierten tendenziellen Teilung zwischen deutschen und ausländischen Arbeitern in 
untere Schichten einerseits und Facharbeiter andererseits. vor allem in den aroi 
Industriebetrieben. besonders ausgeprägt wiederum in der Automobilindustrie 
(BMW. Ford, Daimler Benz). Dies führt einmal dazu. dah die Intensivierung der 

Arbeit als Streikgegenstand von vornherein schwer verallgememert werden kann. 
(Daß es sich dabei nicht um eine absolut zu setzende Schwierigkeit handelt. haben 
wir im Aufsatz ..Zum Zusammenhang von Kapitalakkumulation. Veränder 
den Formen der Profitproduktion und der Rolle neuerer Entlohnungsmethoden in 
der BRD" (PROKLA Nr. 4 und 5) zu zeigen versucht: nämlich Intensivierung und 
Dequalifikation betreffen zunehmend auch traditionelle Arbeiterschichten). Nun 
kommt der Gewerkschaft an sich die Aufgabe zu. als Organisation die Konkurrenz 
zwischen den Arbeitern. d.h. auch zwischen den verschiedenen Arbeitersch 
abzubauen und aufzuheben. sofern sich in dieser Konkurrenz auch unterschiedl 
Bedingungen der Arbeiter reflektieren. Wo Forderungen nicht aus sich heraus von 
vornherein von allen Arbeiterschichten gleichmäßig vertreten werden. wäre eseben 
gerade Aufgabe der Gewerkschaft. über die Organisation eine Möglichkeit allgemei- 
ner Solidarität herzustellen. Gerade dies geschieht aber. wie die Streiks : 
haben. nicht oder nur in Ausnahmefällen seitens besonders bewußter betrieb! 
Kader. Hiermit kommen wir auf ein weiteres Problem der gegenwärtigen Schwäche 
der Gewerkschaft: gerade für die IG-Metall ist typisch. daß sie sich. auch in ihren 
betrieblichen Organisationen der \Vertrauensleute. primär auf die Facharbeiter- 
schichten stützt und vor allem deren Interessen gegenüber dem Kapital vertritt, Jie 
ausländischen Arbeiter demgegenüber in der Gewerkschaft weitgehend isoliert sind. 
(Wieweit dies allgemein für die unteren Schichten der Arbeiter und ihre Position 
innerhalb der gewerkschäftlichen Interessenvertretung gilt. wäre noch zu untersü- 
chen.) 


Grenzen der gegenwärtigen Politik betrieblicher Gewerkschaftskader werden 
sichtbar 


Es ist wohl kein Zufall, dafs die Grenzen der Politik auch linker betrieblicher G 
werkschaftskader in einer Streikbewegung offenbar werden. in der die unteren 
Schichten der Arbeiter oft die Initiatoren und Hauptträger des Streiks sind. 1969 
war demgegenüber die Streikbewegung von den betrieblichen Vertretungsorganen 
z. T. getragen. z. T. mehr oder weniger widerspruchslos aufgenommen worden (2 
Typisch ist hier wieder der Hoesch-Streik. wo 1969 Betriebsräte und Vertrauensleu- 
te den Streik initiiert hatten. 1973 dagegen der Vertrauenskörper nicht in der Lage 
ist, eine von den Arbeitern an der Feineisenstraße ausgehende. von ihm nicht initi- 
ierte Streikbewegung zu organisieren und zu einem Erfolg zu bringen. Bei Ford. 
einer Hochburg der Gewerkschaftslinken in den 60er Jahren (dort war übrigens 
auch versucht worden eine betriebsnahe Tarifpolitik. Kontrolle der Bäandgeschwin- 
digkeiten usw. durch einen gewerkschaftlich kontrollierten Betriebsrat durchzusei- 
zen). führen u.a. die nur innerhalb der betrieblichen /nstiturionen des Betriebsrats 
22)  Vel.ebd..$. 250-253 


und \Wertrauenskörpers ausgefochtenen Fraktionskämpfe zwischen rechtem BR und 
Gewerkschaftslinken. die sich auf personelle Stellenwechsel beziehen, zur weitge- 
henden Lähmung dieser Institutionen zu Beginn des Streiks. zu ihrer durchgehenden 
Distanzierung und teilweisen Bekämpfung der selbständigen Streikleitung, die selbst 
wieder Resultat des Zustands der betrieblichen Interessenvertre tungsorgane ist. Hier 
wird auch deutlich. wie der rechte Betriebsrat durch seine Art der Verhandlung 
selbst die Spaltung zwischen deutschen und ausländischen Arbeitern forciert. indem 
er die Verhandlung dann für beendet erklärt, als die Forderung nach Lohnerhöhung, 
die von allen vertreten wurde. partiell durchgesetzt ist. die besonderen Forderungen 
der ausländischen Arbeiter (Urlaub. Arbeitsbedingungen) dagegen nicht weiterzu- 
verhandeln bereit ist. 

Ein weiteres Moment der gegenwärtigen Grenzen der Politik auch linker be- 
trieblicher Gewerkschaftskader, wird in der Schwäche dieser Kader sichtbar, sobald 
sich die Gewerkschaftszentrale von dem Streik distanziert. Im Septemberstreik hat- 
ten die betrieblichen Kader den Rückenwind einer verhandlungsbereiten Gewerk- 
schaftsführung. vor allem in der IG-Metail. (Die besondere Situation im Bergbau 
können wir hier nicht behandeln). Dies gilt 1973 nicht mehr. Fehlt also einerseits 
häufig die wirkliche Verbindung zwischen der Politik auch linker Gewerkschafter 
im Betrieb mit den unteren Schichten der Arbeiter. welche den Streik tragen, so 
entspricht dem auf der anderen Seite, daß sie z. T. auch nicht selbständig und 
selbstbewusst den Konflikt mit der IG-Metallspitze auszutragen in der Lage sind. 
(Auf die Gründe. welche für diese Erscheinung in der institutionellen Organisation 
des Vertrauenskörpers im Verhältnis zu Betriebsrat. Unternehmensleitung und Ge- 
werkschaftsapparat zu suchen sind, soll in einem später zu veröffentlichenden Auf- 
satz eingegangen werden.) 

Das Problem kann noch an folgender Entwicklung verdeutlicht werden: Im 
April und Mai kommt es zu einer breiten Formulierung von Forderungen aus den 
Vertrauenskörpern. aber auch den örtlichen Vertreterversammlungen an die Ge- 
werkschaftsführung. die sich auf eine Entfristung der Tarifverträge richten. Doch 
dieser Versuch. aus den Betrieben heraus Einfluß auf die Gesamtlohnbewegung zu 
gewinnen. der Zersplitterungstaktik des Kapitals entgegenzuwirken, bleibt erfolglos. 
Die Gewerkschaftsführung macht nicht den Versuch. durch gewerkschaftlich initi- 
jerte betriebliche Streiks die nötige Unterstützung für die Verhandlungen sich zu 
sichern. Sie verhandelt ohne Erfolg auf Spitzenebene, nicht einmal die große Tarif- 
kommission wurde zu den Verhandlungen hinzugezogen. Während die betrieblichen 
und örtlichen Gewerkschaftsfunktionäre ihre Forderungen gegenüber der IG-Metall- 
spitze formulieren. beginnen in den Betrieben die Streiks um Teuerungszulage. Sie 
richten sich unmittelbar an den einzelnen Unternehmer. die Arbeiter kämpfen da, 
wo sie kämpfen können, auf Betriebsebene. Die Forderungen richten sich nicht an 
die Gewerkschaft. Es fällt auf. wie in dieser Phase die Aktionen betrieblicher Ge- 
werkschaftskader und Aktionen der Arbeiter auseinanderzulaufen beginnen. Mögen 
nun auch die Gründe, aus denen Vertreterversammlungen und Vertrauenskörper 
ihre Appelle an die Gewerkschaftsführung richten. unterschiedlich sein, mag bei den 
einen die Vorstellung bestimmend gewesen sein, die Gewerkschaft solle durch ihre 
Initiative eine Streikbewegung verhindern. mögen andere davon ausgegangen sein, 
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die Gewerkschaft müsse dazu gezwungen werden, die Kampfbereitschaft in den 
Betrieben auszunutzen, um ein besseres allgemeines Ergebnis zu erzielen: in jedem 
Fall fällt auf, daß die Streiks sich nicht auf eine Unterstützung der Spitzengespräche 
richten, sondern auf die Auseinandersetzung mit dem Kapital un Betrieb. Darin 
reflektiert sich die Erfahrung der Arbeiter von dem Ergebnis der Tarifverhandlung, 
der Nutzlosigkeit der Streikbereitschaft der Arbeiter in Bezug auf das Handeln der 
Gewerkschaftsführung. Dieses Nebeneinanderherlaufen entwickelt sich dann bei 
Ford zum eklatantesten Widerspruch. Ford war der Betrieb, von dem aus mehrmals 
sowohl über den Vertrauenskörper, als auch über Belegschaftsversammiungen, als 
auch über die Ortsverwaltung Appelle an die IG-Metallführung gegangen waren. 

Aber selbst in Betrieben, wo selbstbewußte linke Betriebsräte den Streik ohne 
Legitimierung der Gewerkschaftsführung führen, kommt es zu Niederlagen. So etwa 
bei AEG-Küppersbusch. Hier läßt sich einfach der Konzern, dem der Betrieb ange- 
hört, durch den Streik eines Einzelbetriebs nicht zwingen. Eine Solidarisierung aus 
anderen Betrieben des Konzerns bleibt aus. Die Auffassung, daß bei einem der 
Belegschaft verpflichteten Betriebsrat oder bzw. und bei einem starken, unabhängi- 
gen VK innerhalb einer relativ günstigen ökonomischen Situation der Kanıpf gegen 
den einzelnen Kapitalisten erfolgreich geführt werden könne, muß aufgrund der 
aktuellen Kämpfe neu überprüft werden. 


Zusammenfassende Überlegungen 


Wenn es eine politisch bewußte Strategie des Kapitals gibt, so immer die der 
Schwächung der Arbeiterklasse durch Zersplitterung und Spaltung. Der Entwick- 
lungsgrad des Klassenkampfs von oben ist dabei nur Reflex der verschlechterten 
Bedingungen der Reproduktion und Akkumulation des Kapitals (23). Dabei sei 
noch einmal daran erinnert, daß sich zwar im Vergleich zu dem rasanten Auf- 
schwung nach der Krise 1967, in welchen die Septemberstreiks 1969 fallen, die 
Bedingungen der Profitproduktion für das Kapital im Jahre 1973 verschlechtert 
haben, daß sich aber trotzdem die Arbeiterklasse in diesem Jahr aufgrund des nicht 
vorhandenen aktuellen Drucks einer industriellen Reservearmee und der Auftragsla- 
ge des Kapitals in einer relativ starken ökonomischen Position gegenüber dem Kapi- 
tal befindet. Diese relative ökonomische Stärke versucht das Kapital jetzt aber 
politisch zu unterlaufen. Zum einen durch die Strategie, das Zustandekommen einer 


23) Wir haben im letzten Heft der PROKLA (Nr. 8/9) in Auscinandersetzung mit der RGO- 
Politik der KPD/AO-Gruppe gezeigt, dafs der stattfindende Prozeis der Enttäuschung der 
Arbeiter über das Nichtfunktionieren der Gewerkschaft als Kampfinstrument notwendige 
Voraussetzung überhaupt für die Entwicklung eines Klassenbewußtseins unter den gegen- 
wärtigen Verhältnissen ist. Der Lernprozef5, der hier gemacht werden muß, zielt auf die 
Erkenntnis, dafs die Gewerkschaftsorganisation als Kampfinstrument der Arbeiter nur 
dann funktionieren kann, wenn sie von den Arbeitern über die Austragung von Konflik- 
ten innerhalb derselben auch wirklich zu einem solchen gemacht wird. Diese Erkenntnis 
bedeutet auch die Überwindung einer Schranke im Bewußtsein der Arbeiter selbst, 
nämlich der Vorstellung, per Delegation der Interessenwahrnehmung an die Gewerk- 
schaftsorganisation oder die Betriebsräte sei ihre gcesellschaftliche Stellung zu verteidigen. 
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geschlossenen spontanen Streikbewegung zu verhindern. Dazu hat ihm der niedrige 
Lohnabschluß der IG-Metall in den Einzelbetrieben den nötigen Spielraum für je- 
weilige Lohnerhöhungen gelassen. Zum andern aber auch durch den Einsatz von 
Polizei in einem seit lanze:n nicht mehr erlebten Ausmaß. Während der Streiks wird 
spätestens dann £:e.: .uc Arbeiter ein Polizeieinsatz inszeniert, wenn das Kapital 
durch Weiterführung der Streiks ökonomisch zu Zugeständnissen gezwungen gewe- 
sen wäre. 

Wieweit eine solche Strategie des Kapitals Erfolg hat, hängt andererseits von 
dem historisch entwickelten Charakter der Gewerkschaftsorganisation und der Klas- 
senkämpfe ab. In den Niederlagen der Streikbewegung 1973 reflektiert sich dem- 
nach die Schwäche der Gewerkschaftsorganisation als Klassenorganisation. Ent- 
scheidende Einbruchsstellen für die Strategie des Kapitals sind: Die historisch her- 
ausgebildete Beschränkung der Gewerkschaft auf die Gesamtlohnbewegung, d.h. 
die Ausgrenzung des Verhältnisses zwischen Lohnarbeit und Kapital im Produk- 
tionsprozeß aus dem Bereich ihrer Interessenwahrnehmung und -repräsentation; die 
ebenfalls historisch begründete Festlegung der Gewerkschaftsführung, aber auch 
größerer Teile der Betriebsräte und Vertrauensleute auf die Unterstützung der Poli- 
tik der SPD: die politisch durchgesetzte Trennung zwischen betrieblicher Interessen- 
vertretung im Betriebsrat und der Gewerkschaft (BetrVG): die entsprechende Fest- 
legung des Betriebsrats auf die Friedenspflicht, d. h. die institutionell und rechtlich 
verhinderte bzw. eingeschränkte Kampffähigkeit der Gewerkschaften auf Betriebs- 
ebene; die außerordentlich schwache Stellung der betrieblichen Gewerkschaftsorga- 
ne (Vertrauensleute) gegenüber dem Gewerkschaftsapparat, ihr mangelnder Einfluß 
auf die tarifpolitischen Entscheidungen, aber auch ihre fehlende Verhandlungsmög- 
lichkeit mit dem Unternehmer; die innere Schwäche der Vertrauenskörper selbst, 
insofern in ihnen oft nur die deutschen Facharbeiter, nicht aber die unteren Schich- 
ten der Arbeiter repräsentiert sind; die Abhängigkeit der Vertrauensleute vom Be- 
triebsrat; das Fehlen einer inhaltlich entwickelten Strategie gegen das Kapital auch 
in Teilen der Gewerkschaftslinken. Der starke organisatorische Apparat verdeckt 
nicht mehr den tatsächlichen Zustand der Zersplitterung der Klasse. Der Inhalt der 
Gewerkschaftseinheit als Einheit der Arbeiterklasse gegen das Kapital wird ins Ge- 
genteil verkehrt, wenn sich die Gewerkschaftsführung auf die Einheit der Gewerk- 
schaft als Bedingung der Stärke der Arbeiter gegen die spontanen Streikbewegungen 
beruft; wenn rechte Betriebsräte, wie bei Ford geschehen, sich weigern, die Forde- 
rungen der Arbeiter gegenüber der Unternehmensleitung zu vertreten mit der Be- 
gründung, dies laufe auf Betriebssyndikalismus hinaus; wenn sich demnach die Ge- 
werkschaft auf rechte Betriebsräte stützen muß, um ihren Anspruch, die Einheit der 
Arbeiter zu repräsentieren, aufrechtzuerhalten. Dies in einer Situation, wo diese 
einheitliche Organisation der Arbeiter wenig produktive Potenzen zur Entwicklung 
der Klassenkämpfe freizusetzen vermag, wo innerhalb der Gewerkschaft versucht 
wird, die Kritik an der offiziellen Gewerkschaftspolitik mit dem Verdikt des ge- 
werkschaftsschädigenden bzw. spalterischen Verhaltens zu unterdrücken; wo die 
inneren Organe der Gewerkschaft, soweit sie über den Betrieb hinausgehen, wenig 
Raum lassen für die Auseinandersetzung um eine Strategie der Arbeiter gegen das 
Kapital; wo die linken Kräfte innerhalb der Gewerkschaft nur schwer zu einer über 
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den Betrieb hinausgehenden Kooperation kommen können, sondern auf eine be- 
triebsbornierte Politik zurückgeworfen zu werden drohen; wo auf der anderen Seite 
gerade die Beschränkung der linken Gewerkschaftskader auf einen betriebsinternen 
Spielraum selbst die Grenzen einer solchen auf den Betrieb beschränkten Politik 
sichtbar machen, nämlich dort, wo sich auf der Ebene des Einzelbetriebs das Kapi- 
tal nicht zwingen läßt. Indem die Gewerkschaft als überbetriebliche Organisation 
nicht die Bewegung solcher Avantgardebetriebe aufnimmt, wird der Erfolg soicher 
Kämpfe auf der Ebene der Einzelbetriebe in Frage gestellt. Andererseits können die 
Kampfpotenzen solcher Betriebe auch nicht zu Machtpositionen der Arbeiterklasse 
gegen das Kapital, vermittelt durch die Gewerkschaftsorganisation, entwickelt wer- 
den. 

Daß es zu keiner geschlossenen Streikwelle kommt, sondern die Kämpfe sich 
zersplittern, dafür gibt es noch einen weiteren Grund. In der gegebenen Situation 
des Drucks auf die Lohnrate und des Versuchs des Kapitals, durch neue Lohnsyste- 
me, Veränderung des Akkords, Rationalisierungsmaßnahmen und Entlassungen die 
Profite zu erhöhen, zeigt sich die Unfähigkeit des gewerkschaftlichen Kampfs gegen 
die vom Kapital innerhalb der Betriebe je spezifisch gesetzten Lohn- und Arbeitsbe- 
dingungen wirksam anzugehen; was dann zu spontanen Streiks führt, die sich durch 
die Forderung nach Teuerungszulage als der gewerkschaftlich schon anerkannten 
Forderung zu legitimieren und durchzusetzen suchen. Oft sind es eben solche inner- 
betrieblichen Konflikte, die den Streik auslösen; wobei die Forderung nach Teue- 
rungszulage die einfachste Möglichkeit für die Belegschaften bildet, den Streik in- 
nerhalb des Betriebs zu verallgemeinern (exemplarisch bei John Deere). Dies zeigt 
aber nur, daß die Notwendigkeit zu solchen einzelbetrieblichen Kämpfen existiert, 
die Unfähigkeit aber, diese Kämpfe gewerkschaftlich zu organisieren, gleichzeitig 
zum Resultat hat, daß auch keine geschlossene Streikbewegung zustande kommt. 
Dies zeigt, daß die Alternative nicht die zwischen zentralen und beirieblichen 
Kämpfen ist, sondern daß verallgemeinerte, zentrale Kämpfe nur geführt werden 
können, wenn auch auf Betriebsebene die Auseinandersetzung mit dem Kapital um 
die je spezifischen Arbeits- und Entlohnungsbedingungen geführt werden kann. 

So desolat sich der Zustand der Gewerkschaft innerhalb der Streikbewegung 
des Jahres 1973 zeigt, so kämpferisch sind oft auf der anderen Seite die betriebli- 
chen Streiks. Während die Gewerkschaftslinke jahrelang davon ausging, ein wesentli- 
ches Problem gewerkschaftlicher Kampfstärke bildete die mangelnde ‚Mobilisierung‘ 
der Belegschaften, sieht sie sich jetzt zunehmend vor das Problem gestellt, daß in 
Betrieben, wo gestreikt wird, die Gewerkschaft nicht in der Lage und nicht gewillt 
ist, diese Kampfbereitschaft in eine Machtposition der Arbeiter gegen das Kapital 
umzusetzen. So entscheidend wichtig die gegenwärtige Streikbewegung für die Wie- 
derentwicklung der Kampffähigkeit und des Klassenbewußtseins der Arbeiter ist, so 
steht sie doch vor dem Dilemma, daß die Waffe der gewerkschaftlich organisierten 
Einheit der Arbeiter gegen das Kapital stumpf ist. Andererseits liegt die ganze 
Stärke und der Fortschritt dieser Klassenbewegung darin, daß sie das Problem der 
Gewerkschaftseinheit als Klasseneinheit erstmals klar und deutlich auf die Tagesord- 
nung setzt, nicht nur für vereinzelte, klassenbewußte Arbeiter und Gewerkschafts- 
kader, sondern für größere Teile der Arbeiter und der betrieblichen Gewerkschafts- 
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organec. Die Niederlagen bilden selbst die Voraussetzung für breiter getragene Aus- 
einandersetzungen innerhalb der Gewerkschaft um deren Politik. Hier kann die ihres 
Inhalts entleerte Form der Einheitsgewerkschaft, einer Gewerkschaftsorganisation, 
die zum einen alle Schichten der Arbeiter in sich vereinigt, zum anderen nicht 
politisch in Richtungsgewerkschaften gespalten ist, wieder zur produktiven Potenz 
der Klasseniauseinandersetzung werden. Vermittelt über die Form der Einheitsge- 
werkschaft wird notwendigerweise unter dem Druck der gegenwärtigen Niederlagen 
die Auseinandersetzung um die Kampffähigkeit und -bereitschaft der Gesamtorgani- 
sation in diese hineingetragen. Dies kann auf allen Ebenen der Organisation gesche- 
hen: In der Auseinandersetzung zwischen rechtssozialdemokratischen Betriebsräten 
und Vertrauensleuten mit der Gewerkschaftslinken und den Arbeitern im Betrieb. 
im Versuch der Entwicklung von Widerstand gegen die offizielle Gewerkschaftspoli- 
tik durch einzelne Ortsverwaltungen! aber auch. wie die IG-Metall in Nordbaden - 
Nordwürttemberg zeigt, durch eine wie immer auch motivierte Ausrichtung der 
Tarifpolitik auf das Problem der Arbeitsbedingungen in den Betrieben innerhalb 
einer Region. Gerade bei dieser neuen Entwicklung in Nordbaden/Nordwürttemberg 
ist zu fragen, wieweit die Tatsache, daß der Gewerkschaftsapparat se/bst den bisher 
nicht zur Kenntnis genommenen Ausbeutungsprozeß im Betrieb zum Gegenstand 
gewerkschaftlichen Kampfes macht, für die Zukunft Bewegungen freisetzt und legi- 
timiert, die der gegenwärtigen Schwäche der gewerkschaftlichen Organ'sation als 
Kampforganisation im Betrieb entgegenwirken können. Denn die Herrschaft des 
Kapitals über den Produktionsprozeß impliziert, daß das Kapital versuchen wird. 
jede durch allgemeine Tarifauseinandersetzungen durchgesetzten Zugeständnisse auf 
Betriebsebene wieder rückgängig zu machen, wenn sich dem nicht kampffähige 
Organisationen der Arbeiter im Betrieb entgegenstellen: eine Erfahrung übrigens. die 
sich z. B. in Italien in der Delegiertenbewegung reflektiert (24). 

Aber auch im Propagieren des Konzepts der betriebsnahen Tarifpolitik reflek- 
tiert sich, wie immer auch noch unfertig, das Begreifen der Notwendigkeit. die 
Kampfbereitschaft und -fähigkeit der Arbeiter auf Betriebsebene für die Politik der 
Gewerkschaftsorganisation als vorantreibendes Moment nutzbar zu machen, auf der 
anderen Seite die gewerkschaftliche Kampffähigkeit auf Betriebsebene überhaupt 
erst wieder herzustellen. Dies wird besonders dann deutlich, wenn der Zusammen- 
hang zwischen dem Postulat nach betriebsnaher Tarifpolitik und Stärkung der Stei- 
lung der Vertrauensleute innerhalb der Organisation gesehen wird. Wenigstens über- 
sehen die Kritiken, die von der Linken an dieser Forderung nach betriebsnaher 
Tarifpolitik geübt werden, den tatsächlichen Zustand der Zersplitterung. welcher 
durch die getrennte Interessenorganisation in Betriebsrat und Gewerkschaft gesetzt 
ist. Daß solche Konzepte sich noch weitgehend auf der Ebene organisatorischer 
Vorstellungen bewegen, sich erst allmählich mit Inhalten einer Klassenpolitik gegen 
das Kapital auffüllen werden, sagt nur etwas über ihre Unfertigkeit angesichts der 
Tatsache, daß die Probleme der Klasseneinheit, wie zu zeigen versucht wurde, sich 
konkret auch erst über Kämpfe, Erfolge und Niederlagen der Klassenbewegung 
herausarbeiten. In einem späteren Aufsatz soll auf diese in der Gewerkschaftslinken 
24) Vet. dazu das demnächst im Merve-Verlag erscheinende Buch über die italienische Gc- 

werkschaftsbewegung, insbesondere den dort veröffentlichten Aufsatz von Garavini. 
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sich entwickelnden Konzeptionen und Strategien noch genauer unter den Fragestel- 
lungen, die wir an der Analyse dieser Streikbewegung gewonnen haben, eingegangen 
werden. Soviel sei noch gesagt: Solange die Vernachlässigung des Problems der 
Kampffähigkeit der Gewerkschaft auf Betriebsebene nicht durch die Erfahrungen 
selbst als entscheidende Schwäche der Gewerkschaft sichtbar wurde, konnten vom 
Gewerkschaftsapparat Konzeptionen in dieser Richtung als Störfaktoren der ein- 
kommenspolitischen Linie der Gewerkschaftsführung abgekappt und unterdrückt 
werden. Je mehr dagegen die Strategie des Kapitals offen sichtbar wird (als Versuch 
nämlich, durch die Beschränkung der Gewerkschaft auf national ausgehandelte Tari- 
fe und die damit geförderte Entfremdung von den Mitgliedern der Gewerkschaft 
jeden Einfluß auf die wirklichen Lebensbedingungen der Arbeiter zu nehmen), 
desto mehr sind gerade auch die unteren Gewerkschaftsfunktionäre dazu gezwun- 
gen. sich für eine Wiederherstellung der Kampffähigkeit der Gewerkschaft auf allen 
Ebenen und eine innere Deniokratisierung der Entscheidungsprozesse einzusetzen. 
Die wesentliche Machtbasis, auf welche sie sich dabei stützen müssen, sind die 
Kämpfe der Arbeiter in den Betrieben selbst. 

Zusammengefaft handelt es sich darunı, daß die Klasseneinheit sich nicht 
organisatorisch im Gewerkschaftsapparat darstellen kann, sondern daf% diese Einheit 
wesentlich Resultat des Klassenkampfs zwischen Lohnarbeit und Kapital sein kann, 
von den Arbeitern selbst als ihr Problem erfahren und entwickelt werden muß. 
Dabei kann die konkrete historische Verfassung der Gewerkschaftsorganisaiion die- 
sen Prozefs befördern oder henımen. Das gegenwärtig entscheidende Hemmnis der 
Entwicklung bildet die Bindung zwischen SPD und Gewerkschaft, sowie die Macht- 
position rechter SPD-Funktionäre innerhalb der Gewerkschaft. Für die weitere Ana- 
Iyse der Klassenentwicklung in der BRD gilt es also, die Ansatzpunkte und Hebei 
aufzuzeigen, über welche die gegenwärtigen Erfahrungen von Niederlagen umgesetzt 
werden können in Lernprozesse der Arbeiter und der Organisation selbst, Lernpro- 
zesse, in denen der Widerspruch zwischen bestehender bürgerlicher Politik und not- 
wendiger Klassenpolitik in der Gewerkschaft ausgetragen wird und durch die die 
Gewerkschaft wieder fähig gemacht wird, die Aufgaben der Klassenbewegung in 
Kämpfen mit dem Kapital wahrzunehmen. 
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Die „literarischen Repräsentanten“ der DKP — 
Kritik am Marxismus des Projekts Klassenanalyse 


Manfred Scharrer, Dieter Schütte 


Vorbemerkung 


Unsere Kritik am Projekt Klassenanalyse richtet sich gegen die von dieser Gruppe 
vorgelegte Konstruktion eines marxschen Systems, ihrer damit vorgenommenen 
Operationalisierung und ihrer davon abgeleiteten politischen Position. Diese Drei- 
einigkeit legte das Projekt Klassenanalyse in ihrem vor einem Jahr erschienenen 
Buch ‚„Leninismus — neue Stufe des wissenschaftlichen Sozialismus? “ dar. 

Wir meinen, daß dieses System eine willkürliche, wenn auch philologisch 
exakte Konstruktion ist. Dieses System ist in einem zentralen Punkt unmarxistisch: 
Theorie erhält gegenüber der Praxis den Primat einer exakten Handlungsanweisung. 

In früheren Veröffentlichungen war das Projekt Klassenanalyse in politischen 
Aussagen und Kritiken ziemlich zurückhaltend und beschränkte sich meist darauf, 
Interpretationen des Marxschen „Kapitals“ zu liefern. Erst beim Leninismusbuch 
kann man davon sprechen, daß der Versuch unternommen wurde, einen längeren 
Zeitabschnitt aus der Geschichte der Arbeiterbewegung kritisch zu untersuchen. 
Zur Diskussion steht die Leninsche Theorie und Politik. Gegenüber den früheren 
allgemeinen Schlüssen des Projekts Klassenanalyse ist damit eine konkretere Ebene 
der kritischen Auseinandersetzung möglich geworden. 

Die Entstehung des Projekts Klassenanalyse kann man auf seine Vorläufer, die 
organisierten Kapital-Arbeitskreise 1968/69, zurückführen, die entstanden waren, 
als die spektakulären „Osterunruhen‘ bereits über ein halbes Jahr zurücklagen. 
Damals begann sich die linke Bewegung aus dem SDS herauszuverlagern und auf 
einer breiten Massenbasis neue organisatorische Formen zu suchen. An den Hoch- 
schulen bildeten sich ad-hoc-Gruppen, die die repräsentativen Studentenvertretun- 
gen und den Konvent/AStA in der politischen Willensbildung ablösten. Stadtteil-, 
Basis- und Betriebsgruppen sollten die politische Isolierung in den Hochschulen 
aufbrechen. Einerseits waren diese Organisationsformen ein Schritt nach vorn, in- 
dem sie eine größere Öffentlichkeit herstellten als die alten Verbände und repräsen- 
tativen Vertretungen. Zugleich waren es jedoch —- zumindest außerhalb der Hoch- 
schule — pragmatisch-voluntaristische Ansätze, denen keine sozialistische Strategie 
zugrunde lag. Dazu kam eine Erwartungshaltung, die von jeder Kampagne, von jeder 
größeren Aktion einen Umschwung in den gesellschaftlichen Verhältnissen erwarte- 
te. Jede Schwäche erschien sogleich als Ohnmacht, jeder nicht zeitgerecht zustande- 
gekommene Erfolg erschien als Niederlage. Verzweiflungsreaktionen, verselbständig- 
te Militanz waren die Folge. „Wir dürfen nicht hinter ein einmal erreichtes Niveau 
(der Aktion) zurückfallen‘‘, war ein häufiges charakteristisches ‚Argument‘. Die 
eigenen Erfahrungen der vorangegangenen Jahre wurden theoretisch nicht aufgear- 
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beitet. Vielmehr führte die Bewuistwerdung der Schranken der eigenen Möglichkei- 
ten der revolutionären gesellschaftlichen Veränderung zu einer unvermitrteiten „Wie- 
derentdeckung” des Proletariats als revolutionärem Subjekt. Unterstützt wurde die- 
ser Prozefx durch den Französischen Mai und später durch die Septemberstreiks in 
der BRD. 

Als einzige revolutionäre Alternative entstand ein immer tetischartiger wer- 
dendes Bild von der revolutionären Partei des Proletariats. Da diese eben als Bild 
nur imaginär existierte, schlüpfte ein Teil der Genossen in das abgetragene Kostüm 
einer traditionellen Form dieser Partei. Andere erkannten in der DKP, der wieder 
legalisierten KPD bzw. in der SEW. die Inkarnation Jieses Bildes. Den ..Intellektuel- 
len” traute plötzlich keiner mehr eine selbständige praktisch-revolutionure Fähig- 
keit zu. Bestenfalls konnten sie als ..kleinbürgerliche Bündnispartner” dem „Volke 
dienen”. d.h. sich der Partei mit Haut und Haaren unterordnen. 

Die Rehabilitierung und Wiederbelebung stalinistischer Organisationstormen 
brachte die notwendige Organisationsdebatte auf einen lediglich formalen Diszi- 
plin-Nenner. Der aus der bürgerlichen Familiensozialisation hervorgehende autori- 
täre Charakter. dessen Unterwürfigkeit und Anpassungsfähigkeit in der Studenten- 
bewegung aufgehoben werden sollte. konnte sich jetzt in den Parteihierarchien 
wieder zu Hause fühlen. Die 1969 entstandenen Roten Zellen, die radikalen soziali- 
stischen Organisationen der Studenten lösten sich meist auf in aktuelle (KSV, 
ADSen etc.) oder potentielle (MLH’s) Unterorganisationen von Parteien oder Partei- 
attrappen. In dern Mafie wie unter den Studenten die Strategiediskussion sich rück- 
entwickelte zu formalistischen Interpretationen des „Demokratischen Zentralis- 
mus’, wuchs der Einfluß von sozialdemokratischen oder Volkstront-Gruppen wie 
Jusos, Spartakus. SHB usw.. die sich von sog. „Alltagsproblemen“ nicht völlig ent- 
fernt hatten und damit in der praktischen Politik überzeugender wirken mußten. 

Gegen eine unglaubliche Versimpelung der theoretischen Arbeit und Diskus- 
sion. vor allem hervorgerufen .durch die marxistisch-leninistische Linienzänkerei, 
behauptete sich in Arbeitskreisen eine ernsthafte theoretische Arbeit. Das Projekt 
Klassenanalyse ist ein Ausdruck dieser Tendenz. Der Anspruch dieser Tendenz, in 
„Kapital“-Arbeitskreisen die Voraussetzung einer jeden revolutionären Theorie zu 
erarbeiten, entsprach einem weitverbreiteten Bedürfnis linker Studenten, die sich 
militant betätigt hatten. für die jedoch das Abgleiten in einen von umfassenden 
politischen Konzeptionen losgelösten Aktionismus immer bedenklicher wurde. 
Allerdings trat der Anspruch. die eigene politische Erfahrung in einen theoretisch- 
begrifflichen Rahmen zu stellen, zunehmend zurück hinter das Selbstverständnis, 
sozialistisches Bewufstsein lasse sich in mehreren Kursen „Kritik der Politischen 
Ökonomie“ erlernen 

Waren die ersten Veröffentlichungen des Projekts Klassenanalyse noch weit- 
gehend bemüht, eine explizit politische Haltung zu vermeiden, so erklärte sich die 
Gruppe (1971) unvermittelt zur DKP bzw. SEW. Das Verblüffende an diesem Be- 
kenntnis war, daß die Gruppe in der Einleitung zu ihrer Leninismus-Kritik behaup- 
tet, daß dieses Bekenntnis sich als Konsequenz ihrer bisherigen Marxrezeption erge- 
ben habe. Unsere Kritik an den Arbeiten des Projekts Klassenanalyse betrifft vor 
allem diesen Zusammenhang von Marx- und Leninrezeption mit der Hinwendung 
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zur DKP. 


In der systematischen Erarbeitung der Kritik der Politischen Ökonomie und 
der massenhaften Verbreiterung dieser Arbeit liegt das Verdienst des Projekts Klas- 


senanalvse. Das Selbstverständnis. das sie daraus entwickelten. is 
nach zu kritisieren. Indem das Projekt Klassenanalvse die poli 


unserer Meinung 
ische Arbeit von 


Studenten auf Theorieerstellung und berufliche Qualifikation beschränkt sehen will 
- wenn man von einer quasi-gewerkschaftlichen Interessenvertretung in den Insti- 


tutsvertretungen absieht — propagiert es einen intellektuellen. au 
pertisen beschränkten Akade 
Besitz eines Parteibuches besteht. 

Das Projekt Klassenana 
sie leicht in Aktionismus verfie 
tur der meisten Studenten ge 
dem Risiko von militanten Ak 
tischer Arbeit sollte nicht dif 
Klassenanalyse den Popanz ein 
richtigere Alternative des li 
eher vor wie die Rationalisi 
„linken“ Kritikern. Die Dif 
die eigene politische Unsic 


yse kritisiert an linken Intellektue I 
en. Unserer Meinung nach neigt die Charakterstruk- 
rade nicht einem politischen Engagement zu. das mit 
tionen behaftet ist. Die Bereitschaft zu praktisch-poli- 
famiert. sondern gefördert werden. Wenn das Projekt 
es sendungsbewußten Studenten aufbaut und ihm die 
1 Theoretikers entgegenhält. dann kommt uns das 
g der eigenen Arbeit. die Rechtfertigung gegenüber 


famierung radikaler politischer Arbeit drückt wohl mehr 
herheit aus. So falsch die populistische. mit bürgerlic 


' theoretische Ex- 


miker. dessen politisches Engagement bestenfalls im 


len pauschal. dat: 


Le re nn 


aufklärerischem Pathos propagierte Betriebsarbeit von zahlreichen Studentengrup- 


pen auch war. so ist es ei 


und Strategien e 


ı Fortschritt. dafı politisches Engagement nicht bloße 
Gesinnung bleibt. Nur aus praktischen Erfahrungen lassen si 
ıtwickeln. nicht aus theoretischen Systemen 


ch Fehler korrigieren 
. Theoretische Frage- 


stellungen müssen mit praktischer Erfahrung vermittelt sein. Diese Vermittlung tritt 


noch nicht dadu 
besitzt. 


Die theoretisch 


den Neigungen u 


tion als ausschlie 


aber mit dem glei 


rch ein, da man das Mitgliedsbuch einer 


„proletarischen Partei” 


e Arbeit. die das Projekt Klassenanalyse propagiert. kommt 
nd Bedürfnissen von bürgerlichen Intellektue 
gen. indem sie diesen 


len weitgehend entge- 
ihre auch von der bürgerlichen Gesellschaft zugewiesene Funk- 
e Theorieproduzenten beläft. zwar nun 
guten Gewissen, das jetzt sogar noch da 


mit anderen Inhalten. 
s Prädikat ..revolutio- 


när trägt. Die Identifizierung von theoretischer Arbeit mit politischer Strategie 


trifft auf die Bedürfni 
schaftlicher Unterdrü 
Sicherheitsbedürfnisse 
te Gewissen wird von 


sse von vielen Intellektuellen zu. die sensibel gegenüber gesell- 
ckung sind. aber es nicht schaffen. ihre Passivität und ihre 
zu überwinden. Das aus diesem Konflikt entstehende schlech- 

Projekt Klassenanalyse abgefangen. indem es sich und uns 


einredet. theoretische Arbeit sei für Studenten die revolutionärste aller möglichen. 
Mit der „Autorität Marxscher Zitate. die diese Auffassung zu belegen scheinen. 
betreibt das Projekt Klassenanalyse massive Entpolitisierung unter potentiellen Ge- 


nossen. 


Das Bekenntnis zur DKP als .‚proletarischer Partei” ist deshalb konsequent. 
Es verpflichtet zu nichts und laßt die Rolle des Theoretikers. die man sich selbst 
zugeschrieben hat. unangetastet. In kaum einer anderen Organisation könnten die 
Genossen des Projekts Klassenanalyse diesen Status weiterpflegen. Es ist deshalb 
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berechtigt. bei seinem DKP-Bekenntnis von Opportunismus zu sprechen. Zumal im 
Zusammenhang mit der ‚Begründung‘, die die Genossen vom Projekt Klassenanalyse 
dafür angeben: Sie bezeichnen die DKP als den fortgeschrittensten Ausdruck der 
bundesdeutschen Arbeiterklasse, ohne dies auch nur an einer Stelle zu begründen. 
(Das würde ein Eingehen auf die konkrete Geschichte dieser Partei und ihrer aktuel- 
len praktischen Politik bedeuten.) Damit wird vom Projekt Klassenanalyse ein uner- 
läßlicher Begründungszusammenhang stillschweigend umgangen. Der Öpportunis- 
mus-Vorwurf vergißt hier nicht, daß DKP-Mitglieder — ebenso wie die Mitglieder 
anderer Fraktionen der Linken — innerhalb des staatlichen Feindbildes Repressio- 
nen ausgesetzt sind. Das DKP-Bekenntnis von Studenten bezeichnet jedoch inner- 
halb der radikalen Linken die beauemste Position. 

Obwohl das Projekt Klassenanalyse meint, man könne aus einer Theorie prak- 
tische Politik deduzieren. hält es sich indirekt nicht an diese Maxime. Es erkennt 
sehr richtig, daß der Leninismus in einer Reihe von Punkten im Gegensatz zu 
marxistischen Positionen steht. Dennoch bleibt die Kritik inkonsequent, indem sie 
die DKP selbst ausspart. Theorie soll das Kriterium für richtige politische Praxis 
sein. Es ist daher unlogisch, daß das Projekt Klassenanalyse die Theorie der DKP 
kritisiert, die Politik dieser Partei aber nicht grundsätzlich in Frage stellt. Das Pro- 
jekt Klassenanalyse will die DKP durch ihre Kritik auf Marx und Engels zurückbrin- 
gen. Dazu reicht seiner Meinung nach die rationale Diskussion aus. Daß der Leninis- 
mus, diese prinzipienlose „Zitatologie“ (Lukäcs), seit Mitte der 20er Jahre Legiti- 
mationsrüstzeug des Sowjetmarxismus und seiner Anhänger ist, das nicht mehr 
abgeschafft werden kann, es sei denn, die Rechtfertigungsgrundlage für 50 Jahre 
sowjetischer Innen- und Außenpolitik entfiele, entgeht dem Projekt Klassenanalyse. 
Zudem kann der Leninismus nicht ohne weiteres mit Lenin gleichgesetzt werden. 
Lenin kannte keinen Leninismus, er schrieb Pamphlete zu konkreten Problemen, 
seine Aussagen ließen sich für ihn nicht willkürlich zu einem theoretischen 
„System‘‘ vermischen. Das blieb Sinowjew, Stalin und anderen vorbehalten, die 
nach Lenins Tod seine Schriften zum Maßstab revolutionärer Gesinnung machten. 
Da sich aus verschiedenen Zeiträumen zu ähnlichen Problemen unterschiedliche 
Meinungen Lenins heranziehen ließen, verkam die Berufung auf die Autorität 
Lenins zu einer willkürlichen, den jeweiligen Fraktionserfordernissen angepaßten 
Zitatenhuberei. 

Einmal sind wir durch die immanente Kritik des Projekts Klassenanalyse ge- 
zwungen, auf der zitatenreichen philologischen Interpretationsebene zu verbleiben. 
Wir denken, daß diese durch die politische Polemik — die wir als eine solidarische 
verstehen — immer wieder in ihrer Bedeutung sichtbar wird. Zum anderen fehlt in 
unserer Kritik die Ausformulierung praktischer politischer Konsequenzen. Das Pro- 
jekt Klassenanalyse behauptet, aus ihrer Marxlektüre die Konsequenz ziehen zu 
müssen, sich zur DKP/SEW zu bekennen. Wir sind der Auffassung, daß sich von 
Marx her, begrenzt auch von Lenin, keine „Hinwendung“ zu diesem kommunisti- 
schen Parteitypus ergeben kann, schon gar nicht aus der Analyse der konkreten 
Geschichte und der aktuellen Politik der DKP. 

Die Herausbildung einer revolutionären Organisation der Arbeiterklasse kann 
nicht aus dem „Kapital“ destilliert werden, ebenfalls nicht analogiehaft und sche- 


62 


matisch aus der revolutionären Erfahrung der internationalen Ärbeiter- und Bauern- 
bewegung. Wenn wir den ökonomistischen Determinismus des Projekts Klassenana- 
Iyse und ihre politische Konsequenz weitgehend nur negativ kritisieren. d.h. daß 
wir nicht selbst eine positive Konsequenz gegenüberstellen, so kennzeichnet das 
unsere augenblickliche Situation, in der wir gerade erst versuchen, neue praktische 
Möglichkeiten sozialistischer Arbeit aufzubauen. 


Kritik am „Marxismus“ und „Leninismus“ des Projekts Klassenanalyse (PKA)} 


Das Projekt Klassenanalyse begreift seine, eigene Geschichte folgendermaßen: 
Während sich Teile der „Intellektuellen“ nach dem erfahrenen „Gegensatz zum 
Kapital“ in einen „reformerischen und einen radikalen-Äinkskommunistischen und 
anarchistischen Flügel“ spalteten, begann ein anderer Teil „ernsthaft mit dem Stu- 
dium der Schriften von Marx und Engels“, um sich „Klarheit zu verschaffen ... 
über den Charakter der revolutionären Theorie von Marx und Engels und {über die) 
Grundlagen kommunistischer Taktik“. Erste Resultate dieses Studiums waren, daß 
die proletarische Partei bei einer „konsequenten revolutionären Taktik“ an den 
„vorhandenen Bewußtseinsformen anknüpfen muß, um den aus der Entwicklung 
der materiellen Verhältnisse selbst hervorgehenden naturwüchsigen Prozeß ihrer 
Auflösung“ bewußt beschleunigen zu können. „Die Konsequenz aus diesen ersten 
Resultaten muß die Hinwendung zur wirklichen Arbeiterbewegung sein, genauer. 
die Unterstützung ihres fortgeschrittensten Teils, der DKP“ (1). 

Aus dieser Selbstdarstellung und vor allem in dem der Analyse des „Leninis- 
mus‘ vorangestellten Bekenntnis zur DKP stellt sich für uns zunächst die Frage. aus 
welchen Schriften von Marx und Engels hat das Projekt Klassenanalyse die Konse- 
quenz gefolgert, daß man sich zur DKP hinwenden muß? Wir meinen. daß diese 
politische Position des PKA für das Verständnis ihrer „Leninismus“-Kritik von Be- 
deutung ist und versuchen deshalb, den Begründungen für dieses Bekenntnis in den 
vorangegangenen Marxinterpretationen desPKA nachzugehen. Zentralen Stellenwert 
scheint uns dabei die Interpretation des Marxschen Verständnisses von „wirklicher 
Arbeiterbewegung‘ zu haben, die das PKA mit der von ihm als „distinkte Arbeiter- 
partei“ (2) bezeichneten DKP identisch setzt. 


1) Projekt Klassenanalyse: Leninismus — Neue Stufe des Wissenschaftlichen Sozialismus? 
Verlag für das Studium der Arbeiterbewegung GmbH.. Westberlin 1972, 1. Halbband. 
Einleitung, S. 24 £. (in der Foige zit. als: Leninismus). 

2) Der Terminus „distinkte Arbeiterpartei‘“ stammt von Engels, der ihn 1886 in einem Brief 
an F. A. Sorge verwendet: „Der erste Schritt, worauf es in jedem neu in die Bewegung 
eintretenden Land ankommt, ist immer die Konstituierung der Arbeiter als selbständige 


politische Partei, einerlei wie, solange es nur eine distinkte Arbeiterpartei ist.“ MEW., 
Bd. 36. 
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Die Parteikonzeprion von Marx und Engels 


Im Artikel ..Zur Aktualität der Leninschen Partei“ (3) versucht das PKA die Partei- 
konzeprion von Marx und Engels darzustellen (4). Die Verfasser gestehen eingangs, 
dafs sie dabei „eine bestimmte Abstraktionsebene nicht verlassen‘ können, „was 
nämlich eine Analyse einer konkreten historischen Situation zur Voraussetzung 
hätte”. Sie meinen jedoch, dafs bei der ..Bestimmung der Partei des Proletariats 
unterschieden werden (muß) zwischen Phasen. wo die Vergesellschaftung der Arbeit 
noch relativ unentwickelt ist und isolierte Arbeit vorherrscht. und wo bei hochent- 
wickeltem Stand der Produktivkräfte die Mehrheit der unmittelbaren Produzenten 
aus Lohnarbeitern besteht" (5). In der Folge stellen sie die allgemeinen Bestimmun- 
gen dar. die Marx aus der Analvse des allgemeinen Kapitalbegriffs für dıe Konstitu- 
tion der Alasse „für sich“ gewinnt. Zusammenfassend erhalten sie hier das Resultat. 
dafs durch die immanenten widersprüchlichen Tendenzen des Kapitals dieses sein 
eigenes Geheimnis selbst lüftet. dafs es also selbst zur Auflösung der von ihm ver- 
schuldeten Mvstifikationen ım Bewufstsein der Produzenten treibt und diesen so 
ermöglicht. das Totenglöckchen der bürgerlichen Gesellschaft zu läuten. In der 
Allgemeinheit der zusammenfassenden Marxschen Formulierung: ..... durch den 
Mechanismus des kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten, vereinten 
und organisierten Arbeiterklasse” (6) läfst sich jedoch nicht ein einziger Hinweis auf 
die Form dieser Organisierung erkennen. Im gesamten „Kapital“ findet sich nir- 
gends auch nur der Versuch einer systematischen Ableitung einer Form der Klassen- 
organisation. Unterstellt man hier Marx keinen Lapsus — was das PKA auch nicht 
tut — so kann der Verzicht auf die Ableitung einer Form der Klassenorganisation 
nur damit erklärt werden. dafs diese überhaupt nicht aus dem allgemeinen Begriff 
des Kapitals entwickelt werden kann, dafs dafür die im allgemeinen Begriff nicht 
enthaltenen spezifischen, historisch-politischen Bedingungen eines besonderen kon- 
kreten Kapitalverhältnisses, d.h. einer besonderen konkreten Ausprägung bürgerli- 
cher Gesellschaft, wesentliches Konstituens darstellen. 

Marx verweist im „Kapital“ auf eine solche spezifisch historische Form von 
Klassenorganisation. nämlich auf die Trade-Unions (7). Außerhalb des „Kapitals“ 
läfst Marx dann überhaupt keinen Zweifel darüber. dafs er die Trades-Unions bzw. 
die Gewerksgenossenschaften als die durch den kapitalistischen Produktionsprozeß 
erzwungene historische Form der Klassenorganisation begreift. In den „‚Instruktio- 
nen . . ." formuliert Marx: „Aut Jer anderen Seite sind die Gewerksgenossen- 


3) Dieser Artikel wurde nur von einem Teil der Genossen des Projekts Klassenanalyse 
verfafst: Heinz Bierbaum. Joachim Bischoff. Michael Krätke. Michael Menard: Zur Aktu- 
alität der Leninschen Partei. Sozialistische Politik. Nr. 10.5. 39 ff. (in der Folge zit. als: 
SoPo). 

4) Zur Parteikonzeption von Marx und Engels. S. 63 ff. 

5) SoPo.Nr. 10.5. 63 

6) Karl Marx. Das Kapital. Bd. 1. S. 791. zit. nach Marx-Engels-Werke (MEW), Berlin 
(DDR). 

7) Karl Marx. Das Kapital. MEW. Bd. 23. 5.669: .....: sobald sie daher durch Trades’ 
Unions usw. eine planmäfßsige Zusammenwirkung zwischen den Beschäftigten und Unbe- 
schäftigten zu organisieren suchen... . 
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schaften, ohne daß sie sich dessen bewußt wurden, zu Organisationszentren der 
Arbeiterklasse geworden“ (8). Er begreift hier eindeutig die Gewerksgenossenschaf- 
ten als die Klassenorganisation des Proletariats, das sowohl den „ökonomischen“ als 
auch den „politischen“ Kampf zu führen hat. Er sieht allerdings (vor allem am 
Beispiel des ökonomisch am fortgeschrittensten Landes (England), mit der weite- 
sten Organisierung der Arbeiterklasse), daß diese Organisationen ihren eigentlichen 
Kampfauftrag noch nicht begriffen haben (9), wenngleich sie beginnen, sich ihrer 
„großen historischen Mission“ bewußt zu werden. Marx stellt deshalb an die Ge- 
werksgenossenschaften die Forderung, neben ihren ursprünglichen Zwecken „be- 
wußt als organisierende Zentren der Arbeiterklasse zu handeln, im großen Interesse 
ihrer vollständigen Emanzipation“ (10). Als Marx diese Forderung erhob (1867), 
gab es in England keine besondere exklusive politische Organisation der Arbeiter- 
klasse. im ökonomisch zurückgebliebenen Deutschland mit noch entsprechend 
schwach ausgebildeter Klassenorganisation hatte sich eine solche Organisation mit 
dem Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein (ADAV) 1863 bereits gebildet. Marx 
bekämpfte diese Organisation als Sekte: „In Deutschland - die Lassalleclique. Ich 
habe selbst während zwei Jahren mit dem berüchtigten Schweitzer korrespondiert, 
und inm unwiderleglich nachgewiesen, daß Lassalles Organisation eine bloße Sek- 
tenorganisation ist und als solche der von der Internationalen angestrebten Organi- 
sation der wirklichen Arbeiterbewegung feindlich ist“ (11) und kritisierte diese Sek- 
te wiederholt inhaltlich und formal — jedoch nur in ‚privaten‘ Briefen, nie öffent- 
lich (12) — und stellte ihr die Trade-Unions als die eigentliche Klassenbewegung 
gegenüber (13). 

Die Gründung der Internationalen Arbeiter-Association (IAA) 1864 hatte für 
Marx den Zweck, die verschiedenen Klassenorganisationen der verschiedenen 
Länder zu verbinden und zu verallgemeinern. Sie „wurde gestiftet, um die wirkliche 
Organisation der Arbeiterklasse für den Kampf an die Stelle der sozialistischen oder 
halbsozialistischen Sekten zu setzen‘ (14). Marx begreift also zu dieser Zeit wesent- 
lich die Trade-Unions als die Klassenorganisationen des Proletariats, d.h. als die 


8 Karl Marx: Instruktionen für die Delegierten des Provisorischen Zentralrats zu den einzel- 
nen Fragen. MEW, Bd. 16, S. 197. 

9) „Sie haben sich deshalb zu fern von allgemeinen sozialen und politischen Bewegungen 
gehalten.“ (Ebd.) 

19) Ebd. 

1l) Karl Marx: Brief an Friedrich Bolte vom 23. 11. 1871. MEW, Bd. 33, S. 329 

12)  „Kritisiere ich sein Zeuge, so wäre das Zeitverlust;... Bleibt also nichts übrig, als abzu- 
warten, ....““ (Karl Marx, Brief an Engels vom 12. 6. 1863, MEW, Bd. 30, S. 357) und 


dazu Engels Antwort: „Deine Politik dem itzig (d. i. Lassalle — d. Verf.) gegenüber ist 
ganz recht.“ (Friedrich Engels, Brief an Marx vom 24. 6. 1863, MEW, Bd. 30, S. 360) 
Dieses politische Verhalten von Marx und Engels gegenüber Lassalle bzw. dem ADAV 
soll hier nicht weiter erörtert werden. Es scheint jedoch von der Kenntnis der späteren 
Entwicklung der Sozialdemokratie aus wichtig, hier auf dieses problematische politische 
Verhalten der beiden hinzuweisen. 

13) „Stattdessen haben sie in der Tat die Forderung an die Klassenbewegung gestellt, sich 
einer besonderen Sektenbewegung unterzuordnen.“ (Karl Marx, Brief an J. B. v. Schweit- 
zer vom 13. 10. 1868, MEW, Bd. 32, S. 570) 

14) Karl Marx, Brief an Friedrich Bolte vom 23. 11. 1871,a.a. O.,S. 328 


5 Probleme des Klassenkampfs Nr. 10 65 


wirkliche Arbeiterbewegung. Dieser Zusammenhang von Klassenorganisation und 
ihrer historischen Form in Trade-Unions bzw. Gewerksgenossenschaften wird von 
den PKA-Genossen bewußt oder unbewußt übergangen, indem dieser Zusammen- 
hang überhaupt nich ‘:. wird und sie darüber hinaus versuchen, mit einer 
apriortschen Behaupiung einen Zusammenhang von allgemeinen Bestimmungen 
(„Kapital“) und politischer Bewegung bzw. politischer Organisation zu konstruie- 
ren: „Aus den ökonomischen Kämpfen heraus entwickelt die Arbeiterklasse vorläu- 
fige Organisationen, die cine Verschärfung der Klassenauseinandersetzungen bewir- 
ken und selbst Mittel für die Schaffung Aoher entwickelter organisatorischer For- 
men sind “ (15). Diese Behauptung wird mit einem Brief-Zitat von Marx zu stützen 
versucht: 


„Und in dieser Weise wächst überall aus den vereinzelten ökonomischen Bewegungen der Arbei- 
ter eine politische Bewegung hervor, d.h. eine Bewegung der Klasse, um ihre Interessen durch- 
zusetzen in allgemeiner borm, in einer Form, die allgemein, gesellschaftlich zwingende Kraft 
besitzt. Wenn diese Bewegungen eine gewisse previous organisation unterstellen, sind sie ihrer- 
seits cbensosehr Mittel der Entwicklung dieser Organisation” (16). 


se 


Der Zusammenhang zu „Und in dieser Weise...“ lautet im Marxschen Text: 


„Andererseits ist aber jede Bewegung, worin die Arbeiterklasse als Klasse den herrschenden 
Klassen gegenübertritt und sie durch pressure from witbout zu zwingen sucht, ein political 
movement...’ dagegen die Bewegung, ein Achtstunden- ete. Gesetz zu erzwingen, ist eine 
politische Bewegung. Und in dieser Weise..." (17) 


Marx meint hier also nichts weiter, als daß die skonomischen Kämpfe der Klasse, 
sofern sie die ganze Klasse betreffen, also nicht lokal betriebsspezifisch sind, einen 
politischen Kampf darstellen, diese Kämpfe jedoch erst geführt werden können, 
wenn ein bestimmter Grad der Klassenorganisierung erreicht ist. 2 ist hier an 
keiner Stelle von „hoher entwickelten organisatorischen Formen“ die Rede! 
Vielmehr kann hier interpretiert werden, daß Marx annimmt, daß die aus den 
ökonomischen Kämpfen entstandenen Klassenorganisationen (Trade-Unions) zu- 
nehmend auch den politischen Kampf zu führen haben. Wenn dieses obige Marxzi- 
tat von den Verfassern nun verbunden wird mit einem Zitat aus dem „Kommunisti- 
schen Manifest": „Vielmehr wird ‚diese Organisation der Proletarier zur Klasse, und 
damit zur politischen Partei‘, ... (18), so wird hier zwischen der Behauptung von 
„höher entwickelten organisatorischen Formen” (PKA) und „politischer Partei“ 
{Marx/Engels) von den Verfassern ein Zusammenhang suggeriert, der bei Marx nicht 
existiert. Im Manifest meint der Terminus „politische Partei" nichts anderes als die 
verallgemeinerte Klassenorganisation, die es 1848 erst zu schaffen galt, und nicht 
die „Geheimorganisation” (Engels) des Bunds der Kommunisten. Unter Klassenor- 
ganisationen verstanden Marx und Engels zu dieser Zeit eindeutig Trade-Unions und 
Gewerksgenossenschaften. Gegenüber diesen „Arbeiterparteien” (nur in diesem 
Sinn kann dieser Ausdruck verstanden werden) „sind (die Kommunisten) keine 


15)  SoPo.Nr. 10,5. 69 

16) Karl Marx, Brief an Friedrich Bolte vom 23. 11.1871.a.a4.0.8. 332. 

17) Ebd. 

18) Karl Marx, Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei, MEW. Bd. 4,8. 471 
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besondere Partei‘ (19). Wenn der Terminus „politische Partei” aus dem histori- 
schen Kontext genommen wird, wie es von den Verfassern gemacht wird so muß, 
der Leser damit die besondere historische Form von politischer Partei, wie sie sich 
in der 2. Internationale herausgebildet hatte, assoziieren. Diese spezifische Form 
von Arbeiterpartei, die auf der grundsätzlichen Trennung von politischem und öko- 
nomischem Kampf basiert, wobei diese Partei exklusiv die politischen Interessen 
organisiert, während den Gewerkschaften die Vertretung der ökonomischen Interes- 
sen überlassen bleiben, diesen Aistorischen Typus von Partei hat Marx nie angespro- 
chen. 

Inwieweit die weitere Entfaltung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung zu die- 
ser Trennung von ökonomischer und politischer Organisationsform führte, wäre 
historisch zu untersuchen. Gerade das wird vom PKA immer wieder vermieden. 
Ninimt man seine Forderungen an die Gewerksgenossenschaften aus den „Instruk- 
tionen“ (1867), dann ergibt sich, daß Marx unter politischer Bewegung bzw. Orga- 
nisation der Arbeiterklasse nicht eine von ihrer Klassenorganisation (ökonomische) 
getrennte, exklusiv politische Organisation versteht. Da die Verfasser den Zusam- 
menbang von allgemeinen Bestimmungen (‚Kapital‘) und den historischen Bemer- 
kungen von Marx nicht klarlegen, wird ein Zusammenhang von allgemeinem Begriff 
und politischer Partei konstruiert und vorgetäuscht, wie er bei Marx nirgends 
existiert (20). 

Eine Seite später in dem Aufsatz wird diese Absicht unterstützt durch die 
Bemerkung, daß in ihren bisherigen Ausführungen „... nur die allgemeinen 
Tendenzen des Kapitals skizziert werden konnten“ (21), gerade aus der Skizzierung 
der allgemeinen Tendenzen des Kapitals ergibt sich jedoch kein Begriff von „politi- 
scher Partei”! schon gar nicht im Sinne der Zweiten Internationale oder der 
Kommunistischen Internationale (Kl). 

Immer noch unter „3. Zur Parteikonzeption von Marx und Engels“ kommen 
die Verfasser nun zum Abschnitt: „Die Partei des Proletariats“ (22). Hier springen 
die Verfasser von der Konstatierung der Ungleichzeitigkeit der Bewußtwerdung der 
Produzenten unvermittelt zu „kommunistischen Organisationen“: 


„Auf Grund der Erfahrung tagtäglicher sozialer Konflikte, ihrer Arbeits- und Lebenserfahrun- 
gen, vereinigen sich zunachst nur die im Hinblick auf die Entwicklung dieser Bewufstheit fortge- 
schrittensten Teile des Proletariats zu kommunistischen Organisationen“ (23). 


19) Karl Marx, Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei, MEW, Bd. 4,5.471 

20) In einer anderen Schrift streitet das Projekt Klassenanalyse übrigens einen derartigen 
logischen Zusammenhang ab: „...darf jedoch nicht zu der methodischen Verwirrung 
Anlafs geben, auf der Abstraktionsebene des allgemeinen Begriffs des Kapitals und der 
Untersuchung der darin cingeschlossenen Bildung des Bewußstseins die Partei als logisch 
notwendiges Vermittiungsglied einzuführen.“ (Projekt Klassenanalyse: Klassenbewußst- 
sein und Partei. Kritik an E. Hahn. Verlag für das Studium der Arbeiterbewegung (VSA), 
Westberlin 1972,S. 126) 

21)  SoPo,Nr. 10,5. 70 

22) Ebd.,S. 71 ff. 

23) Ebd.,S.73. Der „Bund der Kommunisten“ (1848) kann in keiner Weise als allgemeines 
Beispiel für diese allgemeine Behauptung strapaziert werden explizit wird dies auch 
vom Projekt Klasscnanalysc nicht versucht. Einc historische Kritik hätte statt unzulässi- 
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Wo steht bei Marx oder Engels dieses Resultat? Das Zitat, das die Verfasser als 
Beleg ausgraben,. spricht lediglich davon, daß „— die Kommunisten - die letzten 
(sind), den Fehler zu begehen, Sektierertum zu billigen oder zu fördern“ (24). Marx 
schreibt dies als Repräsentant der Internationalen Arbeiter-Association, die be- 
kanntlich keine exklusive Kommunisten-Organisation war, sondern eine Örganisa- 
tion, „breit genug, um für die englischen Trade-Unions, für die französischen, belgi- 
schen, italienischen und spanischen Anhänger Proudhons und für die Lassalleaner in 
Deutschland annehmbar zu sein“ (25). 

Noch verfälschender ist die eingeschobene Schlußfolgerung, die das PKA un- 
mittelbar aus den bisherigen Marxzitaten zieht: „Selbst wenn die Avantgardeorgani- 
sation der bewußten Minderheit notwendiges Moment im Konstitutionsprozeß der 
Klasse für sich ist“ (26). Marx wird nicht nur unterschoben, daß er den fortgeschrit- 
tensten Teil der Produzenten in kommunistischen Organisationen sammeln will, 
sondern selbst noch, daß diese Organisationen nur die Form einer Avantgardeorga- 
nisation haben können (27). Mit dieser Manipulation (die wir gar nicht ais bewußte 
unterstellen wollen) sind die Verfasser glücklich bei der späteren offiziellen Version 
der Kommunistischen Internationale angelangt, die die Leninsche Partei-Konzep- 
tion als konsequente und kohärente Weiterentwicklung des Marxismus betrachtete. 
Sie drehen diese sogar noch logisch um: Da Lenin das „Kapital“ nicht richüg 
verstanden hat, wird seine Partei-Konzeption in Marx hineinprojiziert, um sie theo- 
retisch zu legitimieren und zu retten! 

Zusammenfassung: Weder aus der Analyse des allgemeinen Begriffs des Kapi- 
tals noch aus den historischen Bemerkungen von Marx läßt sich ihm eine „Partei- 
konzeption" unterschieben, schon gar nicht in der Form einer Avanigardeorganisa- 
tion. 


Aus Marx’ allgemeiner Analyse ergeben sich allgemein Bestimmungen zum 
Konstitutionsprozc# von Klassenbewußtsein und Klassenorganisation, nicht jedoch 
auch nur ein Hinweis auf eine notwendige Form. Als Klassenorganisation des Prole- 
tariats begreift Marx in der konkreten politischen Auseinandersetzung die histori- 
sche Form der Trade-Unions, Gewerksgenossenschaften usw. Das konkrete politi- 
sche Verhalten von Marx und Engels gegenüber der sich herausbildenden deutschen 
Sozialdemokratie (ADAY und Eisenacher) wirft jedoch einige Fragen auf. die nur 
auf Basis der widersprüchlichen historischen Situation, mit der sich Marx und En- 
gels auseinanderzusetzen hatten. geklärt werden können: Im ökonomisch und poli- 
tisch zurückgebliebenen Deutschland bildet sich 1863 eine politische Partei der 
Arbeiterklasse (ADAV).die von Marx als Sckte bekämpft wird, während es im fortge- 

ger Enthistorisierung konkreter Marxscher Politik die Differenz dieser Politik die Diffe- 

renz dieser Politik, der ihr zugrunde liegenden Einschätzung der veränderten historischen 

Situation von 1848 und der Gründung der 1AA (1864) herauszuarbeiten. 

24} Karl Marx, Briefan P. und L. Lafargue vom 18. 4. 1870, MEW, Ba. 32, 8. 671 
25) Friedrich Engeis, Vorrede zur englischen Ausgabe des Kommunistischen Manifests. 1888. 

MEW, Bd. 4,8. 579 
26) SoPo.Nr. 10,8. 72 
27) Engels bezeichnet noch 1881 die englischen Trade-Unions als „Vorhut der Arbeiterklas- 

se“, obgleich diese ihre Pflicht bislang vergessen hatten (Friedrich Engels: Die Trade-Uni- 

ons, MEW, Bd. 19,8. 259). 
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schrittenen England mit einer ausgeprägten Klassenorganisation eine solche exklusi- 
ve, vom Produktionsprozeß getrennte politische Organisation nicht gibt. Von dieser 
fordern Marx und Engels immer wieder, daf3 sie neben ihren ökonomischen Aufga- 
ben endlich ihre eigentliche Aufgabe, die vollständige Einanzipation der Arbeiter- 
klasse angehen sollen. Der Sekte ADAV gegenüber bezeichnen Marx und Engels die 
Gewerksgenossenschaften überhaupt als Klassenbewegung. Beide sprechen nun an- 
dererseits von der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 1869 (den Eisenachern} als 
von „ihrer Partei“ - obwohl sie wußten, daß diese den „‚Lasselleschen Glaubensarti- 
keln‘‘ ebenfalls tief verbunden war (28). 

Dieses Verhalten von Marx und Engels scheint uns darauf hinzuweisen, daß 
ihnen die beginnende Entwicklung von exklusiv politischer und exklusiv ökonomi- 
scher Organisation noch nicht als Problem bewußt war. Marx geht in seiner Kritik 
zum Gothaer Programm nirgends darauf ein, daß die eigentliche Klassenbewegung 
darin an keiner Stelle erwähnt wird. Engels bemerkt dieses Fehlen einer Stellung- 
nahme zur „eigentlichen Klassenorganisation“ zwar, kan aber dazu nicht mehr 
sagen, als daß es „unbedingt notwendig (wäre), ihrer im Programm zu gedenken und 
ihr womöglich einen Platz in der Organisation der Partei offenzulassen“ (29). Der 
permanente Streit um Jie Bestimmung des Verhältnisses von Partei und Gewerk- 
schaften wurde durch die weitgehende Unklarheit, die Marx und Engels hier hinter- 
lassen haben, entscheidend gefördert. Dieses historische Resultat der Herau bildung 
von politischen und ökonomischen Organisationen der Arbeiterklasse und ihrer 
Verselbständigung gegeneinander wird vom PKA überhaupt nicht aufgegriffen. 
Stattdessen versuchen sie mit der Verwischung dieser Differenz Marx und Engels als 
Konstrukteure der leninistischen Parteikonzeption darzustellen. 

In dem Artikel „Zur Aktualität der Leninschen Partei“ wird nun auf den real 
historischen leninistischen Parteitypus überhaupt nicht eingegangen. Allgemein wird 
gegen die „marxistisch-leninistischen““ Sekten formuliert, daß erst „die Gültigkeit 
sogenannter allgemeiner Prinzipien revolutionärer Taktik für gegenwärtige gesell- 
schaftliche Verhältnisse zu zeigen (ist)“ (30), bevor man ein „Bekenntnis zu bol- 
schewistischen Parteiprinzipien“ ablegt und bedingungslos den Leninschen Partei- 
typus übernimmt. Das glaubt das Projekt Klassenanalyse wahrscheinlich dann mit 
der Konstruktion einer Marx-Engelschen Parteikonzeption geleistet zu haben. 
Jedenfalls folgt in der nächsten Publikation der Gruppe (Versuch zur Bestimmung 
der Aufgaben der kommunistischen Intellektuellen) völlig unvermittelt ihr Bekennt- 
nis zur DKP als „distinkter Klassenpartei‘“ (31). Da sie in der Einleitung zu ihrer 


28) Marx begreift ihren Beitrag zum Gothacr Programm als „ungeheucrliches Attentat auf 
die in der Parteimasse verbreitete Einsicht“ (Karl Marx, Kritik des Gothacr Programms, 
MEW, Bd. 19, S. 767). Warum er sic trotzdem als scine Partei bezeichnet, soll hier nur als 
Frage gestellt werden. 

29) Friedrich Engels: Brief an Bebel vom 18./28. 3. 1875, MEW, Bd. 19,S.6 

30)  SoPo,Nr. 10,5. 39 

31} Das Bekenntnis im Wortlaut: „In einer Situation, wo die proletarischen Massen trotz der 
Verschärfung der Klassenkämpfe weitgehend unter dem Einflußs der herrschenden Klassc 
stehen, mußs die Politik der Kommunisten in erster Linie auf das Aufrütteln der arbeiten- 
den Klasse und auf die Konsolidierung der proletarischen Massenpartei gerichtet scin, 
auch um den Preis eines unzureichenden Programms, solange diese Partei cine distinkte 
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„Leninismus-Kritik” behaupteten, die Hinwendung zur DKP sei Konsequenz der 
Resultate ihres Marxstudiuns, haben wir versucht, den Resultaten nachzugehen, die 
zu dieser Konsequenz geführt haben. Selbst wenn wir noch von der gewaltsamen 
Konstruktion einer Marxschen Parteikonzeption, sogar Leninschen Typus, absehen. 
bleibt uns die zuletzt gezogene Konsequenz rätselhaft, da dazu doch wenigstens der 
Nachweis gehört, daß die DKP tatsächlich die „distinkte Arbeiterpartei‘ ist. Dieser 
Nachweis wurde vom PKA nicht einmal versucht. Die Hinwendung zur DKP kann 
so nur als cin opportunistisches Bekenntnis eines isolierten Intellektuellenzirkels 
verstanden werden. 


Leninsche Klassenanalyse und leninscher Parteitvpus 


Das Projekt Klassenanalyse beginnt seine Lenin-Kritik, indem es seine aus der Marx- 
rezeption gewonnenen allgemeinen Bestimmungen, unter denen Kommunisten be- 
schleunigend auf den Konstitutionsprozeß von Klassenbewußtsein - Aneignung des 
allgemeinen Begriffs des Kapitals, Klassenanalyse, Taktik — wirken können, als 
Maßstab auch für die Möglichkeit des russischen Revolutionärs Lenin formuliert. Sie 
konimen dabei zu dem Resultat, daß Lenin zwar die logische Reihenfolge der 
Bestimmung einer konkreten kommunistischen Politik einhält, daß er aber „.das von 
ihm selbst aufgestellte Programm nicht vollständig einlösen kann“ (32). Der Sün- 
denfall liegt dabei für die Genossen des PKA noch vor der eigentlichen Rezeption 
der Marxschen Analyse, nämlich in seinem Verständnis über ihr Zustandekommen. 

Lenin begreift nach Auffassung des PKA die Marxsche Analyse, d.h. den 
wissenschaftlichen Sozialismus, „nicht selbst noch als Produki der wirklichen Bewe- 
gung der bürgerlichen Gesellschaft“ (33), „sondern letztlich doch als Frucht einer 
relativ autonomen Entwicklung des Denkens, als Konzipierung eines Kritikmaß- 
stabs‘ (34). Lenin erweist sich mit dieser Auffassung von der Genesis des wissen- 
schaftlichen Sozialismus insofern als bürgerlicher Wissenschaftler, daß „er das 
Grundtheorem bürgerlicher Erkenntnistheorie (akzeptiert). die Vorstellung eines 
‚objektiven Kriteriums’, das von außen an den Gegenstand herangetragen wird, und 
mit dem die Mannigfaltigkeit der Erscheinungen zu ordnen und auf den Begriff zu 
bringen ist" (35). Er sieht also nicht, daf der Gegenstand die bürgerliche Gesell- 
schaft real strukturiert ist und nicht erst noch durch Begriffe geordnet werden 
mufßs. „Wie die literarischen Vertreter der Arbeiterklasse zu ihrem Standpunkt - zur 
proletarischen Anschauungsweise - kommen, kann Lenin aufgrund sein methodi- 


Klassenpartei ist und am Ziel der sozialen Emanzipation des Proletariats festhält. Dat 
sich die Konsolidierung nur im Prozeis der Kritik und Korrektur der unzureichenden 
Teile des Programms vollziehen kann, gilt auch für die DKP und für die SEW. Es bedeu- 
tet, den wissenschaftlichen Sozialismus nicht begriffen zu haben, wenn Intellektuelle 
eine besondere Partei gegen die bestehende und in den Massen verankerte Arbeiterpartei 
gründen, weil diese ihnen nicht ‚revolutionär' genug ist.” {SoPo.Nr. 12.8. 305) 

32)  Leninismus, S. 771 

33) Ebd..S.64 

34) Ebd... 8.65 

35} Ebd... 8. 64 


schen Fehlers nicht erklären“ (36). 

Dieser Fehler im Verständnis des Zustandekommens der Marxschen Analyse 
wird nun ergänzt durch sein falsches Verständnis dieser Analyse selbst. „Da Lenin 
die Problematik der genetischen Entwicklung der Formbestimmungen des Werts 
nicht verstanden hat, kann er zu der folgenschweren Auffassung gelangen, daß im 
„Kapital“ die verschiedenen Stadien der Entwicklung des Kapitalismus dargestellt 
seien“ (37): Lenin mifßversteht das „Kapital“ als historische Darstellung der bürger- 
lichen Gesellschaft, begreift den von Marx dargestellten dialektischen Zusammen- 
hang von „einfacher Warenzirkulation“ und „kapitalistischer Produktion“ als histo- 
rische Darstellung der „Entstehung und Entwicklung des Kapitalismus’ (38) und 
kann sich dadurch später einbilden, die Marxsche Analyse mit der Darstellung eines 
weiteren Entwicklungsstadiums bürgerlicher Gesellschaft, der des „staatsmonopol- 
stischen Kapitalismus“ ergänzt bzw. erweitert zu haben. Daß davon keine Rede sein 
kann, wird vom PKA schlüssig nachgewiesen. Das Dogma des sowjetischen Partei- 
kommunismus und aller ihm verpflichteten Kommunistischen Parteien, Lenin sei 
der Karl Marx der imperialistischen Etappe, wird damit erheblich angekratzt. 

Da Lenin „den spezifischen Status dieser (Marxschen - d. Verf.) Darstellung 
als allgemeiner Theorie des Kapitalismus in wesentlichen Punkten nicht begriffen 
hat“ (39), „ist ihm der richtige Ausgangspunkt jeder Klassenanalyse schon ver- 
wehrt‘ (40). Lenin versteht die Anwendung der aligemeinen Theorie nicht als die 
Bestimmung eines spezifischen Entwicklungsgrades der bürgerlichen Gesellschaft, 
„sondern da die allgemeine Theorie direkt Darstellung der historischen Entwicklung 
ist, ist in ihr der Entwicklungsgrad des Kapitalverhältnisses der zu untersuchenden 
Länder schon enthalten“ (41). „Trotz dieser aufgezeigten Mängel und problemati- 
schen Ansätze gibt Lenin ein ungefähres Bild der sozialökonomischen Verhältnisse 
Rußlands“ (42) -- meinen die Genossen. Wie er dieses Kunststück fertigbringt - bei 
derart mangelhaften Voraussetzungen — verraten uns die Verfasser nicht. Als allge- 
meines Fazit des „ungefähren Bildes“ der Leninschen Klassenanalyse faßt das PKA 
zusammen: „daß das Kapitalverhältnis in der Industrie wie auf dem Lande domi- 
niert, wenn auch Rußland, verglichen mit anderen kapitalistischen Ländern, in sei- 
ner Entwicklung zurückgeblieben ist‘ (43). Obwohl das PKA feststellt, daß Lenin 
keine Anstrengungen unternimmt -— angeblich auf Grund seiner Marxrezeption auch 
gar nicht kann -, die tatsächlich bestehenden Mischformen der Produktion zu ana- 
iysieren, daß ihm deshalb bei der Bestimmung der Bewußtseinsformen der Fehler 
unterläuft, ein nur demokratisches Potential auf dem Lande zu vermuten, das nur 
für bürgerliche Forderungen zu mobilisieren sei (44), und obwohl es in der Anmer- 


36) Ebu.,S. 66 

37) Ebd.,S.75 

38) Ebd.,S.76 

39) Ebd.,S. 81 

40) Ebd.,S. 83 

41) Ebd.,$S. 88 

42) Ebd.,S. 94 

43)  Ebd.,S. 108 

44) „Es gerät aus dem Blickfeld, dais hinter dem Eintreten für eine Rekonstitution der 
Dorfgemeinde nicht nur eine Gegnerschaft gegen Fronwirtschaft und Leibeigenschaft 
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kung zu seinem Fazit der Leninschen Analyse konstatieren muß, daß auf dem 
Lande sich erst die „Tendenz“ der zukünftigen Kapitalherrschaft abzeichnet, die 
Situation aktuell gekennzeichnet ist durch die Dominanz der „isolierten Produk- 
tionsweise“ (45), schließt es sich in seiner weiteren Kritik der Leninschen Behaup- 
tung von der Dominanz des Kapitalverhältnisses rückhaltlos an (46): 

In Anmerkung 45 wird versucht, die „Tendenz“ gegenüber der faktisch nicht 
vorhandenen „Dominanz“ zu retten, ohne daß dies auch nur an einer Stelle belegt 
wird. Was vorher noch als „Mischsystem dorfgemeindlicher, fronwirtschaftlicher, 
kleinbäuerlich-isolierter“ (47) Produktion auf dem Lande erschien, wird hier ver- 
sucht, zu Gunsten der Dominanz „isolierter Produk tionsweise“ - also einer bereits 
bürgerlichen Form zu lösen, ebenfalls ohne einen Nachweis zu bringen. (Diese Be- 
hauptung von der Dominanz der „isolierten Produktionsweise“ wird dem PKA 
weiter unten noch wertvolle Dienste leisten.) Hätte sich bei einer konkreten Unter- 
suchung der russischen Verhältnisse - die das PKA durchweg vermeidet -- gar das 
Resultat ergeben, daß die vorbürgerlichen Produktionsweisen dominieren, nicht nur 
auf dem Lande, sondern gesamtgesellschaftlich, indem sie über Jahre eine Stagna- 
tion auch der Stadt verursachen, dann wäre ihr einziger Maßstab der Kritik - der 
allgemeine Kapitalbegriff hinfällig geworden, ihrer ganzen Kritik der Boden ent- 
zogen (48). 

Nur so wird verständlich, warum das PKA die in diesem Zusammenhang 
notwendige Vergewisserung über die tatsächliche Beschaffenheit der russischen Ge- 
sellschaft unterläßt und sich bequem die durch nichts belegte Behauptung Lenins 
von der Dominanz des Kapitals die dieser später wieder zurücknimmt — zu eigen 


stand, sondern sich auch ein Protest gegen die Auflosung des bisherigen gesellschaftlichen 
Charakters der Produktion im Rahmen der einzelnen Dorfgemeinden und Gutswirtschaf- 
ten verbarg.“ (Ebd.,S. 102) 

45) „188) Wenn Lenin von der Dominanz des Kapitalverhältnisses in Rußland spricht, so ist 
darunter zu verstehen, dafs das Kapital auch hier die Grundlage der Produktion sverhält- 
nisse ergriffen hat und damit in der weiteren Entwicklung tendenziell die Herrschaft des 
Kapitals in alle Sphären des gesellschaftlichen Lebens eindringen wird. Die Dominanz 
kann hier keineswegs quantitativ bestimmt werden, denn obwohl sich das Kapitalverhält- 
nis als sich durehsetzendes etabliert hat, ist die isolierte Produktionsweise gerade auf dem 
Lande noch die vorherrschende.” (Ebd., $S. 103} Ein großartiger Trick: Das Kapitalver- 
hältnis dominiert, obwohl es noch nicht dominiert. 

46) Seine vorherige Konstatierung, daß Lenin nicht die antikapitalistischen Potenzen der 
Dorfgemeinde berücksichtigt, spielt für die Systematik seiner Kritik keine Rolle mehr. 
Bei der einmal angenommenen Dominanz des Kapitals spielen diese Relikte auch nur 
noch eine untergeordnete Bedeutung. Das Projekt Klassenanalyse versucht so auch nicht 
an einer Stelle auszuführen, was ein Anknüpfen an die tradierten Produktionsverhältnisse 
für die konkrete Politik Lenins bedeutet hätte. 

47) Ebd..$.92 

48) Wenn in Rußland um die Jahrhundertwende nicht vom Kapitalverhältnis als herrschen- 
dem gesprochen werden kann, also auch nieht vom herrschenden Klassengegensatz zwi- 
schen Bourgeoisie und Proletariat, dann ist auch der allgemeine Kapitalbegritf — der die 
voll entfaltete bürgerliche Gesellschaft voraussetzt - als Grundlage einer revolutionären 
Taktik nicht verwendbar. Dann kann auch Lenins Politik nicht am Maßstab des allgemei- 
nen Begriffs gemessen werden. Abgesehen noch davon, dafs cine historisch-matcrialisti- 
sche Kritik nicht einzig und allein von der Kenntnis des „Kapitals“ aus geleistet werden 
kann. 


macht. Weiter erklärt dies auch, warum das PKA die ihm bekannte Marxsche Ein- 
schätzung der russischen Verhältnisse und ihrer Entwicklungsmöglichkeiten hier 
unterschlägt. Marx sieht noch 1882 weder eine herrschende Tendenz noch eine 
Dominanz von kapitalistischen bzw. bürgerlichen Eigentums(Produktions)formen. 
Er sieht eindeutig die Dominanz von „Gemeineigentum an Grund und Boden“ (49), 
also die Dominanz von vorbürgerlicher Produktionsweise, und zwar einer spezifisch 
russischen Abart der asiatischen Produktionsweise (50). Im Zusammenhang dieser 
russischen Ungleichzeitigkeit mit den weit entwickelten Produktivkräften (wenn 
auch in kapitalistischer Form) Westeuropas sieht Marx „‚die schönste Chance. die 
die Geschichte jemals einem Volk dargeboten hat“ (51). Nämlich den Sprung von 
vorbürgerlicher Produktionsweise in die Entwicklung einer kommunistischen Pro- 
duktionsweise (52). Da die Dorfgemeinde jedoch „schon bis an den Rand des Un- 
tergangs gebracht (ist)‘“ (53), kann für Marx nur eine „russische Revolution“ die 
„russische Gemeinde“ retten (54). Das Aufnehmen dieser Fragestellung von Marx 
— was weder von Lenin noch vom PKA geschah, das jedoch im Unterschied zu 
Lenin diese Marxschen Überlegungen kannte — hätte bedeutet, daß der Nachweis 
geführt werden müßte, daß die russische Gemeinde bereits 20 Jahre nach der Marx- 
schen Einschätzung den endgültigen ‚Todesstoß“ erhalten hatte, sich unwiderruf- 
lich auf dem Weg ins „Kaudinische Joch“ befand. Die Leninsche Bemerkung, daß 
„das Jahr 1905 der Anfang vom Ende der ‚östlichen‘ Unbeweglichkeit“ war (55), 
weist eher auf das Gegenteil hin (56). Ebenso die Selbstkritik von 1907: 


„Wir nahmen an, die Elemente der kapitalistischen Landwirtschaft seien in Rußland bereits 
vollkommen ausgebildet — sowohl in der Gutswirtschaft,...., als auch in der bäuerlichen 
Wirtschaft... Nicht der ‚Furcht‘ vor der bäuerlichen Agrarrevolution entsprang das fehlerhafte 
Programm, sondern der Überschätzung des Grades der kapitalistischen Entwicklung in der 


49) Karl Marx: Brief an V. I. Sassulitsch, dritter Entwurf, MEW, Bd. 19, S. 403 

50) „Das ‚kommunistische Manifest‘ hatte zur Aufgabe, die unvermeidlich bevorstehende 
Auflösung des modernen bürgerlichen Eigentums zu proklamieren. In Rußland aber fin- 
den wir, gegenüber rasch aufblühendem kapitalistischen Schwindel (Hervorh. v. Verf.) 
und sich eben erst entwickelndem bürgerlichen Grundeigentum, die größere Hälfte des 
Bodens im Gemeinbesitz der Bauern.“ (Karl Marx, Friedrich Engels: Vorrede zur russ. 
Ausgabe des Kommunistischen Manifests, 1882, MEW, Bd. 4, S. 576) 

5l) Karl Marx: Brief an die Redaktion der „Otetschestwennyje Sapiski“. 1877, MEW, 
Bd. 19,S. 108 

52) „Wenn sie im Gemeineigentum am Boden die Grundlage für die kollektive Aneignung 
besitzt, so bietet ihr das historische Milieu, die Gleichzeitigkeit mit der kapitalistischen 
Produktion, alle fertigen Bedingungen der gemeinsamen Arbeit im großen Mafsstab. Sie 
ist daher imstande, sich die positiven Errungenschaften des kapitalistischen Systems 
anzueignen, ohne durch dessen Kaudinisches Joch gehen zu müssen.“ (Karl Marx: Brief 
an V. I. Sassulitsch, erster Entwurf, MEW, Bd. 19, S. 391) Bedingung ist dabei für Marx 
und Engels (1882), daß „die russische Revolution das Signal einer proletarischen Revolu- 
tion im Westen (wird), so daß beide einander ergänzen,‘ (Karl Marx, Friedrich Engels: 
Vorrede zur russ. Ausgabe des Kommunistischen Manifests, a. a. O.) 

53) Karl Marx: Brief an V.1. Sassulitsch, erster Entwurf, a.a. O..S. 394 

54) „Um die russische Gemeinde zu retten, ist eine russische Revolution nötig.“ (Ebd., 
S. 395) 

55) W.#. Lenin: Tolstoi und seine Epoche. Lenin Werke (LW), Berlin (DDR), Bd. 17, S. 36 

56) Der Marxist Lenin sprach dabei im Original von „orientalischer Stagnation‘, während die 
Revisionisten mir „östlicher Unbeweglichkeit‘ übersetzten. 
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russischen Landwirtschaft. Die Überreste der Leibeigenschaft erschienen uns damals als unwe- 
sentliches Detail. die kapitalistische Wirtschaft... . als völlig ausgereift und gefestigt” (57). 


Diese Selbstkritik ändert jedoch nichts an Lenins grundsätzlicher Einschätzung der 

Entwicklung Rußlands. Nach wie vor hält er die zivilisatorische Wirkung des Kapi- 

tals notwendig für die Überwindung der vorbürgerlichen Produktionsweise, des 

‚niedrigen' Kulturniveaus etc. Da Lenin die revolutionären sozialistischen Potenzen 

der russischen Dorfgemeinde nicht sieht. versucht er auch gar nicht erst eine Kon- 

zeption für die revolutionäre Organisierung dieser Potenzen zu entwickeln (58). 

Lenin erweist sich mit seiner theoretischen Einschätzung der russischen Entwick- 

lung als ein Marxist in dem Sinne. wie Marx sie charakterisiert: nämlich als Leute, 

die seine „historische Skizze von der Entstehung des Kapitalismus in Westeuropa 

(gemeint ist sein Kapitel über die sog. ursprüngliche Akkumulation - d. Verf.) in 

eine geschichtsphilosophische Theorie des allgemeinen Entwicklungsganges verwan- 

deln. der allen Völkern schicksalsmäßsig vorgeschrieben ist“ (59). 

Das PKA kritisiert Lenin. dafs er in seiner Klassenanalyse die tradierten Be- 
wußtseinsformen vernachlässigt. in seiner praktischen Politik gerade aber dort an- 
knüpft (60). „so dafs Klassenanalyse und Taktik jetzt in einem unvermittelten Wi- 
derspruch stehen” (61). Als Lenin dann 1907 seine Klassenanalyse in Übereinstim- 
mung zu seiner Taktik bringt (62). begreift das PKA dies nur als „‚Akzentverlage- 
rung in der Klassenanalyse” (63). Den Widerspruch, an den Lenin hätte anknüpfen 
sollen. sieht das PKA im Gegensatz der Dorfgemeinde zum feudalen Großgrundbe- 
sitz (auch kapitalistischen) und des Landproletariats zur kapitalistischen Agrarpro- 
duktion. Ohne sich der tatsächlichen Verhältnisse auf dem Lande vergewissert zu 
haben. und zwar auch auf Basis der heutigen wissenschaftlichen Resultate, ohne 
sich die Frage zu stellen. ob Lenin vielleicht mit der Revision seiner Klassenanalyse 
der russischen Wirklichkeit näher gekommen ist. obwohl er dabei in Widerspruch 
zum orthodoxen Marxisten der Il. Internationale gerät. machen sie die Vernachlässi- 
gung der kapitalistischen Agrarproduktion zum zentralen Kritikpunkt an Lenins 
57) W.I. Lenin: Das Agrarprogramm der Sozialdemokratie, LW. Bd. 13.8. 289 f. 

58) Die chinesische Revolution gab ein konkretes historisches Beispiel für eine revolutionäre 
Organisierung von Bauern. Abgesehen von der anderen politischen Situation werden u.a. 
die russischen Fehler und Erfahrungen erst eine andere Politik ermöglicht haben. Mao 
Tsetung geht erst nach der von der Kommunistischen Interenationale (KIT) mit verbroche- 
nen Niederlage der Schanghai-Kommune (1927) aufs Land. 

59) Karl Marx: Brief an die Redaktion der .‚Otetschestwennyje Sapiski”.a.a.0..S. 111. Die 
Genossen des Projekts Klassenanalyse gehören ebenfalls zu dieser Sorte von Marxisten, 
wenngleich sie dieses Kapitel nicht in dieser Weise mißverstehen. In der Methode ihrer 
Kritik verfahren sie aber praktisch entsprechend. denn die Marxsche Einschätzung einer 
alternativen Entwicklungsmöglichkeit für Ruisland wird von ihnen nicht aufgenommen. 

60) „In seiner Konzeption der Bündnispolitik dagegen vzrnachlässigt er die kapitalistischen 
Antagonismen auf dem Lande tast vollständig und rückt den Widerspruch zwischen der 
Bauernschaft in ihrer Gesamtheit und den Großgrundbesitzern in den Mittelpunkt.“ 
(Leninismus. S. 126) 

61) Ebd. 

62) „Allerdings gelingt es ihm dadurch. dafs nun auch in der Klassenanalyse der Widerspruch 
zwischen Bauernschaft und Kapital völlig in den Hintergrund tritt, die eingangs erwähnte 
Inkongruenz zwischen Klassenanalvse und Taktik zu beseitigen.“ (Leninismus. S. 212 £.) 

63) Ebd..$. 213 
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Agrarpolitik und sehen 
ihre These: dab Lenin 


insbesonderes des ‚Kapitals’. die beiden Seiten des gesellschaftlichen Antagonismus 
u vermitteln vermag" (64). Ihre Alternativvorstellungen ge- 
bstrakte Formulierung ..anknüpfer 
organisatorischen Konsequenzen ein solches antikapitalistisches Anknüpfen bedeu- 


auf dem Lande nicht z 
hen dabei nie über die 


tet hätte. wird an keine 


Obwohl Lenin seine Ei 


nanz des Kapitals. wen 
sche Alternative der En 


n aucl 


als Rettungsversuch de 


er. die Besonderheiten 


diesen Begriffsapparat der beson 
kürlich überstülpt. Er kann son 
tisch fassen und baut Widersprüche zwischen theoretisc 
scher Politik. die zwischen Wirkli 
Eine Kritik an Lenin. die die Ar 
klammert oder sie nur in der literarischen Fassung Leninscher Schriften aufnimmt. 
führt letztlich nur Scheingefechte. 

Für die Konzeption des Le 
Iyse als auch die politische Herr 


n der Leninschen Revision nur den .‚schlagenden Beleg” für 
aufgrund seiner Mifverständnisse der Marxschen Theorie, 


Stelle auszuführen versucht. 


nschätzung der russischen Situation ändert. klammert 
sich das PKA noch weiterhin an seine ursprüngliche Einschätzung von der Domi- 
nur als Tendenz. Konsequent läßt es auch die Marx- 
twicklung unerwähnt. Zu erklären ist dieses Vorgehen nur 
Methode ihrer Kritik (Vergleich des Übereinstimmungsgra- 
des der Leninschen Äußerungen und dem allgemeinen Kapitalbegrift). 

An der ersten Einschätzung Lenins und deren Widerspruch zu seine 
schen Politik wird jedoch ei 
theoretischen Instrumentarium fi 


ne zentrale Schwierigkeit Lenins sichtbar: Mit dem 
r entwickelte bürgerliche Gesellschaften versucht 
Rußlands zu fassen. Er schafft dies aber nur. indem er 
deren Realität Rufslands mehr oder weniger will- 
ur ungenügend die russische Wirklichkeit theore- 


chkeit und Politik in dieser Form nicht bestehen. 
alyse der russischen Wi 


yüssen” hinaus. Welche 


prakti- 


hen Aussagen und prakti- 


rklichkeit vollständig aus- 


ninschen Parteitypus sind sowohl die Klassenana- 
schaftsform der russisc 


en Gesellschaft entschei- 


dende Bestimmungsgründe. Als Marxist der II. Internationale kommt Lenin erst 


einmal zum Ergebnis. da das nächste Etappenziel der r 
bürgerliche Revolution ist. Weder 
die soziale Emanzipation der Bau 


ussischen Gesellschaft die 


die soziale Emanzipation der Arbeiterklasse noch 
ern im sozialistischen Sinne stehen für ihn auf der 


Tagesordnung. Trifft sein Parteikonzept der Organisation der Berufsrevolutionäre 


ungefäh 


die Situation der Arbeiterklasse. soweit ihre soziale Emanzipation 


nicht 


auf der Tagesordnung steht. so deckt esjedoch in keiner Weise die sozialen Interes- 
sen und Aufgaben der Bauern ab. Der Widerspruch zwischen dem Überwiegen des 


Landes 
dadurch 


fe 


und einer quantitativ wenig entwickelten Arbeiterklasse wird auch nicht 
gelöst. dafs Lenin für seine Berufsrevolutionäre als Vorbild nicht den 


„Sekretär einer Trade-Lnion” hinstellt. sondern den .„Volkstribun” (65). Sowohl 
für die Arbeiter als auch für die Bauern hat Lenins Parteitypus nicht die Aufgabe. 


die Interessen ihrer 


sozialen Emanzipation auszudrücken. sondern primär die Auf- 


gabe der Zerschlagung der Selbstherrschaft. also eine exklusiv politische Aufgabe. 


Das Programm der 


"ussischen Sozialdemokratie hat nur den Charakter einer äußer- 


lichen Bindung der unter der Selbstherrschaft geknechteten Klassen. In dieser Be- 


ziehung 
64) Ebd. 


65} W.I. Lenin: Was tun’ 


? LW. Bd. 5.5. 437 


aber nur in dieser — unterscheidet sich die russische Sozialdemokratie 


— ebenso wie die westeuropäische — nicht von bürgerlichen Parteien. Der entschei- 

dende Unterschied liegt darin. dafs die Bolschewiki den westeuropäischen Sozialde- 

mokratischen Parteien gegenüber eine wirklich praktisch revolutionäre Partei in 
bezug auf die politische Veränderung der Verhältnisse waren. 

Sowohl die Räte als auch die Bauernaufstände drücken jedoch aus, daß die 
Organisation der „Volkstribune” nicht eine Klassenorganisation war, die den 
Emanzipationskampf der Klasse als Klasse ausdrückte. sondern primär eine Spezia- 
listenorganisation für den politischen Aufstand. Genau in dieser Funktion konnte 
sie in einer einmaligen historischen Situation — der spezifischen Form der Doppel- 
herrschaft von 1917 — ihren historischen Auftrag erfüllen. Als Lenin mit diesem 
ÖOrganisationstypus versuchte, die soziale Emanzipation der Klassen anzugehen, ist 
er gescheitert. 

Das PKA formuliert bei seiner Berrachtung des bolschewistischen Parteity- 
pus, dafi Lenin zwei Bestimmungsgründe für die Form (und Aufgaben) der Organisa- 
tion benennt: einmal solche, ‚die den spezifisch russischen Verhältnissen geschul- 
det sind, und solchen, die aus der Bestimmung von Klassenbewußitsein erwach- 
sen‘ (66). Da letztere Bestimmung durch alle Veränderungen der politischen Situa- 
tion erhalten bleibt, muß auf diesen Zusammenhang besonders eingegangen wer- 
den. 

Das PKA kann nachweisen, dafs Lenin aufgrund seines falschen Verständnis- 
ses von der Entstehung der Marxschen Theorie dazu kommt, der spontanen Arbei- 
terbewegung als höchstes Niveau nur ein tradeunionistisches Bewußtsein und ent- 
sprechende Kampfformen zuzugestehen und die Intelligenz auf der anderen Seite 
allein zur Einsicht in das Wesen der bürgerlichen Gesellschaft für fähig zu halten. 
Daraus ergibt sich für Lenin als Aufgabenstellung der Intelligenz das Hineintragen 
des wissenschaftlichen Sozialismus in die tradeunionistische Arbeiterbewegung, die 
auf diese Weise zur sozialdemokratischen Bewegung verschmilzt. Obwohl das PKA 
das Verständnis des Konstitutionsprozesses von Klassenbewußtsein als entscheiden- 
de Bestimmung für die Organisationsform (und ihre Aufgaben) begreift, und das 
falsche Verständnis Lenins davon aufzeigt, führt es seine Kritik nicht auf die Lenin- 
sche Organisationskonzeption selbst weiter. Die spezifische Form des Leninschen 
Parteitypus wird in der Folge nur apologetisch aus den besonderen politischen 
Verhältnissen erklärt (67). Das Herumdrücken des PKA um die Kritik am Organisa- 
tionstypus läßt für uns folgende Interpretationen zu: 

1. Das a-priori-Bekenntnis zur DKP als traditionalistischer Partei Leninschen 
Typus läßt diese Kritik nicht opportun erscheinen. 

2. Ihre Konstruktion einer Marx-Engelschen Parteikonzeption, nach der sich der 
bewußteste Teil der Produzenten als „Avantgardeorganisation“ exklusiv ne- 
ben oder über den eigentlichen Klassenorganisationen als politische Partei 
etabliert, entspricht weitgehend dem Leninschen Parteitypus, wenngleich nur 
als Resultat und nicht in der Begründung. Es blieb tatsächlich Lenin vorbehal- 
ten -- in inhaltlicher Übereinstimmung mit Kautsky — der historischen Spal- 
tung von exklusiv politischen und ökonomischen Organisationen der Arbeiter- 


66)  Leninismus, S. 110 
67) Vgl. ebd.,S. 117 ff. 
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bewegung einen prinzipiellen Begründungszusammenhang zu verpassen. 

3% Die Methode ihrer Kritik — die literarische Monade Lenin befindet sich nur 
immer wieder mit seiner eigenen mangelhaften Marxrezeption in permanenter 
Auseinandersetzung und nicht mit der russischen Wirklichkeit — spielt ihnen 
hier einen Streich. Die Frage. warum Kautskv und Lenin Marx ungenügend 
rezipiert haben. stellt sich für sie nicht. Der Widerspruch zwischen Lenin als 
Marxist der II. Internationale und Schüler Kautskvs und der besonderen russi- 
schen Wirklichkeit rückt ebenfalls nicht in den Gesichtskreis. 

Gegenüber der Marxschen These, daß die Arbeiterklasse durch den ..Mechanismus 
des kapitalistischen Produktionsprozesses selbst" geschult und vereint wird. und der 
Konsequenz, „daß die Emanzipation der Arbeiterklasse durch die Arbeiterklasse 
selbst erobert werden muß” (68). steht die These Lenins. dafi die „spontane Arbei- 
terbewegung an und für sich nur fähig (ist). Trade-Unionismus hervorzubringen”. 
und der Konsequenz. daß Intelligenz und .Arbeiterintelligenz” (69) als „Führer” 
die Klasse zum Ziel geleiten. Für die „Führer”-Organisation ist die zentralistische 
Form der einzig adäquate Ausdruck. Es ist bezeichnend. daf die klarsten Stellen 
über diesen Zusammenhang im ..Brief an einen Genossen...” (70) vom PKA über- 
haupt nicht erwähnt werden. Lenin berührt hier u.a. die Frage. was geschieht. 
„wenn der Zentralstelle zufällig ein mit sehr großen Machtbefugnissen ausgestatte- 
ter Mensch angehört‘. Lenin meint. daß dagegen keine Statuten. also keine instutio- 
nelle Form etwas hilft, sondern nur ‚kameradschaftliche Einwirkung‘ (71). Während 
er die Führung organisatorisch absichert. überträgt er die Kontrolle dieser Führung 
der moralischen Kategorie der kameradschaftlichen Einwirkung‘, sowohl innerhalb 
der Organisation wie im Verhältnis der Avanigardeorganisation zu den Massen 
bleibt letztlich als Kontrolle der Führung deren Selbstkontrolle. 

Die grundsätzliche Einschätzung von der beschränkten Erkenntnis- und Hand- 
lungsfähigkeit der Massen bildet die Grundlage seines Zentralisationsbegriffs, dessen 
Umsetzung dann nur noch eine technisch organisatorische Frage ist. die entspre- 
chend der Situation flexibel gehandhabt wird (72). Diese grundlegenden Bestim- 
mungen für einen zentralistischen Organisationstypus sind weitgehend unabhängig 
von dem durch die spezifischen russischen Verhältnisse erzwungenen Notwendigkei- 
ten einer zentralistischen Organisation. Erweist sich Lenins Parteitypus noch als 
adäquat zur Durchführung des erfolgreichen Aufstandes, so als zunehmend inadä- 
quat zum Aufbau einer sozialistischen Produktion, d.h. zur Realisierung der sozia- 


68) Karl Marx: Provisorische Statuten der Internationalen Arbeiter-Association. MEW, 
Bd. 16,5. 14 

69) „Jede lebensfähige Arbeiterbewegung hat solche Führer aus der Arbeiterklasse hervorge- 
bracht, ihre Proudhon und Vaillant, ihre Weitling und Bebel.“ W.I. Lenin: Eine rücklau- 
fige Richtung in der russischen Sozialdemokratie, LW. Bd. 4, S. 275) Von den vier Bei- 
spielen von Arbeiterintelligenz ist kein einziger der Klasse der modernen Lohnarbeiter 
angehörig. Bebel z. B. betrieb Zeit seines Lebens einen selbständigen Handwerksbetrieb. 

70) W.1. Lenin: Brief an einen Genossen über unsere organisatorischen Aufgaben. 1904. LW. 


Bd. 6.8. 227 ff. 
71) Ebd..S. 234 
72) „Die Zahl der Komiteemitglieder soll möglichst nicht sehr groß sein (damit diese Mitglie- 


der ein hohes Niveau haben und sich besser auf den revolutionären Beruf spezialisieren 
können). (Ebd.,S. 230) 
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len Emanzipation der Produzenten. Die historıschen Schranken dieses Organisa- 
tionstvpus werden hier schlagend sichtbar. Die Kritik daran kann aber nwun nicht 
sein. dafı man nach dem Sieg der Oktoberrevolution abstrakt die Verschmelzung 
von Gewerkschaften, Räten und Partei fordert — wie es das PKA tut - und sich 
idealtypisch am allgemeinen Begriff orientiert. sondern die Frage. warum diese von 
Primat der Politik bestimmte Organisation. die Vermittlung von Stadt und Land 
nicht in den Griff bekam? 

Zentral scheint uns dabei. dafs die Bolschewiki nie eine revolutionäre Organi- 
sierung der Bauern versuchten. sich immer nur am Industrieproletariat orientierten. 
auf die soziale Bewegung der Bauern überhaupt keinen Einfluß nahmen. mit deren 
Dynamik nur äußerlich konfrontiert wurden. Nicht, wie das PKA vermutet. die 
mangelnde marxistische Orthodoxie Lenins verhinderte eine angemessene Bauern- 
politik. sondern genau umgekehrt, sein unerschürterliches orthodoxes Festhalten an 
der Theorie des entwickelten Kapitalismus. Erst 1918 spürt Lenin dieses Problem, 
indem er eine eigene Organisation der Bauern als Notwendigkeit begreift (73). Hier 
war esjedoch dann bereits zu spät. 

Ebenso war die Orientierung der Bolschewiki am Industrieproletariat eine 
vornehmlich theoretische: der soziale Inhalt der Emanzipation der Arbeiterklasse 
stand für sie ohnehin nicht auf der Tagesordnung. die nächsten politischen Interes- 
sen (Sturz der Selbstherrschaft) hatten sie mit der überwiegenden Mehrheit des 
Volkes gemein. Nach dem Sturz der Selbstherrschatt und der Machtübernahme der 
Bolschewiki konnte die soziale Bewegung der Arbeiter mit sozialistischem Inhalt 
von den Bolschewiki auch nur äußerlich vermittelt werden. Dem entsprach die 
Übernahme des Staatsapparats als Vermittlungsinstitution durch die Bolschewiki 
und konsequent die Funktionalisierung der Räte und Gewerkschaften als Exekutiv- 
organe dieses obersten Leitungsapparates. Die Forderung des PKA nach Verschmel- 
zung von Partei, Gewerkschaften und Räten ist ausgehend von der russischen Wirk- 
lichkeit nach dem Oktober 1917 absurd. 

Da die ganze Kritik des PKA von der Dominanz des Kapitalverhältnisses 
ausging, griff ihre Kritik vor 1917 zu kurz und nach 1917 daneben. Nur wenn man 
davon ausgeht. daf im Zeitalter des Imperialismus nach dem Sieg der Oktoberrevo- 
lution die sozialistische Emanzipation auf der Tagesordnung gestanden hat — und 
die Bolschewiki haben spätestens seit 1918 nichts unterlassen, diese Einschätzung 
zu stärken — fafit die Kritik des PKA in einigen Punkten historische Realität. Ent- 
scheidend für die weitere Einschätzung der Kritik des PKA ist ihr Verständnis von 
der Commune' als dem „rationellen Zwischenstadium“. 


73) „Die Eroberung des Grund und Bodens ist. wie jede Errungenschaft der Werktätigen, nur 
dann von Dauer, wenn sie sich auf die Aktivität der Werktätigen. auf deren eigene 
Organisation, auf deren Beharrlichkeit und revolutionäre Standhaftigkeit stützt. Hatten 
die werktätigen Bauern eine solche Organisation? Leider nicht, und das ist der Grund, 
die Ursache dafür, dais der Kampf so schwer ist.“ W. I. Lenin: Rede an die Delegierten 
der Komitees der Dorfarmut. 8. Nov. 1818, LW, Bd. 2, S. 167 
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Einschätzung der Commune 


Die Erfahrungen der Revolution von 1905 bringen für Lenin nach Darstellung des 
PKA die Einsicht, daß die bürgerliche Revolution ohne. ja sogar gegen die Bourgeoi- 
sie erkämpft werden muß. Die dann zu etablierende Staatsform bezeichnet er als 
„revolutionär demokratische Diktatur der Arbeiter- und Bauernschaft". Wobei ihm 
die „Dimension des Absterbens des bürgerlichen Staates nach der Revolution nicht 
zum Problem (wird). Vielmehr handelt es sich für ihn noch immer um die Erobe- 
rung der Staatsmaschinerie, ohne deren allgemeinen. verselbständigten Charakter zu 
verändern‘ (74). Lenin rechnet damit. daß sich in dieser Regierung dann das Prole- 
tariat in der Minderheit befinden wird (75). Ökonomisch hält Lenin nach wie vor 
nur die bürgerliche. d. h. kapitalistische Form der Entwicklung der Produktivkräfte 
für möglich. Das PKA konstatiert hier den Widerspruch, „dafs die politische Herr- 
schaft der Bourgeoisie gebrochen werden soll. ohne bereits die ersten Schritte zu 
unternehmen, um auch auch deren ökonomische Macht zu untergraben und die 
bürgerliche Staatsmaschinerie zu zerschlagen’ (76). 

Das PKA glaubt nun. die Leninsche Einschätzung der nächsten Etappe und 
seine konkrete Taktik mit der Gegenüberstellung der Marxschen Einschätzung der 
Commune kritisieren zu können (77). Dabei offerieren sie uns nun wieder eine 
recht eigenwillige Interpretation der Marxschen Schriften: Sie schließen sich zu- 
nächst der Leninschen Einschätzung an, daß „der Grad der ökonomischen Entwick- 
lung Rußlands.... und der Grad des Klassenbewußtseins und der Organisiertheit der 
breiten Massen des Proletariats..... eine sofortige vollständige Befreiung der Arbei- 
terklasse unmöglich’ macht (78). Wesentlicher Inhalt der Leninschen Taktik ist die 
Zerschlagung der politischen und ökonomischen Schranken der Entfaltung dei Pro- 
duktivkräfte - Lenin meint hier die .asiatischen’ Schranken für bürgerliche Formen 
der Entfaltung als Voraussetzung des Übergangs in den Sozialismus. ..Notwendiger- 


74)  Leninismus, S. 185 

75) „Das russische Proletariat aber bildet jetzt die Minderheit der Bevölkerung Ruislands.. .. 
sie wird die Beteiligung der buntscheckigsten Vertreter der revolutionären Demokratie an 
dieser Regierung oder sogar ihr Übergewicht in dieser Regierung unvermeidlich machen.“ 
(W. 1. Lenin, Sozialdemokratie und provisorische revolutionäre Regierung, 1805. LW. 
Bd. 8,5. 284) ® 

76) Ebd.. 8.185. Es ist hie ®inmaı angebracht. auf die Übereinstimmung des Projekts Klas- 
senanalyse mit Trotzki hinzuweisen: „Die politische Herrschaft des Proletariats ist unver- 
einbar mit seiner ökonomischen Versklavung.“ (eo Trotzki: Ergebnisse und Perspekti- 
ven, 1806, archiv sozialistischer literatur, S. 106, Verlag Neue Kritik. 1967) Auch in 
seiner Kritik am Agrarprogramm übernimmt es die Position Trotzkis: „Man kann ir: 
keiner Weise voraussetzen, dafs eine proletarische Regierung die privaten Güter. auf de- 
nen die Grofsproduktion eingeführt ist. nach ihrer Enteignung in einzelne Parzellen auf- 
teilen und zur Nutzung an die Kleinproduzenten verkaufen wird: hier besteht der einzige 
Weg in der Organisation genossenschaftlicher Produktion unter kommunistischer Kon- 
trolle oder direkt unter staatlicher Rechnungsführung. Das aber ist der Weg zum Sozialis- 
mus.” tEbd.,S. 82): vgl. Leninismus. S. 189. 

77) Wir brauchen nicht immer wieder darauf hinzuweisen, dafs das Projekt Klassenanalyse an 
keiner Stelle die russische Wirklichkeit und die Antwort Lenins darauf als Grundlage 
seiner Kritik nimmt. 

78)  W.}. Lenin: Zwei Taktiken der Sozialdemokratie .... 1905. LW. Bd. 9,5. 14 
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weise liegt also zwischen dem Sturz der Selbstherrschaft und dem Sozialismus eine 
Übergangsperiode. deren politische Form jetzt näher zu bestimmen ist“ (79). Eine 
solche politische Form ist historisch erstmals während der Communeherrschaft in 
Frankreich entstanden und von Marx als notwendige Form des Übergangs zum 
Sozialismus in unentwickelten Ländern bestimmt worden“ (80). Wo bezeichnet 
Marx die Commune pauschal als die „notwendige Form“ des Übergangs für „unent- 
wickelte Länder‘ 

Das PKA greift zu folgendem Trick, um Marx als Revolutionstheoretiker für 
unentwickelte Länder überhaupt und speziell für Rußland zurechtzustutzen: 


„Der entscheidende Punkt ist der. dats die Kommune unter besonders günstigen historischen 
Bedingungen bereits errichtet werden kann. auch wenn die isolierte Arbeit noch die herrschende 
Form der Arbeir. wenn also das Kapitalverhältnis noch unentwickelt ist" (81). 


Der entscheidende Punkt" ist nun in der Tat der. daß die isolierte Form der Arbeit 
tatsächlich die herrschende Form in Frankreich darstellte, d. h. also bereits einer 
bürgerlichen Form von Arbeit auf Basis einer bürgerlichen Form von Eigentum, und 
dafs diese Eigentumsform in eine entscheidende Krise durch die andere Form bür- 
gerlichen Eigentums. die kapitalistische, getrieben wurde (82). Das ist die reale 
historische Basis der Marxschen Einschätzung der Commune. Die Krise des isolier- 
ten Eigentums wurde durch Louis Bonaparte nicht gelöst, sondern verschärft. Marx 
kann jetzt formulieren. dafs das Parzelleneigentum ‚‚aus der Phase, in der es eine 
Realität war, eine Produktionsweise und eine Eigentumsform, die den ökonomi- 
schen Bedürfnissen der Gesellschaft entsprach und die ländlichen Produzenten 
selbst in normale Lebensbedingungen versetzte“ seit langem herausgewachsen 
ist (83). „Es ist in eine Verfallsperiode eingetreten. Auf der einen Seite ist daraus 
ein breites proletariat foncier (ländliches Proletariat) entstanden, dessen Interessen 
mit denen der städtischen Lohnarbeiter identisch sind“ (84). Erst wenn ein breites 
Landproletariat existiert. das identische Interessen mit dem Stadtproletariat hat, 
kann Marx formulieren, daß ‚das, was den Bauern vom Proletarier trennt, nicht 
mehr sein wirkliches Interesse, sondern sein illusionäres Vorurteil (ist)“ (85) und 
daß unter diesen spezifischen Bedingungen die Bauern das Proletariat als Befreier 
begrüßen. Der entscheidende Unterschied zu Rufsland besteht nun gerade darin, daß 
diese erste Form bürgerlichen Eigentums noch nicht als herrschende existiert — Le- 
nin diese erst herstellen will —, daß eben die „Überreste der mittelaiterlichen, halb- 
79) Das Projekt Klassenanalyse schränkt seinen Versuch dieser Bestimmung nun wie folgt 
ein: 65) Diese Frage kann hier nur auf einer theoretischen Ebene diskutiert werden, die 
etwa dem Allgemeinheitsgrad in der Bestimmung der zwei allgemeinen Taktiken ent- 
spricht. Keinesfalls soll dargestellt werden, welche tatsächlichen historischen Bedingun- 
gen in Rußland die politische Form nach der Revolution bestimmt hätten.“ (Leninismus, 
5.180) 
80)  Leninismus. S. 180 (Hervorh. d. Verf.) 
81) Ebd.S. 181 
82) Die eklatante Krise des Parzelleneigentums findet für Marx mit Louis Bonaparte noch 
eınmal eine reaktionäre Scheinlösung. 
83) Karl Marx: Bürgerkrieg in Frankreich, erster Entwurf, MEW, Bd. 17, $. 551 
84) Ebd. 
85) Ebd..5.552 
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feudalen Einrichtungen noch so unendlich“ (86) sind (87). Dieser wesentliche Un- 
terschied wird vom PKA nun mit einer einfachen Behauptung unter den Tisch 
gewischt: 


„Die Errichtung der Kommune ist auch in Ländern möglich, in denen die vorbürgerliche Pro- 
duktionsweise noch eine gewisse Ausdehnung hat und die Bourgeoisie ihre Klassenherrschaft 
noch nicht errichtet hat“ (88). 


Nur durch diese Verdrehungen können sie Marx unterschieben, allgemein die „‚not- 
wendige Form‘‘ des Übergangs für „unentwickelte Länder“ überhaupt „bestimmt“ 
zu haben (89). 

Die zweite grundlegende Verkürzung des Problems, die das PKA sich in der 
Commune-Interpretation leistet, ist, daß sie im Rahmen Marxscher Zitate die eigene 
Formulierung einschieben: 


„Wenn auch die Klassenkämpfe keineswegs aufgehoben sind, so stellt doch die Kommune als 
Diktatur des Proletariats die rationellste Form dar, unter der sie sich abspielen Können" (90). 


Danit wird der Eindruck suggeriert, als ob Marx jemals die Commune als ‚Diktatur 
des Proletariats‘ bezeichnet hätte. Daß dies Engels 1891 vorbehalten war, wird nicht 
erwähnt (91). Ebenso wird die Frage, warum Marx diesen Ausdruck nicht verwen- 
det hat, obwohl er ihn längst kannte, nicht gestellt (92). Eine Antwort auf die 
Differenz von Marx und Engels in der Einschätzung der Commune könnte die 
Verwendung dieses Ausdrucks in der Marxschen Kritik des Gothaer Programms 
geben: 


„Zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft liegt die Periode der revo- 
lutionären Umwandlung der einen in die andre. Der entspricht auch eine politische Übergangs- 
periode, deren Staat nichts andres sein kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats“ (93). 


86) W.TI. Lenin: Was sind die „Volksfreunde? , 1894, LW, Bd. 1,S. 293 

87) Hier wird die Bedeutung der vom Projekt Klassenanalysce in Leninismus, Anm. 188) 
behaupteten Dominanz der „isolierten Produktionsweisc gerade auf dem Lande“ deut- 
lich (Leninismus, S. 108), vgl. oben S. 11. 

88) Leninismus, S. 182, vgl. Lenins „noch so unendlich“ mit „noch cine gewisse Ausdch- 
nung“ des Projekts Klassenanalyse. 

89) Der Grad der Enthistorisierung der Marxschen Communc-Einschätzung entspricht etwa 
dem Enthistorisierungsgrad der Marxschen Analysen für die Konstruktion von „Zwei 
allgemeinen Taktiken“. (Leninismus, S. 180, Anm. 65); vgl. oben S. 22 

90) Leninismus, S. 181 

91) „Der deutsche Philister ist neuerdings wieder in heilsamen Schrecken geraten bei dem 
Wort: Diktatur des Proletariats. Nun gut, ihr Herren, wollt ihr wissen, wie diese Diktatur 
aussieht? Scht euch die Pariser Kommune an. Das war die Diktatur des Proletariats.‘“ 
(Friedrich Engels, Einleitung zu: Der Bürgerkrieg in Frankreich, (Ausgabe 1891), MEW, 
Bd. 17,5. 625) 

92) „2. daß der Klassenkampf notwendig zur Diktatur des Proletariats führt; (Karl Marx, 
Brief an Weydemeyer, 1852, MEW, Bd. 28, S. 508) 

93) Karl Marx: Kritik des Gothaer Programms, a. a. O.,S. 28 


6 Probleme des Klassenkampfs Nr. 10 81 


Der Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus stand für das Pariser Proleta- 
riat nicht auf der Tagesordnung. Marx gebraucht diesen Ausdruck jedoch explizit 
nur für diesen Übergang (94). 


Russische Fassung der Commune 


Nimmt man die strenge Fassung des Begriffs der Diktatur des Proletariats bei Marx, 
so trifft diese als Konkrete Aufgabenstellung in Rußland (1917) noch viel weniger 
zu als für Frankreich (1871). Lenin trägt in seiner Schrift „Staat und Revolution“ 
zur Verwischung des Marxschen ‚Begriffs‘ der „Diktatur des Proletariats“ bei, in- 
dem er zwischen den Bestimmungen des Übergangs vom Kapitalismus zum Kommu- 
nismus und den besonderen Bestimmungen der Conmmune schwankt und dadurch 
falsche Identitäten herstellt. Darüber hinaus liefert er uns noch seine spezifisch 
russische Version der ‚Diktatur des Proletariats‘: „die Diktatur des Proletariats aber, 

d.h. die Organisierung der Avantgarde der Unterdrückten zur herrschenden 

Klasse“ (95). Diese unzulässige Erweiterung des Marxschen Begriffs, der das Proleta- 

riat erst einmal auf einen Teil dieser Klasse und zwar im Leninschen Sinne auf die 

Minderheit reduziert, wird von Lenin sogar noch bis zu der Möglichkeit nur einer 

einzigen Person ausgedehnt: „Daß in der Geschichte der revolutionären Bewegun- 

gen durch die Diktatur einzelner Personen sehr oft die Diktatur der revolutionären 

Klassen zum Ausdruck gebracht, getragen, vermittelt wurde, das bezeugen die unwi- 

derleglichen Erfahrungen der Geschichte‘ (96) und „Deshalb gibt es entschieden 

keinerlei prizipiellen Widerspruch zwischen dem sowjetischen (d. h. dem sozialisti- 
schen) Demokratismus und der Anwendung der diktatorischen Gewalt einzelner 

Personen“ (97). 

94) Das Problem der Übergangsperiode bei Marx soll hier nicht diskutiert werden. Wir wollen 
jedoch darauf hinweisen, daß bei Marx an keiner Stelle der Begriff der „Diktatur des 
Proletariats“ aufser als in dieser abstrakten Allgemeinheit verwendet worden ist. In dieser 
historisch unvermittelten Form drückt die allgemeinste Bezeichnung für die Negation der 
bürgerlichen Gesellschaft inhaltlich wenig aus. Marx kann mit diesem Begriff keinerlei 
allgemeines Programm für den Übergang unterschoben werden. Wie weit seine Verallge- 
meinerungen der Erfahrungen der-Communte selbst noch verallgemeinert werden können. 
mülste erst kritisch nachgewiesen werden. Nachdem mit diesem Begriff - seit der russi- 
schen Revolution beliebiges Schindluder getrieben worden ist — wozu Lenin einen 
wesentlichen Beitrag geleistet hat - muß auf die Unbestimmtheit dieses Marxschen Be- 
griffes deutlich hingewiesen werden. 

95) W.I. Lenin: Staat und Revolution, 1917, LW. Bd. 25.8. 475 

96) W.1. Lenin: Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht, 1918, LW, Bd. 27,5. 258 

97 Kbd..S. 259. Doch! Freie bewußte Assoziation der Produzenten und Diktatur einzel- 
ner Personen schlielst sich gegenseitig aus. Lenin nimmt mit diesen Formulierungen die 
ideologische Rechtfertigung der Diktatur der Einzelperson Stalin vorweg, indem er diese 
Form als noch subsumierbar unter die Bezeichnung Diktatur des Proletariats erlaubt. Mit 
der Marxschen oder auch der Engelsschen Verwendung dieses Begriffs hat die Leninsche 
Interpretation wenig mehr zu tun. Ebensowenig wie die konkrete Stalinsche Diktatur 
noch etwas gemeinsam hat mit „revolutionärer Diktatur des Proletariats" im Marxschen 
Sinne! Die Vielfalt der Verwendungsmöglichkeiten, die Lenin dem Marxschen Begriff 
zumutet, raubt diesem Begriff seinen ursprünglichen Sinn, läfst ihn letztlich zu einem 
bloßsen rhetorischen Instrument verkonimen. 


Diese wesentliche Differenz der russischen Version Lenins von der Diktatur 
des Proletariats zur westeuropäischen Version von Marx und Engels wird vom PKA 
unterschlagen (98)! Sie gehen in der Folge ungerührt selbst noch über die wider- 
sprüchlichen Äußerungen Lenins hinweg: „Diktatur des Proletariat“, „Diktatur des 
Proletariats und der armen Bauern“ bzw. „Der Staat ist das Organ der Herrschaft 
einer Klasse... .Herrscht das Proletariat, handelt es sich um den proletarischen 
Staat, das heißr um die Diktatur des Proletariats““, „Diese neue Staatsmaschinerie 
wurde von der Pariser Kommune geschaffen, und einen ‚Staatsapparat‘ vom glei- 
chen Typus stellen die russischen Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndepu- 
tierten dar“ (100) und „die Übernahme der gesamten Macht durch die Bolsche- 
wiki“ (101). 

Für das PKA stellen sich hier keine Probleme. In der Folge verläuft für sie die 
russische Entwicklung unter dem für Rußland inhaltslosen Allgemeinbegriff der 
„Diktatur des Proletariats““. Dadurch sichern sie sich neben der für DKP-Linke 
unerläßlichen Dogmentreue die Anwendungsmöglichkeit der Methode ihrer Kritik: 
Die enthistorisierten Bestimmungen von Marx über die Commune in der Form der 
Engelschen Bezeichnung als „Diktatur des Proletariats‘“ können jetzt als Maßstab 
gegen die konkrete Taktik Lenins (in ihrer literarischen Formulierung) gewendet 
werden. Die Frage, wieweit Lenins widersprüchliche Äußerungen den Versuch dar- 
stellen, die widersprüchliche russische Realität zu fassen und wieweit ihm das trotz 
unklarer theoretischer Formulierung gelingt, wird nicht gestellt bzw. nur verkürzt 
auf der Grundlage der einmal behaupteten Dominanz des Kapitals. Statt Lenin zu 
retten, wo er revolutionäre Erbschaft ist, wird er hier vom PKA auf den Hund 
gebracht. Lenin war wesentlich praktischer Revolutionär und nicht Marxphilologe! 
Damit gerät den ‚DKP-Literaten‘ aus dem Blickfeld, daß durch den imperialistischen 
Krieg für Lenin die Frage nach dem Brechen des schwächsten Gliedes verbunden ist 
init der Hoffnung der unmittelbar bevorstehenden westeuropäischen Revo- 


98) Das Projekt Klassenanalyse weicht gerade an der für die Neue Linke spannenden Frage 
aus: Inwieweit stellt die UdSSR in Kontinuität scit 1917 „realen Sozialismus“ dar? 
Obwohl es das Dogma der Dreieinigkeit (Marx, Engels, Lenin) aller moskautreuen kom- 
munistischen Parteien in Frage stellt - wenngleich selbst dogmatisch - und dadurch der 
„distinkten Klassenpartei‘“ DKP keine große Freude bereitet, so läßt cs doch deren 
Allerheiligstes ungeschoren: „Wenn es irgend ein Dogma gibt, das als das Grundprinzip 
der bolschewistischen Politik bis zum heutigen Tag angesprochen werden kann, so ist cs 
das von Lenin aufgestellte, wonach seine Partei als Regierungsmacht die „Diktatur des 
Prolctariats“ organisatorisch und gleichsam organisch verkörpere.““ (Maximilian Rubel, 
Marx/Engels: Die russische Kommune - Kritik eines Mythos, München 1972, 8.323). Es 
zeigt sich an dieser Stelle, wie den selbsternannten literarischen Repräsentanten der DKP 
Schranken gesetzt sind, die sic beim besten Willen nicht überspringen können, wie ihr 
politisches Bekenntnis den Rahmen ihrer theoretischen Analyse begrenzt. 

99) _W.TI. Lenin: Werden die Boischewiki die Staatsmacht behaupten? LW, Bd. 26,5. 88 

100) Ebd.,S.85 

101) Die Unklarheit Lenins verweist hier schr klar auf seine Schwierigkeit, mit dem 
Begriffsinstrumentarium entwickelter Länder die unentwickelte russische Wirklichkeit in 
Griff zu kriegen. Dabei greift er zu willkürlicher Inhaltsveränderung der Marxschen Be- 
griffe, die dann im unterschiedlichen Maße die Funktion erhalten, die russische Wirklich- 
keit zu mystifizieren. 
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lution (102), besonders der deutschen (103). (Nur aufgrund dieser Situation wird 
eine nochmalige Auseinandersetzung der russischen Marxisten mit der Marxschen 
Staats- und Revolutionstheorie verständlich, und nicht aus der Auseinandersetzung 
mit theoretischen Positionen des Opportunismus.) 

Das PKA begreift daher auch nicht den Zusammenhang der Schriften „Staat 
und Revolution“ und „Werden die Bolschewiki die Staatsmacht behaupten? " bzw. 
deren spezifischen Inhalt. Sieht Lenin vor 1914 nur eine „demokratische Diktatur 
der Arbeiter und Bauernschaft“, so hält er 1917 die „Diktatur des Proletariats" 
bzw. einen proletarischen Staat für möglich, dessen Verhältnis zur Bauernschaft das 
einer ‚wohlfeilen Regierung‘ " (104) ist. Nur wenn Lenin auf die Unterstützung der 
europäischen Revolution rechnet, kann er versuchen, die „Diktatur des Proleta- 
riats““ anzugehen. Diese Einschätzung vom Verlauf der europäischen Entwicklung 
ist somit entscheidend für die Politik der Bolschewiki. Das PKA versucht nicht ein 
einziges Mal diesen Zusammenhang zu reflektieren (105). 

In „Werden die Bolschewiki die Staatsmacht behaupten”? “ konkretisiert Le- 
nin die Aufgaben für die „Diktatur des Proletariats“, d. h. für die Stadt („‚Arbeiter- 
kontrolle“ und „Rechnungsführung“). Für das Land fehlt diese Konkretisierung 
weitgehend. Das PKA führt seine folgende Kritik mit dem Maßstab der Pariser 
Commune. als hätte die Verwirklichung der Commune tatsächlich auf der Tagesord- 
nung gestanden. Daß die Besonderheiten Rufilands Modifikationen notwendig ma- 
chen, gestehen sie zwar abstrakt zu ( 106), ohne jedoch zu versuchen, auf die Beson- 
derheiten einzugehen. Da die Kritik nicht versucht, die konkreten historischen 
Möglichkeiten herauszuarbeiten und von da aus die praktisch konkrete Politik der 
Bolschewiki einzuschätzen, bekommt sie trotz scheinbar radikaler Resultate einen 
Legitimationscharakter. 

Das PKA kritisiert an Lenins Verständnis von der sozialen Emanzipation des 
Proletariats bzw. seinem Commune-Verständnis, daß er den Inhalt der sozialen 
Emanzipation - die bewußite Herstellung der Gesellschaftlichkeit der Arbeit durch 
die frei assoziierten Produzenten gegenüber der politischen Form (als Mittel) 
vernachlässigt. Als Folge davon begreift er die organisatorische Konkretion der 
sozialen Emanzipation des Proletariats nicht. Für das PKA wäre dies die „Ver- 
schmelzung der verschiedenen Organisationen der Arbeiterklasse, von Partei. Sow- 
jets und Gewerkschaften zu einer Einheit‘ (107). Wie das konkret auszusehen 
hätte, wird in dieser einzigen Organisationskritik des PKA nicht ausgeführt. Ohne 
auch nur einmal versucht zu haben, den Leninschen Parteitypus organisatorisch-po- 
102) „Wenn wir, die bolschewistische Partei, das ganze Werk allein in unsere Hände genom- 

men haben, so haben wir das in der Überzeugung getan, dal» die Revolution in allen 


Ländern heranreift.... Unsere Rettung aus all diesen Schwierigkeiten ist, wie gesagt. die 
Revolution in Europa.“ (W. I. Lenin, Autserordentlicher 7. Parteitag der KPR (B), LW. 
Bd. 27,5. 81) 


103) „Das ist eine Lehre. denn es ist eine absolute Wahrheit. dab wir ohne die deutsche 
Revolution verloren sind -" (Ebd..S. 85) 

104) Leninismus, S. 480 

105) Dafi er eine wesentliche Rolle spielt, wird einmal indirekt angedeutet: „Auf der andren 
Seite verzögert sich die Revolution in Westeuropa... “ (Ebd..S. 520) 

106) Vgl. Leninismus, $. 474 f. 

107) Ebd.,S. 550 
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litisch einzuschätzen, ohne den Charakter der Räte und der Gewerkschaften einzu- 
schätzen im Zusammenhang mit der konkreten Situation, kann dies auch gar nicht 
geleistet werden. Die Frage der Vermittlung von Stadt und Land bleibt vollständig 
ausgeschlossen. Die Kritik der Industriepolitik und der Agrarpolitik stehen unver- 
mittelt nebeneinander. 

Ausgangspunkt der Kritik des PKA nach dem Sieg der Oktoberrevolution ist 
die allgemeine Aufgabenstellung der sozialistischen Revolution: Etablierung der be- 
wufiten freien Assoziation der Produzenten (108). Für den Aufbau des Sozialismus 
in unentwickelten Ländern stellen sich dabei jedoch zwei allgemeine Aufgaben: 

l. Freie Assoziation der Produzenten im Bereich der „organisierten Arbeit“, 
d.h. freie Entfaltung der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit und Beseiti- 
gung der Verschwendung gesellschaftlicher Arbeit (Arbeitszeitverkürzung). 
„Den Antagonismus zwischen städtischen und ländlichen Produzenten, zwi- 
schen isolierter und organisierter Arbeit zu beseitigen“ (109). Das soll 
geschehen durch den Aufbau kollektiver Produktion auf dem Lande. 

Aus dem Widerspruch zwischen organisierter und isolierter Produktion folgt für die 
erste Zeit, daß die Gesellschaftlichkeit der Arbeit noch gegen die Produzenten 
entwickelt werden muß, „die gesellschaftlichen Funktionen müssen also ihnen ge- 
genüber eine relative Selbständigkeit erhalten“. Wobei den „assoziierten Produzen- 
ten der großen Industrie, konzentriert in ihren Exekutivorganen, die allgemein ge- 
sellschaftliche Leitung zu(lkommt)“ (110). 

Bei der Frage nach der Möglichkeit, kollektive Produktion auf dem Lande zu 
entwickeln, stoßen die Genossen nun plötzlich auf Hinweise von Marx (111) und 
Engels (112) über die russische Dorfgenreinde. Dabei geht es ihnen aber nur noch 
um den „Assoziationstrieb“, den sie „allerdings (als) einen günstigen Ausgangspunkt 
für die Bauernpolitik“ begreifen. Die entscheidende Fragestellung von Marx für die 
russische Dorfgemeinde die wir oben ausführlich erörtert haben bleibt hieı cben- 
falls undiskutiert. Nach 1917 wäre es allerdings auch zu spät gewesen, Lenin auf 
diese Alternative aufmerksam zu machen. Das hätte am Gegenstand der Klassenana- 
Iyse getan werden müssen. Dort wird vom PKA jedoch nur lapidar festgestellt, dafs 
Lenin „die Tatsache... zum Anlaß (nimmt), von den Überbleibseln der Vor-Re- 
formzeit zu abstrahieren“ (114). An keiner Stelle wird jedoch ausgeführt, wie er an 
die „Überbleibsel‘“ hätte anknüpfen sollen. Die Kritik des PKA nach 1917, die 
Lenin seine Zustimmung zur Aufteilung des Großsgrundbesitzes ankreidet, tritfi 


[59] 


108) „An Stelle des durch Sachen vermittelten Zusammenhangs der Individuen tritt die be- 
wufßste gesellschaftliche Assoziation der Produzenten,an Stelle der naturwüchsigen I.ntste- 
hung der gesellschaftlichen Formen der Produktion tritt die bewußste Organisation, der 
geplante Aufbau der neuen Gesellschaft.“ Ebd., S. 522) 

109) Ebd.,S. 530 

110) Ebd., S.531. Also mufs die Gescllschaftlichkeit nur gegen die isolierten Produzenten 
durchgesetzt werden und nicht gegen alle „unmittelbaren Produzenten‘? 

111) Leninismus, S. 532, Fufsnote 7) 

112) ‚Das Vorhandensein eines starken Assoziationstriebes im russischen Volk,“ (Friedrich 
Engels: Soziales aus Rufßsland, MEW, Bd. 18, S. 561, zit. nach Leninismus, S. 532) 

113) Ebd., 5.532 

114) Leninismus, S. 92 
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Lenin nicht, da dieser durch die falsche Bauernpolitik vor der Revolution 1917 
dann gar keine andere politisch-organisatorische Möglichkeit mehr hatte, als das 
Programm der Sozialrevolutionäre zu übernehmen. 

Die Resultate der bolschewistischen Bauernpolitik werden vom PKA richtig 
zusammengefaßt: „Nivellierung des Dorfes zugunsten der Mittelbauernschaft" (115). 
Diese Entwicklung führte dann zur ‚Neuen Ökonomischen Politik‘, die „in ihrem 
Kern nur cine Politik der maximalen Zugeständnisse an die kleinbürgerliche Bauern- 
schaft" war (116). Im Bereich der organisierten Arbeit läuft die Entwicklung ähn- 
lich verhängnisvoll: Gegenüber dem Vorschlag des PKA Verschmelzung von Par- 
tei, Gewerkschaften und Räten „hält Lenin aber unbedingt an dem Führungsan- 
spruch der Partei fest und fordert die Unterordnung der Gewerkschaften und Be- 
triebskomitees unter die allgemeine Leitung der Sowjetmacht” (117). Das PKA 
kann hier konstatieren, daß Lenin die eigentlichen Klassenorganisationen von der 
Leitung ausschlietst. „Damit erscheinen die gesellschaftlichen Aufgaben aber nicht 
als Resultat bewußter Vermittlungsprozesse zwischen den assoziierten Produzenten 
selbst, sondern als vorausgesetzte Erkenntnis der Avantgarde, die es lediglich auszu- 
führen gilt" (118). Als Ursache dafür erkennt das PKA die schon für so viele Fehler 
Lenins verantwortliche Unterschätzung der Massen. „Ein-Mann-Leitung” und „Mili- 
tarisierung der Arbeit” verstärken weiter die Tendenz der Verselbständigung der 
Leitungsfunktionen. (Die Subbotniks erweisen sich gegen diese Tendenz als hilflos) 
(119). Da ihre Kritik wiederum nicht nach den historischen Möglichkeiten sucht, 
trifft sie Lenin nur sehr eingeschränkt. Als düsteres Fazit ihrer Analyse faßt das 
PKA zusammen: 


„Unsere Analyse hat weiterhin gezeigt, daß die kommunistische Partei gegenüber der Masse des 
Proletariats und der Bauernschaft weitgehend verselbständigt ist. Auf Grund dieser Situation ist 
es fraglich, ob überhaupt noch eine Bewegungsform gefunden werden kann, die eine gewaltsame 
Lösung der Widersprüche verhindern kann" (120). 


Wird mit diesr Formulierung ein richtiger Hinweis gegeben, daß der Stalinismus 
seine Wurzeln in der falschen Politik Lenins bzw. der dadurch beeinflußten sozialen 
Entwicklung hat, so wird andererseits die durch den geschichtlichen „Ziyall der 
Person“ Stalins entscheidend geprägte Form der „gewaltsamen Lösung“ und die 
Person selbst historisch-deterministisch freigesprochen: 


„Das Problem, dat die Transformationsperiode in der Sowjetunion nach dem Tode Lenins nicht 
das rationelle Zwischenstadium darstellte (also nicht Sozialismus bzw. Diktatur des Proletariats 
im Sinne der Commune? d. Verf), in dem der Klassenkampf seine verschiedenen Phasen auf 
rationellste und humanste Weise durchlaufen konnte, kann deshalb keineswegs subjektiv aus 


115) Lbd.. S. 648 

116) 1.bd.,S. 651 

117) Ebd... S. 550. Apologetische Übernahme der Identitätsbehauptung der Bolschewiki: Bol- 
schewiki = Sowjetmacht. 

118) Leninismus, S. 550 

119) Es ist unserer Meinung nach Humbug, Lenins Konzeption der „Ein-Mann-Leitung” aus 
schließlich aus seiner fehlerhaften Marxrezeption zu erklären, wenngleich das Projekt 
Klassenanalyse das Resultat dieser angeblichen Konsequenz richtig formuliert. 

120) Leninismus, S. 684 
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dem ‚Abweichen‘ einzelner Personen oder Gruppen vom ‚richtigen Weg" erklärt werden” (121). 


Die Marxsche allgemeine Einschätzung der Wirkung auf Personen auf den allgemei- 
nen historischen Verlauf, dafs nämlich „der ‚Zufall® des Charakters der Leute, die 
zuerst an der Spitze der Bewegung stehen“ (122) beschleunigend oder hemmend 
wirken können, verweist am Beispiel Stalin darauf, welch grauenhafte Dimension so 
ein ‚Zufall‘ einer Person annehmen kann. Die Kritik an Stalin und seiner Politix mit 
einem kruden ökonomistischen Determinismus unter den Tisch fallen zu lassen, 
kann unserer Meinung nach nur aus dem politischen Opportunismus des PKA er- 
klärt werden zumal die Methode ihrer Kritik an der Person Lenin das gerade 
Gegenteil darstelit. Das PKA fällt mit der Apologie des Stalinismus hinter das 
bereits erreichte fast offizielle Niveau der Stalinismus-Kritik in der Sowjet- 
union Zurück, die konstatierte: 


„Durch seine Verbrechen hat Stalin die Volksbewegung zum Sozialismus und zum Kommunis- 
mus auf der ganzen Welt und in der Sowjetunion nicht beschleunigt, sondern behindert, er hat 
sie nicht gefördert, sondern verlangsamt. In mancher Hinsicht hat er diese Bewegung geradezu 
nach rückwärts geführt“ (123). 


Wenn das PKA Lenins Schriften zu Ende gelesen hätte und nicht mit der Bemer- 
kung, daß diese wegen „seiner schweren Krankheit“ keinen „systematischen und 
umfassenden Charakter (mehr) haben“ (124), beiseite gelegt hätte, wäre es zum 
weiteren Resultat gekommen, daß der alte Staatsapparat, entgegen den Weisungen 
von Marx und Lenins „Staat und Revolution“ nicht zerschlagen, sondern übernom- 
men worden ist (125), daß sich nicht nur die Räte verknöchert haben, sondern auch 
die Partei, und daß also sich innerhalb der Partei auch die Führung gegen die Masse 
verselbständigt hat (126). Dieser Prozeß innerhalb der Partei im Zusammenhang mit 
ihrem Funktions- und Aufgabenwandel nach dem Sieg der Oktoberrevolution wird 
vom PKA auch nicht nur an einer Stelle erwähnt bzw. versucht zu analysieren. Wie 
überhaupt jede, auch die leiseste Kritik am Organisationstypus unterbleibt. Das 
„Testament“, in dem Lenin Stalins Abberufung fordert, hat damit natürlich auch 
keinen „systematischen Charakter“. 


121) Leninismus, S. 684 

122) Karl Marx: Brief an Kugelmann, 1871, MEW, Bd. 33, S. 209 

123) Roy A. Medwedew: Die Wahrheit ist unsere Stärke Geschichte und Folgen des Stalinis- 
mus, Frankfurta..M. 1973,$.8 

124) Leninismus. S. 673 

125) „Wir haben den alten Staatsapparat übernommen, und das war unser Unglück.“ 
(W.I. Lenin, Referat auf dem IV. Kongrefs der Komintern, 1922, LW, Bd. 33, S. 414), 
vgl W.T. Lenin: Wie wir die Arbeiter- und Bauerninspektion rcorganisieren sollen 
(a.a.O., S. 468): „Unser Staatsapparat ist, mit Ausnahme des Volkskommissariats für 
auswärtige Angelegenheiten, zum gröfsten Teil ein Überbleibsel des Alten, an dem nur 
zum geringeren Teil cinigermafsen ernsthafte Veränderungen vorgenommen worden sind. 
Er ist nur äußerlich leicht übertüncht worden, im übrigen aber stellt er etwas ganz typisch 
Altes aus unserem alten Staatsapparat dar.“ 

126) ,,...und unserer ganzen Bürokratie, der Sowjet- wie der Parteibürokratie, im höchsten 
Grade zupafs kommt. Nebenbei bemerkt, Bürokraten gibt cs bei uns nicht nur in den 
Sowjets, sondern auch in den Parteiinstitutionen.““ (W.I. Lenin: Lieber weniger, aber 
besser;a. a. O.,S. 482) 
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Das Resultat seiner Analyse wird von ihm am Ende nicht auf den Begriff 
gebracht. Verselbständigung der Partei gegenüber den Massen ist nur die Erschei- 
nungsweise dafür, daß die Commune nicht etabliert werden konnte, weder als „or- 
ganisiertes Mittel der Aktion“ noch als „rationelles Zwischenstadium“, daß also 
weder Form noch Inhalt der sozialistischen Revolution, der Diktatur des Proleta- 
riats, realisiert werden konnten. Obwohl das PKA dieses Resultat der „Politik der 
russischen Kommunisten” (127) mehr oder weniger explizit erfaßt, hält es an der 
Bezeichnung „Diktatur des Proletariats“ für die russische Gesellschaft von 1923 
fest. Es drückt sich damit um die Frage: Wenn weder Form noch Inhalt der Dikta- 
tur des Proletariats (Commune) eingelöst ist, die Tendenz sogar weiter in die entge- 
gengesetzte Richtung verläuft, kann diese Gesellschaft dann noch als Diktatur des 
Proletariats verstanden werden, bzw. was stellt die russische Gesellschaft sozial und 
politisch dar”? 

Obwohl das PKA konstatieren muß, datt als Resultat bolschewistischer Politik 
eine Verselbständigung von gesellschaftlicher Leitung und Produzenten eingetreten 
ist, die an der Oberfläche als Verselbständigung von Partei und Massen erscheint, 
wagt es nicht zu formulieren, daß dieses Resultat ein neues, spezifisch russisches 
Herrschafts- und Knechtschaftsverhältnis bezeichnet, in dem die Gesellschaftlich- 
keit der Arbeit nach wie vor nicht dureh die bewußte Aktion der frei assoziierten 
Produzenten, sondern immer noch hinter deren Rücken wenn auch ganz anders 
als im Kapitalismus und damit auch mehr oder weniger gewaltsam gegen sie 
hergestellt wird. Obwohl also weder Form noch Inhalt der Commune realisiert ist, 
benennt das PKA in der Einleitung die Sowjetunion als das Land, in der „das 
Proletariat zum erstenmal dauerhaft gesiegt hat“ (128). 

Die gewaltsame äußerst irrational und inhumane Herstellung der Gesell- 
schaftlichkeit der Arbeit in der Form des Stalinismus wird von ihm hier als „Aus- 
wüchse und dogmatische Verzerrungen während zwanzig Jahren sowjetischer Poli- 
tik” (129) apologetisch unischrieben ( 130). Die Methode, Widersprüche in der ab- 
strakt theoretischen Analyse nicht auf den politischen Begriff zu bringen, sondern 
sie noch im Gegenteil mit der Subsumtion unter einem abstrakten Allgemeinbegriff 
zu vertuschen, zeigt in diesem Zusammenhang wie der politische Opportunismus 
des PKA in Hworetischen Opportunismus umschlägt. 

In der gleichen opportunistischen Weise versucht das PKA - nachdem es 
abstrakt den rationalen Kern des Antikommunismus im Nachkriegsdeutschland als 
„das in der Arbeiterklasse vorhandene Bewußtsein von der dogmatischen Verzer- 
rung einzelner Seiten der Politik der Sowjetunion” 131) umschrieben, damit also 
den Zusammenhang der Entwicklung der Sowjetunion und der internationalen Ar- 
beiterbewegung konstatiert hat der DKP zu versichern, daß sie „ebenso wie die 
127) Lenimismus, S. 669 
128) Ebd.,S. 17. Vielleicht erfolgte der Sieg erst nach 1923? 

129) Leninismus, S. 17. Wer die historische Form und den historischen Inhalt des Stalinismus 
der für die soziale Emanzipation der russischen Produzenten, wie für die internationale 
sozialistische Arbeiterbewegung vine grauenvolle Niederlage bedeutet als „dogmatische 

Verzerrung“ verniedlicht, verliert jede politische und theoretisch-wissenschaftliche 

Glaubwürdigkeit. 

131) Lenimismus, S. 23 
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andern kommunistischen Parteien ein Bewußtsein davon hat. dafs es in ihrer zurück- 
liegenden Entwicklung nicht nur Fehler. sondern auch dogmatische Verzerrungen 
gegeben hat, deren Auswirkungen mit Erfolg bekämpft wurden und werden” (132) 
und daß sie trotz „kleinbürgerlichem Haß“ von „intellektuellen Weltbeglückern” 
(133) die „wirkliche Arbeiterbewegung” (134), genauer deren .fortgeschrittenster 
Teil‘ ist. 

Nach diesem Bekenntnis verwundert es nicht. wenn es im Abschnitt über die 
Kommunistische Internationale zu dem Resultat kommt. daß trotz deren unter- 
schiedlicher Aufgabenstellung gegenüber der I. Internationale Lenin die angebliche 
Marxsche Unterscheidung in „Zwei allgemeine Taktiken“ heibehält. daf jedoch 
„trotz der Appelle an die Flexibilität... eine so verfafßste Kommunistische Interna- 
tionale zunächst sektiererische Tendenzen unter den Kommunisten in den Metropo- 
len bestärken (muß) (135). Es wird nicht erwähnt. daß die Kommunistische Inter- 
nationale einen Prozeß einleitet. der einen um den revolutionären Gehalt beraubten 
Sektionstypus Leninscher Partei hervorbrachte. der, vermittelt durch organisatori- 
sche Unterordnung unter die russisch dominierte Zentrale (Exekutivkomitee der 
Kommunistischen Internationale = EKKI) das Ziel der sozialen Emanzipation der 
eigenen Arbeiterklasse zugunsten der Interessen des „Vaterlandes aller Werktätigen” 
erst einmal aufgab. 

Die Niederlage der europäischen Arbeiterbewegung. besonders der italieni- 
schen, deutschen und spanischen im Faschismus. ist von der verhängnisvollen Poli- 
tik der Kommunistischen Internationale bzw. deren jeweiligen Sektionen nicht zu 
trennen. Wer diese Geschichte einfach ausklammert, versucht die Erfahrungen 
und damit auch die Erbschaft dieser Geschichte vergessen zu machen. die u.a. noch 
darin besteht, daß die moskautreuen kommunistischen Parteien noch immer keine 
„selbständige Klassenpolitik des Proletariats’‘ (136) betreiben, und daß speziell für 
die BRD die „zunächst sektiererischen Tendenzen“ der Kommunistischen Interna- 
tionale die KPD (jetzt DKP) zu einer einflußlosen Sekte haben verkommen lassen: 
zu einer Sekte, deren „point d’honneur" die Glorifizierung des „realen Sozialis- 
mus" in der Sowjetunion und in den Volksdemokratien ist und deren „Schibbo- 
leth”" im Stamokap besteht. 

Diese Geschichte und ihre Erbschaft auszuklammern. bedeutet den Verzicht 
auf „ehrlich-revolutionäre” (137) Politik, bedeutet das opportunistische Anhängen 
an eine kommunistische Tradition, die ihre Unfähigkeit und Unmöglichkeit, die 
Emanzipationsinteressen der Arbeiterklasse „distinkt‘ zu vertreten, deutlich unter 
Beweis gestellt hat. 

Aus dem Verhältnis von „Hinwendung zur DKP“ und theoretischer Arbeit 
des PKA wird ein Zusammenhang deutlich, der darauf hinweist, daß eine abstrakte 
Kapitalrezeption — mag sie auch noch so gründlich sein — wenn sie ohne Vermitt- 
lung zu historisch konkreten Klassenkämpfen bleibt, nur selbst als dogmatischer 
132) Ebd.,S. 29 
133) Ebd..S. 27 
134) Ebd.,S. 25 
135) Ebd.,S. 763 


136) Ebd..S. 24 
137) Karl Marx: Brief an L. Kugelmann vom 23. 2. 1865, MEW, Bd. 31,8. 452 
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Maßstab funktionalisiert wird — notwendig zum Verlust der politisch-revolutionä- 
ren Dimension in der sozialistischen Theorie führt — im schlimmsten Falle zu politi- 
schem Opportunismus auf Basis von Bekenntnissen. Hat die Hinwendung zum poli- 
tischen Opportunismus stattgefunden, schlägt dieser selbst noch in theoretischen 
Opportunismus um. 

Was Marx als das ..allernötigste” für eine revolutionäre deutsche Arbeiterbe- 
wegung begreift, daß die Arbeiter „selbständig gehn“ lernen. wird durch dieses 
theoretische und politische Vernalten verhindert (138). 


Die Zusammenbruchstheorie des Projekts Klassenanalyse 


Im theoretischen System des Projekts Klassenanalyse nimmt die Betonung des un- 

vermeidlichen Zusammenbruchs der kapitalistischen Produktionsweise einen zentra- 

len Stellenwert ein. Danach erzeugt ..die kapitalistische Produktionsweise..... mit 
der Notwendigkeit eines Naturprozesses ihre eigene Negation ... Die wachsende 

Unangemessenheit der entwickelten Produktivkräfte zu den kapitalistischen For- 

men der Produktion drückt sich in zunehmenden Konflikten und Krisen aus” (139). 

Dieser Auflösungsprozeß ist als solcher bereits identisch mit der Vorbereitung einer 

sozialistischen Gesellschaft. Das ‚strategische Ziel‘, aut das die Entwicklung der 

bürgerlichen Gesellschaft notwendig hintreibt, ist die Assoziation freier und gleich- 
gestellter, nach einem gemeinsamen und rationellen Plan bewußt tätiger Produzen- 
ten“ (140). Zwar unterliegt vorläufig das Bewußtsein der Arbeiter dem sachlichen 

Schein der gesellschaftlichen Verhältnisse, es akzeptiert die Formen der kapitalisti- 

schen Gesellschaft als Naturformen. aber mit den aus den Widersprüchen des Pro- 

duktionsprozesses resultierenden Konflikten schärft sich das Klassenbewußitsein der 

Arbeiter. „Im zeitlichen Ablauf ergibt sich demnach eine mehr oder weniger voll- 

ständige Herausbildung von Klassenbewußtsein. Da der Entwicklungsprozeß der 

Arbeiterklasse dadurch charakterisiert ist, daß bestimmte Teile der Klasse sich 

schon zur Einsicht in ihre Lage emporgearbeitet haben, wenn andere noch die 

Herrschaft des Kapitals als naturnotwendig hinnehmen, folgt nun auch, daß gerade 

die bewußtesten Teile des Proletariats in den Klassenorganisationen vereint sind. 

Die Avantgarde der Klasse muß sich darüber hinaus eine Form geben, in der sie zu 

einheitlichem Handeln fähig ist — die proletarische Partei. Diese Organisationsform 

ist also Resultat der Entwicklung des Klassenbewußstseins” (141). 

138) gl. Karl Marx: Brief an J. B. Schweitzer vom 13. 10. 1868, MEW, Bd. 32, S. 570 

139) J. Bischoff: Zu einigen Grundfragen revolutionärer Taktik. in: SoPo 14/15, S. 104 f. 
— Wir beziehen die Texte von J. Bischoff, einem der Initiatoren des Projekts Klassenana- 
lyse, in unsere Kritik ein. 

140) Ebd. 

141) Projekt Klassenanalyse: Klassenbewufstsein und Partei. Berlin 1972, S. 125 f. Die Aus- 
führungen an diesem Punkt sind widersprüchlich. Wird der Konstitutionsprozeis von 
Klassenbewußtsein einerseits logisch aus der allgemeinen Untersuchung deduziert, das 
„Resultat‘ ist die Form der proletarischer Partei, so betont man wenige Zeilen später: 
Es sci methodische Verwirrung, „auf der Abstraktionsebene des allgemeinen Begriffs des 
Kapitals und der Untersuchung der darin eingeschlossenen Bildung des Bewußtseins die 
Partei als logisch notwendiges Vermittlungsglied einzuführen“. Ebd., S. 126 
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In der Theorie des Projekts Klassenanalyse gibt es also einen engen Zusam- 
menhang zwischen einem notwendig, unvermeidlich seiner Auflösung zustrebenden 
gesellschaftlichen Prozeß und dem proletarischen Bewußitsein. Revolutionäres Be- 
wußtsein ist dabei gebunden an die ökonomische Krise (142). 


„Eine konsistente Konzeption revolutionärer Taktik ist...an dıe wissenschaftliche Untersu- 
chung eines Stücks Zeitgeschehen gebunden." Dabei ist ..die gründliche Aneignung dieser Dar- 
stellung des allgemeinen Begriffs des Kapitals... die erste Stufe jedweder Ausarbeitung einer 
Konzeption revolutionärer Taktik" (143). 


Das Projekt Klassenanalyse unterscheidet dabei zwischen Ländern mit unentwickel- 
ten und Ländern mit entwickelten kapitalistischen Verhältnissen. Bedingt durch die 
Ungleichzeitigkeit der kapitalistischen Entwicklung auf dem Weltmarkt. „müssen 
zwei prinzipiell verschiedene Stadien der kapitalistischen Entwicklung und damit 
auch der Klassenstruktur unterschieden werden. Da diesen zwei verschiedenen ge- 
sellschaftlichen Zuständen eine prinzipielle Differenz der Konzeption revolutionärer 
Taktik entspricht, kann von zwei „allgemeinen Taktiken’ gesprochen wer- 
den‘ (144). Das Schwergewicht der Ausführungen liegt für beide Taktiken auf dem 


142) „Sind die periodisch auftretenden Krisen wesentliches Moment im Konstitutionsprozets 
proletarischen Bewußstseins und damit revolutionärer Situationen in einem Land. so die 
unterschiedlichen Auswirkungen dieser Krisen für das Übergreifen des revolutionären 
Funkens auf andere Nationen.“ Projekt Klassenanalyse: Zur Taktik der proletarischen 
Partei, Berlin 1972, S. 168 

143) Bischoff, a. a. O.,S. 107 

144) Ebd., S. 109. Bischoff gerät hier mit seinem eigenen methodisch strengen Anspruch in 
Kontlikt. Folgt man Bischoffs Argumentation immanent. so muis aus dem „Kapital“ 
revolutionäre Taktik deduzierbar sein. Diesen Nachweis bleibt er schuldig. Vielmehr 
beruft er sich auf das Kommunistische Manifest: „Beide Konzeptionen revolutionarer 
Taktik lassen sich also aus dem Manifest der Kommunistischen Partei ableiten.“ (Ebd., 
S. 125), vgl. aueh: Zur Taktik... “, a.a.0., S.170. Schlägt man jedoch die von Bi- 
schoff angegebene Textstelle im Manifest auf, sucht man vergeblich den theoretischen 
Ansatz für die angebliche Marx/Engelssche Unterscheidung von zwei allgemeinen Takti- 
ken. Autserdem mübte Bischoff gemäfßs obigem Anspruch erklären, inwiefern das Kom- 
munistische Manifest von 1848 eine Ableitung vom allgemeinen Begriff des Kapitals ist, 
von dessen systematischer Darstelllung man bei Marx wohl frühestens in den Grundrissen 
von 1857 reden kann. 


Hinzu komnit, daft Bischoff unterstellt, dafs in Ländern mit unentwickeltem Kapitalver- 
hältnis sich notwendig eine kapitalistische Entwicklung bis zur proletarischen Revolution 
vollziehen muß. Gerade gegen eine solche Mißsinterpretation seiner Theorie hat sich Marx 
jedoch ausgesprochen: „Strebt Rutsland dahin, eine kapitalistische Nation nach westeu- 
ropäischem Vorbild zu werden... so wird es dies nicht fertig bringen, ohne vorher einen 
guten Teil seiner Bauern in Proletarier verwandelt zu haben: und dann, einmal hineinge- 
rissen in den Wirbel der kapitalistischen Wirtschaft, wird es die unerbittlichen Gesetze 
dieses Systems zu ertragen haben... Das ist alles. Aber das ist meinem Kritiker zu 
wenig. Er muß durchaus meine historische Skizze von der Entstehung des Kapitalismus 
in Westeuropa in eine geschichtsphilosophische Theorie des allgemeinen Entwicklungs- 
ganges verwandeln, der allen Völkern schicksalsmälsig vorgeschrieben ist.... Wenn mann 
jede dieser Entwicklungen für sich studiert und sie dann miteinander vergleicht. wird 
man leicht den Schlüssel zu dieser Erscheinung finden, aber man wird niemals dahin 
gelangen, mit dem Universalschlüssel einer allgemeinen geschichtsphilosophischen Theo- 
rie, deren größter Vorzug darin besteht, übergeschichtlich zu sein.“ Karl Marx: Brief an 
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Ablaufen eines unvermeidlichen Prozesses. in den die Kommunisten „Einsicht 


gewinnen und damit beschleunigen können. 


Bischoff bemerkt den daraus zwingend folgenden evolutionistischen Charak- 


ter seiner Theorie und glaubt allen Einwänden die Spitze abbrechen zu können: 


„So sehr das Beharren auf den notwendigen ökonomischen Bedingungen Bestandteil der Erar- 
beitung der Konzeption revolutionärer Taktik auf Basis des wissenschaftlichen Sozialismus ist. 
so wenig folgt daraus eine ökonomistische Auffassung, d. h. die These von einem Automatismus 
in der revolutionären Entwicklung, der sich aus dem unvermeidlichen Zusammenbruch der 
kapitalistischen Produktionsweise ergeben soll... Von einem blinden Vertrauen auf den Öko- 
nomischen Prozets kann hier keine Rede sein. wo der Akzent auf der Beschleunigung und der 
Abkürzung des revolutionären Prozesses liegt” 143). 


Dieser Einwand Bischoffs überzeugt nicht: man kann keinen „Akzent auf bloße 
Beschleunigung und Abkürzung” legen, wenn der Prozeß nicht ohnehin abläuft. Mit 
seiner Zusammenbruchstheorie reiht sich das Projekt Klassenanalyse ein in die Gale- 
rie des traditionalistischen. um das subjektive Moment der „umwälzenden Praxis 
verarmien Marxismus. In diese Tradition gehören sowohl Kautsky und Hilferding 
wie auch die Bolschewiki Lenin und Bucharin (146). Von diesen bedeutenden 


145) 
146) 


die Redaktion der „Otetschestwennyjke Sapiski”. in: Marx/Engels Werke (MEW) 19, 
Ss. 111. 


Das Konzept einer allgemeinen Taktik für unentwickelte Lander (Bündnispolitik unter 
der Führung der Arbeiterklasse). wie es das Projekt Klassenanalyse vertritt, ist außerdem 
historisch nicht haltbar. Die chinesischen und die vietnamesischen Revolutionäre setzten 
sich nicht aus Bauern unter der Führung der Arbeiterklasse zusammen. In beiden Fällen 
waren in überwiegendem Mafse Bauern revolutionäres Subjekt. 

Bischoff. a. a. O..S. 117 

Einige Zitate aus deren wichtigen Schriften zeigen die theoretische Verwandschaft. 


„Wenn wir die Aufhebung des Privateigenthums an den Produktionsmitteln für unver- 
meidlich halten, so meinen wir damit nicht, dab den Ausgebeuteten eines schönen Tages 
ohne ihr Zuthun die gebratenen Tauben der sozialen Revolution in den Mund fliegen 
werden. Wir halten den Zusammenbruch der heutigen Gesellschaft für unvermeidlich. 
weil wir wissen, dafs die ökonomische Entwicklung mit Naturnothwendigkeit Zustände 
erzeugt, welche die Ausgebeuteten zwingen. gegen dies Privateigenthum anzukänpfen.“ 
(K. Kautsky: Das Erfurter Progranım, 13. Aufl.. Stuttgart 1919. S. 106) 


„Etwas anderes ist es, eine Notwendigkeit zu erkennen, etwas anderes, sich in den Dienst 
dieser Notwendigkeit zu stellen. Es ist ganz gut möglich. dafs jemand, von dem schließli- 
chen Sieg des Sozialismus überzeugt, sich dennoch in den Dienst seiner Bekämpfung 
stellt. Die Einsicht in die Bewegungsgesetze der Gesellschaft. die der Marxismus gibt, 
gewährt aber stets eine Überlegenheit dem, der sie sich zu eigen macht.“ (R. Hilferding: 
Das Finanzkapital, Frankfurt 1968. S. 20) 


„Aus dem Vorhergehenden ist ersichtlich, dats Marx Jie Unvermeidlichkeit der Umwand- 
lung der kapitalistischen Gesellschaft in die sozialistische einzig und allein aus dem 
ökonomischen Bewegungsgesetz der modernen Gesellschaft ableitet... Das ist haupt- 
sachlich die materielle Grundlage für das unvermeidliche Kommen des Sozialismus.“ 
(Lenin: Karl Marx, LW, Bd. 21, S. 60) 


„Wenn man von der historischen Notwendigkeit spricht, so meint man darunter... was 
unvermeidlich sich aus dem Gang der gesellschaftlichen Entwicklung ergibt.“ (N. Bucha- 
rin: Theorie des Historischen Materialismus — Gemeinverständliches Lehrbuch der marxi- 
stischen Soziologie, Hamburg 1922, S. 42) 


Theoretikern der If. und Ill. Internationale steht Lenin jedoch weit über deren 
objektivistischem Marxismus. In seiner revolutionären Politik dominierte immer 
wieder das voluntaristische Moment der Praxis, obwohl es im Gegensatz zu seiner 
objektivistischen Theorie zu stehen schien. Besonders deutlich wurde dies in den 
Aprilthesen. als sich Lenin gegen die Parteimehrheit stellte. die in Rufsland nur eine 
klassische bürgerliche Revolution für historisch möglich hielt. 


Der ‚anschauende Materialismus des Projekts Klassenanal'se 


Der Wissenschaftliche Sozialismus ist für Bischott ..nichts anderes als der ideelle 
Ausdruck dieses materiell-ökonomischen Prozesses’ (147). Heute mufßs konstatiert 
werden, 


„dab wir nach einer Periode erneuter Verflachung und dogmatischer Verzerrung des Wissen- 
schaftlichen Soztaliımus wiederum vor derselben Aufgabe der Wiederherstellung der revolutio- 
raren Theorie stehen. Angesichts des Aufbrechens der gesellschaftlichen Antagonismen in nahe- 
zu allen kapitalistischen Ländern ist die Wiedergewinnung der wirklichen Einsicht in die histori- 
schen Bedingungen der sozialen Emanzipation der arbeitenden Klasse die unabdingbare Voraus 
setzung. um gestützt auf eine adäquate Konzeption revolutionärer Taktik Jede politische und 
ökonomische Bewegung in Richtung auf die vollstandige Emanzipation der Arbeiterklasse be- 
schleunigen zu können. Insofern die Entwicklung einer Wissenschaft mit der wirklichen Beue- 
gung der Gesellschaft zusammenhängt. als ihr blois theoretischer Reflex. mufs sich die dialekti- 
sche Entwicklung der Arbeiterbewegung in ihrem ideellen Ausdruck. dem Wissenschaftlichen 
Sozialismus widerspiegeln” (148). 


Danach vollzieht der Wissenschaftliche Sozialismus abbildhaft einen gemeinsamen 
Zyklus der Prosperität und Krise mit dem Kapital. 


„Jeder praktischen Neuanfang nach einer Niederlage entspricht auch ein theoretischer: der 
höheren Bewußtheit dieses neuen Aufschwungs in der proletarischen Bewegung... . entspricht 
theoretisch die Erklärung für den in dieser nunmehr abgeschlossenen Phase ertolgten Prozets der 
Verflachung der revolutionären Theorie” (149). 


Für das Projekt Klassenanalyse gibt es also eine direkte Identität von wirklicher 
Bewegung und dem sie ausdrückenden wissenschaftlichen Begriff bzw. einern objek- 
tiv wahren theoretischen System. 


„Die Theorie kann... nur so kritisch und revolutionär sein wie es der sozioökonomische Pro- 
zeis selbst ist... Allein wenn mit Hilfe objektiver Analyse der kapitalistischen Gesellschaftstor- 


„Wenn die Marxisten die Kommunistische Partei organisieren und in den Kumpf führen. 
so ist dies ebenfalls ein Ausdruck der historischen Notwendigkeit. die sich eben durch 
den Willen und die Handlungen der Menschen ausdrückt." (Ebd.. S. 47) 


Zum Problem des „Zusammenbruchs” der kapitalistischen Gesellschaft bzw. der Alterna- 
tive von Sozialismus und Barbarei vgl. den Abschnitt „Gesellschaftliche Praxis und Klas- 
senkampf“, S. 105 £. 

147) Bischoff, a. a. O.,S. 105 

148) Projekt Klassenanalyse: Leninismus. a.2.0..5.18 

149) Ebd..$.22 
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mationen in einem gegebenen nationalen Rahmen und auf bestimmter Entwicklungsstufe nach- 
gewiesen ist. dar und in welchen Schritten sich diese notwendig in eine höhere Gesellschaftsfor- 
mation. den Sozialismus auflösen wird. kann der Zersetzungsprozeis beschleunigt werden“ (150). 


Der wissenschaftlichen Analyse kommt so die Aufgabe zu, den ..verborgenen Sinn 
des sich vor unseren Augen abspielenden Klassenkampfes (zu) bestimmen“. Durch 
theoretische Kritik wird die „Einsicht in die wirkliche Bewegung“ gefördert (151). 
An diesem Punkt. nach der Erstellung eines allgemeinen Modells von zwei allgemei- 
nen Taktiken. das durch die Wirklichkeit nur noch verifiziert wird (152). muß 
Theorie in instrumtentell anwendbare Methode umschlagen. 


„Da diese Schrittfolge (von den allgemeinen zu den empirischen Bestimmungen) vom dem 
Resultat der Marxschen allgemeinen Untersuchung der kapitalistischen Produktion her vorbe- 
stimmt ist und nur auf dieser Grundlage verfolgt werden kann. so findet bei dem Übergang von 
der allgemeinen zur empirischen Untersuchung der bürgerlichen Gesellschaft quasi ein Umschlag 
von Theorie in Methode statt” (153). 


Aufgrund der Verfügung über diese Methode hat ein Teil der Arbeiterklasse mehr 
Einsicht in den Ablauf des gesellschaftlichen Produktionsprozesses. 


„Die bewußtesten Teile der Arbeiterklasse. die aufgrund ihrer Einsicht in die wirkliche Bewe- 
gung des materiell-ökonomischen Prozesses bewulst die Auflösung der bürgerlichen Gesellschaft 
beschleunigen. sind die Kommunisten“ (154). 


150) Bischoff, a.a. O©.. S. 127. Diese Identität von Begriff und Faktizität kann Bischoff nur 
behaupten. indem er sich als Erkenntnissubjekt aus dem gesellschaftlichen Prozeß aus- 
schließt. Er macht eine Trennung von Forscher und Forschungsgegenstand. Er glaubt, 
über einen „objektiven” Mafsstab wissenschaftlicher Analyse zu verfügen. Damit nähert 
er sich jedoch einem positivistischen Wissenschaftsbegriff. Der gesellschaftliche Erkennt- 
nisprozeh soll sich außerhalb des Erkenntnissubjekts vollziehen und ist damit unabhängig 
von seiner praktischen Tätigkeit. Methodisch besteht hier erneut eine Verwandtschaft zu 
Hilferding. der den Marxismus als wertfreie Wissenschaft begriffen wissen wollte. Die 
Einsicht in die Notwendigkeit des Sozialismus schloß damit nicht das Engagement dafür 
ein. Vel. Hilferding. a.a.O. .So bleibt der Marxismus. der logisch wissenschaftliche, 
objektive, von Werturteilen freie Wissenschaft ist. in seiner historischen Stellung notwen- 
digerweise das Besitztum der Wortführer jener Klasse, deren Sieg er als Resultat seiner 
Untersuchung erhält.“ Ebd., S. 21. Bei Hilferding besteht eine Dichotomie von wertfrei- 
em Wissenschaftsbegriff und moralischer Parteilichkeit bzw. einem Glaubensbekenntnis. 

151) Zur Taktik....a.a.O..S.Sund 11 

152) „Es kann sich also bei allen Untersuchungen, die den drei Bänden des „Kapitals“ nach- 
folgen müssen. nur um weitere Entfaltung bereits gegebener Bestimmungen und um die 
Angabe empirisch zufälliger Abweichungen handeln.“ Klassenbewufstsein und Partei, 
a.2.0..5.85 

153) Ebd.. S. 27. Diese Auffassung, dal» eine lückenlose Kette vom allgemeinen Begriff bis hin 
zu taktischen Aufgaben hergestellt werden kann, bei der die korrekte Ableitung (die 
Theorie) Kriterium der Taktik (der politischen Praxis) ist, zieht sich durch die gesamte 
Leninismuskritik. Das Verständnis des „Kapitals“ entscheidet über die „richtige“ Politik: 
hinzukommen methodisch unzulässige Verallgemeinerungen historischer Aussagen Marx’ 
und Engels’. Die Schriften, die zur Konstruktion der allgemeinen theoretischen Modelle 
herangezogen werden. sind von Marx als konkrete Zeitanalyse geschrieben worden. Ihre 
Verallgemeinerung ist eine willkürliche Konstruktion des Projekts Klassenanalysc. 

154) Ebd.. S.92. Das Projekt Klassenanalyse verficht hier eine Theorie, derzufolge gesell- 
schaftliche Praxis weitgehend auf rationalem Verhalten aufbaut. Rationale theoretische 
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Innerhalb dieses geschlossenen Systems von ökonomischem Prozefi, Analyse, Ein- 
sicht. Taktik und Partei fehlt noch die explizite Selbsteinschätzung, der Platz, den 
das Projekt Klassenanalyse innerhalb dieses Systems auszufüllen gedenkt. Hier erin- 
nert man sich der eigenen Herkunft aus Jen Studentenrevolten der 60er Jahre. Die 
Verschärtung der gesellschaftlichen Antagonismen habe sich in vermittelten gesell- 
schaftlichen Bereichen ausgedrückt. 


„Dieser Widerspruch zwischen entwickelten Potenzen gesellschaftlicher Arbeit und dem ana- 
chronistisch gewordenen Ausbildungssystem erhielt in der Schüler- und Studentenbewegung 
seine Bewegungsform. Im Verlauf der Entwicklung dieses Widerspruchs haben sich die von 
Beginn an heterogenen Momente dieser Bewegung politisch und theoretisch in verschiedene 
Richtungen entwickelt. In dem Mais wie die Aneignung der proletarischen Anschauungsweise 
durch das Studium der neuen’ Wissenschaft Fortschritte machte, die wissenschaftliche Arbeit 
präzisiert wurde und auch zu ersten Resultaten führte, indem Maße schieden sich auch theore- 
tisch die nichr proletarischen und die bürgerlichen Auffassungen. Die Projektgruppe Klassenana- 
Ivse und die von ihr vertretene politisch-theoretische Auffassung hat sich im Prozeix dieser 
politischen Auseinandersetzung der letzten Jahre herausgebildet" (155). 

„Sie sieht ihre Aufgabe darin. während der Phase der Qualifikation an der Hochschule. zur 
Rekonstruktion des Wissenschaftlichen Sozialismus und seiner Anwendung auf gegenwärtige 
gesellschaftliche Verhältnisse einen begrenzten Beitrag zu leisten” (156). 


Das Dilemma. das unter revolutionären Intellektuellen immer wieder auftaucht. der 
Rückfall in die Arbeitsteilung von akademischen Theoretikern und praktisch 
Kämpfenden, wird vom Projekt Klassenanalyse nicht mehr als hinderlich. als kon- 
kret immer wieder aufzuhebender Zustand angesehen, sondern in sein Gegenteil 
positiv verkehrt und hypostasiert. Indem dieser Mangel einer linken Bewegung 
- nämlich die Beschränkung von Intellektuellen auf Erarbeitung und Verbreitung 
von Theorie — als deren einzig mögliche Form außerhalb ieder Diskussion steht, 
taucht die Fragwürdigkeit einer solchen Organisationsform von theoretischer Ar- 
beit, ihre mögliche Verselbständigung zur anschauenden bürgerlichen Sozialwissen- 
schaft gar nicht mehr auf. Theoretische Arbeit. deren Fragestellungen durch prak- 
tisch-politische Tätigkeit korrigiert, erweitert und aufgehoben werden. müssen auch 
in neuen Formen organisiert werden. ein Ansatz hierfür war in Berlin die Kritische 
Universität 1967/68. Ein solches Ziel stellt sich das Projekt Klassenanalyse nicht 
mehr. Die Selbsteinstufung als Theoretiker, als „literarischer Repräsentant‘ einer 
„proletarischen Partei‘ steht a priori fest und läßt einen notwendig prozeßhaften 
Charakter von Organisation gegenüber ihrer Verdinglichung nicht mehr zu. 

Beim Verhältnis zur Studentenbewegung fällt auf, daß vom Projekt Klassen- 
analyse eine differenziertere Einschätzung bisher fehlt. Die in allgemeinen State- 
ments gehaltenen Erklärungsversuche sind oberflächlich oder falsch. Es ist z.B. 
historisch falsch, die Studentenbewegung unmittelbar aus dem Widerspruch von 
Produktivkräften und Ausbildungsbedingungen zu erklären. Dies war nur eines der 


Aufklärung und ein intellektueller Lernprozeis haben sozialistisches Klassenbewußstsein 
zum Resultat. Dazu P. Brückner: ‚In der Idee, Agitation sei das Mittel der Wahl. auf 
diesen (subjektiven) „Faktor“ einzuwirken, kehrt... der Rationalismus der bürgerlichen 
Aufklärung in die Linke zurück.“ Kritik an der Linken, Köln 1973.S. 59 

155) Zur Taktik.....a.2.0.,5.11 

156) Vgl. ebd. 
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Politisierungsmomente. Vielmehr kennzeichnete ihr Bewußtsein eine Verbindung 
von weltgeschichtlicher Totalität und individueller Erfahrung. Antiimperialismus- 
kampagnen. Kapitalismus- und Stalinismuskritik. Debatten über die Formen soziali- 
stischer Gesellschaften zählten ebenso dazu wie die kollektive Verarbeitung der 
Konflikte. die aus der autoritären Sozialisation resultierten. der Protest gegen den 
Faschismus der Eiterngeneration. die Veränderung der Bedürfnisse, Kommunedis- 
kussion und -erfahrung und die Hochschulrevolten. Nicht der technokratische Pro- 
test gegen schlechte Ausbildungsverhältnisse stand hier im Mittelpunkt. sondern der 
Angriff richtete sich gegen die affirmative gesellschaftliche Funktion der Hochschu- 
len. gegen das positivistische und historistische Selbstverständnis der in ihr betrie- 
benen Wissenschaften. Das emanzipatorische Ziel der Revolutionierung der Gesell- 
schaft bestimmte die Radikalität der Studentenbe wegung, nicht das kleinliche Inter- 
esse an technisch besseren Ausbildungsbedingungen. Die sparsame Erwähnung der 
studentischen Protestbewegung. die nicht ausgeführten und damit diffamierenden 
Behauptungen — so im Vorwort zum Lenin-Buch Charakterisierungen wie „Garn 
des studentischen Sendungsbewußitseins’” oder ..kleinbürgerliche Konvertiten“ — 
zeigen vielmehr. dafı das Projekt Klassenanalyse den eigenen Bruch zur studenti- 
schen Protestbewegung historisch nicht vermitteln kann. Die theoretische Selbstlegi- 
timation erfolgt über die Enthistorisierung der eigenen Vergangenheit. Dadurch. daß 
sich das Projekt Klassenanalyse bewufst auf Theoriearbeit beschränkt, fällt es hinter 
die in Ansätzen emanzipatorische Praxis der Studentenrevolte auf eine anschauen- 
de, akademische, in der Gelehrtenrepublik verbleibende Sozialwissenschaft zurück. 


u. 


Klassenbewußtsein 


Zwischen 1919 und 1922 schrieb Georg Lukäcs eine Reihe von Aufsätzen, die 1923 
zusammen unter dem Titel „Geschichte und Klassenbewuistsein‘ erschienen. 
Lukäcs versuchte erstmals. die theoretisch ungeklärte Frage von Klassenbewußtsein 
und revolutionärem Subjekt zu bestimmen. Dies löste eine heftige Kontroverse über 
den dialektischen Marxismus aus. in deren Verlauf Lukäcs Selbstkritik übte. Die 
Frage nach dem Klassenbewußtsein machte sich jedoch auch später immer wieder 
an Lukäcs’ Thesen fest. Anhand seiner Bestimmung von Klassenbewußtsein wollen 
wir das Verhältnis von Bewufstsein und Partei prüfen. Aus dem Ergebnis wollen wir 
Rückschlüsse ziehen für die Beurteilung dieses Verhältnisses in der theoretischen 
Konzeption der Projektgruppe Klassenanalyse, um mit einer gegensätzlichen Posi- 
tion — die allerdings nicht die unsrige ist —. der Wilhelm Reichs, diesen Abschnitt 
abzuschließsen. 

Für Lukäcs ist in „der Lehre und der Methode von Marx die richtige Methode 
der Erkenntnis von Gesellschaft und Geschichte endlich gefunden worden .. . Diese 
Methode ist in ihrem innersten Wesen historisch. Es versteht sich deshalb von selbst, 
daß sie ununterbrochen auf sich selbst angewendet werden muß“ (157). Erkenntnis 


15N.CG. Lukacs: Geschichte und Klassenbewußstsein, Berlin 1923. „Es ist der Verdienst von 
Lukacs, gegenüber den szientistischen Verengungen der Marxschen Theorie während der 
2. Internationale hervorgehoben zu haben. dafs die Marxsche Methode wesentlich histo- 
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der Gegenwart ist danach vornehmstes Ziel der Marxschen Methode. Die Frage nach 
Klassenbewußtsein verzweigt sich in zwei zusammengehörige Teilfragen: „Was ist 
unter Klassenbewußtsein (theoretisch) zu verstehen? “ und „Was ist die Funktion 
des so verstandenen Klassenbe wußtseins (praktisch) im Klassenkampf selbst? * (158). 

Die in der Geschichte tätigen Einzelwillen erbringen oft ein ganz anderes als 
das gewollte Resultat. Es besteht eine Unabhängigkeit der wirklichen bewegenden 
Kräfte der Geschichte vom psychologischen Bewußtsein der Menschen, denn die 
eigene gesellschaftliche Bewegung besitzt für sie die Form einer Bewegung von 
Sachen, unter deren Kontrolle sie stehen. Es scheint als ob dem Bewußtsein jede 
Wirkung im Geschichtsprozeß genommen wäre. Zwar vollbringen die Menschen ihre 
geschichtlichen Taten selbst, jedoch mit falschem Bewußtsein. 


„Die dialektische Methode gestattet uns jedoch auch hier nicht, bei einem einfachen Feststellen 


der ‚Falschheit‘ dieses Bewußstseins . .. stehen zu bleiben. Sie fordert vielmehr, daß dieses ‚fal- 
sche Bewußtsein‘ als Moment jener geschichtlichen Totalität, der es angehört, als Stufe jenes 
geschichtlichen Prozesses, in dem es wirksam ist, konkret untersucht werden“ 159). 


Die marxistische Analyse ermöglicht es, die Gedanken zu erkennen, die Menschen 
in einer 


„bestimmten Lebenslage haben würden, wenn sie diese Lage, die sich aus ihr heraus ergebenden 
Interessen sowohl in bezug auf das unmittelbare Handeln wie auf den... Aufbau der ganzen 
Gesellschaft vollkommen zu erfassen fähig wären; die Gedanken usw. also, die ihrer objektiven 
Lage angemessen sind... Die rationell angemessene Reaktion nun, die auf diese Weise einer 
bestimmten typischen Lage im Produktionsprozei3 zugerechnet wird, ist das Klassenbewußtsein. 
Dieses Bewußtsein ist also weder die Summe noch der Durchschnitt dessen, was die einzelnen 
Individuen, die dic Klasse bilden, denken, empfinden usw. Und doch wird das geschichtlich 
bedeutsame Handeln der Klassc als Totalität letzthin von diesem Bewuistsein und nicht vom 
Denken usw. des Einzelnen bestimmt und ist nur aus diesem Bewufßstsein erkennbar“ (160). 


Dieser Widerspruch zwischen zugeordnetem bzw. idealtypischem Bewußtsein, zwi- 
schen unmittelbaren Interessen und Endziel, zwischen Empirie und objektiver 
Möglichkeit muß in der praktischen Politik überwunden werden. Dies übernimmt 
die „organisatorische Form“ des Klassenbewußtseins, die Kommunistische 


risch ist, was bedeutet, dafs sic fortwährend auch auf sich selbst angewandt werden muß; 
daß die von ihr untersuchten Gegenstände der Vergangenheit zugleich die geschichtliche 
Selbstreflexion dessen, der die Vergangenheit befragt, mit einschließen muß. Das Haupt- 
ziel der Methode, wie sie mit Lukacs rekonstruiert wurde, ist, die Gegenwart zu begrei- 
fen, und zwar als zu gestaltende Geschichte. dadurch wurde der Marxismus abgelöst von 
rein archivarischen, akademisch bleibenden Interpretationen und bezogen auf wirkliche 
Tageskämpfe.““ Alfred Schmidt, in: Cerutti u.a.: Geschichte und Klassenbewußtsein 
heute, Diskussion und Dokumentation, Amsterdam 1971, Schwarze Reihe Nr. 12 — Die 
wichtigsten Kritiken an Lukaäcs sind in diesem Band zusammcengestelit. Neuerc Kritiken 
in: K. Horn: Psychoanalyse — Anpassungslehre oder kritische Theorie des Subjekts, in: 
Marxismus, Psychoanalyse, Sexpol, Bd. 2, Frankfurt 1972, S. 126 ff. und Kluge/Negt: 
Öffentlichkeit und Erfahrung. Zur Organisationsanalyse von bürgerlicher und proletari- 
scher Öffentlichkeit, Frankfurt 1972, S. 410 ff. 

158) Lukäcs,a.a. O.,S.57f. 

159) Ebd.,S.61 

160) Ebd.,S. 62 
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Partei(161). Damit existiert bei Lukäcs das revolutionäre Subjekt nur als überindi- 

viduclle Klasse oder als Partei. 

„Lukacs kann nur dadurch, da er das Klassensubjekt von den empirischen Individuen abtrennt. 

eine zwingende Logik des Geschichtsprozesses Konstruieren, die gegen Brüche, Katastrophen. 

sinnlose Vernichtung abgesichert ist" 162). 

Das falsche Bewußtsein der Masse wird von Lukäcs fixiert und dem in der Partei 

organisierten Klassenbewußtsein gegenübergestellt, anstatt die Mechanismen des fal- 

schen Bewußtseins bei den konkreten Proletariern zu benennen. Durch diese Fixie- 
rung, die theoretische Konstruktion der Unaufhebbarkeit der Differenz von empiri- 
schem Bewußtsein und zugeordnetem Klassenbewußtsein werden die konkreten 

Klassenindividuen aus der Betrachtung ausgeschlossen. Gegenstand der theoreti- 

schen Betrachtung bleibt als revolutionäres Subjekt nur noch die organisierte Form 

des Klassenbewußtseins: die proletarische Partei, die damit hypostasiert und als 

Organisationsform prinzipiell nicht mehr in Frage gestellt wird. Fehler in der prakti- 

schen Politik sind dann nicht mehr auf die Organisationsform rückführbar, sondern 

auf Renegatentum. Verrat, bestochene Arbeiteraristokratie, auf ein unglückliches 

Versagen einzelner (163). 

Bevor wir weiter versuchen, die Frage nach dem Klassenbewußtsein zu diffe- 
venzieren, vergleichen wir kurz die Konzeptionen von Klassenbewußtsein bei 
Iukacs und im theoretischen System des Projekts Klassenanalyse. Obwohl losgelöst 
von dem wirklichen Proletariat, bleibt bei Lukäcs ein subjektives, praxisbetontes 
Moment, das sich in der Partei darstellt. Lukäcs organisatorische Form des Klassen- 
bewußtseins resultiert aus einem Widerspruch, in dem das Bewußtsein davon einge- 
schlossen ist, daß in der Arbeiterklasse sich nicht unvermeidlich notwendig revolu- 
tionäres Bewußtsein entwickelt. Dieses Problembewußtsein fehlt beim Projekt Klas- 
senanalyse. Bei ihnı besteht eine ungetrübte Kongruenz von ökonomischem Prozeß, 
der Entwicklung von Klassenbewußtsein und Partei. Liegt in der Theorie Lukäcs 
noch die Anerkennung eines subjektiven Moments, so sind beim Projekt Klassenana - 
Iyse Klasse und Partei nur noch Ausführende, bestenfalls Beschleuniger der Notwen- 
161) Ybd.,S. 88 
162) Negt, in: Geschichte und Klassenbewußstsein heute, a. a. O.. S. 23: vgl. Lukäcs. a. a. O., 

S. 329: „Die organisatorische Loslösung der kommunistischen Partei von der breiten 

Masse der Klasse selbst beruht auf der bewuhtseinsmäßig verschiedenen Gliederung der 

Klasse, ist aber zugleich dazu da, um den Prozeis der Ausgleichung dieser Schichtungen 

auf dem erreichbaren höchsten Niveau — zu befördern. Die organisatorische Selbstän- 
digkeit der kommunistischen Partei ist notwendig, damit das Proletariat sein eigenes 

Klassenbewußstsein, als geschichtliche Gestalt unmittelbar erblicken könne: damit in je- 

dem Ereignis des alltäglichen Lebens jene Stellungnahme. die das Interesse der Gesamt- 

klasse erfordert, klar und für jeden Arbeiter verständlich in Erscheinung trete: damit für 
die ganze Klasse das eigene Dasein als Klasse ins Bewußstsein gehoben werde. 

163) Hierhin gehört auch Lenins oberflächliche Erklärung der Arbeiteraristokratie. Das Schei- 
tern der Sozialdemokratie gegenüber ihren sozialistischen Zielen, ihre Unterstützung des 
imperialistischen Krieges resultierte für Lenin aus dem Renegatentum einiger Führer. Die 
Parteiform, die nicht etwa die Bedürfnisse und Interessen der konkreten Proletarier 
organisierte, sondern ein parlamentarischer Wahlverein - auf Mitgliederbasis aufserhalb 
der wirklichen Lebensverhältnisse der Proletarier - war, wurde von ihm nicht in Frage 
gestellt. Konsequenterweise wurden in die Ill. Internationale nur bessere, nämlich .„‚kom- 
munistische‘ sozialdemokratische Parteien aufgenommen. 


98 


digkeit (164): 


„Im zeitlichen Ablauf ergibt sich demnach eine mehr oder weniger vollständige ITerausbildung 
von Klassenbewußtsein. Da der Entwick lungsprozels der Arbeiterklasse dadurch charakterisiert 
ist, daß bestimmte Teile der Klasse sich schon zur Einsicht in ihre Lage emporgearbeitet haben, 
wenn andere noch die Herrschaft des Kapitals als naturnotwendig hinnehmen, folgt nun auch, 
dafs gerade die bewußtesten Teile des Proletariats in den Klassenorganisationen vereint sind. Die 
Avantgarde der Klasse muß sich darüber hinaus eine Form geben, in der sie zu einheitlichem 
Handeln fähig ist die proletarische Partei. Diese Organisattionsform ist also Resultat der Iint- 
wicklung des Klassenbewußßtseins“ (165). 


Klassenbe wußtsein ist hier mehr ein cemotional-proletariatsverbundes, die wirkliche 
Entwicklung harmonisierendes Postulat als für die Analyse handhabbare Kategorie. 
Harmonisierend deshalb, weil die Möglichkeit einer regressiven Entwicklung von 
Klassenbewußtsein unter der Mehrzahl des Proletariats nicht geschen wird und hin- 
ter einer passiven Erwartungshaltung zurücktritt. Die Forderung nach der Partei ist 
nicht mit dieser Erwartungshaltung vermittelt wozu eine Partei, wenn Klassenbe- 
wußtscein auch so entsteht? und bleibt so moralisierendes Bekenntnis. 

Die harmonisierende Behauptung des Projekts Klassenanalyse einerseits, Klas- 
senbewußtsein werde sich schon herausbilden, und Lukäcs Hypostasierung einer 
übergeschichtlichen Partei andererseits zeigen beide eine gleiche Tendenz: die Igno- 
rierung des konkreten Erfahrungszusammenhanges der Proletarier. Alexander Kluge 
und Oskar Negt versuchen den Widerspruch, der im Begriff des Klassenbewußtseins 
enthalten ist, aufzuschlüsseln. Klassenbewußisein ist mehr Programm als eine Real- 
kategorie. 


„Klasse und Bewußtsein sind Realkategorien, die zwei völlig verschiedenen, einander Konträren 
geschichtlichen Denkzusammenhängen entstammen. Die marxistische Fradition zieht sie zu 
cinem Wort zusammen, um cin Programm anzudeuten. Ls geht in diesem Programm um die 
Vermittlung zwischen der Entstehung des proletarischen Lebenszusammenhangs, einschließlich 
seiner subjektiven ‚bewußten‘ Seite, einerseits und der praktischen Aufhebung dieses proletari- 
schen Lebenszusammenhangs andererseits. Die in diesem Begriff enthaltene Dialektik besteht 
darin, dafö er auf Totalität gerichtet ist, gleichwohl aber den gesamten empirischen Erfahrungs- 
zusammenhang der Proletarier erfassen mufs, wenn er nicht zu einer bloßen Selektionskategoric 
werden soll. Unsere Kritik an der Verwendung dieses Begriffs beinhaltet die Forderung, ihn 
matcricH auszufüllen. In der marxistischen Orthodoxie wird Klassenbewußtsein als Resultat 
fixiert. In dieser Form behindert der Begriff die Lösung konkreter Vermittlung zwischen gescH- 
schaftlicher Totalität, Klassenlage, verändernder Praxis und geschichtlich entstandener Lebens- 
weise des Proletariers“ (166). 


Revolutionäres Bewußtsein entsteht nicht nach einen simplen Basis-Überbau-Sche- 
ma, nach dem der unmittelbare Produktionsprozeß das Bewußtsein bestimmt und 
so mit der ökonomischen Krise die revolutionäre Entwicklung einsetzen muß. Zwar 
gilt für die Analyse von Bewußtsein, daß das Sein das Bewußtsein bestimmt, dafs die 
„Produktionsweise des materiellen Lebens... den sozialen, politischen und geisti- 
gen Lebensprozeß überhaupt (bedingt)“ (167). Aber die Produktionsweise des ma- 


164) Vgl. den Abschnitt „Die Zusammenbruchstheorie des PKA“, S.90 
165) Projekt Klassenanalysc: Klassenbewußstsein und Partei, a.a. O.,S. 251. 
166) Kluge/Negt, Öffentlichkeit und Erfahrung, a. a. O.,8.412 

167) Marx, Vorwort zur Kritik der politischen Ökonomie, MEW 13, 5.8. 
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teriellen Lebens, das ist nicht der unmittelbare Produktionsprozeß in der Fabrik, 
sondern der Produktionsprozeß von gesellschaftlichen Lebensverhältnissen. Die Pro- 
duktion des Bewußtseins 


„geschieht gesellschaftlich über die Formen gegenständlicher Wirklichkeit, der Geschichte, der 
Sozialisation, der Friebökonomie, des psychischen Aufbaus der Person, der Erziehung. der 
unmittelbaren Erfahrungen im Arbeitsprozeß und der Rück- und Wechselwirkung aller dieser 
Ebenen. Wenn nian überhaupt den Begriff des Bewuistseins hier verwenden will, dann mülste er 
als Resultat dieser Komponenten, die gerade auch Unbewußtes und Vorbewußtes enthalten, 
gefaßt werden” (168). 


Indem die „materiellen Bedingungen“ von Bewußtsein weiter gefaßt werden als ein 
empiristisch verengter Begriff von Produktionsprozeß können sich praktisch-organi- 
satorische Perspektiven ergeben, die sich nicht in ein Schema von ökonomischem 
oder politischem Kampf, gewerkschaftlicher oder politischer Organisation zwängen 
lassen. 

Bis zu diesem Punkt haben wir die immanent theoretische Schlüssigkeit einer 
Ableitung von Klassenbewußtsein und Partei untersucht. Konfrontieren wir die 
Theorie des Projekts Klassenanalyse über das Entstehen von Klassenbewußtsein mit 
der Geschichte der Klassenkämpfe, wird die Haltiosigkeit der Erklärungsversuche 
noch deutlicher. Nach seiner evolutionistischen Zusammenbruchstheorie (169) 
hätte in der Weltwirtschaftskrise von 1929/30 nicht nur die {um mit Lukäcs zu 
reden) „objektive Möglichkeit‘ bestanden, den revolutionären Umschwung einzulei- 
ten, sondern die proletarischen Massen hätten auch revolutionäres Bewußtsein zei- 
gen müssen. Stattdessen begann der Machtergreifungsprozeß der Nationalsozialisten, 
die auch in der Arbeiterschaft eine Massenbasis fanden. „Große Teile des früheren 
Rotfrontkämpferbundes gingen zur SA“ (170). Wilhelm Reich zeigte in seiner 


168) Kluge/Negt, a.a.0., S. 411. Zweifellos ist dieser Bezugsrahmen des Bewußstseins in der 
bürgerlichen Gesellschaft durch das Kapitalverhältnis bestimmt. Aber die konkrete Ana- 
Iyse darf sich nicht darauf beschränken, jede soziale Erscheinungsform unmittelbar damit 
zu erklären. Wenn Reich z. B. das faschistische Bewußtsein zahlreicher Proletarier aus der 
Struktur und Sozialisation der Kleinfamilic erklärt, dann hat das unmittelbar noch nicht 
viel mit dem Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital zu tun. Dais in der Manufaktur- 
periode ältere Familienstrukturen durch die Kleinfamilie als eine ökonomische Form 
verdrängt wurde, daß Askescideale in die herrschende Moral - z. T. in neue Religionsab- 
ieger in verschiedene Arten des Protestantismus - eingingen, ist zurückzuführen auf die 
sich durchsetzende kapitalistische Produktionsweise. Die Familiensozialisation gewinnt 
damit aber cine eigene Geschichte, die zwar ständigen Beeinflussungen durch den Pro- 
duktionsprozeis unterliegt, aber niemals vom aktuclien Stand der Kapitalakkumulation 
unmittelbar und aktuell abgeleitet werden dart. 

169) „Indem Male. wie die ökonomische Umwälzung rascher und einschneidender vorangeht, 
in dem Maise müssen sich Matsregeln mit Notwendigkeit aufdrängen zur Lösung der 
plötzlich ins Grofie und Unerträgliche gewachsenen Übelstände...“ Zur Taktik, 
a.a.0., S. 9. Michael Vester charakterisiert solche Katastrophenanalogien: „Die eschato- 
logische Vorstellung einer Revolution, die als reinigender Feuersturm alles erneuern und 
den Menschen die Lösung aller Probleme schenken kann, kann besser als Projektion 
innerer Verzweiflung denn als Produkt von Gesellschaftsanalyse verstanden werden.“ 
Michael Vester, Solidarisierung als historischer Lernprozeßs, in: D. Kerbs (Hrsg.)}, Die 
hedonistische Linke, Neuwied 1971,58. 174. 

170) W. Reich: Was ist Klassenbewußstsein? Raubdruck. S. 48 
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„Massenpsychologie des Faschismus“ Ursachen auf, die in verschiedenen Formen 
der Sexualunterdrückung, vor allem in der Familie, kulminierten. 


„Die Sexualverdrängung ... schafft in der Struktur des bürgerlichen Menschen eine sckundare 
Kraft, cin künstliches Interesse, das die herrschende Ordnung auch aktiv unterstützt. Ist nämlich 
die Sexualität durch den Prozefs der Sexualverdrängung aus den naturgemäßs gegebenen Bahnen 
der Befriedigung ausgeschlossen, so beschreitet sie Wege der Ersatzbefriedigung.. .. So 2. B. 
steigert sich die natürliche Aggression zum brutalen Sadismus...die sexuelle Wirkung der 
Uniforn.... die erotisch aufreizende, weil rhythmisch vollendete Wirkung der Parademärsche, 
der exhibitionistische Charakter des militärischen Auftretens“ (171). 


Reich betont, daß die europäische Freiheitsbewegung an dem Grundirrtum zu 
Grunde ging, daß sich autoritäre Gesinnung mit der „Bourgeoisie“ und freiheitliche 
Gesinnung mit dem „Proletariat‘“ deckten. 


„Der vulgäre Marxismus, dessen wesentlichstes Kennzeichen ist, die dialektisch materialistische 
Methode praktisch durch Nichtanwendung zu negieren, mußte daber zur Auffassung gelangen, 
dafs cine wirtschaftliche Krise solchen Ausmaßes wie 1929 1933 notwendigerweise zu cincı 
ideologischen Linksentwicklung der betroffenen Massen führen musse. Während sogar noch 
nach der Niederlage im Januar 1933 von einem ‚revolutionären Aufschwung‘ in Deutschland 
gesprochen wurde, zeigte die Wirklichkeit, dafs die wirtschaftliche Krise, die der Erwartung nach 
eine Linksentwicklung der Ideologie hätte mit sich bringen müssen, zu einer extremen Rechts- 
entwicklung in der Ideologie der proletarisierten Schichten und derjenigen, die in tieferes Blend 
als bisher versanken, geführt hatte. Es ergab sich eine Schere zwischen der Entwicklung in der 
ökonomischen Basis, die nach links drängte, und der Entwicklung der Ideologie breiter Schich- 
ten, die nach rechts erfolgte“ (172). 


Klassenbewußtsein oder revolutionäres Bewußtsein, das war für Reich die Schluß- 
folgerung, ließ sich nur in Anknüpfung an die Bedürfnisse der Klassenindividuen 
entwickeln (173). 


171) W. Reich: Massenpsychologie des Faschismus, Raubdruck, S. 53. Fin makabres Beispiel 
des autoritären Charakters für seine Identifikation mit Macht, die potentiell für konter- 
revolutionäre Interessen umfunktionierbar ist schildert Karl Retzlaw: „Kurz vor sci- 
nem Ende -— der ‚Rote Frontkämpferbund‘ wurde im Mai 1929 von der sozialdumokrati- 
schen Regierung Preufsens verboten und aufgelöst beging eine Ortsgruppe eine scham- 
lose Nicderträchtigkeit. In der Sowjetunion hatte cin Schauprozcis gegen Ingenieure 
stattgefunden, denen Sabotage vorgeworfen wurde. Mehrere der Angeklagten wurden 
zum Tode verurteilt. Die Ortsgruppe Zoppot-Danzig des REB telegrafierte an Stalin: ‚Wir 
bitten das Urteil chrenhalber vollstrecken zu dürfen, RFB, Zoppot.‘ Das ZK der Kommu- 
nistischen Partei billigte das Teiegramm und licis es im Parteiorgan ‚Die Rote Fahne‘ als 
Beweis revolutionärer Gesinnung veröffentlichen. Da den Leuten das Zeug zu wirklichen 
Revolutionären fehlte, wollten sie wenigstens Henker sein.“ Spartakus - Aufstieg und 
Niedergang, Erinnerungen eines Parteiarbeiters, 2. Aufl., Frankfurt 1971,58. 302 

172) W. Reich: Massenpsychologie, a.a.0.,S.19 Reich wurde nach der Veröffentlichung 
der „Massenpsychologie“ aus der KPD wegen „konterrevolutionärer Anschauung“ ausge- 
schlossen. - Soweit das Projekt Klassenanalysc überhaupt auf die historische Entwick- 
lung der Arbeiterklasse eingeht, beginnt sie „nach der Nicderlage des Faschismus...“ 
Leninismus, a.a. O.,S. 17 und 22. An der Frage des Klassenbewußstseins hört die „Ana- 
lyse‘“ des Projckts Klassenanalyse dort auf, wo sie in Widerspruch zu den eigenen a-ptio- 
ri-Theoremen geraten würde. 

173} W. Reich: Was ist Klassenbewußtscin? ,a.a.O.,S. 58 ff. Die Konzeption rational-verba- 
ler Aufklärung, die das Projekt Klassenanalyse vertritt, ist das genaue Gegenteil davon. 
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„Sie (die Kominternführung) sagt immer richtig, daß Massenarbeit geleistet werden muß, aber 
sio sychrt sich selbst gegen die Konkreten Inhalte der notwendigen Massenarbeit! und dies 
umsomehr, je entfernter diese Inhalte vom lHochpolitischen, je näher sic dem Persönlichen 
stehen. Sie setzt einen absoluten Gegensatz von Persönlichem und Politischem, statt die dialek- 
tische Beziehung beider zu sehen... . Kurz zusammengefaßt unterscheidet sich die revolutionäre 
von jeder Art bürgerlichen Politik dadurch, dafs jene die Politik in den Dienst der Bedürfnisbe- 
friedigung der Masse stellt, diese jedoch ihre ganze Politik auf der strukturellen, geschichtlich 
bedingten Anspruchslosigkeit der Massen aufbaut” £174). 


Man muß nicht mit der empiristischen Verengung von Reichs Theorie übereinstim- 
men (175), aber seiner Forderung, mit der politischen Massenarbeit bei den sozialen 
und psychischen Bedürfnissen anzusetzen, ist zuzustimmen. Nur so kann der Schritt 
zu einer Stellvertreterorganisation für Klassenbewufitsein vermieden werden: indem 
nämlich die Passivität der Massen nicht mehr nur konstatiert, sondern auf ihre 
Ursachen zurückgegangen wird. Die Analyse des verdinglichten Bewußtseins bliebe 
nicht mehr wie beim Projekt Klassenanalyse in oberflächlichen Erklärungen wie 
„Tradition“ und „Vorurteil stecken, sondern würde vertieft in bezug auf Trieb- 
struktur, Sozialisation, Erziehung, Lebensgewohnheiten usw. Diese Erkenntnisse 
stellen eine neue Grundlage für die Organisationsdebatte dar, die damit aus dem 
falschen Schema von ökonomischem Kampf in der Gewerkschaft und politischem 
in der Partei herausführt, und den ganzen Erfahrunsbereich der Klassenindividuen 
berücksichtigt, wie ihn Michael Vester kurz umschreibt: 


Der arbeitenden Klasse muß „doch nur’ der verborgene Sinn ihrer tagtäglichen Kämpfe 
erklärt werden”. Klassenbewußtsein und Partei, a. a. O.. S. 61 


Damit unterstellt das Projekt Klassenanalyse, dab der Lernprozeß der Proletarier gemäß 
Gesetzen der rationalen Erkenntnis erfolgt. „Darauf futst dann die Annahme eines linca- 
ren oder zweistufigen Theorie-Praxis-Verhältnisses. Danach können die Menschen, gleich- 
sam wie im Schulunterricht, zuerst gewisse Wahrheiten auf mehr oder minder intellektu- 
ellem Wege erlernen und diese dann ein für alle Mal richtig anwenden. Die psychoanalyti- 
schen und die sozialpsychologischen Wissenschaften haben bekannt gemacht, daß dieser 
Prozess wegen des Dazwischentretens von Mechanismen der Verdrängung, der Projektion, 
Des Drucks sozialer Gruppen und dinglicher Verhältnisse usw. nicht gradlinig verlaufen 
kann.” M. Vester, Solidarisierung, a. a. O.,S. 146 

174) W. Reich: Was ist Klassenbewußtsein? „a... O.,S. 60 

175) „Es mag heute notwendig sein, den Reichschen Ansatz einer methodologischen Kritik zu 
unterziehen, aber os bleibt sein großes Verdienst, als erster die komplexen Bedürfnis- 
strukturen des Proletariats aufgedeckt und ihre Folgen für den politischen Klassenkampf 
zur Diskussion gestellt zu haben. Denn wer von den Marxisten, die sich mit ihrer Ortho- 
doxie nicht genug tun konnten, hat schon gesehen. daß Sexualblemmungen Angst erzeu- 
gen, Angst auch vor revolutionären Veränderungen? Daß die bürgerliche Familienstruk- 
tur im Proletariat in bestimmter Weise fortexistierte und autoritäre Einstellungen erzeug- 
te, die in der Regel der Anpassung an die bestehenden Verhältnisse zugute kamen? 
Während Lukacs im Grunde darin nar das Problem sicht, dafs die Proletarier ihre Klassen- 
lage noch nieht adäquat erfatst haben, weist Reich nach, dafs das tragende Element ihres 
Handelns keinesweg lediglich eine unklare, undurehschaute Antizipation des Klassenbe- 
wußtseins ist, sondern daß in der Struktur ihres Bewußstseins wie ihrer psychischen 
Energien die Möglichkeit einer reaktionären Umfunktionierung der revolutionären Inter- 
essen und Bedürfnisse schon mit enthalten ist.” Negt, in: Geschichte und Klassenbewußt- 
sein heute, 2.2. 0..8.45 
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„Dies kann in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen angestrebt werden: nicht nur Im Bu- 
trieb. sondern auch in der Freizeit, im Konsum, ın der Nachbarschaft, im Sexualverhalten, ın 
den Moral- und Rechtsvorstellungen. Die Entstehung des ‚neuen Menschen" ist freilich ein 
langwicriger, die epochale Dauer von Revolutionen mitbedingender Prozeß. Der traditionale 
Sozialismus hat die Organisationsfrage für den Bereich der Bedürfnisse Fast durchgehend ver- 
drängt” (176). 


Diesen Aspekt vernachlässigt auch das Projekt Klassenanalyse. Die individuelle Seite 
des gesellschaftlichen Emanzipationsprozesses tritt hinter die objektiven Gesetze als 
deren bloßer Appendix zurück. Hier zeigt sich erneut der Objektcharakter, den das 
Projekt Klassenanalyse dem Individuum ausschließlich zugesteht. I:manzipation er- 
hält so einerseits den Charakter eines Unvermeidlichen, dem man sich zu fügen hat. 
Andererseits erhält Emanzipation bzw. Praxis den Status eines rationalistisch-auf- 
klärerischen, sich den Verhältnissen anpassenden Verhaltensschemas. Hierbei wird 
irrationales Affektverhalten ausgespart und damit jenes Dilemma von intellek tuel- 
lern revolutionären Bekenntnis und der emotionellen Unfähigkeit zur verwirklichen- 
den Praxis umgangen, das Dieter Duhni beschreibt: 


„Die verstandesmäßige Finsicht in die Irrationalitat der bürgerlichen Verhaltenszwange und div 
intellektuelle Kritik an ihnen sind zwar notwendige Voraussetzung für die Überführung der 
bürgerlichen Identität in eine revolutionäre, sie allefiJn können aber lange nicht genugen, sonst 
hätten wir... hunderttausende von Revolutionären. Gerade in dem häufigen Auscinanderkluf- 
fen von Emotion und Intellekt zeigt sich unser Identifikationsdilemma, unsere Zw ischenstellung 
zwischen revolutionärer Identität, die wir intellektuch vertreten, und bürgerlicher Identität, die 
in unseren Emotionen zum Ausdruck kommt... Solange die Linke das IF manzipationsproblem 
nicht systematisch in ihre Theorie und Praxis einbezieht, werden die aus der Kontlik tsituation 
resultierenden Ängste vorwiegend im Sinne unserer bürgerlich-reakionaren Charakterstruktur 
verarbeitet" 177). 


Im Gegensatz zum kontemplativ-aufklärerischen Konzept des Projekts Klassenana- 
Iyse, in dem der administrative, objektive Aspekt des sozialrevolutionären Prozesses 
einseitig betont wird (178), war bei Marx durchgängig von seinen frühesten Werken 
bis zu seinem späteren politisch-skonomischen Schriften eine starke individualitäts- 
betonte Seite, der Befriedigung der Bedürfnisse und Befreiung von jeder Unter- 
drückung, enthalten. 


„Die Kritik der Religion endet mit der Lehre, dafs der Mensch das höchste Wesen für den 
Menschen sci, also mit dem kategorischen Imperativ, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen 
der Mensch ein erniedrigtes, cin geknechtetes, cin verlassenes, cin verächtliches Wesen 
ist 179). 


176) Vester,a.a.0.,5S. 181 

177) D. Duhm: Angst im Kapitalismus, Hagen 1973,8. 155 f. 

178) Man spricht meist von „ökonomischer“ oder „politischer Form der Emanzipation“. Dies 
sind zwar Marxsche Begriffe, aber im Kontext der Schriften des Projekts objektivistisch 
vereinseitigt. 

179) Einleitung zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, MLW 1, S. 385; siche auch! 
Briefe aus den deutsch-französischen Jahrbüchern, MEW 1, S. 346: vgl. auch den Ab- 
schnitt über „Kommunismus“ in den ökonomisch-philosophischen Manuskripten, Ham- 
burg 1966, S. 75 ff. 
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Alfred Schmidt verweist darauf, daß das individualistische Moment in Marx’ Vor- 
stellung einer mündigen Gesellschaft nie verschwindet. 


„Bezeichnenderweise wohnt den spärlichen Äufserungen des reifen Marx, die sich auf einen 
menschenwärdigeren Zustand beziehen, ein anarchistisches Element inne. Der Terminus „Gec- 
sellschaft” kommt so gut wie gar nicht vor, ganz Zu schweigen vom Staat, meist ist vom ‚[reien 
gesellschaftlichen Individuum‘, vom ‚Verein freier Menschen‘, von den ‚assoziierten Produzen- 
ten’, vom ‚Reich der Freiheit" die Rede” (180). 


Marx unterschied das Reich der Freiheit von seinen „materiellen Bedingun- 
gen“ (181). Zwar ist die materielle Produktion, ihre rationelle Organisierung die 
Basis für das Reich der Freiheit. Aber diese Freiheit, „die menschliche Kraftent- 
wicklung, die sich als Selbstzweck gilt“, ist keine mechanistische, zwangsläufige 
Folge dieser planmäßigen Organisierung des Produktionsprozesses. Diese Freiheit 
liegt nicht zeitlich, sondern „der Natur der Sache nach jenseits der Sphäre der 
eigentlichen materiellen Produktion" (182). 


„In fact aber, wenn die bornierte bürgerliche Form abgestreift wird, was ist der Reichtum 
anders, als die im universellen Austausch erzeugte Universalität der Bedürfnisse, Fähigkeiten, 
Genüsse, Produktivkräfte ete. der Individuen? Die volle Entwicklung der menschlichen Herr- 
schaft über die Naturkräfte, die der sogenannten Natur sowohl wie seiner eigenen 
Natur?“ (183). 


Dieses revolutionäre, emanzipatorische Ziel setzt eine permanente Revolutionierung 
der Revolutionäre voraus, ihrer Bedürfnisse, Kommunikations- und Verkehrsfor- 
men, ebenso wie die Revolutionierung der Ökonomie, der Produktivkraftsteigerung, 
der Enthierarchisierung und kollektiven Gestaltung des Produktionsprozesses. Die 
vollständige Entfaltung der menschlichen Individualität, die Befriedigung der Be- 
dürfnisse setzt zwar die rationelle Organisierung der Produktion, die Verkürzung des 
Arbeitstages voraus. Soll die Entwicklung aber nicht eine technokratische Richtung 
nehmen, die das psychisch verkrüppelte Individuum nur noch als Anhängsel des 
ökonornischen Prozesses und der Maschinerie kennt, dann muß mit der Entfaltung 
der Produktivität der menschlichen Arbeit die Befreiung von psychischen Zwängen 
und Ängsten korrespondieren, die Selbstveränderung der Individuen in solidarischen 
Lebensformen. 


„Die materialistische Lehre von der Veränderung der Umstände und der Erziehung vergitst, dab 
die Umstände von den Menschen verändert und der Erzieher selbst erzogen werden mußs“ (184). 


Dieses Problenı ist in der revolutionären Arbeiterbewegung nicht neu, obwohl es oft 
aus dem Blickfeld verschwand. Bei uns hat die Studentenbewegung mit der Verbali- 
sierung des Problenis und praktischen Lösungsversuchen solidarischerer Lebensfor- 


180) Über Geschichte und Geschichtsschreibung in der materialistischen Dialektik. in: Folgen 
einer Theorie Essays über „Das Kapital“ von Karl Marx, Frankfurt 1967. 8. 114 f. 

181) Vet. Marx: Brief an Cafiero vom 29. 7. 1879, MEW 34,8. 384 

182) Vgl. Das Kapital Bd. II. MEW 25,8. 828 

183) Marx: Grundrisse zur Kritik der politischen Ökonomie, Berlin 1953. 8. 387 

184) Marx, Thesen über Feuerbach, a. a. O..8S. 5 t. 
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men den Begriff von Revolution erneuert, der im traditionellen Marxismus auf eine 
ökonomistische Beschränkung verengt war. Der Sowjetmarxismus mit seiner Über- 
betonung der technologischen Entwicklung als bereits sozialistischer Transforma- 
tion bleibt dabei hinter seiner eigenen Geschichte zurück. Wilhelm Reich schilderte 
in seinem Buch „Die sexuelle Revolution‘ (185), welch wichtige Rolle in den ersten 
zehn Jahren nach der Oktoberrevolution die praktische Suche nach neuen Lebens- 
formen spielte, sowohl auf seiten der revolutionären Gewalten in Form von fort- 
schrittlichen Dekreten, wie auf Seiten der Individuen in verschiedensten Experimen- 
ten. 

Die ersten Ehedekrete 1917 z.B. gaben der Frau rechtlich volle materielle 
und sexuelle Selbstbestimmung, die auch frei Name, Wohnsitz und Staatsbürger- 
schaft bestimmen konnte. Die Schwangerschaftsunterbrechung wurde legalisiert. 
Jugendkommunen versuchten kollektive Lebensformen alternativ zur traditionellen 
Familie zu schaffen. Die Kleinkindererziehung sollte nicht auf den Familienrahmen 
beschränkt bleiben: in einigen Kinderheimen dienten Erkenntnisse der Psychoanaly- 
se als Grundlage für eine nichtautoritäre Erziehung. Die meisten Versuche scheiter- 
ten, z. T. wurden diese Gesetze später durch andere ersetzt, aus denen eine puritani- 
sche, kleinbürgerliche Moral sprach, finanzielle Mittel für fortschrittliche Erzie- 
hungsinstitutionen wurden nicht mehr zur Verfügung gestellt. Die Ursachen für das 
Umschlagen von sozialrevolutionären Momenten in den gesellschaftlichen Verkehrs- 
foımen in konservative können wir hier nicht darstellen, uns kam es darauf an, 
aufzuzeigen, daß die Veränderung von Bedürfnissen und Lebensformen keine Erfin- 
dung psychologistischer Sekten der Studentenbewegung sind, sondern aus sozialre- 
volutionären Prozessen in der Geschichte der Arbeiterbewegung nicht wegzudenken 
sind. 

Für Wilhelm Reich schloß deshalb eine Kulturrevolution u.a. die Ablösung 
der patriarchalisch-autoritären Familie durch natürliche Bindungen ein. Für Stalin, 
den Exponenten der sowjetischen Richtung des Sozialismus war Kulturrevolution 
nur noch technologische Qualifikation. Die möglichen Folgen der Entwicklung 
einer Gesellschaft, deren Wandel sich auf eine durchorganisierte Wirtschaft be- 
schränkt, sah Reich voraus: „Eine glänzend technisierte Wirtschaft... die von 
Neurasthenikern und lebenden Maschinen betrieben wird, aber kein Sozialis- 
mus“ (186). 


Gesellschaftliche Praxis und Klassenkampf 


Bei der Bestimmung des revolutionären Subjekts in der kapitalistischen Gesellschaft 
macht es sich das Projekt Klassenanalyse einfach. Aufgrund der Klasseninteressen 
kann die revolutionäre Umwälzung nur vom Proletariat ausgehen. Das „Proletariat“ 
bzw. die „Arbeiterklasse“ besteht aus „Erwerbstätigen“, die vom Verkauf ihrer 
Arbeitskraft leben (187). Zwar gibt es innerhalb dieser Arbeiterklasse Fraktionen 
185) Reich: Die sexuelle Revolution, Frankfurt 1971 

186) Ebd.,S. 210 

187) Vgl. Zur Taktik...,a.a. O.,S. 7 f. und Bischoff, a. a. O..8S. 135 f. 
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und unterschiedliches Bewußtsein. aber in dem Malie, wie die gesellschaftlichen 
Antagonismen sich zuspitzen. „verlieren diese trennenden Schranken an Bedeu- 
tung”. In dem Mafse. wie sich die ökonomische Krise verschärft. soll die revolutio- 
näre Aktion ermöglicht werden. die den Auflösungsprozeß der kapitalistischen Ge- 
sellschaft beschleunigt. Die Arbeiterklasse ist Exekutor eines unvermeidlich ablau- 
fenden Prozesses. In dieser kurz noch einmal charakterisierten theoretischen Posi- 
tion ist ein für die marxistische Theorie zentrales Problem völlig aufser acht gelas- 
sen: Das Subjekt-Objekt-Verhältnis und die Bedeutung der Praxis. 

Beim Projekt Klassenanalyse bestimmt der Produktionsprozefs das Bewuit- 
sein der handelnden Individuen. Diese können Einsicht in den Ablauf dieses Prozes- 
ses gewinnen, sich ihm anpassen und ihn beschleunigen. Produktionsprozefi und 
Handeln. Subjekt und Objekt stehen sich so nicht vermittelt. sondern einseitig 
determiniert gegenüber. Die Vermittlung wird gegenüber einer ..materialistischen' 
Abhängigkeit des Subjekts aufgegeben (188). Praxis reduziert sich auf eine einge- 
schränkte Variable der Notwendigkeit” des Produktionsprozesses. Objektive Ge- 
setzmäßsigkeiten bilden so den Hauptgegenstand des Materialismus des Projekts 
Klassenanalyse. Im Mittelpunkt des Marxschen Materialismus steht dagegen die ge- 
sellschaftliche Praxis. Dies war das Ergebnis der Kritik an Feuerbachs anschauen- 
dem Materialismus. 


„Der Begriff der Praxis. wie die Feuerbachthesen von 1845 ihn erreichen, ist der gerade Zheore- 
tisch wichtigste Marxsche Begriff. Auf ihn ist immer wieder zurückzukommen, will man sich 
Klarheit darüber verschaffen. was bei Marx Materialismus heist und mit welchem Recht dieser 
dialektisch genannt zu werden verdient. Im Gegensatz zu allen sowjetmarxistischen Darlegungen 
ist der authentische Marxismus kein naturalisierter Hegelianismus. der sich darin erschöpft, ein 
ontologisches Substrat. den Geist, durch ein anderes. die Materie, einfach zu ersetzen” (189). 


Danach steht der Mensch den materiellen Verhältnissen nicht gegenüber und wird 
nicht einseitig von ihnen beherrscht. In seiner praktischen Tätigkeit im Arbeitspro- 
zefs ist er Bestandteil. Voraussetzung und Resultat dieser Verhältnisse. 


„Der Hauptmangel alles bisherigen Materialismus. . . ist, daß der Gegenstand, die Wirklichkeit, 
Sinnlichkeit nur unter der Form des Objekts oder der Anschauung gefalst wird: nicht aber als 
sinnlich menschliche Tätigkeit. Praxis, nicht subjektiv... Feuerbach will sinnliche von den 
Gedankenobjekten wirklich unterschiedene Objekte. aber er falst die menschliche Tätigkeit 
selbst nicht als gegenständliche Tätigkeit... Er begreift daher nicht die Bedeutung der ‚revolu- 
tionären'. der praktisch-kritischen Tätigkeit" (190). 


Der gesellschaftliche Rahmen für die praktisch kritische Tätigkeit ist durch den 
Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital vorgegeben. Aber es wäre vereinfacht und 
falsch. daraus den Schluß zu ziehen, daß für Marx ‚die Lohnarbeiter“ oder „die 
Arbeiterklasse‘ die Aufhebung dieser Gesellschaftsform vollzieht. Wir wollen des- 
halb kurz auf den Marxschen Klassenbegriff im „Kapital“ eingehen und überprüfen, 
inwieweit er eine Realkategorie darstellt, d.h. seine Definition unmittelbar auf die 
188) Entfällt 

189) A. Schmidt: Der Begriff der Natur in der Lehre von Marx, Neuausgabe, Frankfurt 1971, 


5.203 
190) Marx: Thesen über Feuerbach. MEW 3, S.5 
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Wirklichkeit „anwendbar" ist. 

Der kapitalistische Produktionsprozeh. soweit er im „Kapital dargestellt ist., 
verläuft unter vereinfachten Voraussetzungen. Die drei Bände des ..Kapital” bilden, 
das Kapital im allgemeinen. Allgemeine Warenproduktion. kapitalistischer Produk- " 
tions-, Zirkulations- und Gesamtprozefs werden unter methodischen Voraussetzun- 
gen analysiert, die die Produktion ungestört ablaufen lassen. 


„In der Theorie wird vorausgesetzt. dals die Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise sich 
rein entwickeln” (191). 


Diese Abstraktion von der empirischen Realität findet auch seine Anwendung auf 
den Klassenbegriff. Personen sind nur so weit dargestellt. wie sie die Tendenzen rein 
verkörpern. „Es handelt sich um die Personen nur, soweit sie die Personifikation 
ökonomischer Kategorien sind“ (192). Ein unmittelbares Übertragen dieses Klassen- 
begriffs auf die Wirklichkeit mufßs zu einer statistisch-soziologischen. den realen 
Erfahrungszuammenhang der konkreten Proletarier einschränkenden Verengung 
führen, gegen die sich Marx entschieden aussprach (193). Vielmehr verwies er auf 
den Klassenkampf als wesentliches Moment für den Auflösungsprozefs der bürgerli- 
chen Gesellschaft (194). Der aus der philosophischen Feuerbach-Kritik gewonnene 
Begriff der praktisch-kritischen Tätigkeit taucht als Abschluß der Kritik der politi- 
schen Ökonomie im Klassenkampfbegriff auf konkreterer Ebene wieder auf. Klas- 


191) Das Kapital Bd. III, MEW 25, S. 184. Die im Band | vorhandenen historischen Ausfüh- 
rungen sind keine vollständigen Untersuchungen von Klassenkämpten. sondern die Ent- 
wicklung der Gesetze illustrierende Darstellungen. „Historische Ausweitungen“. Brief an 
Engels vom 10. 2. 1866, MEW 31. S. 174: Historische Skizze”, MEW 23. S. 315: 
„Hauptillustration der theoretischen Entwicklung”. ebd..S. 12 

192 .bd., S. 16. - „Die Personen existieren hier nur füreinander als Repräsentanten von 
Ware und daher als Warenbesitzer. Wir werden überhaupt im Fortgang der Entwicklung 
finden, dats die ökonomischen Charaktermasken der Personen nur die Personifikationen 
der ökonomischen Verhältnisse sind.“ Ebd.. S. 100. Dats die Klassengliederung in Eng- 
land nicht rein hervortritt, „ist... für unsere Betrachtung gleichgültig”. MEW 25,$. 892. 

193) „Es ist charakteristisch für die Absicht des statistischen Betrugs.... wenn die englische 
Fabrikgesetzgebung die zuletzt im Text erwähnten Arbeiter“ - Ingenieure, Mechaniker. 
Schreiner usw. - „ausdrücklich als Nicht-Fabrikarbeiter von ihrem Wirkungskreis aus- 
schlieiät, andererseits die vom Parlament veröffentlichten ‚Returns‘ ebenso ausdrücklich 
nicht nur Ingenjeure, Mechaniker usw.. sondern auch Fabrikdirigenten. Kommis, Ausläu- 
fer, Lageraufschen, Verpacker usw., kurz alle Leute. mit Ausschluis des Fabrikeigentü- 
mers selbst. in die Kategorie der Fabrikarbeiter einschlieisen.”“ MEW 23. S. 443 (Anm.) 


Im Gegensatz zu Marx hält das Projekt Klassenanalyse einen statistisch exakten Klassen- 
beeriff für destillierbar: „So könnte mit dem Material, das Marx im ‚Kapital‘, in seinen 
zahlreichen Zeitungsartikeln wie in vielen Briefen veröffentlicht bzw. kommentiert hat, 
eine vollständige, bis ins Kleinste Detail gehende Analyse des englischen Kapitalismus in 
der Mitte des 19. Jh’s., eingeschlossen die genaueste Bestimmung der Fraktionen der 
englischen Arbeiterklasse und der entsprechenden Bewußtseinstormen, unternommen 
werden.” Zur Taktik. a. a. O., S. 46: vel. auch ebd., S. 56. Das wesentliche Moment für 
die Konstitution von revolutionärem Bewusstsein, Praxis, fehlt. 

194) Für Marx löste sich der kapitalistische Produktionsprozeß nicht abstrakt aus sich selbst 
auf, sondern der „Alassenkampf als Schluß, worin sich die Bewegung und Auflösung der 
ganzen Scheilse auflöst“. Mit diesem Satz schlofs Marx dic Erläuterung seines Systems der 
Kritik der politischen Ökonomie. Brief an Engels vom 30. 4. 1868. MEW 32, S. 75 


107 


senkämpfe sind jedoch nicht in abstrakten Kategorien. sondern nur geschichtlich 
darstellbar. 

Hier liegt der Hauptfehler des Projekts Klassenanalyse. daß es die historische 
Betrachtungsweise nicht kennt. In konkreten Untersuchungen sieht es nichts weiter 
als „Entfaltung bereits gegebener Bestimmungen und... Angabe empirisch zufälli- 
ger Abweichungen“ (195). Das ..Kapital” wird damit zu einem kategorialen Sche- 
ma. in das empirische Daten nur noch einzutragen sind. Theorie schlägt um in 
Methode. Die Kritik der politischen Ökonomie wird unabhängig vom Gegenstand 
instrumentell verwendbar. Geschichtliche Analyse können danach nur bestätigen, 
was ohnehin schon klar ist. Diese Theorie bleibt gegenüber konkreten Klassenkämp- 
fen unkritisch und dogmatisch, weil sie selektiv vorgeht und nur die geschichtlichen 
Ereignisse heranzieht. die die allgemeinen Aussagen bestätigen. 


„Mist man die Marxschen Begriffe nicht an der Entwicklung des Kapitalismus und zieht man 
daraus nicht die entsprechenden Konsequenzen für die politische Praxis, so erstarrt die Marx- 
sche Theorie zum mechanisch wiederholten .Grundvokabular‘, zu einer versteinerten Rhetorik, 
die kaum noch Bezug zur Realität hat... Die Verdinglichung der Marxschen Theorie, welche 
die Praxis des Kapitalismus nicht eingeholt hat. kann schwerlich eine Praxis anleiten, die darauf 
abhebt. den Kapitalismus aufzuheben. Die Reduktion der Marxschen Theorie auf feste ‚Struktu- 
ren’ scheidet die Theorie von der Wirklichkeit und verleiht ihr einen abstrakten, distanzierten. 
wissenschaftlichen’ Charakter, der ihre dogmatische Ritualisierung erleichtert‘ (196). 


Geschichtliche Analyse von Klassenkämpfen bedeutet deshalb kritische Untersu- 
chung der revolutionären Bewegungen, vor allem die Kritik ihrer Praxis. Fehler in 
ihren Strategien, in den Organisationsformen müssen herausgearbeitet werden. Das 
bedeutet, daß man den gesamten materiellen gesellschaftlichen Prozeß analysiert, 
soweit er auf die Praxis des emanzipatorischen Subjekts in seiner jeweils konkreten 
historischen Gestalt einwirkt. Das heißt kein additives Aneinanderreihen empiri- 
scher Daten, sondern Auswahlkriterium, Ausgangspunkt, das Interesse an der Unter- 
suchung bildet das konkrete Subjekt in den Klassenkämpfen. Je nachdem ob und 
wieweit die Praxis des proletarischen Klassenkampfes die gesellschaftliche Emanzi- 
pation vorantreibt, bestimmt ihre revolutionäre oder integrative Funktion. Kritik 
beinhaltet die Suche nach möglichen Alternativen. Die historische Untersuchung 
enthält so ein spekulatives Moment, das jedoch nicht willkürlich ist, sondern sich an 
der historischen oder aktuellen Totalität orientiert, der Aneignung des gesellschaft- 
lichen Prozesses durch die Praxis. Die historische Kritik hat herauszufinden, wo die 


195) Klassenbewußtsein und Partei, a.a.0..S. 85 

196) Marcuse: Konterrevolution und Revolte, Frankfurt 1973, S. 44. Marx selbst war sich der 
notwendigen Beschränktheit abstrakter Darstellung durchaus bewußt: „An ihre (der Phi- 
losophie) Stelle kann höchstens eine Zusammenfassung der allgemeinsten Resultate tre- 
ten, die sich aus der Betrachtung der historischen Entwicklung der Menschen abstrahic- 
ren lassen. Diese Abstraktionen haben für sich, getrennt von der wirklichen Geschichte, 
durchaus keinen Wert.‘ Deutsche Ideologie, MEW 3, S. 27 
Die Geschichtslosigkeit des Projekts Klassenanalyse zeigt sich auch daran, dass, wenn cs 
schon Geschichte einbezieht, es diese pragmatisch handhabt. So z.B. in der rigiden 
Verallgemeinerung konkreter Marx/Engelsscher Analysen, um zwei allgemeine Taktiken 
und die Notwendigkeit der Partei überhaupt im kategorialen Apparat unterbringen zu 
können. 
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konkreten alternativen Möglichkeiten revolutionärer Politik in bestimmten Zeiträu- 
men lagen. Das Erkenntnisinteresse der marxistischen Analvse ist das der gesell- 
schaftlichen Emanzipation. sowohl der rationellen Organisation der Produktion wie 
auch der vollen Entfaltung der menschlichen Individualität. Das schließt die empiri- 
stische Verkürzung der Kategorien der Kritik der politischen Ökonomie aus. Klas- 
senkämpfe als Gegenstand historischer Untersuchung schließen auch die Vorstellung 
eines linearen Fortschritts aus. Löst sich der gesellschaftliche Prozefs in Praxis. in 
Klassenkampfe auf. dann bleibt für eine evolutionistische Theorie kein Platz. mag 
sie sich noch so ‚marxistisch” artikulieren. Klassenkämpfe bewegen sich immer zwi- 
schen den Extremen von Konterrevolution und Befreiung der Gesellschaft, der 
Ausgang ist offen. Diese ständig aktuelle Alternative von Sozialismus und Barbarei 
meinte auch Rosa Luxemburg, wenn sie sagte: „auf Schritt und Tritt gibt es zwei 
Notwendigkeiten, die zueinander in Widerstreit geraten” (197). 

Wenn damit der Begriff eines „revolutionären Subjekts" im Klassenkampf 
überhaupt eine Funktion haben soll, dann schliefst er eine soziologische Verengung 
oder eine apriori-Konstruktion au (198). 


„In dem Begriff des Proletarischen schwingt bei Marx ein Bedeutungsgehalt mit. der nicht in 
den soziologischen und politisch-okonomischen Bestimmungen der Arbeiterklasse aufgeht. ob- 
wohl diese ihr materielles Fundament sind. Im Proletariat fast sich die praktische Negation der 
bestehenden Welt zusammen, die nur noch auf den Begriff gebracht werden mus, um Teil der 
politischen Emanzipationsgeschichte der Arbeiterklasse sein zu können‘ (199). 

197) „Eine marxistische Analyse kann sich nicht damit trösten. dab der Kapitalismus sich .auf 
lange Sicht‘ nicht wird halten können. .Langfristig‘ wird das System in der Tat zusam- 
menbrechen. aber die Marxsche Theorie kann nicht vorhersagen. durch welche Gesell- 
schaftsform (sofern überhaupt) es ersetzt werden wird. Im Rahmen der objektiven Bedin- 
gungen hängen die Alternativen (Faschismus oder Sozialismus) von der Intelligenz und 
dem Willen. dem Bewußtsein und der Sensibilität der Menschen ab. Die Gesellschafts- 
form hängt von ihrer immer noch existierenden Freiheit ab. Die Vorstellung einer gegen- 
über der sozialistischen Alternative sich hinziehenden Periode der Barbarei — einer auf 
den technischen und wissenschaftlichen Errungenschaften der Zivilisation beruhenden 
Barbarei — steht im Mittelpunkt der Marxschen Theorie. Gegenwärtig liegen Initiative 
und Macht bei der Konterrevolution. die durchaus in einer solchen barbarischen Zivilisa- 
tion gipfeln könnte.“ Marcuse, Konterrevolution. a.a. O..$. 381. 

198) Diese a-priori-Konstruktionen waren im Marxismus der Il. und IM. Internationale öfters 
mit Vorstellungen eines Waffenganges gegen den Klassenfeind verbunden. der in der 
Entscheidungsschlacht besiegt wird. ..Die Kritik der politischen Ökonomie ist geschrie- 
ben und das Proletariat steht... das ist a priori... Gewehr bei Fuß“, so charakterisieren 
A. Schmidt und H.-J. Krahl eine solche Auffassung, in: Geschichte und Klassenbewusst- 
sein heute,a. a. O.,5S. 44 


Für Stalin war die Arbeiterklasse die ..Armee der Partei“. Auch das Projekt Klassenanaly- 
se neigt stellenweise zu martialischen Analogien: „Diese Reihenfolge in der Untersu- 
chung der verschiedenen Klassen der französischen Gesellschaft ist nicht zufällig... . wir 
(wollen) hier darauf hinweisen, daß sich in dieser bestimmten Reihentolge rein formell 
die reale Schlachtaufstellung der einzelnen Klassen widerspiegelt... . Gelingt es dem 
Proletariat, die Kluft zwischen sich und den Parzellenbauern sowic Kleinbürgern durch 
eine richtige Bündnispolitik zu überbrücken. dann kann die Bourgeoisie in die Zange 
genommen werden.“ Zur Taktik... .a.a.,0..8. 45 

199) Kluge/Negt: Öffentlichkeit und Erfahrung. a. a. ©., S. 11. Hierzu zählen revolutionäre 
Intelligenzbewegungen ebenso wie revolutionäre, kollektivistische Bestrebungen von Bau- 
ern, obwohl beide keine Proletarier im Sinne von „Lohnarbeiter“ sind. 
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Das revolutionäre Subjekt ist nicht von vornherein vorgegeben. sondern Ergebnis 
eines widersprüchlichen Prozesses der Herausbildung von revolutionärem Bewußt- 
sein. dafs sich in praktischen Kämpfen bildet. Dieser Konstitutionsprozeß ist keine 


abbil 


dhafte Widerspiegelung des Produktionsprozesses. sondern ein historischer 


Lernprozehi. resultierend aus dem gesamten Erfahrungszusammenhang der Klassen- 
individuen (200). Die bisher in Europa weitestgehende sozialistisch-revolutionäre 
Entwicklung — die spanische Revolution in den ersten Monaten des Bürgerkrieges 
1936 37 — belegt dies anschaulich (201). Was der auf wenige Monate zusammenge- 
drängte Aufschwung der spanischen Revolution und sein konterrevolutionärer Um- 
schlag zeigen. ist. dafs bei der Analyse ein statistischer Proletariatsbegriff so gut wie 
gar nichts auszusagen vermag. Revolutionäres oder konterrevolutionäres Bewußtsein 
zog sich quer durch die Arbeiterorganisationen. war aber auch hier nicht statistisch 
festzumachen. sondern schlug in der Entwicklung um. Die proletarischen Gewerk- 


schaften UGT und ENT unterstützten den revolutionären Aufschwung. um dann 
auf ein Programm des legalen parlamentarischen Staates umzuschwenken. Die Kom- 
munisten waren kontinuierlich die Partei der Legalität und der Ordnung und unter- 


drückten in blutigen Verfolgungen Anarchisten und die unabhängige „Arbeiterpar- 
tei der marxistischen Einigung” (POULM) (202). Unter den Bauern fanden teilweise 
bewaffnete Auseinandersetzungen über Kollektivierung oder kleinbürgerlichen Pri- 
vatbesitz statt. Kommunistische Arbeiter vertraten andere Ziele als die anarchisti- 


200) 
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In den letzten Jahren wurden verschiedene Versuche unternommen. einer verdinglichten 
Proletariatsdefinition eine begriftliche Bestimmung des revolutionären Subjekts gugen- 
überzustellen. Michael Mauke gelangte dabei zum Begriff des Lagers" (M. Mauke: Die 
Klassentheorie von Marx und Engels. Frankfurt 1970): Kluge/Negt entwickeln die Kate- 
egorie der „proletarischen Ötfentlichkeit'" (Öffentlichkeit und Erfahrung. a. a. O.): Micha- 
el Vester spricht von der emanzipatorischen Klasse‘ (Solidarisierung als Lernprozeis, 
1.4.0.) 


Der Lager-Begriff erhält bei Kluge/’Negt eine andere Bedeutung als bei Mauke. Sie be- 
zeichnen als „Lager Örganisationsformen und Strategien. die die Erfahrungen einer 
potentiellen proletarischen Öffentlichkeit einschränken . sich organisatorisch abkapseln, 
isolieren und sich der bürgerlichen Konterrevolution nicht gewachsen zeigen. Kluge/Negt 
führen beispielhaft die sektiererhafte Sozialfaschismuspolitik und die organisatorische 
Isolierung der österreichischen Sozialdemokratie vor dem Zweiten Weltkrieg an. 


In SoPo }1 erfuhr Maukes Buch eine Rezension durch das Projekt Klassenanalyse. Darin 
steht allerdings weniger das von Mauke autgeworfene Problem im Mittelpunkt als eine 
scholastische Zitatentreue gegenüber Marx. die gegen Mauke ins Feld geführt wird. Eine 
Diskussion findet deshalb nicht statt. Im Gegenteil, diese wird unsolidarisch. wenn ein 
Grundrisse-Zitat gegen Mauke ins Feld geführt. ein anderes auf der gleichen Seite, das 
diesem Recht gibt. unterschlagen wird — 5.593 -: wenn Mauke angegriffen wird, er 
habe den Klassenbegriff durch den des Lagers ersetzt. ohne anzugeben, dafs sich Mauke 
auf das Kommunistische Manifest beruft: wenn das Projekt Klassenanalyse den Lagerbe- 
griff ablehnt und Bischoff ihn in SoPo 14/15 auf S. 125 selbst verwendet. 

Wir stützen uns hier auf das Buch von P. Broue und E. Temime: Revolution und Krieg in 
Spanien. Frankfurt 1968. 

Vgl. Broue. Temime, a.a.0. Dabei war das Bewußtsein der Kommunisten im Rahmen 
der Volksfrontpolitik weniger Resultat der spanischen ökonomischen Verhältnisse als der 
materiellen Abhängigkeit von der UdSSR und der unkritischen Identifizierung mit ihrer 
Politik. Es konnte und durfte nicht sein. dafs die Sowjetunion cine reaktionäre und 
antisozialistische Politik betrieb. 


schen. Innerhalb der Massenorganisationen kam es wiederum zu Oppositionsbewe- 
gungen. Oder die Massen opponierten gegen die Zentralregierung. ohne dafs die 
Arbeiterorganisationen sich an ihre Spitze gestellt hätten. 

Ein abstrakter Begriff eines „revolutionären Proletariats’ ist ein soziologi- 
scher Idealtyp und hält der konkreten Analyse nicht stand. Der Konstitutionspro- 
zeß zur Klasse für sich ist nur als historischer Lernprozek zu begreifen. 


„Die Arbeiterklasse ist nicht als ein homogenes Gebilde vorstellbar. sondern als ein historischer 
Prozeis. in dem sich sehr verschiedene Gruppen von Abhängigen aus eigenen Kämpfen lemend 
koalieren, ohne aber dabei alle ihre Besonderheiten völlig einebnen zu können” (203). 


Lenin - Revolutionarer Theoretiker oder praktischer Revolurionäar? 


Das Projekt Klassenanalyse geht davon aus. dafı der wissenschaftliche Sozialismus 
bloß theoretischer Reflex. ideeller Ausdruck der Entwicklung der Arbeiterbewe- 
gung ist. Ebenso wie der Prozeß der proletarischen Bewegung durchläuft der wissen- 
schaftliche Sozialismus Höhen und Tiefen (204). In dem Maße. wie der wissen- 
schaftliche Sozialismus bei den literarischen Repräsentanten der Arbeiterklasse 
- für solche hält sich das Projekt Klassenanalyse — und bei deren fortgeschritten- 
sten Teilen die Einsicht in den naturnotwendigen Gang der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise vertieft, in dem Mafse kann umgekehrt dieser Prozeß beschleunigt 
werden. Die Theorie soll so revolutionär werden. 


„Die Theorie ist nur kritisch und revolutionär. sofern in ihr die stetig vor unseren Augen 
vorgehende Zersetzung der herrschenden Gesellschaftsordnung auf den Begriff gebracht 
ist" (208). 


Die allgemeinen Bestimmungen dieser Theorie sind nach dem Projekt Klassenanaly- 
se für die bürgerliche Gesellschaft ein für allemal geleistet worden. Da diese Bestim- 
mungen den Hintergrund abgeben für die Einsicht in den ablaufenden gesellschaftli- 
chen Prozeß, ist jede Politik abhängig vom „richtigen“ Verständnis der Marx En- 
gelsschen Theorie bzw. ihrer angeblichen zwei allgemeinen Taktiken. Politische und 
historische Kritik wird auf das Verstehen von Marx und Engels eingeschränkt (206). 
Die Untersuchung der historischen Verhältnisse wird damit überflüssig. 

Durch die Konstruktion des Primats der Theorie sieht das Projekt Klassenana- 
Iyse die Ursachen für politische Fehler ausschließlich im unzureichenden Verständ- 
nis eines theoretischen Modells: der allgemeinen Taktik für entwickelte oder unent- 


203) M. Vester.a.2.0..5. 182 

204) Entfällt 

205) J. Bischoff: Materielle und geistige Produktion — Sohn-Rethels Siegeszug’ durch die 
nicht-revisionistische Linke. SoPo 12.8.7 

206) In diesem Sinnymeint das Projekt Klassenanalyse auch Rosa Luxemburg nachträglich 
belehren zu müssen: „Dats Marx und Engels die Taktik für Länder mit unentwickeltem 
Kapitalverhältnis weit ausführlicher entwickelt haben als die für hochentwickelte kapita- 
listische Länder und dat» damit die Auseinandersetzung der Bolschewiki auf der Grundla- 
ge der sozialistischen Wissenschaft geführt werden kann. entgeht ihr." Leninismus, 
a.a.0..8. 37 
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wickelte Länder. Primäre Aufgabe ist für Lenin demnach der Kampf gegen die 
Verflachung der marxistischen Theorie, alles weitere praktische wird nebensächlich 
oder zwangsläufig Folge des jeweiligen Theorieverständnisses (207). Bevor wir diese 
These exemplarisch überprüfen, wollen wir noch einmal kurz auf die mechanistische 
Abbildauffassung vom wissenschaftlichen Sozialismus und Theorie eingehen. 

Ihr liegt die Vorstellung einer Identität von Wirklichkeit und Begriff, von 
gesellschaftlichem Prozefs und seinem theoretischen Reflex zugrunde. Dieser Reflex 
ist an subjektive Träger gebunden, von daher ist immer die Möglichkeit des Verlu- 
stes oder die Verflachung wissenschaftlicher Einsicht gegeben. „Objektiv“ existiere 
jedoch eine die Wirklichkeit ausdrückende, revolutionäre Theorie (208).Diese Auf- 
fassung läßt außer acht, daß es einen Begriff von Wirklichkeit nur durch praktische 
Erfahrung vermittelt geben kann. 


„Wir kennen die Wirklichkeit nur im Verhältnis zum Menschen. Und da der Mensch geschichtli- 
ches Werden ist. sind auch Erkenntnis und Realität ein Werden. ist auch Objektivität cin 
Werden‘ (209). 


Eine solche „Objektivität” muß sich jedoch in der Praxis erweisen. Die Einheit von 
Theorie und Praxis besteht niemals unmittelbar. 


„Weil immer schon durch geschichtliche Arbeit filtriert, stellen die unabhängig vom Bewußtsein 
existierenden Dinge gerade in dieser Unabhängigkeit etwas Gewordenes dar, ein ins Für-Uns 
übersetztes An-sich. Damit entfällt auch die primitive Vorstellung von der Erkenntnis als Ab- 
bild. beider Bewuistsein und Gegenstand entgegengesetzt werden und die für letzteren konstitu- 
tive Rolle der Praxis außer Betracht bleibt. Die gegenständliche Welt ist kein bloß abzubildendes 
An-sich, sondern in hohem Maße ein gesellschaftliches Produkt... . Stets geht also das Bewußt- 
sein als tätiger Geist in die von ihm reproduzierte Wirklichkeit ein. Vor ihr, die wie eine 
steinerne Wand um die Menschen herumsteht, nicht zu kapitulieren, ist die Aufgabe der Er- 
kenntnis. Indem sie die in den ausgemachten Fakten erloschenen menschlich-geschichtlichen 
Prozesse wieder verlebendigt. erweist sie die Wirklichkeit als von Menschen hervorgebracht und 
folglich veränderbar: Praxis als wichtigster Erkenntnisbegriff schlägt um in die politische Ak- 
tion“ (210). 


Eine solche Bestimmung von Wissenschaft, von Theorie schließt jedoch aus, daß es 
eine revolutionäre Theorie a priori gibt. Theorie als solche ist immer nur potentiell 


207) „‚Lenins Programm ist daher der Kampf gegen die Verflachung des Marxismus durch die 
Übernahme der damals verbreiteten neukantianischen Philosophie und die idealistische 
Verzerrung des von Marx und Engels formulierten Zusammenhangs der Untersuchung 
der grundlegenden Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise und der Anwendung 
ihrer Resultate auf eine gegebene Entwicklungsstufe der bürgerlichen Gesellschaft mit 
der Ausarbeitung einer revolutionären Taktik zur Beschleunigung des naturwüchsigen 
Auflösungsprozesses der bürgerlichen Gesellschaft.“ Leninismus, a. a. O.,S. 33 

208) „So kann zwar gesagt werden, dafs das mit der Formulierung des Wissenschaftlichen 
Sozialismus erreichte epochale Bewulstsein objektiv existiert und per Studium angeeignet 
werden Kann. aber auf Grund der charakteristischen Verlaufsform der industriellen Ent- 
wicklung kann weder die Konstitution des Proletariats zur Klasse für sich ein kontinuier- 
licher Prozeß sein, noch kann eine zeitweilige Verflachung des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus ausgeschlossen werden.“ Klassenbewußtsein und Partei,a.a. O.,5. 128 

209) A.Gramsci: Philosophie der Praxis, Frankfurt 1967, S. 228 

210) A.Schmidt: Der Begriff der Natur...,a.a. O..S. 205 f. 
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revolutionär (211). Faktisch ist sie es nur in Verbindung mit der politischen Aktion. 
Soweit das Projekt Klassenanalyse meint, daß die Theorie bereits revolutionär ist, in 
der die Zersetzung der herrschenden Gesellschaft auf den Begriff gebracht ist, ver- 
fällt es Marx’ Kritik am anschauenden Materialismus: 


„Die Frage, ob dem menschlichen Denken gegenständliche Wahrheit zukomme ist Keine 
Frage der Theorie, sondern eine praktische Yrage. In der Praxis muß der Mensch die Wahrheit, 
i.e. Wirklichkeit und Macht, Diesseitigkeit seines Denkens beweisen. Der Streit über die Wirk- 
lichkeit oder Nichtwirklichkeit des Denkens das von der Praxis isoliert ist ist eine rein 
scholastische Frage‘ (212). 


Beansprucht das Projekt Klassenanalyse in seiner Kritik historisch zu sein, indem es 
politische Praxis kritisiert — und dies macht das Projekt Klassenanaiyse in dem 
Leninisrnusbuch -- dann muß es Bedingungen dieser Praxis, des Klassenkampfs re- 
flektieren. An einem kurzen Beispiel aus dem Zeitraum 1917/18 soll noch einmal 
vorgeführt werden, daß eine Kritik der Theorie Lenins unvollständig bleibt ohne 
Berücksichtigung der historischen Situation. 

Auffallend ist die Unbefangenheit, mit der das Projekt Klassenanalyse die 
historischen Ereignisse nach der Februarrevolution ignoriert. Eine Schilderung der 
Klassenkämpfe stützt sich ausschließlich auf die Interpretation Leninscher Texte, 
bestenfalls scheinen die Genossen aus dem Projekt Klassenanalyse noch die Anmer- 
kungen aus den Lenin-Werken herangezogen zu haben. Nicht an einer einzigen 
Stelle werden jedoch Quellen oder Darstellungstexte der revolutionären Entwick- 
lung in Rußland berücksichtigt. Dieses Verfahren muß jedoch als historische Kritik 
unzureichend bleiben. Lenin schrieb keine sozialwissenschaftlichen Abhandlungen 
über die russische Revolution, er war kein Historiker, der die Entwicklung beschrei- 
ben wollte, sondern seine Schriften waren Bestandteil der politischen Auseinander- 
setzungen. Lenins Ausführungen sind keine Darsteliung der russischen Revolution, 
sondern parteiische Pamphlete. Die Aufgabe der historischen Kritik kann nicht 
darin bestehen, diese Aussagen ungeprüft als wahr zu übernehmen. Eine historische 
Kritik muß vielmehr beurieilen, ob Lenins Einschätzungen zur aktuellen Situation 
richtig waren und ob seine Politik alle Möglichkeiten subversiver Aktion einschloß, 
ob sie den revolutionären Prozeß vorantrieb oder ihn behinderte. Ein solches Urteil 
muß aber die Gesamtheit der gesellschaftlichen Verhältnisse 1917 einbeziehen. 

Eine materialistische Kritik der Leninschen Politik verweist auf die historische 
Analyse der Revolution. Beschränkt diese sich auf die Repetition Lenins, muß sie 
entweder unkritisch und apologetisch bleiben, oder aber ein idealtypisches Modell 
wird zum Maßstab der Kritik. In einem solchen Modell können historische Entwick- 
lungen, die nicht hineinpassen, als unwesentliche Randerscheinungen außer acht 
211) Über die oft beschränkte praktische Wirkung theoretischer Traktate, wenn sie nicht an 

konkrete Erfahrungen anknüpfen konnten, waren sich konterrevolutionäre Kräfte immer 

bewußt. Der Intelligenz gegenüber wurden hier immer Zugeständnisse gemacht. So waren 
die Zensurbestimmungen in den Karlsbader Beschlüssen ausdrücklich beschränkt auf 

Schriften unterhalb der Grenze von 20 Druckbögen. Dickere Schriften wurden nur von 

wenigen akademisch Gebildeten gelesen, blieben damit isoliert, unbekannt und brauch- 

ten so nicht zensiert zu werden. Der I. Band des ‚Kapitals‘ passierte 1872 die zaristische 


Zensur mit der Begründung, dafs nur wenige es lesen und verstehen würden. 
212) Marx: Thesen über Feuerbach, a. a. O. 
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gelassen werden. Die Kritik bleibt dann in einem außergeschichtlichen Raum. Abso- 
luter Maßstab ist das Modell. Theoretische Aussagen und Klassenkämpfe sind nur 
noch Illustrationen des a priori feststehenden Geschichtsverlaufes. Eine solche Kri- 
tik beschränkt sich auf den Rotstift, der gut und schlecht benotet, je nachdem ob 
das theoretische Modell verstanden wurde oder nicht. Vom Projekt Klassenanalyse 
wird diesc Revolutionsschablone den Leninschen Aussagen übergestülpt (213). 

Entscheidend für die positive oder negative Begutachtung ist das jeweilige 
„Verstehen‘‘ der Marx/Engelsschen Theorie. Weil Lenin 1916 in der Schweiz noch 
einmal Marx und Engels gelesen hat, deshalb und hauptsächlich deshalb kann er 
eine revolutionäre Taktik verfolgen. Mit der Verschärfung der Klassenkämpfe ent- 
wickelt sich die Doppelherrschaft, nach dem bewaffneten Aufstand wird der Staats- 
apparat zerschlagen und die politische Form der sozialen Emanzipation errichtet, 
danach können die ersten sozialistischen Maßnahmen begonnen werden. So klar 
und administrativ vereinfacht stellt sich das Projekt Klassenanalyse die revolutionä- 
re Entwicklung vor. Und die Untersuchung gilt nur noch dem Zweck, ob Lenin 
diese theoietische Einsicht auch richtig anwendet: 


„Aufgrund eines neuen, intensiven Studiums der Marxschen Schriften über die Pariser Kommu- 
ne ist Lenin nun in der Lage, seine bisherige Position zu korrigieren. Er kommt zu der Einsicht, 
an nuch in Ländern mit noch schwach entwickeltem Kapitalverhältnis unter bestimmten Be- 
divaungen die Errichtung der politischen Form der sozialen Emanzipation möglich ist. Diese 
3% dingungen sieht er in Rußsland nach der Februarrevolution für gegeben an. Durch die Errich- 
tung der Doppelherrschaft, durch die Existenz der Sojets sind Voraussetzungen geschaffen 
worden, die es dem russischen Proletariat ermöglichen, sich an die Spitze der revolutionären 
Bewegung zu setzen und, insofern es gelingt, die Mehrheit der Bauern auf seine Seite zu zichen 
in Rufsland eine Regierung gegen die Bourgeoisie zu errichten, d. h. die politische Form der 
sozialen Emanzipation zu etablieren“ (214). 

„Nachdem das Proletariat die Macht übernommen hat, gilt es nun, unverzüglich, diejenigen 
Matsnahmen zu treffen, für die das Volk gekämpft hat“ (215). 


Mit der Reduzierung der Leninschen Politik auf die Verifizierung eines sozialtech- 
nischen Entwicklungsmodells bleiben einige für die Erklärung der bolschewistischen 
Politik notwendigen historischen Entwicklungen außerhalb der Betrachtung: die 
von den Bolschewiki erwartete westeuropäische Revolution und der Klassenkampf 
der Betriebskomitees (216). 


213) Das idealtypische Modell einer revolutionären Taktik für Länder mit unentwickeltem 
Kapitalverhältnis bildet den Selektionsmechanismus,. nach dem Lenin-Texte ausgewählt 
und kritisiert werden. 

214) Projekt Klassenanalyse: Leninismus, a. a. O.,S. 467 f.; vgl. auch S. 507 f. 

215) Ebd.,S. 5:1. Die Etablierung der „politischen Form“ der sozialen Eınanzipation scheint 
dem Projekt genug Gewähr zu bieten, daß der Weg zum Sozialismus unaufhaltsam ist. 
Anders ist es nicht zu erklären, daß die einzige Kritik, die an der Politik der Sowjetunion 
geübt wird, sich in die verschämte und unklare Formulierung „dogmatische Verzerrun- 
gen” kleidet. Vgl. Leninismus, a. a. O.,S. 17, 23, 29. Die Möglichkeit einer regressiven 
Entwicklung scheint das Projekt Klassenanalyse in seinem mechanistischen Denken nicht 
zu kennen. 

216) Wir beschränken uns hier in der Kritik des Projekts Klassenanalyse auf die Bedeutung der 
westeuropäischen Revolution als Bestandteil der bolschewistischen Politik und die Ent- 
wicklung der Arbeiterkontrolle, weil sie bereits den schematischen Erklärungsrahmen des 
Projekts Klassenanalyse widerlegen. 


In seiner Imperialismusanalyse kommt Lenin zu dem Ergebnis, daß aus allem, 
„was über das ökonomische Wesen des Imperialismus gesagt wurde (hervorgeht), 
daß er charakterisiert werden muß als Übergangskapitalismus oder, richtiger, als 
sterbender Kapitalismus“ (217). Der imperialistische Weltkrieg ist nach Lenin aus 
einer Epoche hervorgegangen, in der die Produktivkräfte des Weltkapitalismus über 
die engen Schranken der nationalstaatlichen Gliederungen hinauswachsen und die 
objektiven Bedingungen für die Verwirklichung des Sozialismus völlig herangereift 
sind (218). Der Krieg schafft die Möglichkeit einer revolutionären Situation in den 
beteiligten Ländern. 


„Auf dem Boden des durch den Kricg hervorgerufenen Ruins in der ganzen Welt erwächst somit 
die weltweite revolutionäre Krise, die, welch lange und schwere Wandlungen sie auch durchma- 
chen mag, nicht anders enden kann als mit der proletarischen Revolution und deren 
Sieg“ (219). 


Zwischen der sozialistischen Revolution in Europa und der russischen Revolution 
besteht für Lenin ein untrennbarer aktueller Zusammenhang. 


„Der imperialistische Krieg hat die revolutionäre Krise in Rufsland, eine Krise auf dem Boden 
der bürgerlich-demokratischen Revolution, mit der wachsenden Krise der proletarischen, der 
sozialistischen Revolution im Westen verbunden. Diese Verbindung ist derart unmittelbar, dafs 
keinerlei Einzellösung der revolutionären Aufgaben in diesem oder jenem Land möglich ist: Die 
bürgerlich-demokratische Revolution in Rußland ist heute schon nicht mehr nur der Prolog, 
sondern ein untrennbarer Bestandteil der sozialistischen Revolution im Westen“ (220). 


In seinem Abschiedsbrief an die Schweizer Arbeiter betont Lenin diesen Zusam- 
menhang noch einmal: 


„Dem russischen Proletariat ist die großse Ehre zuteil geworden, die Reihe von Revolutionen, die 
der imperialistische Krieg mit objektiver Unvermeidlichkeit erzeugt, zu beginnen“ (221). 


Diese theoretische Einschätzung und praktische Erwartung ging nicht nur in die 
Politik Lenins ein, sondern war in den folgenden Jahren Allgemeingut innerhalb der 
bolschewistischen Partei. Lenin wollte nicht ein sozialistisches Entwicklungsmodell 
in einem unentwickelten Land praktizieren, sondern für ihn war die russische Revo- 
lution Auftakt zur Revolution in Westeuropa, Teil einer internationalen sozialisti- 
schen Umwälzung. Die westeuropäische Revolution, die man später täglich erwarte- 
te, bildete ein wesentliches Motiv für die Oktoberrevolution. Auf dem geheimen 
Parteitag Ende Juli 1917 wurde zwar um das Wesen der bevorstehenden russischen 
Revolution gestritten, aber als selbstverständlich vorausgesetzt wurde das Bündnis 
zwischen dem westeuropäischen Proletariat und der russischen Revolution (222). 
Die Politik der bolschewistischen Partei wurde von dieser Einstellung bis in den 
Bürgerkrieg hinein bestimmt. Als das deutsche Proletariat den Annexionsfrieden 
217) Lenin: Der’Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, Lw, Bd. 22,5. 307 
218) Lenin: Die Konferenz der Auslandsscktionen der SDAPR, LW, Bd. 21, S. 148 

219) Lenin: Der Imperialismus, a. a. O.,S. 196 

220) Lenin: Die Niederlage Rußlands und die revolutionäre Krise, LW, Bd. 21,58. 385 

221) Lenin: Abschiedsbrief an die Schweizer Arbeiter, LW, Bd. 23, S. 384 

222) Vgl. I. Deutscher: Stalin, Stutigart 1962, S. 172 
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von Brest-Litowsk nicht verhinderte, betrachtete man in der bolschewistischen Par- 
tei die Chancen der westeuropäischen Revolution zwar differenzierter, aber sie blieb 
ein test einkalkulierter ökonomischer und politischer Faktor in der Transformation 
Sowjetrußlands (223). 

Daii diese Erwartung der westeuropäischen Revolution sich auch bei höchsten 
Parteifunktionären zu realitätsferner Borniertheit steigern konnte, zeigt Victor Ser- 
ge. Im Januar !919 erreichte der Exilrusse Petrograd, um sich in den Dienst der 
bolschewistischen Revolution zu stellen. 


„Junge Frauen mit roten Stirnbinden und junge Agitatoren mit Brillen faßten für uns die Lage 
zusammen: ‚Hungersnot, Fleckfieber, Konterrevolution überall. Aber die Weltrevolution wird 
uns retten.“ Sie wußtes es besser als wir. Unsere Zweifel machten sie für Augenblicke argwöh- 
nisch. Sie fragten uns lediglich, ob Europa bald in Flammen stehen werde. ‚Worauf wartet das 
französische Prolctariat, um die Macht zu ergreifen? * " (224) 


Kurz darauf traf Serge mit Sinowjew zusammen. 


„Die Unterhaltung erstreckte sich vor alleın auf den Geisteszustand der Massen in den Ländern 
des Westens. Ich sagte, dafs ungeheure Ereignisse heranreiften, aber allmählich, inmitten von 
Unfähigkeit und Unwissenheit, und datis, besonders in Frankreich in absehbarer Zeit keine 
revolutionäre Erhebung zu erwarten sei. Sinowjew lächelte mit einer Miene wohlwollender 
Überlegenheit: ‚Man sicht, Sie sind kein Marxist. Der Gang der Geschichte ist unaufhalt- 
sam‘ “ (225). 


Ebensowenig wie die Revolution in Westeuropa als Bestandteil bolschewistischer 
Strategie, findet die Arbeiterkontrolle Platz im Revolutionsschematismus des Pro- 
jekts Klassenanalyse. Die Formen des Klassenkampfes der Arbeiter werden, wenn 
überhaupt, nur in der Form der Sowjets der Arbeiter- und Soldatenräte berücksich- 
tigt (226). Der Klassenkampf zwischen Kapitai und Arbeit fand jedoch auf seiten 


223) Ausdrücklich bestätigte Lenin auf dem 7. Parteitag im März 1918 noch einmal, daß er 
1917 mit der westeuropäischen Revolution gerechnet hatte: „Wenn wir...das ganze 
Werk allein in unsere Hände genommen haben, so haben wir das in der Überzeugung 
getan, daß die Revolution in allen Ländern heranreift, daß die internationale sozialisti- 
sche Revolution, welche Schwierigkeiten wir auch durchzumachen haben, zu guter 
letzt... kommen wird — denn sie ist unterwegs: daß sie reif werden wird — denn sie reift 
heran und wird völlig ausreifen.““ Lenin Werke, Bd. 27, S. 81. Lenin sicht sich jetzt 
gezwungen, die Parteimitglieder mit den Schwierigkeiten zu konfrontieren, denen ein 
Sowjetrußland gegenübersteht, das nicht sofort vom revolutionären Westeuropa unter- 
stützt wird. „Ebensowenig wie man irgendwie bestreiten kann, dais alle Schwierigkeiten 
unserer Revolution erst dann überwunden sein werden, wenn die sozialistische Weltrevo- 
lution, die jetzt überall heranreift. vollständig ausgereift sein wird, ebenso völlig absurd 
ist auch die Behauptung, daß wir jede gegebene konkrete momentane Schwicrigkeit 
unserer Revolution bemänteln müssen mit den Worten: ‚Ich setze auf dic internationale 
sozialistische Bewegung, ich darf nach Herzenslust Dummheiten machen.“ Ebd., 8. 81f. 

224) V.Serge: Beruf: Revolutionär. Erinnerungen. Frankfurt 1967, 8.84 f. 

225) Ebd.,S. 86 

226) Über das Bewußtsein der Arbeiter gibt die Politik des Petrograder Sowjets aber nur 
bedingt Aufschlüsse. Die langwährende Duldung der provisorischen Regierung und die 
dann folgende Kooperation hatten eine ihrer gewichtigsten Ursachen in der Tatsache, 
daß im Sowjet die Soldaten aufgrund eines sie begünstigenden Wahlmodus dominierten. 
Die Soldaten stammten zum größten Teil aus der Bauernschaft und standen hinter den 
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der Arbeiter in den Betriebskomitees seine organisierte Form. In ihnen vollzog sich 

die radikalste Entwicklung (227). In den Betriebskomitees hatten die Bolschewiki 

seit dem Frühjahr 1917 ihre festen Stützpunkte. Zunächst hatten die Betriebskonii- 
tees Mitbestimmung und Entfernung mißliebiger Ingenieure und Betriebsleiter zum 

Ziel. Als die Unternehmer die Produktion sabotierten, ihre Fabriken schlossen, 

Kapital ins Ausland transferierten, gingen die Komitees dazu über, die Produktion 

in eigene Regie zu übernehmen (228). Aus den anfänglichen Notmafßßnahmen ent- 

wickelte sich eine Welle von Enteignungen durch die Arbeiter. Im Begriff der „Ar- 
beiterkontrolle“ drückte sich das Programm dieser spontanen Bewegung aus. Darun- 
ter „verstand man eine Kontrolle der Arbeiterorganisationen auf allen Gebieten des 

Wirtschaftslebens, die Organisation der Produktion, die Verteilung der Roh- und 

Brennstoffe, die Finanzierung und Verteilung der Erzeugnisse“ (229). Organisa- 

tionszentrum wurde der Petrograder Zentralrat der Betriebskomitees. Die Bolsche- 

wiki unterstützten bedingungslos die Bewegung der Arbeiterkontrolle, ohne zu- 
nächst zu bedenken, daß die Enteignungen im Widerspruch zu den geplanten, nach- 
revolutionären Wirtschaftsmaßnahmen standen, die ja nur die Nationalisierung der 

Banken, einiger Syndikate und des Transportwesens, im übrigen aber eine vorläufige 

Zusammenarbeit mit den Kapitalisten vorsah. Vorbild war die staatskapitalistische 

Wirtschaft einiger kriegführender kapitalistischer Staaten. 

In der Interpretation des Projekts Klassenanalyse hat es den Anschein, als ob 
die Arbeiterkontrolle eine der ersten revolutionären“ Maßnahmen der Sowjetmacht 
ist, nachdem das Proletariat die politische Macht übernommen hat (230). Diese 
Interpretation geht jedoch an den wirklichen Intentionen vorbei. Das Dekret über 
Arbeiterkontrolle war ein Versuch, die Enteignungswelle unter Kontrolle zu brin- 
gen, es versuchte, eine spontane Bewegung der Arbeiter zu bremsen (231). 

Die im Dekret faktisch verordnete Doppelherrschaft von Arbeitern und Un- 
ternehmern in den noch nicht nationalisierten Betrieben waren die Unternehmer 
nicht bereit zu akzeptieren. Ihre Verbände riefen zum Widerstand gegen dieses 
Dekret auf. Die daraus resultierenden Konflikte ließen die Zahl der Enteignungen 
weiter ansteigen. Auch die Beschränkung des Konfiskationsrechts auf den im De- 

Sozialrevolutionären. Unter den Arbeitern im Sowjet hatten die Delegierten aus kleine- 

ren Betrieben ein relatives Übergewicht über diejenigen aus Großbetrieben. Vgl. dazu 

O. Anweiler: Dice Rätebewegung in Rußland 1905 -1921, Leiden 1958, S. 131 ff. 

227) Daneben wuchsen die bis 1917 illegalen Gewerkschaften stark an, standen jedoch bis 
1918 in der Bedeutung hinter den Betricbskomitees zurück. 

228) „Planmäßig wurden die revolutionären Fabriken und Betriebe geschlossen, um die Arbei- 
ter durch Hunger mürbe zu machen... Die Unternehmer schliefsen die Betriebe, die 
Arbeiter öffnen sie wieder, und wenn der Unternehmer Widerstand entgegensetzt, so 
wird er von der Roten Arbeitergarde fortgejagt; erklärt cin Fabrikant, dafs er keine 
Rohstoffe oder kein Geld mchr habe, so prüft cine von den Arbeitern gewählte Kontroll- 
kommission seine Bücher, kontrollieren die Kasse, gcht in scine Bank und stellt fest, 
inwiefern die Schliefsung des Betriebes unvermeidlich sci.“ Lozowsky: Die Gewerk- 
schaftsbewegung in Rufsland, Leipzig 1920, S. 6 f. 

229) Die Tätigkeit des Allrussischen Metallarbeiterverbandes in den Jahren 1917: 1920, in: 
Kleine Bibliothek der Russischen Korrespondenz, Nr. 17, Berlin 1920,S. 20 

230) Vgl. Leninismus, a. a.0.,S.511 und 514 

231) Vgl. R. Lorenz: Wirtschaftspolitische Alternativen der Sowjetmacht im Frühjahr und 
Sommer 1918, in: Neue Kritik, Nr. 45, S. 11£. 
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zember 1917 gegründeten Obersten Volkswirtschaftsrat hielt die Nationalisierungen 
nicht auf. 

Zunächst vermied die Partei eine Stellungnahme gegen diese ihrem Wirt- 
schaftsprogramm widersprechende Entwicklung. Ein Umschwung setzte erst ein im 
Frühjahr 1918, als Lenin in seinen Schriften „Die nächsten Aufgaben der Sowjet- 
macht“ und „Über linke Kinderei und Kleinbürgerlichkeit“ die Einstellung der 
unmittelbaren Expropriationen, hohe Bezahlungen der bürgerlichen Spezialisten, 
materielle Anreize, Taylorsystem, Einmannleitung im Betrieb und andere einschnei- 
dende Maßnahmen forderte. 

Auch hier harmonisiert das Projekt Klassenanalyse die russische Entwicklung. 
Es erweckt den Anschein, als ob Lenin nichts anderes tut, als die revolutionäre 
Taktik für unentwickelte Länder wie sie von Marx und Engels vorgeschrieben wur- 
de, durchzuführen. Aber Lenin schrieb die „Nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“ 
nicht als Konkretion eines allgemeinen Rezepts, sondern reagierte auf die neue 
aktuelle politische und ökonomische Situation. Nur kurze Zeit zurück lag der 
Annexionsfrieden von Brest-Litowsk. Die ohnehin „schwer angeschlagene Wirt- 
schaft“ geriet dadurch völlig aus dem Gleichgewicht. 


„Mit der Ukraine und (etwas später) dem Donecbecken verlor Rußland seine wichtigsten Roh- 
stoffbasen, d.h. über zwei Drittel der Kohle- und Eisenförderung ein Verlust, der durch 
keinerlei Umsiedlung von Betrieben... wie sie sehr rasch eingeleitet wurden, ausgeglichen wer- 
den konnte. Fast 50% aller Industrieanlagen und damit die Hälfte der Arbeiterschaft kamen 
unter fremde Besatzung. Der Ausfall der Kornkammer Rußlands und 90 % der gesamten 
Zuckerindustrie untergrub die Lebensmittelversorgung der großen Städte. Schließlich mußte der 
nun völlig vom Westen abgeschnittene Sowjetstaat laut Vertrag finanzielle Verpflichtungen in 
Höhe vieler Milliarden auf sich nehmen” (232). 


Der Umschwung in der bolschewistischen Industriepolitik gegen die Bewegung der 
Betriebskomitees, ausgelöst durch die wirtschaftlichen Folgen des Friedens von 
Best-Litowsk, ist auf konkrete historische Ursachen zurückzuführen, nicht auf die 
„Anwendung“ einer instrumentellen Theorie. Das Hauptproblem der russischen 
Transformationsgesellschaft war der Gegensatz von Stadt und Land. Der Aufbau 
einer leistungsfähigen Industrie konnte nur über einen staatssozialistischen indu- 
striellen Sektor erfolgen (233). Allerdings wurden aus dieser Erkenntnis ebenso wie 
in der politischen Organisation einseitige Konsequenzen gezogen, die zur Liquidie- 
rung der Betriebskomitees führte, die in den nächsten Jahren in der Zwangsgewerk- 
schattsorganisation aufgingen. Die antidemokratische, zentralistische Organisations- 
form setzte sich in allen gesellschaftlichen Bereichen durch. Auf jeden Fall waren 
tür Lenin die Probleme der russischen Revolution nie theoretische, auf die Realisie- 
) R. Lorenz, a.a.0.,8. 13 
) Div Akkumulation in der Industrie konnte nur auf Kosten der Bauern erfolgen, d. h. über 
eine gesteuerte Preispolitik bei industriellen Erzeugnissen mußte ein Teil des bäuerlichen 
Mehrprodukts abgeschöpft werden. Dieses Konzept trug Trotzki bereits 1924 die Falsche 
Kritik ein, er ziele auf eine Unterdrückungspolitik gegenüber den Bauern.Die Bucharinsche 
Konzeption mit ihren Zugeständnissen an die Bauern setzte sieh durch (..Bereichert 
Euch...°%. 1926 wies dann Preobräschenski nach. dats Abschöpfung eines Teils des 
Mehrprodukts der Bauern, im Tausch mit dem staatssozialistischen industriellen Sektor 
vereinbar war mit ökonomischem Wachstum des Einzelbauern. 


rung von Modellen beschränkte Fragen: „Wir gingen in unserer Revolution prak- 
tisch, nicht theoretisch vor“ (234). 

Eine durchaus sinnvolle Äritik der Theorie Lenins hat nur einen begrenzten 
Aussagewert für die Kritik seiner Politik. Soweit die Leninismuskritik des Projekts 
Klassenanalyse eine historische Kritik zu sein beansprucht, indem sie praktisch-poli- 
tische „Fehler“ mit einem Mafistab bewertet, der sich darauf reduziert, Lenin habe 
Marx nicht verstanden und deshalb Fehler machen müssen, ist sie scholastisch und 
methodisch grundsätzlich falsch, weil sie die konkrete historische Totalität außer 
acht läßt (235) 

Wir haben uns im letzten Abschnitt auf die Probleme der westeuropäischen 
Revolution und der Arbeiterkontrolle beschränkt, weil es ausreichte, aufzuzeigen, 
daß ein idealtypischer Maßstab ciner allgemeinen Taktik an den historischen Ver- 
hältnissen oft vorbeigeht und diese in eine Schablone zwängt. Eine solche Kritik 
neigt zum Räsonnieren, weil sie nicht mehr die konkreten Verhältnisse reflektiert, 
unter denen die kritisierten Personen handeln. Nur durch Aufzeigen historisch wirk- 
lich möglicher Alternativen wird die Kritik fruchtbar für aktuelle Lurmmprozesse. 


234) Lenin: Thesen und Referat über bürgerliche Demokratie und Diktatur des Proletariäts, 
vorgetragen und bestätigt auf dem Internationalen Kommunistischen Kongreis am 4. 3. 
1919, zit. nach: Der 1. und 2. Kongreis der Kommunistischen Internationale, Berlin 
1959, S. 67. 


Der Versuch, in wenigen Punkten den historischen Hintergrund zu konkretisieren, vor 
dem Lenin handelte, heifst nicht, dafs wir die Leninsche Politik gegenüber den Betriebs- 
komitces für richtig halten. 

235) Wenn dennoch einige richtige Finschätzungen vorliegen, dann deshalb, weil historisch 
richtige Einschätzungen von Marx und Engels methodisch falsch verallgemeinert 
„angewendet“ werden dabei methodisch falsch konkretisiert und dabei auf ähnliche 
historische Bedingungen wie bei Marx und E:ngels treffen. Ein Prozeis doppelter Negation 
hinter dem Rücken des Projekts Klassenanalysc. 
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PROTOKOLLE 


LINKEN BEWEGUNG 
VIERTELJAHRESZEITSCHRIFT 


Protokoll der Diskussion in der Redaktionskonferenz zum Aufsatz von 
Scharrer/Schütte 


1. Da die Veröffentlichung des Aufsatzes von Scharrer/Schütte innerhalb der 
PROKLA-Redaktionskonferenz außerordentlich kontrovers diskutiert wurde, sollen 
hier die Argumente zusammengefaßt werden, die gegen den Aufsatz geäußert wur- 
den. Die kritischen Einwände spiegeln also keineswegs die einhellige Meinung der 
Redaktionskonferenz wider. Sie sind auch nicht ausschließlich gegen den Artikel 
von Scharrer/Schütte gerichtet, sondern wenden sich vor allem gegen mögliche Fehl- 
eniwicklungen einer politischen Richtung, die durchaus wesentliche Probleme der 
Geschichte der Arbeiterbewegung aufgreift, gerade aber in ihren moralischen und 
teilweise subjektivistischen Verkürzungen historische Lernprozesse der Arbeiterklas- 
se, die auf die reale Entwicklung des Kapitalverhältnisses bezogen sein müssen, 
sollen sie zur Entwicklung des Klassenkampfes beitragen, erschwert. 

Die Frage nach den politischen Konsequenzen einer Veröffentlichung der in 
der Kritik am Projekt Klassenanalyse entwickelten Positionen verweist auf ein Pro- 
blem der PROKLA, das nicht zufällig am Aufsatz von Scharrer/Schütte deutlich 
wird: den Widerspruch der objektiven politischen Außenwirkung der PROKLA 
einerseits und der noch unausdiskutierten politischen Position, Stoßrichtung und 
Funktion der PROKLA innerhalb der Redaktionskonferenz andererseits. Wenn der 
Redaktionskonferenz dieses Problem nicht bewußter als bisher wird, besteht die 
Gefahr, bewußtseinsbildend zu wirken, ohne jedoch die Resultate dieses Prozesses 
aufnehmen und politisch weitertreiben zu können. 

Die Redaktionskonferenz hat sich nach längerer Diskussion für die Veröffent- 
lichung entschieden, da Scharrer/Schütte wesentliche Fragen des Zusamımenhangs 
von Klassenkampt, Klassenbewußtsein, Organisation und Partei aufwerten, die von 
den existierenden Studentenparteien und der DKP längst tabuisiert werden, um sich 
stattdessen dogmatisch auf ein vermeintlich historisch legitimiertes oder gar als aus 
der allgemeinen Analyse der kapitalistischen Gesellschaft unmittelbar ableitbares 
Parteimodell festzulegen. 

Die Kritik der Redaktionskonferenz am Antang zielt vor allem auf einen 
Punkt: den aus der Geschichte der Studenienbewegung bezogenen moralischen An- 
spruch auf Emanzipation an die Organisation des Proletariats statt einer histo- 
risch-materialistischen Ableitung des Zusammenhangs von Kapitalentwicklung, 
Klassenkampf, Klassenbewußitsein, Organisation und Partei. 


2. Mit ihrer abstrakten ahistorischen Leninismuskritik, der Unterschlagung der Le- 
ninschen politischen Lernprozesse und der historischen Bedeutung Lenins in der 
Verknüpfung eines narerialistisch nicht erklärten Despotismusvorwurfs liefern 
Scharrer/Schütte sicherlich ungewollt denjenigen nützliche Argumente, die sich 
schon immer mit dem abstrakten Despotismusvorwuif gegenüber dem „Sowjetkon'- 
munismus” zufrieden gaben, um damit ihren Antikommunismus ideologisch zu 
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rechtfertigen. Die Rekonstruktion einer sozialdemokratischen Ideologie des demo- 
kratischen Sozialismus, wie sie in der aktuellen Absetzung von den „Linksradika- 
len‘ durch die DKP und Teile der Jungsozialisten erfolgt, erfährt durch eine solche 
abstrakte Kritik wesentliche Unterstützung. 


3. Dem berechtigten Angriff auf den Logizismus des Projekts Klassenanalyse liegt 
eine aufgrund einer einseitigen Marxrezeption und moralischer Postulate entstan- 
dene Gegenidentifikation zugrunde, aus der die Stellung zu Partei, Gewerkschaften, 
Klassenbewußtsein und Klassenkampf deduziert wird. Der ihrer Kritik zugrundelie- 
gende richtige Anspruch, die Entstehung von Klassenbewußtsein, Klassenkampf und 
Organisation aus der realen historischen Bewegung herzuleiten, wendet sich gegen 
die Autoren selbst, da er an keiner Stelle inhaltlich gefüllt wird, Vielmehr unterlau- 
fen sie ihren zutreffenden Hinweis, aus der Marxschen Darstellung der allgemeinen 
Bewegungsgesetze der kapitalistischen Gesellschaft lasse sich keine spezifische Form 
der politischen Organisation des Proletariats ableiten, indem bei der Marxschen 
Behandlung der englischen Gewerkschaften durch Scharrer/Schütte der Eindruck 
erıtstehen kann, als habe Marx die gewerkschaftliche Organisationsform als die aus 
der realen Entwicklung entstehende, einzige adäquate politische Organisation der 
Arbeiterklasse abgeleitet. 


4. Der in den Feuerbachthesen entwickelte emphatische Begriff der Praxis als Ver- 
mittlungsprozeß von Subjekt und Objekt wird den Verfassern zum voluntaristischen 
Postulat, das die Marxsche Weiterentwicklung des Praxisbegriffs zur Konstituierung 
von Klassenbewußtsein innerhalb des organisierten Klassenkampfs vernachlässigt. 

Da in dem Aufsatz keine Verknüpfung von Klassenkampf, Klassenbewußtsein, 
Massenorganisation, Partei und sozialer Emanzipation geleistet wird, gerät die richti- 
ge Betonung sozialer Emanzipation gegenüber einem letztlich abstrakten, objektivi- 
stischen Politik- und Kampfbegriff des orthodoxen Marxismus vor allem der 
2. Internationale tendenziell zum subjektivistischen Anspruch auf individuelle Be- 
freiung. 

Die psychische Verkrüppelung der Individuen in der bürgerlichen Gesellschaft 
sowie die Möglichkeiten sozialer Emanzipation werden nicht aus der Struktur und 
der spezifischen Form der Vergesellschaftung der Arbeit im Prozeß der Reproduk- 
tion und Akkumulation des Kapitals hergeleitet, sondern verschiedene Momente der 
Verelendung werden unverbunden, so wie sie das Kapital an der Oberfläche der 
bürgerlichen Gesellschaft produziert, aufgenommen und im Begriff der Emanzipa- 
tion versucht aufzuheben. ohne daß dabei der revolutionäre Umschlag aus der Ent- 
wicklung des Kapitalverhältnisses, des Klassenkampfs und den daraus erwachsenden 
Bewußtseinsformen Klar würde. Die Entwicklung des Widerspruchs von bürgerlicher 
Sozialisation und der Konstituierung von Klassenbewußtsein Kann nicht durch indi- 
vidualpsychologische Ansätze begriffen werden, sondern nur, wenn es gelingt, So- 
zialisation, psychische und Bewußtseinsentwicklung im Zusammenhang der kapitali- 
stischen Form der Vergesellschaftung zu vermitteln, sowie mögliche Ansätze ihrer 
Aufhebung aus den auf die Umwälzung der bestehenden Verhältnisse gerichteten 
Klassenkämpfen und Örganisationsformen anzugeben. 
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Die Aufhebung der Isolierung der Lohnabhängigen und die Entstehung von 

Klassenerkenntnis ist in den Begriffen von Praxis und Emanzipation zu kurz gegrif- 
fen. Klassenerkenntnis und die Befreiung des Individuums können sich nur im 
organisierten Klassenkampf und der bewußten Vergesellschaftung von Arbeit poli- 
tisch wirksam entfalten. Die Betonung des emanzipativen Charakters des politischen 
Kampfes, die Auflösung instrumenteller Vorstellung von Klassenkampf als simpler 
Zweck-Mittel-Relation, der Hinweis auf den notwendigen Abbau von Hierarchisie- 
rungen, Befehls- und Gehorsamsmechanismen der Entscheidungsstrukturen inner- 
halb der Klassenorganisation verweisen auf einen richtigen Zusammenhang: daß der 
Aufbau des Sozialismus als sozialer Revolution im Vermittlungszusammenhang der 
bewußten Vergesellschaftung der Arbeit nicht von den Formen und Mitteln des 
Klassenkampfs innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft zu trennen ist. Schar- 
rer/Schütte übersehen dabei jedoch vor allem in Bezug auf ihre abstrakte Leninis- 
muskritik, daß die Forderung nach emanzipativen Elementen innerhalb der Klassen- 
organisation eine wesentliche Einschränkung erfährt, die nur sehr vermittelt aus 
dem „Organisationsmodell“ herrührt, sondern vielmehr aus den objektiven Restrik- 
tionen des Kampfes, den Repressionen des Klassengegners und seiner Stärke resul- 
tiert. Die Möglichkeiten und Methoden des eigenen Kampfes werden so immer vom 
Gegner mitgeprägt. Eine abstrakte Emanzipationsforderung, die diesen Zusammen- 
hang in ihrer Leninismuskritik nicht einmal erwähnt, gerät damit schlicht zum 
voluntaristischen Postulat. 
5. Der Opportunismusvorwurf gegenüber dem Projekt Klassenanalyse ist moralisch 
und an keiner Stelle wirklich begründet. Die anscheinend spezifischen Schwierigkei- 
ten des Projekts, sich politisch zu bestimmen, die übrigens auch bei der PROKLA 
vorhanden sind, gründen in der Geschichte und dem Zerfallsprozeß der Studenten- 
bewegung, den damit zusammenhängenden Desillusionierungen, der relativ stagnie- 
renden Klassenkampfbewegung in der BRD und der spezifischen, vom wirklichen 
gesellschaftlichen Prozeß abgehobenen Rolle von Intellektuellen, den daraus er- 
wachsenden Sicherheitsbedürfnissen und möglicher Passivität, die nicht denunziato- 
risch gegen das Projekt gewendet werden können, wenn Scharrer/Schüttes Anspruch 
nicht unglaubwürdig werden soll, gerade die konkreten Bewußtseinsformen histo- 
risch erklären zu wollen, um an ihnen politisch anzuknüpfen. 

Die politische Position des Projekts ist so mit der realen historischen Entwick- 
lung der BRD sowie dem Theorieverständnis und der Marxrezeption des Projekts in 
Zusammenhang zu sehen. Die Schwierigkeit bei der Erklärung dieser Zusammenhän- 
ge wird von Scharrer/Schütte mit dem Opportunismusvorwurf zugedeckt. Die Hin- 
wendung zur DKP wird vom Projekt Klassenanalyse damit begründet, daß die DKP 
angeblich adäquater Ausdruck des Standes der Klassenkämpfe in der BRD ist. Aus 
seiner von Scharrer/Schütte zu Recht kritisierten mechanistischen Bestimmung des 
Verhältnisses von Kapitalbewegung, kapitalistischer Vergesellschaftung der Arbeit, 
Klassenbewußtsein und Partei lehnt das Projekt es daher als sektiererisch ab, wenn 
sich Intellektuelle von der DKP aufgrund deren reformistischer Ideologiebestandtei- 
le und bürokratischer Verfestigungen distanzieren, anstatt im Zusammenhang mit 
der DKP auf sie kritisch einzuwirken. Daß das Projekt in seinem mechanistischen 
Objektivismus dabei so gut wie jede Kritik sowohl an der Geschichte als auch der 
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jetzigen Praxis der Partei totschweigt und damit die DKP zu immunisieren versucht, 
erscheint uns politisch gefährlich, besonders dann, wenn das Projekt in seiner de- 
nunziatorischen und unsolidarischen Form der Auseinandersetzung mit politischen 
Gruppen und theoretischen Positionen außerhalb der DKP notwendige politische 
Diskussionsprozesse zu behindern sucht. 


6. Die Redaktionskonferenz stimmt dem Abdruck des Aufsatzes trotz aller kriti- 
schen Einwände zu, da er die Möglichkeit bietet, eine überfällige Diskussion inner- 
halb der PROKLA zu führen. Ein Anfang soll mit einem Aufsatz zur Leninis- 
mus-Frage von B. Rabehl in Nr. 11/12 der PROKLA, der sich mit den Thesen von 
Scharrer/Schütte auseinandersetzt, gemacht werden. 
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Zu den Klassenkämpfen in Chile 


Interview mit Urs Müller-Plantenberg 


Probleme des Klassenkampfs: Eingels sagt, daß man um die Armee nicht herum- 
kommt -- man könne sie nur mit gleich starken Kräften besiegen oder sie zersetzen. 
Es wird bei uns seit dem Putsch im September vielfach die Auffassung vertreten, 
Allende habe die Arbeiter verraten, indem er den Aufbau von Arbeitermilizen ver- 
hindert und sogar deren Entwaffnung zugestimmt habe. Auf der anderen Seite habe 
er die Armee gestützt und sogar gefördert (durch Waffenkäufe im Ausland usw.). 
Was würdest du zu dieser Auffassung sagen? 


Müller-Plantenberg: Engels hat recht. Entweder muß man die Armee mit gleich 
starken oder möglichst stärkeren Mitteln besiegen oder sie zersetzen. Aber was 
ergibt sich daraus? Die Kräfte, die die Armee besiegen oder zersetzen könnten, 
müssen doch zuerst geschaffen sein. Vielfach wird behauptet, daß 1970 die Arbeiter 
bewußt und entschlossen genug gewesen wären, eine bewaffnete Revolution durch- 
zuführen. Diese Behauptung geht von völlig falschen Voraussetzungen aus. Die Be- 
waffnung eines Arbeiters, der sich seiner Klassensituation nicht voll bewußt ist, der 
noch Illusionen über die tatsächliche Klassensituation hat, nützt gar nichts, weil er 
nicht weiß, was er mit der Waffe in der Hand anfangen soll. Im Laufe der drei Jahre 
der Regierungszeit Allendes hat ein Prozeß stattgefunden, der das Bewußtsein der 
Arbeitermassen unglaublich gefördert hat, der ihnen Klarheit über ihre Klassenlage 
gegeben hat, der zu einer Polarisierung der gesamten Bevölkerung geführt hat und in 
dem schließlich auch die Arbeiter erkannt haben, daß sie sich selbst bewaffnen 
müssen. 

Nun wird gesagt, daß die Regierung Allende diese Bewaffnung verhindert 
habe und daß sie sogar die Arbeiter, die bereit waren, sich zu bewaffnen, entwaffnet 
habe. Jeder Versuch von seiten der Regierung, die Arbeiter ganz offiziell zu bewaff- 
nen, hätte sofort zu einem Blutbad geführt, wie wir es jetzt im September 1973 
erleben, aber in einer Situation, in der die Arbeiter tatsächlich noch nicht die 
Klassenkampferfahrung gemacht hatten, die sie jetzt gewonnen haben. Die Bewaff- 
nung der Arbeiter konnte also nur von ihnen selbst aus erfolgen bzw. von ihren 


Daneben bestand die Aufgabe, Teile des Militärs auf die eigene Seite zu zie- 
hen. Das ist nicht mit Systematik betrieben worden, sondern der Klassenkampf 
selbst hat vielen Soldaten und Matrosen allmählich klargemacht, daß ihre Interessen 
nicht mit denen der Generäle, sondern mit denen der Arbeiter identisch sind. Das 
Bewußtsein über diese Situation entstand vor allem durch den Angriff der Rechten 
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auf die tatsächliche Lebenssituation sowohl des Arbeiters wie des Soldaten. Das 
wirtschaftliche Chaos, das von der Rechten, von der Bourgeoisie und den mit ihr 
kollaborierenden politischen Gruppen in den letzten Monaten bewußt gesteigert 
wurde, hat auch bei vielen Soldaten und Matrosen zu einer immer stärkeren Klar- 
heit über ihre Stellung in der Gesellschaft geführt. Genau diese Situation hat den 
Putsch für die reaktionären Offiziere und Generäle unausweichlich werden lassen, 
weil die Disziplin in der Truppe, die vorher erhalten werden konnte, weil das Militär 
lange Zeit an den gesellschaftlichen Prozessen kaum beteiligt war, weil diese Diszi- 
plin in der Truppe nachließ und Matrosen und Soldaten klar zu erkennen gaben, 
daß sie sich in einer Putschsituation nicht jedem Befehl beugen würden. Davon 
zeugen Interviews mit Soldaten, Unteroffizieren u. a., dafür zeugt aber vor allem der 
heftige Widerstand, der im Gegensatz zu dem was die Presse hier schreibt, von 
einzelnen Einheiten der Armee und auch der Marine nach dem Putsch geleistet 
worden ist. Über Tage ist, nach dem was wir aus Santiago jetzt wissen, von Einhei- 
ten, auch der Polizei, heftiger Widerstand geleistet worden und z.T. sind ganze 
Einheiten direkt vernichtet worden, wenn sie sich weigerten, den Befehlen der 
Putschisten zu gehorchen. 

Ein anderer Teil des Widerstandes ist der der Arbeiter, der ganz klar zeigt, daß 
‚die Arbeiterschai ie: 2 eı oh: ‚noch nie so_bewaffnet 
war wie.heute. Der Vorwurf, der der Regierung Ale gemacht. wird in Bezug : auf 
die die angebliche Entwaffnung der Arbeiter, bezieht sich,auf das Waffenkontrollgesetz, 
das.1972 von-dem mehrheitlich oppositionellen, Kongreß verabschiedet wurde. Heu- 
te wird behauptet, die Regierung Allende hätte dieses Waffenkontrollgesetz begrüßt. 
Die Wahrheit ist, daß Allende gemäß seinen präsidentiellen Volimachten ein Veto 
gegen dieses es Waffenkontrollgesetz_vorbereitet hatte und daß innerhalb der Regie- 
rungsbürokratie ein Bürokrat den Termin, bis zu dem dieses Veto eingelegt werden 
mußte, verschlampt hat, wobei nicht offen klar ist, ob es sich da nicht um Sabotage 
handelt. In der schwierigen Situation Ende Oktober 1972 blieb unter diesen Um- 
ständen der Regierung nichts anderes übrig, als das Waffenkontrollgesetz zu verab- 
schieden. Das Militär hat dann acht Monate gewartet, bis es mit der systematischen 
Anwendung dieses Gesetzes zur Kontrolie von Waffen in Privatbesitz begonnen hat, 
und zwar einseitig nicht etwa gegen die faschistischen Trupps, die Hunderte von 
Terrorakten organisiert haben, sondern gegen die Arbeiter in Fabriken, in Wohnun- 
gen und sogar auf Friedhöfen. 


Wenn ma 


ne 


akzeptiert, was.du.sagst, daß nämlich im Jahr 1970.eine politisierte. und 
se.nicht. vorhanden MAL, die zur ‚Bewaffnung } bereit gewesen 


ilisierung erreicht war, ‚die, inden Monaten. danach wieder nach- i 
ließ, Hätte nicht Allende zu diesem günstigen Zeitpunkt unmittelbar nach den 
Wahlen die Machtfrage stellen sollen, statt zu warten,.bis sie ihm von der anderen 
Seite zu einem für ihn ungünstigen Zeitpunkt aufgezwungen werden würde, wie es 
nun tatsächlich geschehen 1 ist? 


Die Frage enthält, meine ich, eine Reihe von Hypothesen, die nicht alle richtig sind. 
Die Frage nach der richtigen Ausnutzung der politischen Konjunktur kann wohl nur 
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sinnvoll beantwortet werden, wenn man immer zugleich sowohl die quantitative wie 
auch die qualitative Dimension der Mobilisierung auf beiden Seiten des Klassen- 
kampfes sieht. Es kommt also darauf an, gleichzeitig zu fragen, wie breit die Mobili- 
sierung und Organisation ist und wofür sie sich mit welchen Mitteln einsetzt. Dann 
allerdings gewinnt die Frage nach dem richtigen Zeitpunkt für die Stellung der 
Machtfrage eine erhebliche Bedeutung. 

Nehmen wir uns nun einzelne Momente vor, so ist zunächst zu betonen, daß 
zu den Wahlen von 1970 die Arheiterklasse durchaus politisiert. und mobilisiert. war, 


ne ee unse 


aber wofür? Für die "Durchsetzung , konkreter_ökonomischer, sozialer und_politi- , 
‚scher, Interessen im Rahmen und mit den Mitteln, n 
Dafür erschien die Eroberung der Regierung als ein entscheidender Schritt, und die 
Regierung hat ja dann auch die ökonomische, soziale und politische Situation der 
Arbeiter entscheidend verbessern können. Unter diesen Umständen ist es gar nicht 
erstaunlich, daß die relativ kleinen Gruppen der Linken, die den bewaffneten Weg 
als Alternative vorschlugen, nur eine sehr geringe Resonanz hatten. 

Die Machtfrage zu stellen wäre dann erstmals im April 1971 möglich gewesen. 
Am qualitativen Charakter der Mobilisierung hatte sich bis dahin zwar kaum etwas 
geändert, wie aber die Ergebnisse der Gemeindewahlen vom 4. April 1971 zeigten, 
hatte sich die Wählerbasis der Unidad Popular so verbreitert, daß sie für einen 
Moment über eine knappe absolute Mehrheit verfügte. Ein verfassungsänderndes 
Plebiszit in diesem Moment hätte unter diesen Umständen die Macht der Opposi- 
tion, zumindest im Parlament und vielleicht auch im Justizapparat, entscheidend 
schwächen können. So riskant diese Möglichkeit gewesen sein mag, sie ist nicht 
ernstlich erwogen werden, und Allende selbst hat das später (im November 1972) 
als einen der grundlegenden taktischen Fehler seiner Regierung bedauert. 

Die Situation im März 1973 war dagegen eine völlig andere. Die Parlaments- 
wahlen bedeuteten höchstens quantitativ einen (relativen) Höhepunkt der Mosbilisie- 
rung der Arbeiterklasse, qualitativ eher das Gegenteil. Im Oktober 1972 hatte die 
Reaktion erstmals die Machtfrage zu stellen versucht, und darauf hatten die Arbei- 
ter mit einer Mobilisierung auf allen Ebenen geantwortet, die überhaupt erst das 
Überleben der Regierung Allende sicherte. Die dabei von der Arbeiterklasse ent- 
wickelte Energie wurde dann aber in den folgenden vier Monaten in die traditionel- 
len Bahnen des Wahlkampfes gelenkt. Das Wahlergebnis — 7 % mehr für die Unidad 
Popular als 1970 — war zeifellos ein großer Erfolg für die Linke, gab aber doch nach 
den Maßstäben, auf die man sich im Wahlkampf selbst eingelassen hatte, keine 
Legitimationsbasis dafür ab, die Machtfrage in diesem Moment zu stellen, zumal 
auch die loyalen Militärs nicht bereit waren, sich über die Rolle des Schiedsrichters 
hinaus zu engagieren. Dazu kam, daß zu dieser Zeit große Differenzen innerhalb der 
Linken über den einzuschlagenden Weg existierten. Sie waren schon im Wahlkampf 
deutlich geworden, als die beiden wichtigsten Senatorenkandidaten der Linken 
ihren Wahlkampf unter so unterschiedlichen Slogans stellten wie „Nein zum Bürger- 
krieg!“ (der Kommunist Teitelboim) und „Revolutionäre Entscheidung!“ (der So- 
zialist Altamirano). Drei Tage nach der Wahl hielt es dann sogar eine Minderheits- 
gruppe des MAPU für opportun, die Partei zu spalten, wofür sie von den Kommuni- 
sten, den Radikalen und der Masse der linken Presse auch noch Beifall und taktische 
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Unterstützung erhielt. Kurz, unter diesen Umständen war im März 1973 kaum 
etwas zu machen. 

Es ist nun aber keineswegs richtig zu sagen, daß die Mobilisierung der Arbeiter 
in den Monaten danach wieder nachließ. Im Gegenteil, besonders der Putschversuch 
des Oberst Souper führte zu einer Mobilisierung, die breiter und intensiver war als 

orher gewesen war. Die Arbeiter besetzten unzählige Fabriken, die Basis- 
„organisa onen in den Industriegürteln und die gemeinsamen Kommandos der Lin- 
ken in den Gemeinden wurden zu einer allgemeinen Erscheinung; die Kommunisten 
begannen jetzt därin mitzuarbeiten; die taktische Einheit von Sozialisten und Kom- 
mu nisten. würde betont und gestärkt; überall wurden Verteidigungskomitees gegrün- 
ie Bewaffnung stand von jetzt an für die Arbeiter auf er Tagesordnung. 

Wenn sich die Regierung in dieser Situation nicht dazu entschloß, die Macht- 
frage zu stellen, dann wohl vor allem deshalb weil sich sofort nach der Niöderschla. 
gung des Putschversuchs zeigte, daß die loyalen Generäle und Offiziere, entgegen 
dem vermeintlichen Augenschein, nur noch eine Minderheit der führenden Militärs 
repräsentierten und darauf drängten, durch einen Ausgleich mit Teilen der Opposi- 
tion Zeit zu gewinnen und die Putschisten im Militär vorläufig zu neutralisieren. Wie 
stark sich die rechten Militärs bereits fühlten, sieht man daran, daß sie bereits drei 
Tage nach dem Putschversuch mit den brutalen Waffenrazzien gegen die Organisa- 
tionen der Arbeiterklasse begannen. 


Tatsächlich bestand also 1970 eine viel begrenztere Ausgangssituation. Es zeigt sich 
auch hier wieder einmal, daß die Massen der Abhängigen sich über ihre Situation 
klar werden nicht infolge von Agitation, Verkündung des richtigen Standpunkts 
usw., sondern daß die massenhaften Bewußtseinsbildungsvorgänge stattfinden auf- 
grund ganz realer, oft schmerzlicher Erfahrungen. Im Fall von Chile also aufgrund 
des tatsächlichen Angriffs der Rechten auf die reale Lebenssituation, wie du sagst. 
1970 stand der Prozeß der Bewußtseinsbildung erst an seinem Anfang. In der Arbei- 
terschaft waren Reformhoffnungen noch sehr verbreitet. Welche Möglichkeiten be- 
standen nun angesichts dieser beschränkten Situation, hinter dem Schutz der Links- 
regierung die eigenen Strukturen auszubauen und das Kräfteverhältnis zu verbes- 
sern, eben zum Teil jenseits oder unterhalb der eigentlichen Politik und der militäri- 
scher Maclıt, und wie weit sind dann solche Möglichkeiten auch tatsächlich ausge- 
nutzt worden? 


Man muß wohl zuerst sehen, daß die Eroberung eines Teils der Macht im Staat, 
eben nur der Regierung — daneben existierten janoch das oppositionelle Parlament, 
die reaktionäre Justiz und das Militär, von dem man sehr wenig wußte —, durchaus 
nicht nur die reformistischen Hoffnungen bestimmter Teile der Arbeiterschaft 
stärkte, sondern wegen der Maßnahmen, die diese Regierung in Angriff nahm, 
durchaus auch das revolutionäre Bewußtsein steigern Konnte, in dem Sinne nämlich, 
daß den Arbeitern klar vor Augen geführt wurde: man kann den Imperialismus 
bekämpfen, die Kupferminen können enteignet werden, die monopolistischen Un- 
ternehmen können in die Hand des Staates gebracht werden, der Hunger ist keine 
Naturnotwendigkeit, das Land kann in die Hände der Bauern schnell und zügig 
übergehen. Das haben die Arbeiter und Landarbeiter sehr schnell gelernt. 
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Aber in dem Maße, in dem die Regierung zumindest in den ersten zehn! 
Monaten Erfolge hatte, geschah gleichzeitig eine gewisse Demobilisierung in dem! 
Sinne, daß die Komitees der Unidad Popular, der Volkseinheit, die für die Wahl! 
gegründet worden waren, sich auflösten, und außer den von oben eingeführten 
Bauernräten z.B. kaum neue Organisationsformen der Arbeiterschaft entstanden. | 
Die Versuche, durch politische Überzeugungsarbeit dem abzuhelfen und die Massen ; 
stärker zu mobilisieren, waren durchaus sehr begrenzt. Es gab Besetzungen von ! 
Fabriken, es gab Besetzungen von kleineren und größeren Landgütern, die der | 
Agrarreform vorgriffen, aber es entstand doch kein allgemeines Bewußtsein von der ; 
notwendigen Konfrontation, auf die man sich vorzubereiten hätte. 

Wir können daraus lernen, daß nicht der Wille der bewußten Revolutionäre 
allein entscheidend ist, sondern auch die Situation, der sich die Arbeiter gegenüber- 
stehen. In dem Maße, in dem wirtschaftliche Schwierigkeiten, auf_deren Ursachen 
man zu sprechen kommen müßte, eintraten und das Kleinbürgertum und die Mittel- 
schichten zur Regierung der Volkseinheit in eine immer schärfere Opposition tra- 
ten, in dem Maße also, in dem der Klassenkampf von der anderen Seite konzentrier- 
ter geführt, wurde, in diesem Maße erst organisierten sich die Arbeiter und ın diesem 
uch hatte die Arbeit der politischen Linken innerhalb und außerhalb der 
Regierung. ständig, mehr Erfolg, s soweit sie darauf gerichtet war, das Bewußtsein der 
Arbeiter zu festigen, die Arbeitermassen zu mobilisieren und sie zu organisieren. 
Voraussetzung für die Möglichkeit der Mobilisierung und Organisation war aber, daß 
die Arbeiter wußten, wofür sie kämpften und welche Errungenschaften sie verteidi- 
gen. Und das hatten sie seit 1970 erfahren. 


Das ist eine interessante Präzisierung der Fragestellung; man kann eben nicht ein- 
fach mit einer linearen Mobilisierung oder Nichtmobilisierung rechnen, sondern der 
Prozeß der Bewußtseinsbildung hängt sehr konkret von den jeweiligen Situationen 
ab. Trotzdem möchte ich einen Teil der Frage von vorhin noch einmal wiederholen: 
Was waren die konkreten Formen dieser Mobilisierung etwa unter der Arbeiter- 
schaft im einzelnen — gerade darüber ist ja hier in der Presse so gut wie überhaupt 
nichts berichtet worden. 


Um ins Einzelne zu gehen: Als die Reaktion auf die Straße ging, zuerst im Novem- 
ber 1971 bei dem Marsch der Kochtöpfe, dann aber mit größerem Erfolg im April 
1972, als sich zum ersten Mal alle Parteien der Opposition zu einer gemeinsamen 
Massenkundgebung gegen die Regierung fanden, da gingen auch die Arbeiter auf die 
Straße, um die Regierung der Unidad Popular zu unterstützen. Das war eine kurz- 
fristige Mobilisierung, die nur die Kräfte zeigte, aber die doch zum Bewußtsein und 
zur besseren Organisation kaum etwas hinzufügte. Doch als im Oktober 1972 die, 
Fuhrunternehmer streikten, der Einzelhandel sich anschloß, die Verbände von: 
Ärzten, Architekten, Rechkanwällen u.a. versuchten, das gesamte wirtschaftliche! 
Leben lahmzulegen, da wurden die Arbeiter durch die praktische Situation gezwun-. 
gen, Organisationen zu schaffen, die der Verteidigung der Produktion, der Organisa 
tion der Versorgung und dem politischen Kampf dienen sollten. Organisationen, die! 
nicht von der bisherigen Struktur der Parteien und der Gewerkschaften bestimmt | 
waren, sondern die, eher vergleichbar mit den Räten, auf konkrete Situationen 


| | antworteten. Diese Organisationen in den Industkiegirteln und ihre inet 
‚ sung mit anderen Organisationen der Slumbewohner, der Frauen, der Nachbarschaf- 
„ ten und vieler Vereine, haben nach dem Oktober einen gewaltigen Aufschwung 
‚; genommen und die Verteidigung der Fabriken besonders nach dem Putschversuch 
: vom 29. Juni 1973 systematisch vorbereitet. 


Könntest du vielleicht doch wenigstens an einem Beispiel mal zeigen, was der kon- 
krete Inhalt dieser organisierten Tätigkeiten gewesen ist, welche Formen der Zusam- 
menarbeit überregional oder mit anderen ähnlichen Organisationen dabei gefunden 
worden sind? 


Am Stadtrand von Santiago gibt es verschiedene Industriegürtel, innerhalb derer 
Fabriken, die sehr verschiedene Dinge produzieren, liegen und um die herum so- 
wohl Stadtteile und Elendsviertel als auch ländliches Gebiet liegen. In dem Augen- 
blick, in dem die Versorgung ernsthaft gefährdet wurde und die Unternehmer ver- 
suchten, die Arbeiter zu bestechen, damit sie sich an dem allgemeinen Streik, der 
von den Fuhrunternehmern ausgerufen war, beteiligten, in diesem Augenblick war 
es eine unmittelbare Notwendigkeit, die Produktion aufrechtzuerhalten und sich 
gegen Sabotageakte zu schützen. Das war die Hauptaufgabe, die sich die Arbeiter in 
den verschiedenen Fabriken stellten und zu denen sie sich in Räten organisierten. 
Die zweite Notwendigkeit war, direkte Formen des Austauschs und der Versorgung 
zu schaffen, mit denen das Überleben der Bewohner der Stadt und besonders der 
Elendsviertel garantiert werden konnte; dafür zu sorgen, daß die Güter, die in den 
Fabriken produziert wurden, an die Bauern und die städtische Bevölkerung kamen 
und daß die Lebensmittel vom Land an die Arbeiter kamen. Dadurch wurde prak- 
tisch auf einem Sektor, z. B. in dem Industriegürtel Cerrillos-Maipü mit den darum- 
liegenden Stadtvierteln Maipü, Cerrillos, aber auch auf dem Land bis hin nach 
Melipilla, das Gesetz des kapitalistischen Marktes wenigstens zeitweise außer Kraft 
gesetzt. Aber ähnliches geschah in sehr vielen anderen Gegenden; und in dem letz- 
ten Fuhrunternehmerstreik direkt vor dem Putsch, der ja viei länger dauerte als der 
Oktoberstreik, haben diese Organisationen sich so stark bewährt, daß für die Masse 
der Bevölkerung die Folgen des Streiks wesentlich weniger zu spüren waren als im 
Oktober 1972. 


Könntest du noch etwas dazu sagen, wie die Räte sich gebildet haben, wie sie sich 
zusammensetzten, wie ihr Verhältnis zur Unidad Popular war und wie umgekehrt 
die verschiedenen Parteien der Unidad Popular sich zur Arbeit der Arbeiterräte 
verhielten, also sie unterstützten, tolerierten oder auch behinderten? 


Wie schon gesagt, war die Bildung von Arbeiterorganisationen neuen Typs in den 
 Industriegürteln und von umfassenderen Kommandos in den Gemeinden der Ver- 
„such, für sehr konkrete Probleme eine Lösung zu finden. Natürlich bedurfte es 

jeweils der Initiative von politisch denkenden Arbeitern oder Gruppen, die im ent- 

scheidenden Moment die notwendige Erfahrung und Führungskapazität einbrach- 
ten. Wenn ich es recht sehe, waren hier bestimmte Gruppen aus dem MAPU und der 
- Sozialistischen Partei von großer Bedeutung, und zwar die Gruppen des MAPU 
mehr wegen ihrer die Situation des Moments aufgreifenden Initiativen, die Soziali- 
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sten vor allem wegen des Gewichts, das ihre Teilnahme bedeutete. 

Um das klarer zu machen, will ich ein wenig ins einzelne gehen. Im Mai 1972 
fand in Conepciön auf Initiative des lokalen MAPU eine „Volksversammlung“ statt, 
in der zum ersten Mal die Organisation der Linken von der Basis her im Mittelpunkt 
stand. Obwohl außer den Kommunisten alle lokalen Organisationen der Linken an 
dieser Versammlung teilnahmen, wurde diese Initiative von Allende und den natio- 
nalen Führungen der wichtigsten Parteien (einschließlich des MAPU und der Soziali- 
stischen Partei) mehr oder weniger scharf kritisiert, wobei mit dem Vorwurf des 
Anarchismus und des ultralinken Sektierertums nicht gespart wurde. Im Juni 1972 
organisierten sich dann zum ersten Mal die Arbeiter mehrerer Fabriken eines Indu- 
striegürtels (nämlich des schon erwähnten von Cerrillos-Maipu), um gegen die Ver- 
haftung von Landarbeiterführern des MAPU durch die reaktionäre Justiz und gegen 
die Absetzung des sozialistischen Innenministers durch das oppositionell beherrsch- 
te Parlament zu protestieren. Die dort gemachten Erfahrungen erlaubten dann im 
Oktober 1972 unter dem Druck des Unternehmerstreiks die schnelle Übernahme 
dieser Organisationsform auch in anderen Industriegürteln. 

Die alle Formen der Basisorganisation in einer Formel zusammenfassende 
Losung „Volksmacht schaffen!“ ist meines Wissens zum ersten Mal Anfang Dezem- 
ber 1972 vom MAPU, der sich gerade eine neue Führung gegeben hatte, systema- 
tisch verbreitet worden. Sie wurde dann sehr schnell vom MIR, von der Christlichen 
Linken und Teilen der Sozialistischen Partei aufgegriffen. Erst im Juni 1973 wurde 
sie zur Losung der gesamten chilenischen Linken. 

In die Führung der Basisorganisationen wurden natürlich die aktiven Arbeiter 
gewählt, die das Vertrauen ihrer Kollegen hatten. Das waren oft, aber nicht notwen- 
dig, die Sprecher der Gewerkschaften, die ihrerseits nach parteipolitischen Gesichts- 
punkten gewählt worden waren. Man darf aber nicht vergessen, daß auch zu diesem 
Zeitpunkt noch viele Arbeiter nicht gewerkschaftlich organisiert waren und viele 
Kleinbetriebe gar keine gewerkschaftliche Organisation kannten. Insofern war, we- 
nigstens nach dem Konzept, die Organisation in den Industriegürteln viel umfassen- 
der als die Gewerkschaftsorganisation. Auf der anderen Seite war sie auch umfassen- 
der als die Unidad Popular, weil sich der MIR von Anfang an daran beteiligte und 
weil das Bestreben überall dahin ging, auch die unabhängigen und christdemokrati- 
schen Arbeiter einzuschließen, was auch in wachsendem Umfang gelang. Weil sich in 
der Führung das Kräfteverhältnis der politischen Parteien innerhalb der beteiligten 
Arbeiterschaft spiegelte, lag die Führung der Organisationen fast ausnahmslos bei 
Mitgliedern der Sozialistischen Partei. 

Der MIR hat diese räteähnlichen Organisationen von Anfang an unterstützt, 
weil er sich von ihnen eine Stärkung der revolutionären Kräfte gegen die von ihm als 
„reformistisch“ bekämpften Tendenzen in der Regierung und besonders in der 
Kommunistischen Partei versprach. Das Selbstverständnis der meisten Organisatio- 
nen ging aber eher dahin, unter Betonung der eigenen Autonomie in Einzelfragen, 
die Regierung gegen den Angriff der Rechten zu stärken und zu stützen und dem 
Zentralen Gewerkschaftsbund mit seiner traditionellen und teilweise bürokratischen 
Struktur neue Impulse zu geben. 

Den Kommunisten war selbst das lange Zeit zu viel. Nach dem Oktober 1972, 
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als sie beim Aufbau der Organisationen beteiligt gewesen waren, zogen sie sich 
systematisch wieder zurück, weil sie von den Industriegürteln und Gemeindekom- 
mandos eine den Gesamtprozeß gefährdende unkontrollierbare Gegenmacht gegen 
die Regierung und eine Konkurrenz zu den häufig von Kommunisten geführten 
Gewerkschaften fürchteten. Erst als nach den Wahlen vom März 1973 der Druck der 
Rechten wieder stärker wurde, zeigte sich die Parteiführung wieder stärker bereit, 
dem Druck der eigenen Basis nachzugeben und die Mitarbeit der Kommunisten in 
den Organisationen der Volksmacht zu fördern. In den letzien Wochen vor dem 
Putsch war es also dann endlich so weit, daß die gesamte Arbeiterklasse daran war, 
sich über die Grenzen der Unidad Popular und der Gewerkschaften hinaus gemein- 
sarı zu organisieren. 


Du hast vorhin die Frauen erwähnt, die mit Kochtöpfen auf die Straßen gegangen 
sind. Man vermutet, obwohl das hier in der Presse nicht gesagt worden ist, daß diese 
Frauen den besseren und besten Schichten angehörten. Aber zunächst einmal paßt 
es in das gängige Bild von konservativen Tendenzen bei den Frauen überhaupt; es 
hat ja z. B. 1919 zur großen Überraschung der SPD ein beträchtlicher Teil auch der 
Frauen der Arbeiterschaft rechts gewählt, jedenfalls nicht so links wie erwartet 
worden war. In Chile haben nun aber offenbar auch die Frauen auf der Linken 
eigenständige Formen von Organisationen gebildet. Was waren die konkreten Inte- 
ressen, die die Frauen mobilisiert haben, und zwar nach links hin mobilisiert 
haben? 


Die Frauen haben unter den Schwierigkeiten, die durch das Wirtschaftschaos ausge- 
löst wurden, wahrscheinlich mehr zu leiden gehabt als die Männer, weil sie gezwun- 
gen waren, oft Stunden und Stunden nach Waren anzustehen, um das Essen für die 
ganze Familie zu organisieren. In dieser Situation war die Antwort, die die Frauen 
gaben, eine Antwort, die sich ganz klar an den Klassengrenzen orientierte. Die 
Arbeiterfrauen wurden sich schnell klar darüber, wer es war, der ihnen das Leben 
schwermachen wollte. Sie hatten zum ersten Mal Geld und konnten kaufen, wenn 
auch nur unter den Schwierigkeiten, die das Schlangestehen mit sich bringt. Die 
Frauen der Oberschicht, die die Demonstration der Kochtöpfe organisiert hatten, 
hatten immer Geld gehabt, und für sie war die Regierung schuld daran, daß sie jetzt 
zum ersten Mal nicht alles sofort Kriegten, was sie gerne haben wollten. Tatsächlich 
gab es meistens genügend Möglichkeiten, sich auf dem von den besseren Schichten 
organisierten Schwarzmarkt doch alles zu besorgen, was sie haben wollten. 


Du hast eben gesagt, die Arbeiterfrauen wußten, wer ihnen das Leben schwermach- 
te. Du hast verwiesen auf die Polarisierung, die da stattgefunden hat. Das führt zu 
der Frage nach der Rolle der Mittelschichten, von denen man ja hier immerhin 
verhältnismäßig noch am meisten gehört hat, beispielsweise von den Fuhrunterneh- 
mern, die einen sogenannten Streik veranstaltet haben. Ist die Antwort man ganz 
einfach die, daß diese Polarisierung wesentlich von der Stellung im gesellschafrtli- 
chen Reproduktionsprozeß bestimmt worden ist, daß also auf der einen Seite die 
abhängig Arbeitenden standen und auf der anderen Seite die großen, kleinen und 
sogar kleinsten Besitzer von Produktionsmitteht, Handwerker, kleine Geschäftsleute 
usw.? Oder gab es da gewisse Möglichkeiten der Variation der Entscheidungen nach 
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der einen oder anderen Seite hin? 


Die Mittelschichten, für die man -— besonders im Englischen und dann auch im 
Spanischen — oft auch den unglücklichen Ausdruck „Mittelklasse“ verwendet, sind 
durchaus nicht eine geschlossene Einheit. Natürlich ist es notwendig zu versuchen, 
diese Mittelschichten zu neutralisieren, wobei zunächst anzumerken ist, daß große 
Teile des Subproletariats, die nach ihrer Stellung im Produktionsprozeß vielleicht 
diesen Mittelschichten zugerechnet werden könnten (wie z. B. Gelegenheitshändler, 
Schuhputzer, Kleinsthandwerker, Wäscherinnen usw.) in der Situation eines unter- 
entwickelten Landes wie der Chiles nicht zu den reicheren, sondern zu den armen 
Schichten gezählt werden müssen und deshalb von dem wirtschaftlichen Chaos, das 
geschürt wurde, genauso betroffen wurden wie die Arbeiter selbst und deshalb 
vielfach an die Seite der Arbeiter gefunden haben. 

Aber beschäftigen wir uns mit den eigentlichen Mittelschichten, zu denen ja 
neben den Besitzern von Produktionsmitteln auch die Freiberuflichen gehören und 
eine ganze Zahl von relativ privilegierten Angestellten und Technikern, auch Staats- 
angestellte wie Lehrer und nicht zuletzt auch die Berufsmilitärs und die Polizei. Es 
ist nun zweifellos nicht so, daß alle diese Mittelschichten voll auf der Seite der 
Rechten standen, aber es ist auch eine Illusion anzunehmen, daß in der Koalition, 
die die Unidad Popular darstellte, die Mittelschichten eine schr breite politische 
Unterstützung gaben. 1970 hat tatsächlich nach einer genaueren Analyse der Wahl- 
ergebnisse nur ein sehr schr geringer Teil der Mittelschichten für die Unidad Popu- 
lar gestimmt, und der Stimmenzuwachs, den die Unidad Popular nach 1970 bei 
Wahlen erzielt hat, ist eher aus dem Subproletariat gekommen als aus den Mittel- 
schichten. 

Nun muß man auch eine Unterscheidung machen zwischen politischer Unter- 
stützung auf der einen Seite und wirtschaftlichem Wohlverhalten auf der anderen. 
Bei klarer Erkenntnis der Situation hätte die Unidad Popular sich nicht notwendig 
durch gewisse Verluste von politischer Unterstützung durch die Mittelschichten 
(etwa am Anfang des Jahres 1972) dazu treiben lassen müssen, den Mittelschichten 
hinterherzulaufen, wie das dann im Laufe des Jahres 1972 geschehen ist. Die Uni- 
dad Popular hat unter maßgeblichem Einfluß des kommunistischen Finanzministers 
Orlando Millas etwa seit Juni 1972 eine Politik durchgeführt, die darauf hinauslief, 
dem Kleinbürgertum Garantien zu geben und Konzessionen zu machen und zwar in 
einer Weise, die bedeutete, daß die Gesetze des kapitalistischen Marktes wieder 
stärker zur Richtlinie der Wirtschaftspolitik wurden. 

Angesichts verschiedener Gleichgewichtsstörungen des kapitalistischen Mark- 
tes, die durch den Angriff des Imperialismus einerseits, durch die vorherigen Maß- 
nahmen der Regierung andererseits schon zutage getreten waren, war nun aber 
dieser Versuch einer Orientierung an den Gesetzen des kapitalistischen Marktes nur 
der Auftakt zu einer ungeheuren Spekulation dieser Mittelschichten und des Klein- 
bürgertums. Sie kümmerten sich nicht, wie man das erwartet hatte, um Produktion 
und Investition, sondern um spekulative Geschäfte. Nun ist es zweifellos nicht 
falsch, den Mittelschichten Garantien zu geben, um ihr wirtschaftliches Wohlverhal- 
ten zu sichern. Diese Garantien müssen aber verbunden sein mit einer scharfen 


135 


Kontrolle sowohl durch den Staatsapparat wie durch die unmittelbaren einen Pro- 
zeß in Bewegung, von dem zugleich auch andere Teile der Mittelschichten, die ihnen 
gemacht werden, die Überzeugung ableiten sollen, daß sie den Prozeß beherrschen 
und sich dann entsprechend wild benehmen. 

» Als das Bürgertum und Kleinbürgertum zu spekulieren begann, setzte es einen 
Prozeß in Bewegung, von dem zugleich auch andere Teile der Mittelschichten, ja 
sogar Arbeiter und sozialisierte Betriebe erfaßt wurden. Solange keine klare Planung 
bestand und jeder Betrieb in weiten Teilen darauf sehen mußte, sein Eigeninteresse 
zu vertreten, waren nicht einmal nationalisierte Betriebe frei von der Hoffnung, 
durch Spekulation Fortschritte machen zu können. Viel weniger die Staatsangestell- 
ten und Techniker und privilegierte Arbeiter. Die Aussicht, es da, sich um die 
Produktion selbst noch zu kümmern? In dem Maße, in dem nun als das Ergebnis 
der Produktion selbst. In dem Maße, in dem bestimmte Lebensmittel oder sonstige 
Dinge des täglichen Konsums knapper wurden, konnte man durch Horten und 
Verkaufen auf dem Schwarzmarkt ungeheure Gewinne machen. Was lohnte sich da, 
sich um die Produktion selbst noch zu kümmern? In dem Maße, in dem nun klar 
wurde, daß dem Chaos und der Spekulation tatsächlich nur noch durch Maßnahmen 
abgeholfen werden konnte, die zu einer Sozialisierung sowohl der Produktion als 
auch des Handels in innmer stärkerem Ausmaße führten, teilte sich die Gesellschaft 
immer klarer in die, die dieses als mögliche Lösung zu akzeptieren bereit waren, 
nämlich vor allem die Arbeiter und die ärmere Bevölkerung, und die, die darin nicht 
nur einen Verlust ihrer Spekulationsmöglichkeiten sahen, sondern auch ihrer bishe- 
rigen wirtschaftlichen „Freiheit“. Unter diesen Umständen ist es eher erstaunlich, 
daß bestimmte Teile der Mittelschichten, wie z. B. große Teile der Volksschullehrer, 
aber auch der Professoren, Ärzte und sogar Fuhrunternehner, sich nicht auf die 
Seite der Rechten geschlagen haben, sondern die Regierung der Unidad Popular 
weiter unterstützten. 

Die Lehre, die man daraus wahrscheinlich ziehen könnte, ist, daß ohne eine 
frühzeitig einsetzende gesellschaftliche Planung unter Einfluß der Arbeiterschaft 
und ohne eine gesellschaftlich ausgeübte Kontrolle Teile der Mittelschichten bereit 
sind, das Chaos durch die Vertretung ihrer unmittelbarsten Interessen zu vergrößern 
und daß sie die dann notwendigen Schritte zur Überwindung der Situation so 
fürchten, daß sie sich auf die Seite des Klassengegners fäst notwendig schlagen 
müssen. 


Gegen diese von dir eben gezogene Folgerung könnte man allerdings einwenden, 
daß sie aus objektiven Gründen gar nicht zulässig ist. Denn ein beträchtlicher Teil 
des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses ist ja gerade in der Hand dieser klei- 
nen Warenproduzenten usw.; das schlagendste Beispiel sind doch wohl diese Fuhr- 
unternehmer, die den größten Teil des Transportsystems in ihrer Hand haben. Das 
Transportsvstem z. B. war eben einer Planung nicht zugänglich. Die Frage wäre 
also: Ist das nichr eine leere Empfehhng, die jedenfalls unter den spezifischen 
Verhältnissen in Chile undurchführbar gewesen wäre? Ich muß ehrlich sagen, diese 
Empfehlung erinnert mich etwas an die verbreitere Losung von der Zerschlagung 
des Staatsapparates, bei der man sich dann immer fragt, wie sich das die Leute 
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eigentlich vorstellen. 


Natürlich wird man nicht annehmen können, daß der Imperialismus und die Bour- 
geoisie darauf verzichten, so große Teile des Kleinbürgertums wie immer möglich für 
ihre Zwecke einzusetzen, und dafür auch bereit sind, beliebige Mittel zur Verfügung 
zu stellen. Das war in Chile gar nicht so kostspielig, wie man sich das vielleicht 
vorstellen mag. Aber die Frage ist ja nicht, wie man einen Angriff der Rechten 
verhindern kann — das wird man wohl nie können —, sondern die Frage ist, wie man 
verhindern kann, daß dieser Angriff zum Erfolg führt und sich wie in Chile auf eine 
Massenbewegung der Mittelschichten und besonders des Kleinbürgertums stützen 
kann. Hätte frühzeitig der Versuch bestanden, tatsächlich gesellschaftlich zu planen 
und keine Konzessionen zu machen, ohne gleichzeitig zu Kontrollieren, was das 
Kleinbürgertum mit diesen Konzessionen anfängt, dann wären die Angriffsmöglich- 
keiten der Rechten sehr viel beschränkter gewesen. Aber das verschiebt nur die 
Frage, denn eine Planung, die die Privatwirtschaft mit einbezieht und nicht bei 
indikativer Planung stehenbleibt (also bei Globaldaten, nach denen sich dann die 
Privatunternehmer richten können oder auch nicht), verlangt ein Maß von Arbeit 
auf seiten der Planer und der Arbeiter, die die Inhalte dieser Planung zu bestimmen 
hätten, wie man sich das kaum vorstellen kann; eine solche Planung verlangt vor 
allem auch das Bewußtsein von der Notwendigkeit dieser Planung und Kontrolle. 
Dieses Bewußtsein war in Chile sehr wenig entwickelt in den Jahren 1971 und 1972 
und ist erst 1973 unter dem Eindruck der Probleme sehr viel weiter entwickelt 
worden, so daß in den letzten Wochen und Monaten außerordentlich intensiv an 
einer sehr detaillierten Planung für das Jahr 1974, besonders für den gesamten 
Industriebereich, gearbeitet wurde. 


Die Forderung nach detaillierter Planung scheint mir zunächst genauso abstrakt zu 
sein wie die Vorstellung, daß man sich im Staatsapparat in der Position befindet, die 
Mittelklassen zu ökonomischem Wohlverhalten zwingen zu können. Wenn ich die 
chilenische Situation aus deinen Äußerungen richtig verstanden habe, befand sich 
doch die Linke immer noch im Vorfeld der realen Übernahme der politischen 
Macht. Die Möglichkeit, Zwischenklassen zu ganz bestimmtem ökonomischem Ver- 
halten zu zwingen, würde ja voraussetzen, daß die Machtfrage entschieden ist; daher 
ergaben sich ja auch die Schwierigkeiten der Unidad Popular, erfolgreiche gesell- 
schaftliche Bahnen überhaupt zu betreten. 


Tatsächlich verfügte die Unidad Popular nur über einen begrenzten Teil der Macht 
und nicht über die ganze politische Macht. Aber es ist doch zu fragen, ob nicht bei 
einer größeren Ausnutzung der Möglichkeiten, die sie hatte, der Möglichkeiten der 
Kontrolle und der Planung, das von den Mittelschichten mitgetragene Chaos in der 
Wirtschaft stärker hätte eingedämmt werden und damit der politische Zusammen- 
bruch vermieden oder hinausgeschoben werden können. Im ersten Jahr der Regie- 
rung Allende gab es durchaus das, was wir vorhin wirtschaftliches Wohlverhalten der 
Zwischenschichten genannt haben; die Inflationsrate sank sogar. Erst in dem Augen- 
blick, in dem wirtschaftliche Schwierigkeiten auftraten, begann die Spekulation, 
begann das Kleinbürgertum zu rebellieren und an der Zerstörung der Wirtschaft 
mitzuarbeiten. Man ınuß zugeben, daß die Kontrolle durch den Staatsapparat sehr 
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erschwert war, einmal weil dieser Staatsapparat nicht für eine solche Aufgabe ge- 
schaffen war (es waren im wesentlichen bürgerliche Institutionen, Institutionen des 
bürgerlichen Staates) und zum anderen, weil große Teile des Staatsapparates von 
Gegnern der Regierung besetzt waren. Es ist aber zu fragen, ob sich die Regierung 
der Unidad Popular aus Rücksicht auf die Interessen der Mittelschichten so weit 
hätte treiben lassen sollen, daß sie Formen der Arbeiterkontrolle, wie sie von der 
Linken z. T. gefordert wurden, ausschloß, wie sie das getan hat. Erst unter dem 
Eindruck des Putschversuches vom Juni 1973 und des zweiten Fuhrunternehmer- 
streiks sind wirklich alle Formen der Arbeiterkontrolle von der Unidad Popular 
gutgeheißen und gefordert worden. 


Es ist in jedem Fall eine schwierige Sache, hier von der Ferne aus die Frage zu 
stellen, ob in Chile von der Unidad Popular grundsätzliche Versäumnisse gemacht 
worden sind. Gerade angesichts dessen, was jetzt jeden Tag dort in Chile passiert, 
glaube ich aber doch, daß wir im Hinblick auf das, was wir für uns lernen können, 
diese Frage doch stellen sollten. Die Frage also, ob über das was bisher schon 
angeschnitten worden ist hinaus, von grundsätzlichen Versäumnissen gesprochen 
werden muß? 


Ich glaube, daß die Grundversäumnisse erstens darin lagen, daß man das Militär 
zwar an die Regierung zu binden suchte, sich aber nicht gleichzeitig systematisch 
genug darauf vorbereitete, bei einem eventuellen Verfassungsverrat des Militärs die 
notwendige Gegenkraft zu haben; und zweitens darin, daß man es nicht verstanden 
hat, die Mittelschichten so zu Kontrollieren, daß sie zu einem spekulativen und 
damit vollkommen destruktiven Verhalten keine Gelegenheit fanden. 

Darüber hinaus sind natürlich viele andere Fehler im einzelnen gemacht wor- 
den. Etwa, daß man an Punkten angegriffen hat, an denen man noch hätte warten 
können, d.h. daß man in manchen Fällen den Faktor Zeit nicht richtig in Betracht 
gezogen hat, oder auch, daß man an Punkten nicht angegriffen hat, an denen man 
schon viel früher hätte attackieren müssen. Um ein Beispiel zu nennen: Der Ver- 
such, die Schule auch nur in einem demokratischen Rahmen zu reformieren und 
bestimmte Privilegien abzuschaffen, die für das Bürgertum in dem gegenwärtigen 
Schulwesen vorhanden waren, hat nichts eingebracht außer einem zusätzlichen Ar- 
gument für das Bürgertum, daß sich in dieser Auseinandersetzung sogar auf einen 
Teil der Kirche stützen konnte. Das hätte noch mehr Zeit gehabt. Im ganzen ist die 
Unterstützung, die für die Unidad Popular aus dem Subproletariat von Anfang an 
hätte kommen können und dann auch tatsächlich gekommen ist, unterschätzt wor- 
den. Das liegt daran, daß die bestimmenden Parteien der Unidad Popular, also die 
Sozialistische Partei und die Kommunistische Partei, im wesentlichen Arbeiterpar- 
teien waren, die als Bündnispartner immer nach den sog. Mittelklassen suchten und 
darüber vergaßen, daß es eine große Zahl von Menschen gibt in Chile, die in sehr 
elenden Verhältnissen leben. Parteien, die dann zur Unidad Popular gestoßen waren, 
wie etwa der MAPU, haben sich zwar dann in stärkerem Maße auch auf die Landar- 
beiterschaft stützen wollen; aber es ist bezzichnend, daß in den Elendsvierteln die 
Arbeit gegen die Demagogie der Christdemokratie weniger aus diesen Parteien kam, 
erst recht nicht aus der Radikalen Partei, sondern aus der Christlichen Linken, die 
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bewußt sich nicht als marxistische Partei verstand, und aus dem MIR, der außerhalb 
der Unidad Popular stand. Diese Unterschicht hat einmal in Chile für die Wahlen 
eine größere Bedeutung als in Europa; und gerade die Zunahme der Wählerschaft 
der Unidad Popular hat ja die Putschisten so sehr besorgt gemacht, daß sie zuschla- 
gen mußten. Andererseits mußte aber auch ein Weg gefunden werden, die Rekrutie- 
rungsphase faschistischer Organisationen, die immer nach dem Lumpenproletariat 
als erstem Verbündeten oder besser Söldner suchen, zu reduzieren. Das ist in einem 
erstaunlichen Maße gelungen, wenngleich die kleine faschistische Organisation 
Patria y Libertad immer noch Leute gefunden hat, die sich für einige Groschen zur 
Verfügung gestellt haben, um irgendwo zuzuschlagen. Die Hauptmasse der Leute, 
die bei Patria y Libertad arbeiteten, kam aber aus den reichen Schichten, was man 
etwa ablesen kann an den Listen der Verhafteten, die Attentate und Sabotageakte 
unternommen hatten. 


Wer stand denn nun eigentlich direkt hinter dem Putsch? 


Die Bourgeoisie, vor allem vertreten durch die Nationale Partei, hat zweifellos schon 
von Anfang an nichts unversucht gelassen, um der Regierung Allende so schnell wie 
möglich ein Ende zu bereiten. Und nicht nur die ITT-Affäre von 1970 verrät, daß 
die internationalen Konzerne dieselbe Strategie verfolgten und der Regierung Allen- 
de so früh wie möglich ein schnelles Ende wünschten und auch daraufhin gearbeitet 
haben. Im Jahre 1973 hat sich dann aber für die Christdemokraten, zumindest für 
ihren rechten Flügel, der von dem ehemaligen Präsidenten Frei beherrscht wird, 
herausgestellt, daß ihre bisherige Strategie (die sog. Strategie der russischen Mar- 
schälle, die darauf hinauslief, den Gegner bis kurz vor Moskau kommenzulassen, um 
ihn dann zu schlagen) keine Chance mehr hatte. Es war bei dem Anwachsen der 
Anhängerschaft der Regierung Allende auch unter den Soldaten nicht mehr zu 
erwarten, daß die Rechte ohne weiteres in den nächsten drei Jahren auf unblutige 
Weise die Macht wieder erobern könnte, und selbst für 1976, für die nächsten 
Präsidentschaftswahlen, lagen die Chancen schlecht. In dieser Situation hat der 
rechte Flügel der Christdemokratie und besonders Eduardo Frei alles getan, um den 
Putsch zu fördern. Daß jetzt auch die Christdemokratische Partei verboten ist, 
widerlegt das nicht. Untersucht man den Verlauf des Putsches im einzelnen, so 
erkennt man, daß zu Anfang versucht wurde, jede Möglichkeit für eine scheindemo- 
kratische Lösung nachher offenzulassen. Aber die Konterrevolution hat ihre eigene 
Logik und ihre eigene Dynamik. Die Putschisten, selbst wenn sie wie der General 
Pinochet an der Spitze der Junta bisher nicht als Vorkämpfer des Faschismus her- 
vorgetreten waren, sind jetzt gezwungen, Tag für Tag mehr brutalen Terror anzu- 
wenden, um dem Widerstand der Arbeiter und eines Teils der Soldaten zu begegnen. 
Da sie sich gezwungen sehen, den Marxismus auszurotten, um diesen Widerstand zu 
brechen, müssen sie mit dem Marxismus auch die letzten Formen bürgerlicher De- 
mokratie und Legalität ausrotten, weil die Idee des Sozialismus in Chile die Massen 
ergriffen hat und das, was sie jetzt erleben, sie nur in dieser Idee bestärken kann. 
Demokratie, gleich welcher Art, ist in Chile deshalb ohne Marxismus nicht denkbar. 


Versuchen wir abschließend, Erfahrungen der Linken in Chile, in der Unidad Popu- 
lar vereinigt und außerhalb, zu verallgemeinern (wir meinen natürlich nicht, daß wir 
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alle Verallgemeinerungen auf die Situation in Westeuropa bzw. etwa in der BRD für 
übertragbar halten). Die Erfahrungen der chilenischen Linken können uns helfen, 
die spezifischen Bedingungen einzuschätzen, die zur Erschütterung der bürgerlichen 
Gesellschaft in ihren Grundfesten führen können. Wir konzentrieren uns dabei auf 
drei Punkte, die bei uns in der Diskussion eine besondere Rolle spielen und wo 
bestimmte Gruppen z. T. unhaltbare Positionen vertreten. 

Eine zentrale Frage bei der Einschätzung dieser Bedingungen ist die Frage 
nach der Möglichkeit und der Funktion einer Linksregierung in einer Phase, in der 
vor allem die ökonomische Macht der Bourgeoisie noch nicht gebrochen ist. In allen 
Darstellungen der Arbeit der Unidad Popular — solange sie nicht bloße Diffamierun- 
gen sind — wird die in drei Jahren geleistete Mobilisierung und Politisierung der 
Massen hervorgehoben. Die Betonung dieser Tatsache ist besonders denjenigen ge- 
genüber wichtig, die verkennen, daß bei der Regierungsübernahme der Unidad Popu- 
lar eine solche Politisierung nicht vorhanden war, die es ihr vielleicht erlaubt hätte 
— wie eine abstrakte Forderung hierzulande lautet — das Volk zu bewaffnen. Diese 
Tatsache muß aber vor allem betont werden, um auf die erfolgreiche Möglichkeit 
hinzuweisen, hinter dem Schutzschild einer Linksregierung die Massen zu mobilisie- 
ren und für weiterreichende Ziele zu politisieren und diese Mobilisierung durch 
Schaffung basisnaher Organisationsformen zu fördern und abzusichern. Für linke 
Gruppen, die vielleicht schärfer als andere die begrenzte Funktion einer Linksregie- 
rung als Übergangsregierung sehen, kann und darf es daher keine Kritik einer sol- 
chen Linksregierung um jeden Preis geben. Kritik muß immer solidarisch sein und 
darf nur und muß dann geübt werden, wenn Maßnahmen der Linksregierung die 
Funktion des Schutzschildes in Frage stellen und die Mobilisierung der Massen 
behindert wird. 

Die Antwort auf die erste Frage des Interviews läßt sicher Verallgemeinerun- 
gen zu, die überall in Westeuropa zu beherzigen sind. Die Justiz, die staatliche 
Bürokratie, vor allem aber die Polizei und das Militär stehen immer, so neutral sie 
sich auch zu geben scheinen, wenn sie sich aus den in der übrigen Gesellschaft 
ausgetragenen Auseinandersetzungen herauszuhalten scheinen oder wenn sie daraus 
herausgehalten werden, in Situationen der Entscheidung auf der anderen Seite. Es 
gilt deshalb von Anfang an, die durch eine Mobilisierung der Massen sich verschär- 
fenden Widersprüche auch in Polizei und Armee wirksam werden zu lassen. Das 
wird nur möglich sein, wenn auf eine an Äußerlichkeiten sich festmachende pau- 
schale Verurteilung von Polizei und Armee verzichtet wird zugunsten einer langwie- 
rigen Aufklärung und Agitation in Polizei und Armee. 

Schüeßlich jedoch müssen wir uns die Erfahrung, wie die Regierung der Uni- 
dad Popular in Chile ihr Ende gefunden hat, vor Augen halten. Es ist sicher richtig 
und wichtig, sich in der Agitation immer wieder auf Verfassung und Recht zu 
berufen; in Wirklichkeit ist es allerdings so, daß da, wo die bürgerlich-parlamentari- 
schen Möglichkeiten für die Durchsetzung einer radikalen Veränderung, ja nur für 
eine Gefährdung der ökonomischen Machtverhältnisse voll ausgenutzt werden, daß 
da die Bourgeoisie just diese Verfassung und dieses Recht nur noch als einen Fetzen 
Papier betrachtet, auf dem sie Soldatenstiefel herumtrampeln laßt. 
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Anhang 


Ausgewählte Veröffentlichungen über die Geschichte Chiles und die Regierungszeit 
der Unidad Popular 


Über die Entwicklung der Klassenkämpfe in den Jahren der Regierung Frei und 
besonders der Unidad Popular unter Allende liegen mittlerweile zahlreiche Bücher 
und Aufsätze vor, aus denen hier nur einige — u.E. auch nach dem Putsch des 
Militärs im vergangenen September — besonders brauchbare Arbeiten genannt wer- 
den sollen. 


Autorenkollektiv: Chile zwischen bürgerlichem Weg und sozialistischer Revolution, 
erstmals in deutsch erschienen in: Arbeiterpolitik. Informationsbriefe der Gruppe 
Arbeiterpolitik, Nr. 4-6, Bremen 1971; nachgedruckt in: Probleme des Klassen- 
kampfs, Nr. 3, Mai 1972,8. 145-184. 


In diesem Beitrag wird versucht, von den konkreten Bedingungen, wie sie 1970 in 
Chile bestanden haben, auszugehen und zu diskutieren, welche Möglichkeiten sich 
durch die Unidad-Popular-Regierung für die revolutionäre Linke eröffnen, ihre eige- 
nen Positionen und Kräfte auszubauen, d. h. hinter dem Schutz einer solchen Links- 
regierung die Kräfteverhältnisse zu ihren eigenen Gunsten zu verschieben. Die Kon- 
zentration auf diese Fragestellung ist für die „Fehler“-Diskussion über die Unidad 
Popular Chiles, wie sie innerhalb der Linken der BRD geführt wird, besonders 
wichtig, da es meistens in diesen Einschätzungen nicht gelingt, die allgemeinen 
Aussagen (wie der Notwendigkeit der Zerschlagung der bürgerlichen Institutionen 
und der Armee als Bedingung des Aufbaus des Sozialismus) mit den konkreten 
Ausgangsbedingungen (Bewußtseinsstand der Arbeiterklasse, Rechtsstaats- und Par- 
lamentarismusillusionen, Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen) zu verbinden. 


Luis Vitale: Que despues de las elecciones? Santiago de Chile 1970. 


In ähnlicher Weise versucht auch dieser marxistische Historiker und langjährige 
Gewerkschaftsführer die Möglichkeiten und Grenzen zur Durchsetzung der Interes- 
sen der Arbeiterklasse zu bestimmen, die sich durch den Wahlsieg der Unidad Popu- 
lar ergeben können. Dieses Buch enthält eine straffe und informative Darstellung 
der sozialen Prozesse, die zur Niederlage der Christdemokraten in den Wahlen 1970 
geführt haben. Vitale diskutiert in diesem Beitrag ebenso realistisch den Bewußt- 
seinsstand der chilenischen Arbeiterklasse und die realen Kräfteverhältnisse zwi- 
schen den Klassen, um von daher die von der revolutionären Linken zu leistenden 
Aufgaben zu entwickeln. 


Dieter Boris/Elisabeth Boris/Wolfgang Eberhardt: Chile auf dem Weg zum Sozialis- 
mus, Köln 1971. 


Brauchbar ist in diesem Buch, das aus Seminararbeiten an der Marburger Universität 
hervorgegangen ist, vor allem der historische Teil und die Passagen über die Strate- 
giediskussion zwischen der Kommunistischen und der Sozialistischen Partei. 
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Elisabeth Boris/Hans Haustein: Die Unidad Popular und die Offensive der Reaktion 
in Chile, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Nr. 1/1973. 


Dieser Aufsatz bringt präzise Daten und Informationen über das Arsenal der Reak- 
tion, angefangen von den Manipulationen der Kupferpreise und der Zurückhaltung 
der Kredite bis hin zu den Umsturzplänen und den koordinierten Sabotageakten der 
Rechtsparteien und faschistischen Organisationen. Ebenso gehen die Verfasser auf 
die Antwort der in der Unidad Popular zusammengeschlossenen Parteien auf diese 
Offensive der Konterrevolution ein. 


Reinhard von Brunn: Chiles „gesetzlicher Weg‘ — eine Sackgasse? in: Kritische 
Justiz, Heft 3/1973 (im gleichen Heft weitere Beiträge zu Chile) 


geht besonders auf Einzelheiten der „Gegen-Legalität‘‘ der Bourgeoisie und ihre 
sichere Verankerung in Organen der Justiz und des Rechnungshofes ein. 


Hans Rudolf Sonntag: Revolution in Chile, Frankfurt 1972. 


Vom theoretischen Rahmen A.G.Franks ausgehend beschreibt Sonntag material- 
reich die Jahre vor dem Wahlsieg der Linkskräfte 1970. Diese Arbeit enthält einen 
dokumentarischen Teil mit Interviews, Auszügen aus dem Programm der Unidad 
Popular sowie der ersten Botschaft Allendes an den Kongreß. 


Arno Münster: Chile — friedlicher Weg? Historischer Bericht und politische Analy- 
se, Berlin 1972. 


Dieses Buch enthält einen historischen Abschnitt zur Sozialgeschichte Chiles seit 

Erlangung seiner Unabhängigkeit von Spanien, der jedoch recht flüchtig zusammen- 

gestellt ist. Besonders lesenswert sind demgegenüber die Ausführungen über die 

konkreten Veränderungen in den Produktionsverhältnissen, die Informationen über 
die sozialen Prozesse an der „Basis“, in denen sich in Form von Arbeiter- und 

Bauernräten und von Verteilungskomitees usw. die Strukturen und Kräfte einer 
Doppelherrschaft andeuten. 


3A. G. Frank: Kapitalismus und Unterentwicklung in Lateinamerika, Frankfurt 

. 1969; . u . 

“ Herman Ramirez Necochea: Englands wirtschaftliche Vorherrschaft in Chile, in: 
Lateinamerika zwischen Emanzipation und Imperialismus, Berlin (DDR) 1961. 


J. Fred Rippy: Latin America. A Modern History, New York 1958. 


Zur Geschichte Chiles seit Erlangung seiner politischen Unabhängigkeit von Spanien 
seien aus den zahlreichen Publikationen nur o.g. drei Arbeiten erwähnt. In diesen 
Büchern wird beschrieben, wie die Eingliederung dieses Landes in den Weltmarkt 
aus den Erfordernissen des gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozesses der 
aufsteigenden imperialistischen Industrienationen erfolgt ist und wie diese auch 
politisch erzwungen wurde. Die Kenntnis der jeweiligen geschichtlichen Stellung der 
Länder der Dritten Welt innerhalb der gesamten Reproduktionszusammenhänge auf 
dem Weltmarkt muß in die Diskussion der Schwierigkeiten des Übergangs zum 
Sozialismus in unterentwickelten Ländern einbezogen werden, denn durch die je- 
weilige Stellung innerhalb der Weltarbeitsteilung besteht für alle diese unterent- 
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wickelten Länder -- wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß — zunächst nur ein 
geringer Spielraum, sich aus dem Weltmarkt herauszulösen, Gerade durch den Re- 
produktionszusammenhang dieser Länder mit den Industrienationen müssen solche 
Versuche notwendigerweise zunächst auf objektive Grenzen stoßen, bevor jene poli- 
tische Anstrengung zur ökonomischen Realität werden kann, 


Zuletzt sei noch auf die ]4tägig erscheinenden Chile-Nachrichten hingewiesen, die 
vom Komitee „Solidarität mit Chile‘ herausgegeben werden (Kontaktadressen: Cia- 
rita Müller-Plantenberg, I Berlin 45, Lorenzstr. 65. Bei Bestellung 10 DM beilegen. ) 
Die Chile-Nachrichten bringen Nachrichten und Analysen und informieren über 
lokale Komitees, Arbeitsgruppen usw. Das Komitee „Solidarität mit Chile‘ sammelt 
Spenden für die Verfolgten und im Widerstand stehenden Gruppen und hat über 
zuverlässige Kanäle bereits erhebliche Summen weitergeleitet, 


Spendenkonto: Komitee „Solidarität mit Chile“ 
PSchKonto Berlin (West) Nr. 38 00 87--108, Elfriede Kohut, 


Abschließend veröffentlichen wir den Text eines Solidaritätsaufrufs, den zwölf am 
29./30. 9. 1973 in Frankfurt zusammengetroffene Chile-Komitees als Plattform für 
ihre weitere Arbeit angenommen haben: 


Aufruf zur Solidaritätskampagne für Chile 


Der Griff des chilenischen Militärs nach der Macht war offensichtlich das letzte 
Mittel der verschiedenen chilenischen und ausländischen Kapitalistengruppen, so- 
ziale Veränderungen im Interesse der Mehrheit der Bevölkerung, wie sei von der 
Regierung der Volkseinheit angestrebt wurden, zu verhindern. Der Militärputsch 
richtete sich nicht allein gegen eine demokratisch gewählte Regierung, sondern vor 
allem auch gegen die Organisationen der chilenischen Arbeiter und Bauern, die 
bereit sind, für ihre Errungenschaften, ihre Fabriken, ihr Land und nicht zuletzt für 
ihr Leben zu kämpfen. 


Die kapitalkräftigen und bevorrechtigten Klassen Chiles hatten bereits vor dem 
Putsch mit allen Mitteln ihrer wirtschaftlichen Macht, aber auch mit Terror und 
bürgerkriegsartigen Aktionen versucht, Chaos im Land herzustellen. Nun stellen 
dieselben gesellschaftlichen Kräfte den Gewaltstreich des chilenischen Militärs als 
Rettung aus dem Chaos dar, das sie selbst anzurichten bemüht waren. 


Dieses Vorhaben zeigt beispielhaft: Das Kapital läßt die Regeln der bürgerlichen 
Demokratie immer dann bedenkenlos fallen, wenn sich diese gegen Kapitalinteres- 
sen auszuwirken drohen. 


Der Putsch erfolgte in Kooperation mit imperialistischen Staaten, an ihrer Spitze 
die USA, die bereits vorher keine Mittel —- von der Einmischung der ITT, über 
Kreditschikanen bis zum Kupferboykott — gescheut hatten, um die Regierung der 
Volkseinheit zu stürzen. Hinter der Fassade von Entspannungspolitik sind die USA 
bemüht, soziale Befreiungsbewegungen in Lateinamerika zu liquidieren. 
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Wir müssen gegenüber dem bürgerlichen Gewaltstreich in Chile jetzt international 
dieselbe Solidarität entwickeln, mit der in den vergangenen Jahren die Befreiungsbe- 
wegung in Vietnam unterstützt wurde. Wir müssen bewußt machen: gegenüber dem 
Bruch bürgerlicher demokratischer Legalität in Chile durch Kapital und Militär ist 
jedes Mittel proletarischer Gegengewalt legitim. Die Errungenschaften der Arbeiter 
können nur die Arbeiter selbst verteidigen und weiterentwickeln! 


Die in Frankfurt versammelten Chile-Komitees aus 12 Städten der Bundesrepublik 
und Westberlin einigen sich darauf, ihre Bemühungen zu koordinieren, um vor allem 
folgende Aufgaben zu erfüllen: 


1. Informationen zu verbreiten: über den Kampf des chilenischen Volkes, seine 
Organisationen und seine Errungenschaften während der letzten Jahre, über 
den Kampf des chilenischen Volkes und seiner Organisationen gegen die fa- 
schistische Militärjunta, gegen Bourgeoisie und Imperialismus; 


2: politische und materielle Aktionen der Solidarität für diesen Kampf und für 
die Opfer der Unterdrückung in Chile, die sich auch gegen die Exillateinameri- 
kaner in Chile richtet, zu organisieren und zu unterstützen; 


3. Druck auf die Bundesregierung, auf nationale und internationale Organisatio- 
nen auszuüben, um jede Zusammenarbeit mit der Militärjunta zu verhindern 
und die Unterstützung des chilenischen Widerstandes zu erreichen. 


Die in Frankfurt versammelten Vertreter der Chile-Komitees empfahlen den Komi- 
tees: 


1. die Solidaritätsarbeit für den chilenischen Widerstand so zu gestalten, daß 
unterschiedliche parteipolitische Interessen die Solidaritätsarbeit nicht behin- 
dern; 

2. die Mitarbeit in den Komitees allen zu ermöglichen, die mit den Zielen dieses 
Aufrufes übereinstimmen; 

3: eine enge Zusammenarbeit mit den Organisationen der Iateinamerikanischen 
Studenten in der Bundesrepublik und Westberlin anzustreben. 


Solidarität für den Sieg der chilenischen Arbeiterklasse! Der Kampf geht weiter! 
Frankfurt, 30. 9. 1973 


Chile-Solidaritätskomitee Aachen, Lateinamerikanische Gruppe Aachen, Chile-Soli- 
daritätskomitee Düsseldorf, Chile-Aktionskomitee Mainz, AELA Hamburg, ALA 
Freiburg, ADW Freiburg, Komitee „Solidarität mit Chile“ Berlin, KELA Frankfurt, 
AELA Frankfurt, CLA Heidelberg, Komitee „Solidarität mit Chile‘ Heidelberg, 
Chile-Komitee Tübingen, Chile-Komitee Stuttgart, AELA München. 
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Erklärung zur Unterdrückung von oppositionellen Kräften in Peru 


Am 25. September 1973 durchsuchte die peruanische Staatssicherheitspolizei die 
Buchhandlungen Limas und beschlagnahmte die Nr. 4 der kritischen sozialwissen- 
schaftlichen Zeitschrift ‚Sociedad y Politica‘. Diese Zeitschrift befaßt sich mit der 
theoretischen Analyse der derzeitigen politökonomischen, sowie der gesellschaftli- 
chen Entwicklung in Peru und fordert den aktiven und autonomen Eingriff des 
Volkes in diesen Prozeß. Durch ihren Beitrag zum Studium der sozio-ökonomischen 
Entwicklung und zur Denunzierung der imperialistischen Herrschaft in Lateinameri- 
ka ist die Zeitschrift weit bekannt. Die Herausgeber werden verfolgt. Der Direktor 
Anibal Quijano Obregön und der Redakteur Julio Cotler wurden am 6. Oktober 
1973, ohne daß ihnen dafür eine Erklärung gegeben wurde, nach Argentinien ausge- 
wiesen. Welches sind die Hintergründe dieser im Gegensatz zur peruanischen Presse- 
gesetzgebung stehenden Willkürmaßnahmen? 

Peru befindet sich seit 1968 unter der Herrschaft einer Militärregierung. Sie 
löste Eine Serie von zivilen und militärischen Regierungen ab, die faktisch das Land 
durch die Vergabe von Konzessionen an inländische und insbesondere ausländische 
Kapitalgeber, deren Interessen sie nachher vertraten, verwaltet hatten. Beispielswei- 
se stiegen die transferierten Gewinne nordamerikanischer Gesellschaften von 17 
Millionen Dollar im Jahre 1958 auf 137 Millionen im Jahre 1966. Sozialpolitik 
wurde in äußerst geringem Umfang betrieben, sie gipfelte bei der der Militärregie- 
rung vorhergehenden zivilen Regierung Belaunde im Aufruf an die seit Jahrhunder- 
ten ausgebeutete und verelendete Landbevölkerung, sich selber zu helfen, ohne daß 
die Mechanismen, die zur Verelendung geführt hatten, angegriffen wurden. Die 
Industrialisierungspolitik war entsprechend dem genannten Konzessionssystem 
chaotisch und führte in keiner Weise zu einer Absorption der von der verelendeten 
und stagnierenden Landwirtschaft freigesetzten Arbeitskräfte. Beispielsweise wur- 
den in der Fischmehlindustrie Überkapazitäten angelegt, die Fischgründe weitge- 
hend zerstört, so daß die in einem Jahr gefangenen Fische heute in 50 Tagen 
verarbeitet werden können und die Arbeitslosigkeit in diesem Bereich chronisch ist. 
In anderen Bereichen, z. B. der Autoindustrie, wurden etwa 150 verschiedene Perso- 
nenwagentypen zusammengesetzt, Kapitalintensive Investitionen getätigt, die nur 
minimalen Zahlen von Personen einen Arbeitsplatz boten. 

In dieser Situation übernehmen die Militärs im Oktober 1968 die Macht. Ihr 
Putsch ist unblutig, niemand denkt daran, die vorhergehende Regierung zu verteidi- 
gen. In der Folge versuchen.die Militärs, die vorgeben, eine Revolution eigenen Stils 
zu machen, das ökonomische Chaos zu ordnen, die Industrialisierung zu beschleuni- 
en, ‚die ünterschiedlichen „Klasseı und. Sekioren er Gesellschaft, miteinandeı 


die einheimische’ ‚Industrie und inte in den Andenga len : 


Pa 
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industrialisierungsprozeß durch zweierlei Maßnahmen unterstützen. Einerseits sol- 
len. die vorherigen Großgrundbesitzer in den industriellen Sektor ‚übergeleitet wer- 
den. Die Entschädigungen, die sie für das (nachweislich zu. irgendeinem Zeitpunkt 
von den indianischen Bauern geraubte) enteignete Land erhalten, sind durch Investi- 
tionen in.der Industrie auslösbar, die begünstigten Tagelöhner oder feudal abhängi- 
.gen_Landarbeiter sollen die ‚hierfür notwendigen Geldmitiel als ‚Agrarschuld‘, als 
Bezahlung für das ihnen zurückgegebene Land, über zwanzig Jahre hinweg ableisten. 
Andererseits, soll auf dem ‚Land. durch, Schaffung. einer breiten Schicht von Mittel- 


N ‚striegesetzgebung, die den Arbeitern beschränkte Mitbestimmungsrechte und 
eine, ‚wenn auch geringe, Kapitalbeteiligung sichern soll, will man die Klassen mit- 
einander "versöhnen, Arbeitskämpfe, insbesondere Klassenkämpfe, vermeiden. 
Gleichzeitig fördert man im ganzen Land gremiale Organisationen oder zumindest 
regierungskonforme .Arbeiterorganisationen, die die vorher bestehenden Klassenor- 
ganisationen ersetzen sollen. 

Eine Reihe der getroffenen Maßnahmen: Devisenkontrolie, Verstaatlichung 
des Außenhandels, Beteiligung der Arbeiter am Betriebskapital etc. werden vom 
nationalen Bürgertum als ‚Revolution‘ mißverstanden und die Maßnahmen, die es 
eigentlich fördern sollten, schlagen ins Gegenteil um. Die..private Investitionstätig- 
keit..stagniert. weitgehend. Die Regierung verschafft sich ein antiimperialistisches 
Image in der Außenpolitik, welches einerseits die akademische Linke im Innern, 
andererseits die sozialistischen Länder für das Regime einnehmen soll. Staatliche 
Kontrollen und Lenkung für eine Reihe der an das vorherige Konzessionssystem 
gewöhnten nordamerikanischen Konzerne führen zu einer Verstärkung dieses Bildes 
und zu einem Rückgang der nordamerikanischen Investitionen. Das nordamerikani- 
sche Kapital wird in vielen Bereichen (Autoindustrie, Textilindustrie, Bergwerke) 
durch westeuropäisches bzw. japanisches Kapital ersetzt. Da kein nennenswerter 
anderer Weg zur Industrialisierung wirklich eingeschlagen wird, setzt das Regime 
weiterhin. apitalinvestitionen aus dem Ausland... Die Militärs bieten ausländi- 
schen "Kap gebern günstigste Konditionen und versuchen das Land (z. B. in Anzei- 
gen in der New York Times) durch Sicherheit und Arbeitsfrieden für Kapitalgeber 
interessant darzustellen. Arbeitskämpfe müssen deshalb radikal ‚unterdrückt und 
verschwiegen werden. 

Trotzdem kommt es ab 1972 immer häufiger zu Arbeitskämpfen und Streiks, 
die in ihren Intentionen weit über das ‚Revolutionsmodell‘ der Militärs hinausgehen, 
auf die Verstaatlichung oder Arbeiterkontrolle von Betrieben abzielen. Aber nicht 
nur diese, sondern auch einfache Lohnkämpfe werden teils blutig unterdrückt, ver- 
heimlicht oder abgeschwächt. Gewerkschaftsführer werden verfolgt, der gewerk- 
schaftliche Bauernführer Hugo Blanco z. B. deportiert. 

Ein Teil der Leugnung von sozialen Konflikten drückt sich auch in den offi- 
ziösen Verlautbarungen und Erklärungen über die Ereignisse in Chile aus, die teils 
wörtlich lügnerische Behauptungen der chilenischen Militärs übernehmen. 

Es ist kein Zufall, daß Publikationsorgane kritischer, in Opposition zur Regie- 
rung stehender Gruppen und Sozialwissenschaftler verboten werden müssen, wenn 
sie das Bild der friedlichen, alle Klassen versöhnenden ‚Revolution‘ als Trugbild 
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entlarven. Die Beschlagnahme der Zeitschrift ‚Sociedad y Politica‘ und die Verfol- 
gung ihrer Herausgeber ist kein Fehltritt der Regierung, obwohl sie im Gegensatz zu 
der von derselben Regierung erlassenen Pressegesetzgebung steht. Ihr Grund liegt in 
der Thematik des beschlagnahmten Heftes: einer Erklärung zum chilenischen Mili- 
tärputsch und Materialien über die Politik der Militärregierung, die die zunehmende 
Unterdrückung von Arbeitern und Arbeitskämpfen denunzieren. 
Sozialwissenschaftliche Veröffentlichungen sind nur solange genehm, wie sie 
der Regierung dienen. Peru ist noch nicht Chile. Die peruanischen Arbeiter haben 
nicht die kämpferische Tradition der chilenischen Arbeiter, das Bürgertum ist insge- 
samt schwächer als das chilenische. Es besteht die Gefahr, daß das chilenische 
Beispiel und die allgemeine Brasilisierung Lateinamerikas die peruanischen Militärs 
zu einer noch härteren Verfolgung ihres Kurses bringen könnte. Solidarität mit den 
Arbeitern Perus und den Wissenschaftlern, die die Rechte der Ausgebeuteten vertei- 
digen, ist notwendig. 
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Thesen zum Editorial der Redaktionskonferenz: Probleme und Funk- 
tion einer wissenschaftlichen sozialistischen Zeitschrift zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt, aus PROKLA Nr. 6 


Initiativgruppe Bad Soden 


1. Die Überlegungen der PROKLA „stellen nicht das dar, was gemeinhin unter 
politischer Linie verstanden wird —“, sie lehnt die „bloß ideologische Nachahmung 
der Arbeiterbewegung und die damit gesetzten doktrinären Ansprüche und organisa- 
torischen Versuche“ jedoch als „falsch‘“ ab, kann sich „‚die entscheidende Auseinan- 
dersetzung mit reformistischen, revisionistischen und dogmatischen Strömungen in- 
nerhalb der Arbeiterbewegung“ jedoch nur als „eine bessere, die revolutionäre Per- 
spektive nicht verbauende Praxis der Arbeiterbewegung“ vorstellen. Damit kann sie 
jedoch den Charakter der gegenwärtigen „kommunistischen“ Bewegung nicht erfas- 
sen und folglich nicht adäquat kritisieren; andererseits konstruiert sie ein „reines“ 
Verhältnis zwischen sich und der Arbeiterbewegung, als ob die Realität nicht auch 
durch die Existenz der „kommunistischen“ Gruppen bestimmt sei. Wenn es auch 
richtig ist, daß man den „kommunistischen“ Gruppen nicht dadurch begegnet, daß 
man ihnen den bloßen Mangel an Strategie vorwirft, so wird andererseits die Ausein- 
andersetzung nicht erst durch die richtige Praxis der Arbeiterbewegung geführt (was 
ist das, nicht schon die gegenwärtige Streikbewegung, die die „kommunistischen“ 
Gruppen real, aber nicht verbal kritisiert!), sondern um die richtige Linie in bezug 
auf die Unterstützung der Arbeiterbewegung, damit notwendig verbunden um die 
Einschätzung der objektiven Lage und um Strategieansätze in der aktuellen und 
historischen Geschichte der Arbeiterbewegung auf Weltebene. Damit ist notwendig 
verbunden die Auseinandersetzung um das Selbstverständnis (weil Aufgaben) der 
gegenwärtigen kommunistischen Kräfte. 


2. Der Prokla war „klar, daß erst auf der Grundlage einer marxistischen Kritik, 
welche die realen Probleme der gegenwärtigen Klassenkämpfe zum Zentrum hat, 
sowohl Aussagen über Tendenzen und Aufgaben der Arbeiterbewegung als auch der 
Funktion sozialwissenschaftlicher Intelligenz in ihr getroffen werden können“, 
trotzdem sollten ihre Beiträge den praktisch arbeitenden Gruppen dienen bzw. 
behilflich sein. 

Kann die Prokla aufgrund der von ihr noch nicht entwickelten Strategie den 
anderen Gruppen auch keine falsche, sondern bestenfalls eine fehlende Strategie 
vorwerfen (warum tut sie das in so ungenügender Form? }, wie kann sie dann schon 
von der „Funktion sozialistischer Intellektueller in ihr (der Arbeiterbewegung)“ 
sprechen und festlegen, daß die „theoretische Arbeit, wie sie von der sozialistischen 
Intelligenz geleistet werden kann, eine Voraussetzung für eine „bessere“ Arbeiterbe- 
wegung ist? Demgegenüber ist festzuhalten: Die Arbeiterbewegung wird nur mit 
einer richtigen Strategie siegen, deren Erarbeitung und Fortentwicklung ist nicht die 
Aufgabe der „sozialistischen Intelligenz“ — sondern der Kommunisten. Das heißt 
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jedoch nicht, daß man derzeit alle Kräfte in einen Topf schmeißt und jeder das 
gleiche tun muß. 


3. Die von der Prokla definierte Aufgabe der Theorie, „auf der Basis der Marxschen 
Theorie muß sie versuchen, die Grenzen des gegenwärtigen kapitalistischen Systems 
aus seinen realen... Auflösungstendenzen ...“ etc. (S. 141), unterstellt einen Ob- 
jektivismus, der die politische Klassenanalyse, die Strategie, nicht in seinem Blick- 
feld hat. Dies scheint komplementär der Bestimmung der sozialistischen Intelligenz 
als Theoretiker. 

Der Objektivismus der Prokla drückt sich auch darin aus, daß als „Motor 
dieser Gesellschaft‘ die „Bewegung des Kapitals“ bezeichnet wird und nicht der 
Klassenkampf als Triebrad der Geschichte. Denn die dem Kapital immanenten Ten- 
denzen treffen stets auf ihm selbst äußerliche Bedingungen. Wenn unter bestimmten 
Umständen aber — und nicht „für die Kapitalistische Geselischaft ganz allgemein 
charakteristisch‘, wie die Prokla meint, — „der Klassengegensatz in äußerlichen, 
scheinbar selbständigen Ausdrucksformen auftritt“ (S. 141), so folgert die Prokla 
mit Bezug auf dieses „allgemein“, daß die „Aufgabe der sozialwissenschaftlich aus- 
gebildeten sozialistischen Intelligenz“ es ist, „den Zentralkonflikt anhand seiner 
jeweiligen Erscheinungsweisen zu analysieren“. In erster Linie zwar bei den betrieb- 
lichen Konflikten, darüber hinaus „aber auch an den vermittelten Erscheinungen“. 
Einerseits ist es von hier tatsächlich nicht mehr weit zum Sozialistischen Büro mit 
seinen diversen „Ansatzpunkten“, andererseits wird hier gerade ohne die vielbe- 
schworene Strategie die Politik wieder ins Feld gebracht. Die Theorie ist so hoff- 
nungslos verkümmert, daß es schon der sozialwissenschaftlichen Ausbildung bedarf, 
um den „Zentralkonflikt‘“ überhaupt noch aufzuspüren, womit ihr Aufgabengebiet 
auch schon ausgeschöpft erscheint. 


4. Stellt die Prokla richtig und präzise fest, daß die derzeitige Arbeiterbewegung 
noch keinen eigenständigen politischen Ausdruck gefunden und bestenfalls durch 
die radikale Vertretung der ökonomischen Interessen geprägt ist, und daß die „not- 
wendig bornierte ökonomische wie politische Vertretung der wirklichen gesell- 
schaftlichen, das System des Kapitalismus transzendierenden Interessen der Arbei- 
terbewegung .. . allerdings um so mehr aufbrechen (können), als sich der Druck auf 
die materiell-ökonomischyund gesellschaftliche Stellung der Arbeiter verschärft“, so 
ist es insofern ungenügend, „die Schwäche und die Zersplitterung der westdeut- 
schen Linken“ gerade im Zusammenhang der Tatsache, „daß bei den Massen der 
Lohnarbeiter keine Eifahrungsbasis für die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
eigenständigen politischen Organisierung gegen das Kapitalverhältnis existiert“, zu 
sehen, wie dabei der entscheidende Punkt herausfällt, daß nämlich die Verschärfung 
der ökonomischen Lage allein diese Einsicht auch nicht bringt oder doch zumindest 
ziemlich konsequenzlos, und die gegenwärtige Linke gerade nicht in der Lage ist, 
diesen entscheidenden Punkt zu vermitteln. Ihre falsche Strategie wird eine falsche 
oder keine Organisierung ermöglichen, und gerade hier müssen die „Theoretiker“ 
ihre Arbeit leisten, dem Proletariat vermitteln, warum und wie es sich organisieren 
muß; dafür ist allerdings Theorie notwendig, nur scheint die Prokla dieses Terrain 
anderen überlassen zu wollen, bzw. kann es nicht selbst begründen. 
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5. Das Verhältnis von Ökonomie und Politik charakterisierend, kämpft die Prokla 
weitgehend gegen einen fiktiven Gegner. Gerade um das Auseinanderfallen von 
Ökonomie und Politik aufzuheben, ist die Avantgarde der Arbeiterklasse -- und des 
Proletariats geschehen kann und nicht von einer studentischen Partei substituiert 
werden kann; aber fälschlicherweise verkennt sie dabei zumindest im Ansatz die 
Bedeutung gerade des Hereintragens des wissenschaftlichen Sozialismus — gezwun- 
gen, sich als politische Partei, die allen bisherigen Parteien gegenübersteht (Marx), 
zu organisieren, auch wenn die große Masse der Arbeiter zu diesem Schritt noch 
nicht bereit ist. Die Forderung nach der Aufhebung dieser Trennung schon im 
Kapitalismus nimmt der Arbeiterklasse die einzige Waffe, mit der dieses Ziel über- 
haupt erreicht werden kann: die politische Partei. Will die Prokla jedoch auf dem 
politischen gegenüber dem ökonomischen Kampf bestehen, d.h. diese verschmel- 
zen, so übersieht sie die realen Unterschiede im Klassenbewußtsein der Arbeiter und 
kann sich nur durch eine syndikalistische Konstruktion retten, in der alle alles 
machen, die „Konkurrenz“ innerhalb der Arbeiterklasse schon aufgehoben ist, ohne 
dies gleichzeitig im Kampf gegen das Kapital tun zu müssen. Das kritisierte Politik- 
verständnis — das die Partei begründen soll — ist nicht das von Marx und Lenin, 
sondern dem schlechtesten Teil der neuen Linken entnommen. 


6. Insgesamt ist der Artikel keine „Rechenschaft über die Bewegung, die vor unse- 
ren Augen vor sich geht, um sich zum Organ derselben zu machen”. Die Prokla 
stellt (richtig) fest, daß keine der politischen Gruppen beanspruchen kann, „die 
politische Form der Interessenvertretung der Arbeiterklasse zu sein“, deshalb 
braucht sie sich für niemand zum Instrument zu machen, auch nicht für die Arbei- 
terklasse, und begründet ihre Hauptaufgabe, „die Produktion und Publikation theo- 
retischer Analysen“ überhaupt nicht mehr, bestenfalls aus ihrer Stellung als sorie)- 
wissenschaftliche sozialistische Intelligenz; was die anderen machen, ist egal -- was 
die „Kommunisten“ in der gegenwärtigen Situation machen müssen, ist nicht ihr 
Problem. Die Begründung, daß die Theorieerarbeitung als Teilfunktion auch 
gemacht werden muß, und sie sich dazu eignet, enthebt von jeder weiteren Verant- 
wortung. Die Prokla will „im Rahmen einer wissenschaftlichen Zeitschrift“ auch 
Analysen über die objektive Lage der Intelligenz (als Schicht) machen. Ob sich einer 
daran hält, ist egal, der Stellenwert gerade dieser Theorie nicht hinterfragt, das 
Verständnis anderer Gruppen nur falsch (vor welchem Wahrheitskriterium? ), nicht 
Ausdruck einer Strategie, mit der man sich um die Durchsetzung auseinandersetzen 
muß, denn in ihrem Interesse haben die Leute recht. Der Intelligenz werden auf- 
grund ihrer jeweiligen Situation Aufgaben zugeteilt — ob sie diese überhaupt erfül- 
len will, ob sie nicht notwendig gerade eine falsche, d. h. in anderen Interessen als 
denen des Proletariats liegende Strategie erfüllt, wird nicht einmal zum Problem. 


7. Die Arbeitsteilung, die der Prokla vorschwebt, ist nicht grundsätzlich falsch. Es 
ist richtig, Analysen zu erstellen etc., entscheidend ist die politische Linie dabei. 
Genauso, wie es nicht an sich falsch ist, Betriebsarbeit zu mac ‚kommt es auf die 
Begründung, die Kräfteverhältnisse, die politische Linie etc. an! Die Lage als Mitar- 
beiter am OSI ist keine politische Linie. 
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8. Die Position der Prokla wird nahezu pervers, wenn sie — sich rühmend, in ihrer 
bisherigen „Arbeit marxistische Positionen vertreten (zu) haben, ohne sie durch die 
Bindung an ‚traditionelle‘ Organisationsformen dogmatisch einschränken zu lassen“ 
(Prokla 7, S. 156), sich mit dem Sozialistischen Büro, einer gewiß undogmatischen, 
weil unmarxistischen Gruppe liiert. Wenn so die richtige Gegenpraxis aufgebaut 
werden soll, die den Theoretikern ihre Spielwiese schafft und die Wurschtelei der 
Praktiker mit einem OSI-Schutz- und Qualitätsschild verhüllt, dann soll man doch 
gleich aus der Klassenlage als sozialistischer Sozialwissenschaftler das Interesse an 
einer kleinbürgerlichen Politik ableiten, und das ganze nicht für kommunistisch 
ausgeben. 


E Ende des Jahres beginnen wir mit dem vollständigen Nachdruck der # 
- Zeitschrift der Gruppe Arbeiterpolitik 1948-1959. Das Reprint wird 


“ca. 10 Bände umfassen. Ein ausführlicher Sonderprospekt, der auch 
4 Preisangaben und Subskriptionsbedingungen enthält, wird in Kürze 
fertiggestellt. 
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